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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zwei­
ter Präsident Mag. Minkowitsch. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Das Amtliche Protokoll der 78. Sitzung vom 
1. Feber 1985 ist in der Parlamentsdirektion 
aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Bayr, Fachleutner, Dipl.-Vw. Tieber und 
Gossi. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Dr. Stix und Dr. Blenk. 

Fragestunde 

Präsident: Wir kommen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Dipl.­
Ing. Dr. Keppelmüller (SPÖ) an den Bundes­
minister für Justiz. 

430/M 
Was machen Sie, daß die Gerichte schneller arbeiten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Ofner: Herr 
Abgeordneter! Zu den Schwerpunkten der 
Tätigkeit im Justizressort gehört es, dafür zu 
sorgen, daß die Gerichte rascher arbeiten, als 
dies derzeit der Fall ist, daß die Abläufe einfa­
cher und straffer gestaltet werden. Allerdings 
ist es erfreulicherweise so, daß die österreichi­
schen Gerichte wesentlich rascher arbeiten, 
als man bei oberflächlicher Betrachtung -
wenn man das eine oder andere Mal einen 
Ausnahmefall in der Zeitung liest - glauben 
sollte. 

Im Jahre 1983 waren bloß etwa 2 Prozent 
aller Zivilverfahren bei den Bezirksgerichten 
länger als ein Jahr und 1,9 Prozent bei den 
Gerichtshöfen erster Instanz länger als zwei 
Jahre anhängig, dies aber schon unter Weg­
lassung der Mahnverfahren, denn würde man 
die Mahnverfahren hineinnehmen, wäre der 
Prozentsatz noch günstiger. 

Bei den Strafverfahren schaut es so aus, 

daß 1983 zum Beispiel bei den Bezirksgerich­
ten 98,3 Prozent aller Strafsachen innerhalb 
von sechs Monaten erledigt wurden. 

Im Durchschnitt wird also sehr rasch gear­
beitet. Allerdings gibt es immer einzelne 
Fälle, die uns Sorgen machen und die auch 
für ein entsprechend negatives Echo in der 
Öffentlichkeit sorgen. 

Dem Ziel, die Dinge bei Gericht zu 
beschleunigen, gelten die Bemühungen, die 
Verfahrensrechte neu zu gestalten. Ich erin­
nere an die im Gang befindliche Neufassung 
der Strafprozeßordnung und an die im Gang 
befindliche Neufassung des Außerstreitgeset­
zes. Das Justizministerium arbeitet an beiden 
Vorhaben mit Nachdruck. 

Die verstärkte Nutzung der EDV-Möglich­
keiten bei Gericht und die Schaffung von 
zusätzlichen personellen Positionen dort, wo 
Engpässe bestehen: Das sind im Rahmen die­
ses Schwerpunktes die Hauptvorhaben, die 
durchgeführt werden sollen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Keppelmüller: 
Herr Bundesminister! Die Arbeitslast der 
Gerichte auf dem Exekutionssektor hat in den 
letzten Jahren zugenommen. Welche spezifi­
schen Maßnahmen zur Verfahrensbeschleuni­
gung sind hier geplant? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Ofner: Es ist richtig, 
daß der Exekutionsbereich arbeitsmäßig eine 
offene Flanke der Justiz darstellt. Wir haben 
aber von den Neuaufnahmen, die wir 1983 
und 1984 personalmäßig im nichtrichterlichen 
Bereich haben durchführen können - das 
waren insgesamt 215 zusätzliche Mitarbeiter 
-, einen sehr großen Anteil in den Exeku­
tionsbereich abgestellt. 

Es ist aber auch so, daß durch eine neue 
gesetzliche Regelung, nämlich durch das 
Gesetz über die Phasenpauschalierung der 
Gerichtsgebühren im Zivilverfahren, das seit 
1. Jänner dieses Jahres in Kraft ist, dafür 
gesorgt ist, daß bei Einschreitern, die persön­
lich gebührenbefreite, in der Regel betrei­
bende Parteien sind, nicht so wie bisher in 
einem Doppelschritt im Exekutionsverfahren 
zunächst das aushaftende Kapital samt Zin­
sen et cetera einbringlich gemacht werden 

79. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 97

www.parlament.gv.at



7010 Nationalrat XVI. GP - 79. Sitzung - 20. Feber 1985 

Bundesminister Dr. Ofner 

muß und dann in einem zweiten Schritt erst 
die Gebühren, die ja der persönlich Gebüh­
renbefreite nicht bezahlen mußte, sondern 
jetzt beides in einem Aufwaschen hereinge­
bracht wird. 

Das haben wir in diese neue gesetzliche 
Regelung über die Phasenpauschalierung ein­
gebaut. Es wird sich dadurch schon eine spür­
bare Entlastung im Fahrnisexekutionsbereich 
ergeben. 

Zum zweiten bestehen, wie mir scheint, 
sehr erfolgreich verlaufende Gesprächskon­
takte zwischen dem Justizressort einerseits 
und dem Sozialminister beziehungsweise den 
Sozialversicherungsträgern anderseits, in 
denen es darum geht, in Zukunft stärker als 
bisher die Bezügeexekution, also die Gehalts­
exekution, an die Stelle der Fahrnisexekution 
treten zu lassen. Die Fahrnisexekution bindet 
viele Kräfte bei Gericht, ist kaum jemals 
erfolgreich und gehört zum Frustrierendsten 
und sozial Demütigendsten, was es nach mei­
nem Dafürhalten in unserer Rechtsordnung 
überhaupt gibt. Wir glauben, daß dann, wenn 
es glückt, dazu zu kommen, die Sozialversi­
cherungsträger bei Bezügeexekutionsanträ­
gen im kurzen Wege den Gerichten Auskunft 
erteilen werden, wo der Verpflichtete arbeitet. 
Es soll die demütigende Fahrnisexekutions­
führung, wo der Vollstrecker um fünf Uhr in 
der Früh die Familie aus dem Bett holt und 
dann überall der Kuckuck dar aufgeklebt 
wird, zurückgedrängt werden. Auch die offene 
Arbeitsflanke Exekutionsbereich wird etwas 
geschlossen werden können. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Keppelmüller: 
Herr Bundesminister! Häufig führen beson­
ders bei kleineren Gerichten unerwartete 
Ausfälle von Beamten des Fachdienstes, von 
Rechtspflegern zu Schwierigkeiten, zu Eng­
pässen, zu Verzögerungen. Was ist auf diesem 
Gebiet geschehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Ofner: Sie haben recht, 
Herr Abgeordneter, es ist vor allem bei klei­
neren Bezirksgerichten so, daß der Ausfall 
des einen oder anderen Beamten dazu führt, 
daß niemand da ist, der ihn wirksam vertre­
ten könnte, und daß nicht nur die anderen 
Beamten entsprechende Frustrationserleb­
nisse durchmachen müssen, sondern auch der 
Betreffende solche Erlebnisse' hat, wenn er 
etwa nach längerer Krankheit wieder kommt 
und bei der Tür seines Zimmers gar nicht hin-

ein kann, weil sich drinnen die Akten türmen, 
und daß der rechtsuchende Bürger nicht ent­
sprechende Serviceleistungen zu seinen Gun­
sten finden kann, weil eben der Beamte 
krank ist. 

Wir haben Personaleinsatzgruppen bei den 
Oberlandesgerichten neu eingeführt. Beim 
großen Oberlandesgericht Wien, das die Bun­
desländer Wien, Niederösterreich und Bur­
genland betreut, sind 16 Beamte dieser Perso­
naleinsatzgruppe zugeteilt, und zwar in der 
Regel jüngere, mobile und hervorragend aus­
gebildete Beamte, bei den kleineren Oberlan­
desgerichten Linz, Innsbruck und Graz, sind 
es acht Mitarbeiter. Immer dann, wenn 
jemand aus dem nichtrichterlichen Bereich 
bei Gericht von einer Stunde auf die andere 
ausfällt durch plötzliche Erkrankung, durch 
einen Unfall, auch durch einen Todesfall, 
kann sozusagen über Nacht jemand aus die­
ser Personaleinsatzgruppe hinkommen, der 
dort höchstens sechs Monate bleibt, denn 
sonst versickert er auf Dauer vielleicht bei 
diesem Gericht. Wir hoffen, daß wir mit dieser 
völlig neuen Regelung gute Erfahrungen 
machen werden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hafner. 

Abgeordneter Dr. Hafner (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Im Sinne der Anfrage des Abge­
ordneten Keppelmüller möchte ich Sie auf ein 
Verfahren aufmerksam machen, wo, wie ich 
meine, Sie sehr wohl etwas machen könnten, 
wie der Herr Abgeordnete Keppelmüller 
gefragt hat, damit das Gericht schneller arbei­
tet. 

Ich möchte Sie nämlich auf den wichtigsten 
AKH -Prozeß ,hinweisen, wo es um die Ver­
gabe der Betriebsorganisationsplanung an die 
ABO geht. Namen wie Winter, Wilfling sind 
der Öffentlichkeit bekannt. Das Vorverfahren 
lief seit 1980. Dieses Vorverfahren ist' bereits 
abgeschlossen, die Anklage liegt seit Mitte 
1984 vor. 

Ich möchte Sie jetzt fragen: Was werden Sie 
machen im Sinne der Anfrage des Abgeordne­
ten Keppelmüller, damit endlich die Haupt­
verhandlung in die Wege geleitet wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Ofner: Herr Abgeord­
neter! Im Sinne der Anfrage des Abgeordne­
ten Keppelmüller kann ich leider überhaupt 
nichts machen. Dem Justizminister ist es zum 
Glück, wie Sie mir sicherlich beipflichten wer-
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den, verwehrt, in die unmittelbare Verhand­
lungsgestion durch den unabhängigen Rich­
ter einzugreifen. 

Ich will mich aber der Frage nicht entzie­
hen, ich werde sie trotzdem beantworten. Der 
Justizminister kann die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß die unabhängigen 
Gerichte rasch arbeiten können, er kann sich 
bemühen, dafür zu sorgen, daß es die rechtli­
chen Voraussetzungen gibt, er kann dafür sor­
gen, daß es die organisatorischen Voraus­
setzungen gibt, die personellen Voraussetzun­
gen et cetera. Aber er kann nicht an Stelle des 
Richters die Verhandlung anberaumen, und 
er kann auch den Richter nicht dazu verhal­
ten, die Verhandlung anzuberaumen. 

Tatsächlich ist es so, daß die ABO-Anklage, 
von der Sie sprechen, seit 19.9. 1983 rechts­
kräftig ist und daß es tatsächlich bisher zu 
keiner Anberaumung der Hauptverhandlung 
durch den Verhandlungsrichter gekommen 
ist. Ich bin auf Mutmaßungen angewiesen, 
warum das so ist. Der betreffende Verhand­
lungsrichter hat in der Gesamtmaterie AKH 
schon andere Verfahren über die Bühne zu 
bringen gehabt, die jeweils außerordentlich 
umfangreich, sehr zeitaufwendig und außer­
ordentlich arbeitsaufwendig gewesen sind. 
Ich könnte mir denken, daß die Vorbereitung 
auf diese wahrscheinlich_ wieder eInIge 
Wochen oder Monate in Anspruch nehmende 
Hauptverhandlung sehr schwierig ist. Ich bin 
aber darauf angewiesen, die Frage so zu 
beantworten, wie sie ein Minister, der sich 
unabhängigen Richtern gegenübersieht, 
beantworten kann. Ich freue mich nicht, daß 
die Verhandlung noch nicht anberaumt ist, 
und kann nur vermuten, daß es eben die 
Gründe gibt, die ich Ihnen nun aufgezählt 
habe. -Eine Eingriffsmöglichkeit habe ich 
nicht. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kabas. 

Abgeordneter Mag. Ka~as (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Ab 1. Jänner 
1986 wird gemäß der Zivilverfahrens-Novelle 
das Mahnverfahren bei Gerichtsstrafen vor 
dem Bezirksgericht obligatorisch. Meine 
Frage daher an Sie: Haben Sie alle Vorkeh­
rungen getroffen, damit es nicht zu Engpäs­
sen oder Verzögerungen bei der Erledigung 
kommt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Ofner: Herr Abgeord­
neter! Ich glaube, daß die Justiz auf das 

Inkrafttreten dieser Neuregelung, also auf 
das obligatorische Mahnverfahren, gut vorbe­
reitet ist. Es handelt sich dabei vor allem auch 
um das zweite große Vorhaben, nämlich im 
Rahmen der Justiz die EDV-Möglichkeiten 
entsprechend zum Einsatz zu bringen. Das 
erste Vorhaben streife ich nur: Grundbuchum­
stellung auf automatische Datenverarbeitung. 

Zweites Vorhaben: Mit Inkrafttreten des 
obligatorischen Mahnverfahrens ab 1. Jänner 
1986 werden wir damit beginnen, auch dieses 
Verfahren über die Poststraße des Bundesre­
chenzentrums EDV-gestützt abzuwickeln. Wir 
werden dafür kein eigenes Zentrum bauen. 
Wir wollen die Möglichkeiten, die uns gege­
ben sind, sehr sparsam ausnützen. 

Damit Sie von den Größenordnungen eine 
Vorstellung bekommen: Im Jahr 1983 hat es 
in Österreich etwas über fünf Millionen 
gerichtliche Vorgänge, gerichtliche Akte gege­
ben. Davon werden ab 1. Jänner 1986 zirka 
eine Million obligatorische gerichtliche Mahn­
verfahren sein. Wenn wir nach einigen Jah­
ren all diese EDV-gestützt abwickeln können, 
werden das nicht weniger als 20 Prozent des 
Gesamtanfalles bei Gericht sein. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Reinhart. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPÖ): Sehr ver­
ehrter Herr Bundesminister! Das Bundesland 
Tirol hat schon seit jeher die Einführung der 
modernen technischen Datenverarbeitung im 
Gerichtswesen begrüßt und hat auch diesbe­
züglich initiative Schritte gesetzt. Wir sind 
sehr dankbar, daß das nunmehr in die End­
phase getreten ist, und möchten Ihnen, sehr 
geehrter Herr Bundesminister, aber auch 
Ihrem Herrn Amtsvorgänger Dr. Broda für 
diese Bemühungen sehr danken. 

Als Tiroler Abgeordneter interessiert mich 
natürlich jetzt der Werdegang, der Fortgang 
dieser automationsunterstützten Datenverar­
beitung bei den Gerichten in Tirol. Ich darf 
Sie fragen, wie es sich dabei verhält. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Ofner: Herr Abgeord­
neter! Im Bereich des Bundeslandes Tirol hat 
die Justiz auf zwei Ebenen die automatische 
Datenverarbeitung eingeführt. Es ist zu­
nächst die Buchhaltung des Oberlandesge­
richtes Innsbruck, die EDV-gestützt über die 
Bühne geht. Im Umfang viel wesentlicher ist 
aber die Umstellung der Grundbücher im 
Land Tirol auf automatische Datenverarbei-
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tung. Die Grundbücher der Gerichte in Inns­
bruck und Hall arbeiten bereits auf dieser 
Ebene, Matrei wird jetzt in Angriff genom­
men, Lienz ist soeben fertig geworden, und 
Kitzbühel befindet sich in Arbeit. 

Ich wiederhole noch einmal in der chronolo­
gisch richtigen Reihenfolge: Seit längerem 
arbeiten bereits Innsbruck und Hall EDV­
gestützt im Grundbuchsbereich. Fertig gewor­
den ist soeben Lienz. Ich glaube, ab 1. März 
wird dort der diesbezügliche Betrieb aufge­
nommen. Kitzbühel steht in Arbeit. In Matrei 
beginnt jetzt das Team, das in Lienz fertig 
geworden ist. Wir sind in relativ zügigem 
Tempo daran, in Tirol die Dinge zu einem 
positiven Ende zu bringen. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 2: 
Abgeordneter Bergmann (ÖVP) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

449/M 
Wann haben Sie Bundeskanzler Dr. Sinowatz vom 

"Staatsempfang" für Reder informiert? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Frischenschlager: Herr Abgeordneter! Sie fra­
gen mich, wann ich den Herrn Bundeskanzler 
über den "Staatsempfang" für Reder infor­
miert habe. Da es keinen Staatsempfang, wie 
Sie unrichtlgerweise behaupten, gegeben hat, 
solch ein Plan nie bestand, ein Staatsempfang 
auch gar nicht stattfand, gab es auch keinen 
Anlaß, den Herrn Bundeskanzler über einen 
Staatsempfang zu informieren. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Bergmann: Herr Minister! 
Bei der Überlegung, welche Antwort Sie dar­
auf geben können, hätte ich mir nicht 
gedacht, daß Sie sich hinter dieser formalen 
Antwort verstecken werden, denn Sie werden 
um die Fragestellung konkreter Art ja doch 
nicht herumkommen, und die ganze Öffent­
lichkeit weiß ja, worum es geht. Dem Charak­
ter des Staatsempfanges hat ja nur gefehlt, 
daß Sie dort keine Ehrenkompanie haben auf­
marschieren lassen, ansonsten war es ein 
Staatsempfang. 

Herr Bundesminister! Da Sie sich um die 
erste Frage herumgeturnt haben, nun die 
konkrete Frage: Ist die Feststellung des Bun­
deskanzlers, daß er von Ihrer Aktion auf dem 

Grazer Flughafen, dem Händedruck mit 
Herrn Reder, nicht informiert war, richtig 
oder falsch? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Es ist keine formale Frage, ob 
ein Staatsempfang stattgefunden hat oder 
nicht, sondern eine essentielle, denn die Vor­
gangsweise, die von mir gewählt wurde, war 
alles andere als ein Staatsempfang, und daher 
ist es unrichtig, von einem Staatsempfang zu 
sprechen. 

Ich habe den Herrn Bundeskanzler am 
24. Jänner am Nachmittag telephonisch über 
die gesamten Vorgänge informiert. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Bergmann: Herr Bundesmi­
nister! Ich möchte auch ein Kompliment aus­
sprechen: Es ehrt Sie durchaus, daß Sie sich 
hinter dem humanitären Akt der Begnadi­
gung des Herrn Reder, den wir alle begrüßen 
und bej ahen, nicht versteckt haben, sondern 
jetzt wirklich in die Beantwortung einzuge­
hen bereit sind. 

Sie haben, wie Sie sagen, den Bundeskanz­
ler am 24. Jänner informiert. Aus den Erklä­
rungen Ihres Parteivorsitzenden am Sonntag 
in der "Pressestunde" geht hervor, daß die 
gesamte freiheitliche Fraktion über Ihre per­
sönliche Anwesenheit auf dem Flughafen in 
Graz informiert gewesen sein muß und daß 
ein freiheitlicher Funktionär auch als Presse­
offizier dieser Aktion eingesetzt war. Es gibt 
also genügend Indizien dafür, daß es sich 
nicht um einen Fehler, um eine Fehleinschät­
zung, um eine Bagatelle gehandelt hat, son­
dern um eine politische Aktion. 

Ich frage Sie noch einmal: Haben Sie dem 
Bundeskanzler im Gegensatz zu Ihrer Frak­
tion verschwiegen, daß Sie persönlich auf 
dem Grazer Flughafen anwesend sein wer­
den? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich habe bereits geantwortet, 
daß ich am 24. Jänner - das ist der ÜbersteI­
lungstag - den Bundeskanzler über die Vor­
gänge informiert habe. Ihre weiteren Speku­
lationen, wer es gewußt haben könnte, weise 
ich zurück. Ich habe in meinem Bereich -
das ist das Bundesministerium für Landesver­
teidigung - zwei Personen über die Vorgänge 
informiert, sonst niemanden. 
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Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Gugerbauer. 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Die Österreichische Volks­
partei hat auch heute wieder - fälschlich und 
bewußt aus dem Zusammenhang gerissen -
davon gesprochen, daß ein "Staatsempfang" 
stattgefunden hätte. Können Sie aufklären, 
wer denn tatsächlich die offizielle Übernahme 
des Herrn Reder durchgeführt hat? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Wie bereits dem Bericht des 
Herrn Bundeskanzlers zu entnehmen war, ist 
die Übernahme von Walter Reder in Graz im 

,wesentlichen durch den Sicherheitsdirektor 
des Landes Steiermark Dr. Holler erfolgt 
sowie durch eine Reihe von italienischen Offi­
zieren, die ich namentlich anführen könnte. 
Dies ist aber ebenfalls dem Bericht des Herrn 
Bundeskanzlers zu entnehmen. 

Prisident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Roppert. 

Abgeordneter Roppert (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Ich halte einmal fest, daß die Öster­
reichische Volkspartei für die heutige Frage­
stunde eine Reihe von eingebrachten Sachfra­
gen aus dem Heeresbereich zurückgezogen 
hat, um offensichtlich Personelles und Sensa­
tionelles besser diskutieren zu können. 
(Widerspruch bei der ÖVP.) Ich frage Sie 
unbeschadet dieser Regierungsmaßnahme 
des Herrn Politischen Direktors Bergmann: 
Warum sind Sie persönlich nach Graz gefah­
ren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich war der Überzeugung, daß 
in dem Zeitraum, der zur Verfügung stand, 
die Hauptauflage der Italiener, die Geheim­
haltung, am besten gewährleistet und durch­
führbar ist, wenn ich bei diesen Vorgängen 
persönlich zugegen bin. (Abg. Graf: Das war 
eine gute Idee von Ihnen, das hat funktio­
niert!) 

Prisident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Steiner. 

Abgeordneter Dr. Steiner (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Sie haben gesagt, Sie hätten den 
Herrn Bundeskanzler voll informiert über 
das, was Sie in Graz geplant haben. Das 
schließt ja eine Menge Dinge ein, wo Sie 

nachher gesagt haben, daß Sie sie als politi­
schen Fehler bereuen, und sich beknirscht 
haben. Was hat der Herr Bundeskanzler auf 
all diese Vorschläge gesagt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich habe erklärt, daß ich den 
,Herrn Bundeskanzler am Nachmittag des 
24. Jänner über die Abläufe informiert habe. 
Das ist der Tag, an dem Reder überstellt 
wurde. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Herr 
Abgeordneter Steiner (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

450/M 
Haben Sie mit Außenminister Gratz den "Staatsemp­

fang" für Reder abgesprochen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter Steiner! Sie fragen, ob ich mit 
Herrn Außenminister Gratz den "Staatsemp­
fang" besprochen hätte. Ich muß leider noch­
mals darauf hinweisen, daß kein Staatsemp­
fang stattfand. Daher gab es auch überhaupt 
keinen Anlaß, mit dem Herrn Außenminister 
über einen nicht stattgefundenen und nicht 
geplanten Staatsempfang zu sprechen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Steiner: Herr Bundesmi­
nister! Sie haben diese Erklärung heute schon 
einmal abgegeben. Es ist natürlich schon 
eigenartig, wenn sich ein Bundesminister sei­
ner parlamentarischen Verpflichtungen ent­
schlägt, um irgendeine offizielle Unterneh­
mung durchzuführen. Das geht schon sehr 
nahe an einen Staatsempfang heran. 

Ich möchte Sie nun folgendes fragen: Wie­
weit haben Sie in allen Einzelheiten Herrn 
Bundesminister Gratz von Ihrem umfang­
reich geplanten Vorhaben in Kenntnis 
gesetzt? Und haben Sie ihm auch genau 
gesagt, wie Sie diesen Empfang in Graz zele­
brieren werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Sie fragen nach dem "Staats­
empfang" . Sie werden auf die entsprechenden 
Fragen von mir immer die sachlich korrekten 
Antworten bekommen. Daher werde ich bei 
jeder Frage zurückweisen, daß es ein "Staats-
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empfang" war. Ich habe die Fragen ja nicht 
gestellt. 

Zu Ihrer jetzigen Frage möchte ich klarstel­
len: Ich wurde vom Herrn Außenminister am 
23. Jänner ersucht, mit militärischen Möglich­
keiten die Überführung Reders innerhalb 
Österreichs durchzuführen. Aufgrund dessen 
hat es natürlich Absprachen mit d~m Herrn 
Außenminister gegeben. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Steiner: Herr Bundesmi­
nister! Nach österreichischer Rechtslage, 
sozusagen von Amts wegen, war Ihre Anwe­
senheit in Graz an Ort und Stelle völlig über­
flüssig. Der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Erklärung hier gesagt, daß ja der Sicherheits­
direktor die notwendigen Formalitäten durch­
geführt habe. 

Ich möchte Sie nun fragen: Wurde von ita­
lienischer Seite in formellen Mitteilungen 
oder in informellen Absprachen die volle Ein­
schaltung des Bundesheeres und Ihre persön­
liche Anwesenheit und Aktivität in Graz etwa 
verlangt oder gewünscht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Meine Aufgabe waren nicht die 
Formalitäten. Ich habe das bereits bei der 
vorigen Frage klargestellt. Die Übernahme 
wurde durch den Sicherheitsdirektor Dr. Hol­
ler vorgenommen. Meine Aufgabe war es, die 
rein organisatorischen Vorgänge der Weiter­
bringung und der Abschirmung Reders ver­
einbarungsgemäß mit Außenminister Gratz 
durchzuführen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schwimmer. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Wie Sie jetzt eben wiederholt 
haben, war die Aufgabe der Übernahme dem 
Sicherheitsdirektor der Steiermark übertra­
gen. Wie wir gehört haben, hat ein freiheitli­
cher Funktionär etwa zur gleichen Zeit Jour­
nalisten informiert. Wie wir wissen, ist die 
Maschine ohne Sie nach Graz zur Abholung 
geflogen. (Abg. Dr. S te ger: Das ist ja 
unwahr!) 

Ich frage Sie: Wie kamen Sie zu der etwas 
absurden Auffassung, daß die zusätzliche 
Anwesenheit des Ministers und ein quasi 
Staatsempfang zur Geheimhaltung beitragen 
könnten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich habe nicht dazu Stellung zu 
nehmen, ob irgendwer irgend etwas gesagt 
hat. Sie wissen aus dem Bericht des Bundes­
kanzlers und aus anderen Meldungen, daß 
durch eine Meldung aus Rom im Laufe des 
Vormittags in Österreich die Rückstellung 
Reders bekannt wurde. (Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) Das war der wesentliche Punkt, warum 
die Geheimhaltung nicht funktioniert hat. . 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: 
Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP) an den 
Herrn Bundesminister. 

451/M 
Wem haben Sie den "schweren politischen Fehler", 

Reder einen "Staatsempfang" zu bereiten, erstmals ein­
gestanden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich muß ein weiteres Mal dar­
auf hinweisen, daß es einen Staatsempfang 
nicht gegeben hat, wie Sie in der Anfrage 
unterstellen, und deshalb ist auch kein dies­
bezüglicher politischer Fehler einzubekennen 
gewesen. 

Präsident: Zusatdrage. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bun­
desminister! Wir sind es jetzt schon seit der 
Anfrage 2 gewohnt, daß Sie Fragen nicht 
beantworten. Sie beantworten auch konkret 
gestellte Zusatzfragen nicht. Ich habe näm­
lich vorher gefragt, worin Sie eigentlich die 
Geheimhaltung sahen, wenn Sie zusätzlich 
zum Sicherheitsdirektor als Minister an der 
Übernahme teilnehmen. Das haben Sie völlig 
ignoriert, wie Sie auch jetzt· die Frage igno­
riert haben, wann Sie den politischen Fehler 
zugegeben haben. 

Wenn Sie das nicht beantworten wollen, 
Herr Minister, dann frage ich Sie: Worin 
sahen Sie denn eigentlich den politischen 
Fehler, nachdem Parteifreunde von Ihnen die 
Übernahme durch Sie bejubelt haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: 
Angebliche Bejubelungen der Vorgänge sind 
nicht Fragen der politischen Vollziehung. Ich 
habe den diesbezüglichen Erklärungen, wie 
sie der Bundeskanzler auf der Grundlage mei­
nes Berichtes hier im Parlament zur Kennt­
nis gebracht hat, nichts hinzuzufügen. 
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Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bun­
desminister! Ich stelle fest, daß die Bejubelun­
gen durch Jörg Haider oder auch durch Ihre 
Salzburger Parteiorganisation von Ihnen 
nicht zurückgewiesen worden sind. Wenn der 
Minister das nicht tut, ist das für mich doch 
eine Frage der Vollziehung. Aber ich nehme 
die Antwort zur Kenntnis. Sie spricht für sich. 

Herr Dr. Jörg Haider hat ja nicht nur Ihre 
Aktion, die Sie als politischen Fehler zugege­
ben haben, bejubelt, er hat Sie dann auch kri­
tisiert, als Sie der israelischen Tageszeitung 
"Yedioth Aharonoth" eine entschuldigende 
Erklärung abgegeben haben. Er wurde auch 
dafür nicht vom Parteivorstand der FPÖ ver­
urteilt, genausowenig wie er verurteilt wurde 
für die Erklärung, die FPÖ sei nicht die Nach­
folgepartei der NSDAP, sonst hätte sie die 
Mehrheit in Österreich. 

Ich frage Sie jetzt, Herr Bundesminister: 
Identifizieren Sie sich mit dieser Auffassung, 
die ja als Folge Ihrer Aktion öffentlich geäu­
ßert worden ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich stelle ein weiteres Mal fest: 
Politische Erklärungen anderer Leute, die 
nicht Angehörige meines Ressorts sind, 
Erklärungen, die nicht meine unmittelbaren 
Aktivitäten als Ressortführer betreffen, sind 
nicht Gegenstand der Vollziehung meines 
Ressorts. 

Präsident: Nächste Frage: Abgeordneter 
Probst. 

Abgeordneter Probst (FPt?): Herr Bundes­
minister! Da man hier die OVP-Fraktion in 
ihrem blinden Eifer hört, würde mich interes­
sieren, wie sich verschiedene Landeshaupt­
leute und Spitzenpolitiker in den Ländern 
dazu stellen, von denen man weiß, daß sie bei 
keiner Veranstaltung versäumt haben, darauf 
hinzuweisen, wie sehr man doch an der Rück­
stellung Reders interessiert sei, und Gedenk­
minuten abgehalten haben et cetera. Und 
jetzt dieses doppelbödige Spielchen! 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich stelle ebenfalls fest, daß 
das nicht Gegenstand des Vollziehungsberei­
ches meines Ressorts ist. (Heiterkeit bei der 
ÖVP. - Abg. G r a f: Ich hätte das auch so 

gesagt! Wunderschön! Das gefällt mir! Wir 
sollten dem Minister applaudieren!) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Lichal. (Weitere Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) Vielleicht können wir uns ein wenig 
ruhiger verhalten, bitte! 

Abgeordneter Dr. Lichal (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Ich darf zunächst einmal feststel­
len, daß Sie die Frage des Abgeordneten 
Schwimmer nicht beantwortet haben. Es 
steht aber auch fest, daß die verschiedensten 
Landesparteiorganisationen der Freiheitli­
chen Partei Ihre Handlungsweise, nämlich 
den Quasistaatsempfang für einen ehemali­
gen SS-Sturmbannführer, als richtig und 
anerkennenswert bezeichnet haben. 

Ich frage Sie daher, ob Sie die heutige Fra­
gestunde hier im Parlament der Republik 
nicht doch zum Anlaß nehmen wollen, sich 
von diesen Anerkennungen zu distanzieren. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Apgeordneter! Es hat zu den ganzen Vorgän­
gen eine Fülle von Stellungnahmen gegeben. 
Es ist nicht möglich und auch nicht die Auf­
gabe des Ressortführenden, all diesen Stel­
lungnahmen weitere hinzuzufügen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Dr. Lichal (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

4521M 
Warum haben Sie sich in die Übernahme Reders 

durch Beamte des Innenressorts eingemengt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich habe mich in die Über­
nahme durch Beamte des Innenressorts nicht 
eingemengt. Wie Sie ebenfalls bereits dem 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers entneh­
men konnten, steht eindeutig protokollarisch 
fest, wer die Übernahme Reders in Graz 
durchgeführt hat. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Lichal: Herr Bundesmini­
ster! Das ist richtig. In der Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers vom 1. Februar heißt 
es: "Mit dem Bundesministerium für Inneres 
wurde vereinbart, daß die offizielle Über­
nahme Reders, die Durchführung aller dies­
bezüglichen Formalitäten durch einen Beam-
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ten der Sicherheitsdirektion für Steiermark 
vorzunehmen sei." 

Ich frage Sie daher jetzt: War Ihnen die 
Übernahmehandlung durch einen Beamten, 
nämlich den Sicherheitsdirektor der Steier­
mark, zuwenig, sodaß Sie die Ansicht vertre­
ten haben, ein Minister dieser Republik sollte 
die Übernahme des ehemaligen SS-Sturm­
bannführers durchführen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Es geht um zwei unterschiedli­
che Dinge. Das eine war die Übernahme, die 
unter anderem dadurch veranlaßt war, daß 
Reder nicht im Besitz eines Paßdokumentes 
war; daher war der Sicherheitsdirektor für die 
Erledigung dieser Einreiseformalität einge­
schaltet. Davon zu trennen sind die rein tech­
nischen, organisatorischen Vorgänge, wie das 
Hereinbringen der italienischen Maschine, 
der Weitertransport innerhalb Österreichs 
und die Unterbringung Reders in der Kaserne 
in Baden. Das sind zwei völlig getrennte 
Dinge. Ich war für den zweiten Bereich ver­
antwortlich. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Lichal: Damit ist natür­
lich ein Widerspruch aufgezeigt worden zur 
Erklärung des Bundeskanzlers, der den 
Sicherheitsdirektor und das Innenressort für 
ausreichend gefunden hat in seiner Erklä­
rung, die er hier im Hohen Hause abgegeben 
hat. 

Ich möchte Sie noch etwas fragen, Herr 
Minister. Ihr ehemaliger Lehrer, Professor 
Dr. Norbert Leser, hat Sie ja einer gewissen 
Naivität bezichtigt. Ich frage Sie daher: 
Waren Sie der Meinung, daß, wenn Sie nicht 
persönlich den SS-Sturmbannführer in Graz 
übernehmen, ihn allenfalls die Italiener wie­
der zurückhaben wollen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich kann darin keine sachge­
rechte Frage erkennen und werde das daher 
auch nicht beantworten. (Beifall bei FPÖ und 
sro.) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Auch an die ÖVP gewandt: Die 

Information von Chefredakteur Csoklich von 
der "Kleinen Zeitung" erfolgte, nachdem die 
Meldung bereits über die APA hinausgegan­
gen ist. Ich weiß das deshalb so genau, weil 
ich das Telephongespräch mit Dr. Csoklich 
geführt habe. (Abg. G r a f: Dem Csoklich 
kann man gratulieren!) Das hat nichts mit 
Presseoffizier und Glorienschein und so wei­
ter zu tun. Das geht daneben wie alles übrige. 

Meine Frage an Sie, Herr Bundesminister: 
Sind Sie bereit, hier in kurzen Zügen festzu­
halten, wie beziehungsweise warum. es über­
haupt zur vorzeitigen Bekanntgabe der Fak­
ten gekommen ist? (Abg. Graf: Weil Sie mit 
dem Csoklich telephoniert haben vermutlich!) 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Es war - so hat mich auch 
Minister Gratz informiert - vereinbart, daß 
am Rückführungstag am Abend, und zwar um 
19.13 Uhr, die Tatsache der Überstellung 
Reders durch parallele Erklärungen aus Rom 
und Wien der Öffentlichkeit bekanntgegeben 
wird. Es stimmt, daß bereits in den Vormit­
tagsstunden um zirka 9.30 Uhr durch eine 
Information, durch eine Mitteilung einer ita­
lienischen Nachrichtenagentur das Faktum 
der ÜbersteIlung Reders bekannt wurde. 
Diese Meldung wurde dann übernommen von 
der APA. Damit war ungefähr mit punkt 
11 Uhr in der Öffentlichkeit das Faktum der 
ÜbersteIlung Reders bekannt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Fister. 

Abgeordneter Fister (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Minister! Auch diese meine Frage wurde 
in der jüngsten Zeit schon mehrmals in der 
Öffentlichkeit erörtert und beantwortet. Aber 
da die ÖVP, wie die heutigen Fragestellungen 
wieder beweisen, ganz offensichtlich noch 
immer nicht die Zusammenhänge begriffen 
hat, frage ich Sie zur KlarsteIlung für die 
ÖVP: Welche rechtlichen Grundlagen gibt es 
für die Benützung militärischer Einrichtun­
gen in diesem Fall? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Auch das ist in der Erklärung 
des Herrn Bundeskanzlers inhaltlich bereits 
festgehalten. Es geht darum, daß die Abwick­
lung der Heimschaffung eines Kriegsgefange­
nen als ein Akt der Durchführung des dritten 
Genfer Abkommens über die Behandlung von 
Kriegsgefangenen anzusehen ist. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Steht da auch etwas vom 
Abholen durch einen Minister drinnen? -
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Abg. G r a f: In der Gebrauchsanweisung!) 
Insofern ist das eine rechtliche Grundlage, 
auf der das Verteidigungsressort und die Ein­
richtungen des Verteidigungsressorts dafür 
eingesetzt wurden. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Bergmann. 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Herr Mini­
ster! Dafür, daß Sie unseren Fragen heute 
bewußt ausweichen, habe ich jedes Verständ­
nis. (Abg. G r a f: Ich nicht! Der Bergmann 
wird großzügig auf seine alten Tage!) Daß Sie 
Ihren Pressesprecher in dieser Aktion, den 
Abgeordneten Probst, auch so behandeln, ist 
Ihr Problem. 

Herr Minister! Wenn man zusammenfaßt, 
was diese Fragestunde in diesen vier Fragen 
jetzt gebracht hat, dann muß man sagen, daß 
eine Reihe von Unsicherheiten und Unklar­
heiten gegeben ist. Sie sind der Klärung aus­
gewichen bei folgenden Fragen: Wann wurde 
Ihre Partei von Ihrer persönlichen Aktion 
informiert, und wie war sie abgesprochen? 
Distanzieren Sie sich von den Jubelrufen 
Ihrer Gruppe bis zu Haider hinauf, ja oder 
nein? 

Herr Minister! Damit ich ganz konkret 
frage: Wenn es richtig ist, daß Ihre Aktion auf 
dem Grazer Flughafen dem internationalen 
Ansehen Österreichs geschadet hat, wenn es 
richtig ist, daß die sozialistische Fraktion ... 

Präsident: (unterbrechend): Bitte, Ihre 
Frage! 

Abg. Bergmann (fortsetzend): Die Frage, 
Herr Präsident, lautet: Herr Bundesminister! 
Da soundsoviele Ihre Anwesenheit in der 
Bundesregierung nicht wünschen, vor allem 
im Bereich Ihres Koalitionspartners, und Sie 
im übrigen als ein durchaus geradliniger, auf­
richtiger Mann gelten, warum ziehen Sie 
dann nicht die Konsequenzen und legen Ihr 
Ministeramt zurück? (Abg. G r a f: Das ist 
eine Frage!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich möchte zunächst festhal­
ten, daß ich alle Ihre Fragen beantwortet 
habe. Für den Inhalt der Fragen bin ich nicht 
verantwortlich. Sie haben auf sämtliche sach­
gerechte Fragen eine sachgerechte Antwort 
bekommen. (Widerspruch bei der ÖVP.) 

Ich möchte nur zur Klarstellung sagen, daß 

ich nochmals ... (Abg. Graf: Wann treten 
Sie zurück?) Herr Abgeordneter Graf! Lassen 
Sie mir einen Augenblick Zeit, ich möchte 
dem Herrn Bergmann die Frage beantworten, 
sonst behauptet er wieder, ich beantworte 
seine Fragen nicht. (Abg. Graf: Wann wollen 
Sie zurücktreten?) Das kommt gleich, ich 
werde Ihnen das gleich sagen. 

Herr Abgeordneter Bergmann! Ich halte 
fest, weil Sie jetzt zum zweitenmal versuch­
ten, mir zu unterstellen, daß ich andere Leute 
davon informiert habe: Ich habe lediglich zwei 
Herren meines Ressorts, die mit der Durch­
führung der ganzen Sache unmittelbar befaßt 
waren, informiert, sonst niemanden. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Woher hat es der Probst 
gewußt, daß Sie dabei waren? Von der APA 
kann er es nicht gewußt haben!) 

Herr Abgeordneter Schwimmer! Ich darf 
nochmals auf das verweisen, was ich vorhin 
gerade geantwortet habe. Ich bitte Sie, mir 
aufmerksam zuzuhören. (Abg. G ra f: Wann 
treten Sie zurück?) Es ist leider das Faktum 
der Überstellung Reders am Tage seiner 
Überführung in der Früh um zirka halb zehn 
durch eine Mitteilung einer italienischen 
Nachrichtenagentur bekannt geworden. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Probst hat gesagt . . .! -
Abg. Be r g man n: Nicht Gratz!) Herr Abge­
ordneter! Das muß schon ich besser wissen; 
seien Sie mir nicht böse. 

Das Faktum wurde leider um zirka, ich 
schätze, halb zehn bis dreiviertel zehn Uhr 
aus Italien bekannt, und zwar entgegen der 
Abmachung, wie sie offensichtlich zwischen 
dem Außenamt Wien und dem Außenamt 
Rom bestand. (Abg. Graf: Wann treten Sie 
zurück?) Lassen Sie sich ein bißehen Zeit, 
Herr Abgeordneter Graf, ein bißchen nur. 

Zu Ihrer Information: Es wurde daher 
bereits unten in Telephonaten, von Zeitungen, 
unter dem Hinweis, daß es bekanntgeworden 
sei, nachgefragt, ob die Dinge stimmen. 
Soweit zur Geheimhaltung und zur Bekannt­
gabe. (Abg. Be r gm an n: Und der Probst!) 
Er ist in Graz zu Hause. Mehr kann ich Ihnen 
jetzt nicht antworten. 

Herr Abgeordneter Graf! Zu Ihrer Frage: 
Ich werde nicht zurücktreten - falls Sie das 
überrascht. (Abg. G ra f: Ich habe es 
befürchtet!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: Herr 
Abgeordneter Roppert (SPÖ) an den Herrn 
Minister. 
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441/M 
Welche Vorstellungen haben Sie zur -Änderung des 

Dienst- und Besoldungsrechtes des Berufskaders? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter Roppert! Sie fragen nach den 
Vorstellungen zur Besserstellung des Berufs­
kaders. Wie Sie wissen, ist der derzeitige 
Stand so, daß wir eine Besoldungsgruppe 
haben, die die Berufsoffiziere und die zeitver­
pflichteten Soldaten umfaßt. Vor allem 
besteht meines Erachtens der große Mangel 
darin, daß die Funktion des Unteroffiziers in 
elf verschiedenen dienstrechtlichen Möglich­
keiten ausgefüllt werden kann. 

Ich möchte, daß dieses Verwaltungswirr­
warr bereinigt wird. Ich möchte, daß alle Uni­
formierten im Dienstverhältnis in die beste­
hende Besoldungsgruppenregelung aufge­
nommen werden. Das heißt, ich möchte, ähn­
lich wie bei den Wachebeamten, eine einheitli­
che Verwendungsgruppe der Soldaten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Roppert: Herr Bundesmini­
ster! Natürlich interessiert vor allem die 
Betroffenen jede Diskussion beziehungsweise 
jede geplante Maßnahme, die das Dienst- und 
Besoldungsrecht betrifft. Ich frage Sie daher 
sehr konkret: Denken Sie daran, einen eige­
nen Typus von "Berufsunteroffizieren" einzu­
führen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Es soll keine eigene Berufs­
gruppe "Unteroffiziere" geschaffen werden, 
sondern ich möchte die elf dienstrechtlichen 
Möglichkeiten, in denen es den Unteroffizier 
im Bundesheer gibt, zusammenfassen und in 
das bestehende Dienstrecht einbauen. Also 
kein "Berufsunteroffizier" als eigener dienst­
rechtlicher Typus. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Roppert: Herr Minister! 
Danke für diese Auskunft, die mir sehr 
wesentlich erscheint. 

Ich habe noch eine Frage in diesem Zusam­
menhang: Wenn diese elf verschiedenen Ver­
wendungsmöglichkeiten für Unteroffiziere 
beim Heer zusammengefaßt werden sollen, 
ist der neue Typus, der entsteht, dann von bis­
her bestehenden dienstrechtlichen Normen, 

zum Beispiel vom Versetzungs schutz oder 
ähnlichem mehr, ausgenommen oder bleibt 
für diesen neuen Typus selbstverständlich ein 
Vertretungsrecht der Personalvertretung oder 
der Gewerkschaft öffentlicher Dienst erhal­
ten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Es ist nicht beabsichtigt, hier 
Änderungen durchzuführen. Innerhalb der 
Rahmenvorstellungen des BDG soll diese 
dienstrechtliche Verwaltungsvereinfachung 
durchgeführt werden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Koppensteiner. 

Abgeordneter Koppensteiner (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Die Schaffung des Typs 
"Zeitsoldat" hat zu einer gewissen Beunruhi­
gung innerhalb des Bundesheeres geführt. 
.Wenn zwei das gleiche tun, wird es nicht 
gleich honoriert. 

Ein weiterer Punkt - ich wurde dahin 
gehend auf meiner vorwöchigen Reise ange­
sprochen - ist das Problem der Überstunden. 
Ich glaube, wir sind das einzige Heer der 
Welt, das Überstunden bezahlt, wobei ich 
nichts dagegen habe, daß Soldaten anständig 
besoldet werden. 

Herr Bundesminister! Denken Sie dar an , 
bei einer Neuregelung des Dienst- und Besol­
dungsrechtes für Soldaten etwa dahin gehend 
zu agieren, daß Überstunden in die Bezüge 
eingebaut werden, daß es einen einheitlichen 
Bezug für die gleiche Leistung gibt und daß 
man, wenn auch schrittweise, den Zeitsolda­
ten miteinbezieht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Zur Frage der Überstunden 
möchte ich festhalten, daß auch diese Frage 
in den üblichen beamtenrechtlichen Richtli­
nien aufrechterhalten bleiben soll. Es ist alSo 
nicht daran gedacht, generell die Überstun­
den für den Heeresbereich abzuschaffen. Das 
wäre ja wirklich völlig falsch und auch unge­
recht. 

. Was den Zeitsoldaten betrifft, so möchte ich 
deutlich machen: Der Zeitsoldat ist natürlich 
ein anderer Typus von Soldat als der Berufs­
kader, wenn ich so sagen darf. Hier gibt es 
natürlich aus der Funktion sich ergebende 
Unterschiede, die nicht ineinandergeschoben 
werden sollen. 
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Den Zeitsoldaten haben wir jetzt zirka ein 
Jahr in der Praxis, und da gibt es Mängel, und 
da gibt es eine Reihe von Dingen, die verbes­
sert werden sollen, auf die ich gegebenenfalls 
auch im Detail eingehen kann. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Haigermoser. 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Nach den Rohrkrepierern 
der ÖVP und den persönlichen Verunglimp­
fungsworten ÖVP-Lichals zurück zur Sachpo­
litik, zu sachlichen Fragen. 

Der Rechnungshof hat wiederholt Kritik 
daran geübt, daß Uniformierte und Zivilbe­
dienstete im Heeresbereich die selbe Arbeit 
leisten, jedoch verschieden bezahlt werden. 
Meine Frage nun: Wie stehen Sie zu dieser 
Kritik, und bestehen Möglichkeiten, diese 
offensichtlichen Ungerechtigkeiten abzustel­
len? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Mir ist diese Kritik des Rech­
nungshofes natürlich bekannt. 

Ich möchte aber klarstellen, daß es auch 
dafür sachgerechte Gründe gibt. Es ist ein­
fach so: Diese Vermengung von Uniformier­
ten und Zivilbediensteten, die dasselbe tun 
und dann unterschiedlich besoldet werden, 
hat natürlich funktionale Gründe, zum Bei­
spiel den, daß wir bestimmte Zivilbedienstete 
natürlich Mob-verwenden, sie also dort im 
Mobilmachungsfall eine bestimmte Funktion 
zu erfüllen haben. Dann gibt es das weitere 
Problem, daß wir die im Außendienst verwen­
deten Soldaten ja später versorgen müssen. 
Daher werden also Uniformierte, wenn ich so 
sagen darf, dann in einen Bereich in der Hee­
resverwaltung übernommen, und dadurch 
entstehen diese Unterschiede. 

Ich glaube, die Zielrichtung muß sein 
und das ist Gegenstand der laufenden Perso­
nalstrukturreformdebatte, wie wir sie durch­
führen -, daß wir einerseits schauen, daß der 
Zeitsoldat im wesentlichen diese Außen­
dienstverwendung im Heer durchführt, und 
daß andererseits dann diese Zeitsoldaten, 
wenn sie nicht mehr in Außendienstverwen­
dung sind, in den Verwaltungsbereich des 
Heeres übernommen werden. So hoffe ich, 
daß wir nach und nach zu einer saubereren 
strukturellen und funktionsgerechteren Per­
sonalstruktur kommen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Preiß. 

Abgeordneter Dr. Preiß (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Es gibt einige Probleme, die mit 
der Einführung des Zeitsoldaten in Zusam­
menhang stehen. Ich habe Ihren Antworten 
entnommen, daß man hier eine, sagen wir, 
Regeneration oder ein Überdenken dieses 
ganzen Systems noch ins Auge faßt, um 
gewisse Probleme auszugleichen. 

Wie stellen Sie sich die Funktion des Zeit­
soldaten an der Theresianischen Militäraka­
demie im künftigen System vor? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Diese Frage hängt damit 
zusammen, daß wir ja insgesamt eine Besser­
stellung der sogenannten H 2-0ffiziere im 
Auge haben. Derzeit ist es so, daß die Militär­
akademie, dienstrechtlich gesehen, eine Aus­
bildungs einrichtung für B-Beamte ist, die 
eigentlich dann dienstrechtlich gar nicht 
mehr bringt. 

Unser Ziel ist - und deshalb ist der Zeit­
soldat notwendig, weil kein Dienstverhältnis 
bestehen darf -: Wir wollen es als eine Ver­
wendungsvoraussetzung, ähnlich wie bei den 
Lehrern, die ja auch eine Matura haben, dann 
auf die Pädak gehen und damit erst eine 
Berufsvoraussetzung sozusagen erfüllen, aber 
noch kein dienstrechtliches Verhältnis auf der 
Pädak eingegangen sind. Ähnlich wollen wir 
das mit den angehenden Offizieren machen. 
Deshalb sollen die Frequentanten der Militär­
akademie Zeitsoldaten sein, mit Abschluß der 
Militärakademie dann eben diese Vorausset­
zung haben, womit dienstrechtlich die 
H 2-0ffiziere wesentlich verbessert werden 
können. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: 
Abgeordneter Parnigoni (SPÖ) an den Herrn 
Minister. 

442/M 
Wie ist die derzeitige Situation beim Zeitsoldaten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Sie fragen nach der derzeitigen 
Situation beim Zeitsoldaten. Ich habe bereits 
bei einer vorhergehenden Frage einiges von 
dem, was wir vorhaben, gesagt. 

Ich darf zunächst festhalten, daß wir mit 
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Ende 1984 rund 6 600 Zeitsoldaten im Bundes­
heer haben, daß wir auch in diesem laufenden 
Budget jahr die Zeitsoldatenanzahl anheben 
können; wir sind budgetär soweit bedeckt, 
daß wir auf zirka 8 300 Soldaten anheben kön­
nen. 

Nochmals: Das wesentliche ist bei aller Kri­
tik, die es zum Zeitsoldaten gibt, daß er mei­
nes Erachtens ein sehr wichtiges bewegliches 
Moment in der Personalstruktur des Heeres 
bedeutet. Das bringt mit sich, daß wir am 
Anfang natürlich Schwierigkeiten hatten, daß 
es Mängel gibt, und wir betrachten eben die 
ersten eineinhalb Jahre als eine Art Probe­
lauf. Nun werden wir genau prüfen, inwieweit 
unsere Erwartungen erfüllt wurden, inwie­
weit die Zeitsoldatenvoraussetzungen zutref­
fen und wie das Ganze durchgeführt wurde, 
inwieweit das befriedigend ist, und wir wer­
den dann entsprechende Reformmaßnahmen 
ergreifen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Parnigoni: Herr Bundesmini­
ster! Ihrer Antwort entnehme ich, daß sehr 
viele junge Menschen nunmehr in der Form 
des Zeitsoldaten einen Arbeitsplatz gefunden 
haben und dort der Zeitsoldat mehr oder 
weniger daher auch eine positive Auswirkung 
vor allem auf den Arbeitsmarkt gehabt hat. 

Sie haben auch davon gesprochen, daß Sie 
Verbesserungen beabsichtigen, daß es ein 
Probegalopp gewesen ist. Ich möchte Sie 
daher fragen: Können Sie mir Genaueres 
über diese geplanten Verbesserungen sagen? 

Prisident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Die Verbesserungen beziehen 
sich zunächst einmal auf eine finanzielle Bes­
serstellung. Da werden wir die entsprechen­
den Bezüge anheben. Das ist der eine Punkt. 

Der zweite Punkt ist ein ganz wichtiger: das 
Vertretungsrecht. Wir wollen, daß das Vertre­
tungsrecht der Zeitsoldaten durch eine Reihe 
von Maßnahmen verbessert wird. Es soll vor 
allem eine bessere Ausbildung der Zeitsolda­
tenvertreter erfolgen, und es soll die Möglich­
keit geben, die höheren Heeresebenen als 
Zeitsoldatenvertreter unmittelbar anzuspre­
chen. 

Das. sind zwei wesentliche Dinge. 

Ein dritter Punkt: Wir wollen die Mehrbela­
stung der Zeitsoldaten in stündlicher Hinsicht 

reduzieren. Auch das ist ja ein massiver Kri­
tikpunkt. Das ist also ein dritter Punkt. 

Als vierter Punkt ist noch anzusprechen, 
daß wir schauen, daß vor allem die Verwen­
dung des Zeitsoldaten nach seiner Verpflich­
tungszeit, sein beruflicher Umstieg, auch im 
Heer verbessert wird. Etwas, was ich schon 
konkret nennen kann: Wir wollen, daß, wenn 
eine Stelle im Heer frei wird, zunächst einmal 
geschaut wird, ob es einen Zeitsoldaten gibt, 
den man in das Beamtenverhältnis überneh­
men kann, also in das Dauerdienstverhältnis, 
um dadurch sozusagen die Berufsperspektive 
des Zeitsoldaten zu verbessern. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Bundesmi­
nister! Wir haben bei der Beschlußfassung des 
Wehrrechtsänderungsgesetzes auf verschie­
dene Dinge aufmerksam gemacht und vor 
Entwicklungen gewarnt. Leider ist eine Viel­
zahl unserer damaligen Befürchtungen einge­
treten. Es gibt eine Fülle von Problemen im 
Zusammenhang mit dem Zeitsoldaten, eine 
Lösung drängt. 

Ich möchte ein spezielles Problem heraus­
greifen: Es geht dabei um die Versicherung 
für Zeitsoldaten. Es wurde ursprünglich eine 
billige Variante von Versicherungen auf ein, 
zwei Jahre für Zeitsoldaten gesucht. Ein Ver­
sicherungsmakler sollte solche Versicherun­
gen abschließen und sie dem Bundesheer zur 
Verfügung stellen. Damals war eine Beteili­
gung von 50:50 für die Bundesländer und die 
Wiener Städtische in Aussicht genommen. 
Offerte wurden gelegt, die von der Aufsichts­
behörde genehmigt wurden. Doch seit einem 
Jahr herrscht darüber Schweigen. 

Angeblich gibt es nun seitens des Ministe­
riums neue Verhandlungen. Ein Versiche­
rungsmakler aus Niederösterreich soll angeb­
lich mit neuen Verhandlungen beauftragt 
sein. 

Andererseits habe ich gehört, daß ein 
Bediensteter Ihres Büros nun mit direkten 
Verhandlungen mit den Versicherungen 
beauftragt ist. 

Was ist eigentlich dahinter? Wie geht dieses 
Spiel aus, Herr Bundesminister? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich glaube, daß Sie im Prinzip 
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zwei Fragen gestellt haben, und ich versuche, 
beide zu beantworten. Das eine ist der Sozial­
versicherungsschutz des Zeitsoldaten. Erlau­
ben Sie mir, daß ich hier auf die Arbeiten ver­
weise, die wir im Ressort durchführen. Ich 
kann Ihnen das jetzt nicht im Detail beant­
worten. Es ist so, daß wir natürlich auch da 
Kritik bekommen haben, gerade was die ärzt­
liche Versorgung des Zeitsoldaten betrifft. Da 
gibt es, zumal wir jetzt ein Bündel an Reform­
maßnahmen im Zusammenhang mit dem 
Zeitsoldaten haben, natürlich auch für den 
ärztlichen Versorgungsbereich eine Reihe von 
Vorstellungen, die ich Ihnen jederzeit 
bekanntgeben kann. 

Die zweite Frage betrifft überhaupt die Ver­
sicherung und das Privatversicherungswesen 
im Bundesheer. 

Ich bin damit konfrontiert, daß ich einer­
seits immer wieder Klagen über die Tätigkeit 
von Versicherungsagenten in den Kasernen 
bekomme. Es wird daran Kritik geübt. Das ist 
der eine Punkt. 

Der zweite Punkt ist die Kritik daran, daß 
da nur zwei Versicherungen sozusagen ihre 
Hände im Spiel haben. Beides ist ein Faktum. 

Das ist der Grund, warum ich zunächst ein­
mal Berichte darüber angefordert habe, wie 
es mit diesen Versicherungspraktiken in der 
Kaserne tatsächlich steht. Ich halte das 
eigentlich auch nicht für befriedigend. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Im Gegensatz zu der Opposition, zur 
ÖVP, sehen die Wirtschaft, das Bundesheer 
und vor allem arbeitsplatzsuchende junge 
Menschen die Einrichtung "Zeitsoldat" sehr 
positiv. 

Meine Frage an Sie: Wie soll es aber nach 
zehn Jahren weitergehen? Können Sie dazu 
Stellung nehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Die zehn Jahre sind für die 
Masse der Zeitsoldaten der äußerste Spiel­
raum, zu dem man sich als Zeitsoldat ver­
pflichten kann. 

An sich ist das ganze Instrument des Zeit­
soldaten darauf aufgebaut, daß jemand einige 
Jahre bis eben maximal 10 Jahre oder - theo-

retisch - bei den Fliegern bis 15 Jahre im 
Heer arbeitet und dann wieder in das zivile 
Berufsleben zurückkehrt. Deshalb ist ja auch 
die Konstruktion gegeben, daß das letzte Drit­
tel als Berufsausbildungszeit vom Staat finan­
ziert wird. 

Daher mein Hauptbestreben: die möglichst 
positiven Übergänge, durch Vereinbarungen 
mit Firmen dazu zu gelangen, daß den Zeitsol­
daten dieser Übergang in das zivile Berufsle­
ben erleichtert wird. Das ist eine Möglichkeit. 

Die zweite ist etwas, was ich auch bereits 
bei einer der anderen Fragen beantwortet 
habe. Wir werden trachten, daß möglichst 
viele Zeitsoldaten, vor allem die, die länger 
gedient haben, zum Beispiel die, die den vol­
len Zeitraum von zehn Jahren ausnützen, 
bevorzugt im Heer, in der Heeresverwaltung 
unterkommen. Also das, was immer wieder 
als "Soldatenanstellungsgesetz" verlangt 
wird, meine ich, und es ist bereits veranlaßt, 
daß sich das Bundesheer und das Verteidi­
gungsressort an die Spitze stellen und 
zunächst einmal trachten, daß bei den Positio­
nen, bei den Stellen, die das Heer oder das 
Verteidigungsressort zu besetzen hat, die 
Zeitsoldaten bevorzugt drankommen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 8: 
Abgeordneter Gugerbauer, (FPÖ) an den 
Herrn Minister. 

447/M 
Was wird seitens des Bundesministeriums für Lan­

desverteidigung hinsichtlich des ständig geringer wer­
denden Aufkommens an Wehrpflichtigen unternom­
men? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Sie fragen, was wir im Hin­
blick auf die Geburtenentwicklung und die 
damit zusammenhängenden Fragen des Auf­
kommens an Wehrpflichtigen tun. 

Das ist ein Faktum. Ich möchte aber sagen, 
daß das, was vom Verteidigungsressort aus 
getan werden kann, ausreicht, um auch bei 
diesen sogenannten schwachen Jahrgängen 
den Ausbau im Personalbereich unseres 
miliz artigen Heeres durchaus zielführend zu 
gestalten. 

Allerdings ist eine Reihe von flankierenden 
Maßnahmen notwendig. Zunächst müssen 
wir schauen, daß bei den sogenannten 
Systemerhaltern Reformen greifen. Das 
heißt, daß wir trachten, daß in den Positionen 
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- in der Heeresverwaltung zum Beispiel -, 
wo nicht unbedingt wirklich Volltaugliche 
zum Einsatz kommen müssen, auch nicht 
Volltaugliche, die trotzdem ihre Wehrpflicht 
absolvieren, eingesetzt werden. 

Eine kleine Möglichkeit, die meines Erach­
tens zukunftsweisend ist, besteht darin, daß 
man auch weibliche Bedienstete im Heer stär­
ker heranzieht. Da gibt es ja auch im Zusam­
menhang mit dem Sozialministerium die Tat­
sache, daß von der Arbeitsmarktförderung 
her eben weibliche Berufsanfänger für einige 
Zeit im Heer verwendet werden. Das ist der 
eine Punkt. 

Zweitens: Wir hoffen, daß durch den Zeitsol­
daten letzten Endes auch die gesamte Perso­
nalstruktur so verbessert werden kann, daß 
die Zahl der Systemerhalter reduziert werden 
kann. Im Prinzip heißt das, daß wir vor allem 
die Volltauglichen tatsächlich einer militäri­
schen Ausbildung und damit auch - hoffe ich 
- einen möglichst hohen Prozentsatz von 
ihnen dem milizartigen Heer zuführen könn­
nen. Das ist unsere Hauptstruktur . 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer: Herr Bun­
desminister! Trotz dieses geringen Wehr­
pflichtigenaufkommens - Sie haben die Pro­
bleme beschrieben - gibt es jetzt die Begehr­
lichkeit verschiedener Gruppen, zu Ausnah­
meregelungen zu kommen. Hier ist insbeson­
dere eine Gruppe zu erwähnen, und diese 
steht im Zusammenhang mit der umfassen­
den Landesverteidigung, nämlich die Gruppe 
der Feuerwehren, die jetzt das Ansinnen an 
Sie gestellt hat, von Mob-Beorderungen frei­
gestellt zu werden. Das heißt, es sollen Feuer­
wehrleute von Mob-Beorderungen befreit 
werden. Wie stehen Sie dazu? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Ich darf zunächst feststellen, 
daß es angesichts einer Reihe von Sonderstel­
lungen von einzelnen Berufsgruppen - das 
war bei der Bahn, bei der Post, bei Hochschul­
assistenten und so weiter - gelungen ist, hier 
dem Grundsatz der Wehrgerechtigkeit Rech­
nung zu tragen und daß diese Sonderbehand­
lungen bestimmter Berufsgruppen im Hin­
blick auf die Absolvierung der Wehrpflicht 
einer Lösung zugeführt werden konnten. 

Ich bin sehr froh darüber, weil das wirklich 
der Wehrgerechtigkeit entgegenkommt. 

Beim speziellen Problem der Feuerwehren 
muß man sich über folgendes im klaren sein: 
Wir arbeiten ja unter dem Prinzip der umfas­
senden Landesverteidigung, und da sind Ver­
bände wie die Feuerwehren natürlich von 
besonderer Bedeutung. Daher muß es eine 
Kooperation geben. 

Die ungefähre Tendenz ist: Wir wollen mit 
dem Feuerwehrverband dorthin kommen, daß 
diejenigen, die bei der Feuerwehr eine wirk­
lich wichtige Funktion haben, nicht Mob-beor­
dert werden, sondern Durchdiener , 8-Monate­
Diener, sein sollen. Ich glaube, das kommt 
beiden Interessen am nächsten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer: Herr Bun­
desminister! Das geringe Wehrpflichtigenauf­
kommen wird zum Teil noch dadurch ein biß­
chen verschärft, daß gerade die jungen Wehr­
pflichtigen sehr unfallgefährdet sind. Es 
kommt häufig zu Verkehrsunfällen, wodurch 
der Dienstbetrieb leidet. 

Sind von Ihrem Ressort Aktivitäten 
geplant, um diesem Problem nachzugehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Das Verteidigungsressort hat 
schon seit eh und je, möchte ich fast sagen, in 
den Kasernen großen Wert aufVerkehrserzie­
hung gelegt. Sie kennen die Probleme, die aus 
vielerlei Gründen zu wirklich sehr hohen 
Unfallquoten führen. Wir versuchen einer­
seits, der Unfallstatistik durch Verkehrserzie­
hung entgegenzuwirken. 

Das zweite ist: Wir trachten, eine andere 
Ursache dieser Unfallhäufigkeit, den desola­
ten Zustand der Fahrzeuge, dadurch zu besei­
tigen, indem wir in den Kasernen bewegliche 
Prüfstationen - in Zusammenarbeit mit den 
Autofahrerorganisationen ARBÖ und 
ÖAMTC - errichten, sodaß sich der Zustand 
der Fahrzeuge der Wehrpflichtigen auf Grund 
dieser freiwilligen Überprüfungen verbessern 
kann. Diese beide Maßnahmen stehen im Mit­
telpunkt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter ResseI. 

Abgeordneter lng. Kessel (SPÖ): Ich möchte 
Sie, Herr Minister, weil wir gerade über das 
Präsenzdieneraufkommen sprechen, fragen: 
Wie sieht es eigentlich mit der Erhöhung des 
Taggeldes aus? Sie wissen, in den Diskussio-
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nen mit den Präsenzdienern wird diese Frage 
immer wieder vorgebracht. Wir hatten vor 
ungefähr zwei Jahren, glaube ich, die letzte 
Erhöhung. Haben Sie die Absicht, 1985 eine 
derartige Erhöhung vorzunehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
Abgeordneter! Es ist richtig, die letzte Erhö­
hung liegt rund zwei Jahre zurück. Es wird 
daher in diesem Jahr eine Taggelderhöhung 
geben. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Sie haben in Ihrer ersten 
Beantwortung der Gugerbauer-Frage eine 
Reihe von Plänen genannt, die sich auf die 
Bewältigung des geringer werdenden Auf­
kommens der Wehrpflichtigen beziehen. Sie 
haben von der Möglichkeit der freiwilligen 
Mitarbeit der Frau im Bundesheer gespro­
chen. Sie haben aber eine Überlegung nicht 
angestellt, und diese möchte ich in eine Frage 
kleiden. 

Herr Bundesminister! Sind Sie bereit, wie­
der die Möglichkeit des Wehrdienstes ohne 
Waffe für jene Wehrpflichtverweigerer einzu­
führen, die im Rahmen der umfassenden Lan­
desverteidigung ohne Waffe im Bundesheer 
Dienst leisten wollen, so wie dies nach dem 
Wehrgesetz 1955 möglich war? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Herr 
. Abgeordneter! Ich habe ganz kurz angeschnit­
ten, welche Zielrichtung ich verfolge. Es geht 
darum, daß wir die Volltauglichen einer mili­
tärischen Ausbildung - schwerpunktmäßig 
für die Miliz - zuführen. Das be'deutet, dieje­
nigen Wehrpflichtigen, die nicht voll tauglich 
sind, die aber in ihrem zivilen Leben eine 
berufliche Tätigkeit ausüben, werden im Bun­
desheer, in der Heeresverwaltung, dement­
sprechend verwendet. 

Wenn es nun junge Menschen gibt, die im 
Rahmen der umfassenden Landesverteidi­
gung, im Rahmen des Bundesheeres mit dem 
Dienst ohne Waffe im engeren Sinn durchaus 
einverstanden sind, dann, glaube ich, ist das 
eine Zielsetzung, die der Gewissenslage die­
ser Wehrpflichtigen entspricht und der militä­
rischen Landesverteidigung einen Nutzen 
bringt. Ich unterstreiche: Das ist eine der Ziel­
richtungen, die wir verfolgen. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Partik-Pable. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrter Herr Bundesminister! 
Sie haben schon öfters die Meinung vertreten, 
daß Sie Funktionssoldaten zeitweise durch 
Mädchen ersetzen wollen. Wie sehen da die 
Pläne aus, beziehungsweise gibt es konkrete 
Pläne darüber? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Frischenschlager: Frau 
Abgeordnete! Eine Verwendungsmöglichkeit 
weiblicher Mitbürger habe ich erwähnt. Das 
ist das, was wir gemeinsam mit der Arbeits­
marktverwaltung machen, da gibt es eine 
Berufseinstiegsmöglichkeit, wodurch wir 
zirka 300 junge Frauen im Heer verwenden, 
die uns da wirklich große Hilfe leisten. 

Zur Frage der ausgedehnteren Verwendung 
von Frauen in der militärischen Landesvertei­
digung würde ich sagen: Das Bundesheer ist 
ein wesentlicher Faktor auf dem Arbeits­
markt. Ich kann mir vorstellen, daß es im 
Bereich des Bundesheeres und der Heeres­
verwaltung viele Funktionen gibt, durch die 
tatsächlich Frauen die Möglichkeit bekom­
men sollen, diese Berufschance zu ergreifen. 
Da stehen wir aber noch am Anfang. 

Ich möchte nur darauf verweisen, daß wir 
bereits jetzt - abgesehen davon, was die 
Arbeitsmarktverwaltung für uns tut - rund 
3 000 Frauen im Bundesheer beschäftigen; 
natürlich in der Verwaltung. 

Meine Überlegungen gehen dahin, dieses 
Berufsfeld Bundesheer den Frauen weiter zu 
öffnen, was aber - das möchte ich klarstellen 
- nichts zu tun hat mit der Frage der Wehr­
pflicht für Frauen, der ich persönlich ableh­
nend gegenüberstehe. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Sitzung wurden 
die schriftlichen Anfragen 1118/J bis 1138/J 
an Mitglieder der Bundesregierung gerichtet. 

Ferner sind die Anfragebeantwortungen 
1033/ AB bis 1058/ AB eingelangt. 

Dem Finanz- und Budgetausschuß weise 
ich die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage: 

79. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 97

www.parlament.gv.at



7024 Nationalrat XVI. GP - 79. Sitzung - 20. Feber 1985 

Präsident 

Bundesgesetz über die Zeichnung von 
zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Interna­
tionalen Bank für Wiederaufbau und Entwick­
lung (542 der Beilagen) zu. 

Ferner weise ich die eingelangten Vorlagen 
zu wie folgt: 

Dem Verkehrsausschuß: 

Übereinkommen zur Gründung der Euro­
päischen Fernmeldesatellitenorganisation 
"EUTELSAT" samt Anlagen und Betriebsver­
einbarung über die Europäische Fernmelde­
satellitenorganisation "EUTELSAT" samt 
Anlagen (518 der Beilagen); 

dem Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion: 

Abänderung des Anhangs G des EFTA­
Übereinkommens (525 der Beilagen); 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Deutschen Demokratischen Republik 
über die gegenseitige Anerkennung der 
Gleichwertigkeit von Studienzeiten an Uni­
versitäten, von Universitätszeugnissen und 
akademischen Graden samt Anhang (526 der 
Beilagen); 

dem Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz: 

Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
24. Jänner 1985 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Umweltkontrolle (546 der Beilagen); 

dem Justizausschuß: 

Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Jänner 1985 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 
(Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz) (547 der 
Beilagen); 

dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Verwaltung über die Tätigkeit der Arbeitsin­
spektion auf dem Gebiet des Bundesbedien­
stetenschutzes im Jahre 1983 (IlI-8l der Beila­
gen). 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere 
Angelegenheiten über den Bericht der Bun­
desregierung (111-73 der Beilagen) über die 
innere Sicherheit in Österreich (Sicherheits-

bericht 1983) (544 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Sicherheitsbe­
richt 1983. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Fister. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Fister: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Der gegenständliche Bericht ist 
in sechs Abschnitte gegliedert. 

Der 11. Abschnitt, der eine Reihe von Stati­
stiken enthält, zeigt eine Tabelle über die 
gerichtlich strafbaren Handlungen. 

Im 111. Abschnitt wird insbesondere über 
die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft und der 
Strafgerichte berichtet. 

Der 111. Abschnitt enthält auch ein Kapitel 
über die Vollziehung des Suchtgiftgesetzes. 

Der IV. Abschnitt befaßt sich mit personel­
len, organisatorischen und technischen Maß­
nahmen zur Verbesserung der Verbrechens­
verhütung. 

Dem V. Abschnitt ist zu entnehmen, daß . 
entsprechend der Möglichkeit der vorbeugen­
den Verwahrung geistig abnormer Rechtsbre­
cher und schwerer Rückfalltäter in besonde­
ren Anstalten 1983 insgesamt 375 Personen 
im Maßnahmenvollzug angehalten worden 
sind. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten 
hat den erwähnten Bericht in seiner Sitzung 
am 29. Jänp.er 1985 in Verhandlung genom­
men. 

13. Bericht des Bundesministers für Finan- Bei der Abstimmung wurde einstimmig 
zen über die Tätigkeit der Internationalen beschlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
Amtssitz- und Konferenzzentrum Wien AG im . nahme des vorliegenden Berichtes zu empfeh-
Geschäftsjahr 1983 (I1I-80 der Beilagen); len. 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für innere Angelegenheiten somit 

Bericht des Bundesministers für soziale den An t rag, der Nationalrat wolle den 
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Bericht der Bundesregierung über die innere 
Sicherheit in Österreich (Sicherheitsbericht 
1983) (111-73 der Beilagen) zur Kenntnis neh­
men. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich Sie, in die Debatte 
einzutreten. 

. Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für die Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Lichal. 

12.10 

Abgeordneter Dr. Lichal (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Hohes Haus! Wir behandeln heute den 
Sicherheitsbericht 1983. Sicherlich wird sich 
der eine oder der andere die Frage stellen: Ja 
warum behandeln wir jetzt erst den Sicher­
heitsbericht 1983, wo wir ja schon im zweiten 
Monat des Jahres 1985 stehen? Ich glaube 
auch, daß die Behandlung etwas verspätet 
stattfindet. Zumindest im Hinblick auf die 
Anzeigenstatistik, zumindest im Hinblick auf 
die angezeigte Kriminalität in Österreich 
müßte das zuständige Ministerium, müßten 
Sie, Herr Bundesminister für Inneres, bereits 
die erforderlichen Ziffern besitzen. 

In verschiedenen Pressekonferenzen, in 
den verschiedensten Ländern, haben Sie die 
Entwicklung der Kriminalität im Jahre 1984 
schon vorgestellt. Aber uns, Herr Bundesmi­
nister für Inneres, dem Parlament selbst, 
weder Ihrer Fraktion noch meiner Fraktion 
und wahrscheinlich auch nicht den Freiheitli­
chen, haben Sie die Ziffern trotz Ihrer Zusage 
nicht zur Verfügung gestellt, Sie haben also 
Ihre Zusage gebrochen. Über die Entwicklung 
der Kriminalität zu urteilen, ist eigentlich nur 
möglich, wenn man Vergleichsziffern des Fol­
gejahres schon mit dessen Ablauf besitzt. 

Herr Innenminister! Vielleicht können Sie 
uns in Ihrer Stellungnahme erklären, warum 
Sie diese Zusage nicht eingehalten haben, 
warum Sie der Presse, der Öffentlichkeit die 
Ziffern bekanntgegeben haben, den Abgeord­
neten aber hier zur Behandlung nicht. Ich 
muß feststellen, daß es sich hier um eine Miß­
achtung des Parlaments handelt. 

Nun werden wir also versuchen, die Verglei­
che mit Hilfe der Zahlen der ersten drei 
Monate des Jahres 1984, die uns zur Verfü­
gung stehen, herzustellen. Meine Damen und 
Herren! Im Jahre 1983 sind die gerichtlich 
strafbaren Handlungen um 0,5 Prozent, also 

um ein halbes Prozent, gegenüber dem Vor­
jahr, das heißt gegenüber dem Jahr 1982, 
zurückgegangen. In absoluten Zahlen gab es 
also im Jahre 1983 387794 Anzeigen gericht­
lich strafbarer Handlungen, im Jahre 1982 
waren es 389 870. 

Seit dem Jahre 1977 können wir also erst­
mals, für das Jahr 1983, eine Stagnation in der 
Entwicklung der Kriminalität in Österreich 
feststellen. Allerdings ist dieses halbe Prozent 
nicht mehr als ein Hoffnungsschimmer, weil 
vom Jahr 1981 auf das Jahr 1982 der Anstieg 
2,1 Prozent betragen hat. Das heißt, daß ein 
halbes Prozent jährlichen Rückganges der 
Kriminalität vier Jahre hindurch erforderlich 
ist, um allein den Anstieg des Jahres 1981 auf 
das Jahr 1982 wieder wettzumachen. 

Vom Jahre 1979 bis zum Jahre 1982 ist die 
Kriminalität in Österreich um 20 Prozent 
gestiegen. Man kann also sagen: Das ist eine 
besorgniserregende Entwicklung, so daß eine 
Beruhigung schon wirklich notwendig ist. 

Wenn man die Entwicklung in den ersten 
neun Monaten des Jahres 1984 zum Vergleich 
hernimmt. .. (Staatssekretär lng. Mur e r 
spricht mit Abgeordneten Schwarzenberger.) 
Herr Staatssekretär, bitte vielleicht kann 
man die Diskussion... (Staatssekretär lng. 
Mur e r: Ich habe nicht gestört!) Seien Sie so 
lieb, lassen Sie wenigstens meine Kollegen 
zuhören. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sieht man sich die Entwicklung in den 
ersten neun Monaten des Jahres 1984 an, so 
kann man ein Plus von einem halben Prozent 
feststellen, sodaß man erst die Entwicklung 
der Kriminalität in Österreich... (Abg. 
Pro b s t: Ist das wirklich so wichtig?) 

Herr Abgeordneter Probst! Sie haben wirk­
lich keine Ursache, sich heute noch mehr 
bemerkbar zu machen. Sie haben es ja schon 
in nachdrücklicher Weise in der Fragestunde 
getan (Abg. Pro b s t: Ich fühle mich so 
sicher, solange Sie da sind, Herr Hofrat!), zum 
Leidwesen der Regierungsparteien. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wir werden über die Entwicklung der Kri­
minalität in Österreich endgültig erst dann 
sprechen können, wenn wir die Unterlagen 
über einen größeren Zeitraum haben. Für das 
Jahr 1983 können wir erfreulicherweise einen 
Rückgang um ein halbes Prozent verzeich­
nen. Wenn im Jahre 1984 der Trend der ersten 
neun Monate nicht anhält, es also auch hier 
zu einer Stagnation kommt, und wenn das in 
den Jahren 1985 und 1986 noch immer der 
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Fall sein sollte, während dieses größeren Zeit­
raumes, dann können wir vielleicht sagen, 
daß die explosions artige Zunahme nicht mehr 
stattfindet, sondern eine gewisse Beruhigung 
eingetreten ist. Jetzt können wir nur eine 
Momentaufnahme aufgrund der vorliegenden 
Unterlagen machen. Das heißt, Herr Bundes­
minister: Da Sie dem Parlament die Unterla­
gen des Jahres 1984 nicht zur Verfügung stel­
len, können wir uns - mit aller Skepsis 
nur auf das Jahr 1983 beziehen. 

Bei den Aufklärungsquoten - auch diese 
sind für mich immer ein wesentliches 
Moment der Sicherheitspolitik in diesem 
Staate, weil es ja immer darauf ankommt, ob 
jemand, der eine gerichtlich strafbare Hand­
lung setzt, auch dafür zur Verantwortung 
gezogen wird - gibt es ebenfalls seit 1977 
erstmals eine Zunahme. Das heißt, daß im 
Jahre 1982 eine Gesamtaufklärungsquote von 
53,5 Prozent zu verzeichnen war, im Jahre 
1983 eine Aufklärungsquote von 54,5 Prozent; 
das ist eine Zunahme von einem Prozent. Bei 
den Verbrechen im engeren Sinn sind es 
1,8 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Da aber die 
Gesamtaufklärungsquote bei den Verbrechen 
auch im Jahre 1983 nur bei 35,1 Prozent liegt, 
bedeutet das im Klartext, daß zwei Drittel -
man muß sich das einmal vorstellen: zwei 
Drittel! - aller Verbrechen in Österreich 
nicht aufgeklärt werden. Das heißt, daß es für 
zwei Drittel aller Verbrechen in Österreich 
keine Verantwortung gibt. 

Betrachtet man den Einbruchsdiebstahl 
oder sieht man sich das Delikt des Raubes an, 
dann kommt man drauf, daß es dort noch viel 
ärger ist. 

Die Zunahme bei den Verbrechen gegen 
Leib und Leben im Jahre 1983 muß leider mit 
8,3 Prozent als erheblich bezeichnet werden. 
Bei Delikten gegen Leib und Leben mit beson­
derer Schwere, beim Mord zum Beispiel, muß 
man eine Zunahme von 21,8 Prozent feststel­
len, das heißt, daß 56 Prozent aller Delikte 
gegen Leib und Leben bereits Mord darstel­
len. Auch diese Ziffern sind besorgniserre­
gend, obwohl ich mir jetzt auch vorstellen 
kann, daß der Herr Bundesminister und die 
Redner der Regierungsparteien sagen wer­
den: Ja die Morde spielen sich meistens im 
Bekanntenkreis ab, meistens gibt es eine 
Beziehung zwischen Täter und Opfer. Das 
kann uns aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß bereits 56 Prozent aller Gewaltdelikte, 
aller Delikte gegen Leib und Leben, in Öster-

reich letal ausgehen und es sich dabei um 
Mord handelt. 

Die Aufklärungsquote ist in den ersten drei 
Vierteln des Jahres 1984 wieder im Sinken 
begriffen. Ich hoffe, daß das Jahr 1983 nicht 
eine Eintagsfliege war. Auch hier können wir 
ein abschließendes Urteil erst nach dem Zeit­
raum von mehreren Jahren geben. 

Die Aufklärungsquote bei den Blutdelikten 
liegt erfahrungsgemäß hoch, sie ist aber von 
96 auf 93 Prozent zurückgegangen. Bei den 
Einbruchsdiebstählen haben wir überhaupt 
nur eine Aufklärungsquote von 28 Prozent, in 
Wien sind sogar nur 17 Prozent aller Ein­
bruchsdiebstähle aufgeklärt. Das heißt, daß 
drei Viertel dieser Delikte ungesühnt bleiben 
und es dafür keine Verantwortlichkeit gibt. 
Auch das ist ein sehr unbefriedigender 
Zustand. 

Besonders möchte ich aber meiner Sorge 
Ausdruck geben, daß in Österreich nur 48 Pro­
zent der Raubdelikte aufgeklärt werden kön­
nen. Das heißt, jeder zweite Raubüberfall 
bleibt ungesühnt, und wenn es sich nicht um 
den gleichen Täter handelt, bleibt jeder 
zweite Räuber in Österreich ungeschoren. 

Meine Damen und Herren! Das ist kein 
Erfolg der Regierungspolitik, das ist kein 
Erfolg der- Sicherheitspolitik, die Sie jetzt 
schon längere Zeit hindurch in Österreich 
betreiben! 

Trotzdem werden wir diesmal dem Sicher­
heitsbericht die Zustimmung geben, das 
heißt, wir werden ihn zur Kenntnis nehmen. 
Das bedeutet allerdings keine Sanktionierung 
der Sicherheitspolitik, keine Sanktionierung 
der Versäumnisse dieser Regierung! Ich 
werde darauf noch im Einzelfall zu sprechen 
kommen. 

Wir werden die Aufrechterhaltung unserer 
Kritik immer wieder betonen, und wir werden 
natürlich auch in Zukunft unsere Kritik hier 
anbringen. Wir nehmen aber zur Kenntnis, 
daß es in diesem Jahr eine Stagnation der 
Zunahme der Kriminalität gegeben hat. Wir 
nehmen auch zur Kenntnis, daß - das ist 
beim Studium des Berichtes ersichtlich -
sehr viele Vorschläge der Österreichischen . 
Volkspartei, die wir in den letzten Jahren 
gemacht haben, aufgenommen wurden. Das 
heißt, das letztendlich auch die zuständigen 
Innenminister sich über unsere kritischen 
Bemerkungen nicht hinwegsetzen konnten 
und die Anregungen der Opposition beachtet 
haben. Ich denke dabei nur an die Fußpa-
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trouillen, ich denke an die Sondereinheiten 
und an die Bewaffnung in einzelnen Berei­
chen, ich denke an die Funkgeräte und an die 
Fahrzeuge sowie an die Suchtgifttruppe, die 
nur auf Grund unserer Aktivität eingeführt 
worden ist. 

Es wurden also verschiedene Maßnahmen, 
welche die Opposition vorgeschlagen hat, auf­
genommen. Wir haben jetzt gesehen, daß das 
doch eine Wirkung zeigt, besonders wenn die 
Zunahme der Kriminalität auch in Zukunft 
stagniert. 

Wir werden also trotz Kenntnisnahme des 
Berichtes auch weiterhin nicht lockerlassen 
in der Verbesserung der Sicherheitspolitik in 
Österreich, weil es sich ja hier um ein Inter­
esse der österreichischen Bevölkerung han­
delt. Die Hauptthemen sind natürlich immer 
wieder die gleichen: Verbesserung der Ausbil­
dung, Verbesserung der Ausrüstung, Verbes­
serung der Bewaffnung, Loslösung der art­
fremden Tätigkeit von ausgebildeten Exeku­
tivbeamten, die Botendienste zu versehen 
haben et cetera et cetera. 

Hier komme ich gleich zum ersten Punkt, 
zur Ausbildung. 

Herr Bundesminister! Seit dem Jahre 1982 
gibt es bei der Gendarmerie Kadetten. Bei der 
Polizei gab es sie schon früher. Es gibt die 
Kadettenschule in St. pölten. Ich habe mir 
das angesehen. Es handelt sich um eine 
Außenstelle der Gendarmerieschulabteilung 
Niederösterreich. Die Kosten für die Ausbil­
dung der Kadetten betragen 6 Millionen Schil­
ling. Die Ausbildungszeit dauert drei Jahre. 
Dann muß noch der Präsenzdienst abgeleistet 
werden. Das heißt, 44 Monate steht der 
Betreffende dem Dienstgeber überhaupt nicht 
zur Verfügung. 

Bei Aufnahme eines 18jährigen, der den 
Präsenzdienst abgeleistet hat, würde das alles 
entfallen. Er würde nach 16 Monaten - das 
ist die normale Gendarmerieausbildung -, 
weil er keinen Präsenzdienst leisten muß, 
dem Bund zur Verfügung stehen. Er würde 
nach 16monatiger Ausbildung als etwas 
gereiftere Persönlichkeit bereits in Einsatz 
gehen können, er wäre also sofort verwend­
bar. Weil ich sage, eine gefestigtere Persön­
lichkeit: Von einem 20jährigen, meine Damen 
und Herren, kann man doch schon eher 
erwarten, daß er weiß, was Exekutivdienst 
überhaupt bedeutet, als von einem 15jähri­
gen. 

So scheiden von den Kadetten auch viele 

freiwillig aus, weil sie sich der Ausbildung 
zum Exekutivdienst ganz einfach nicht 
gewachsen fühlen. Dann gibt es noch etwas: 
Sehr viele werden ausgeschieden. Sie dürfen 
ja nie schlimm sein, im Alter zwischen 15 und 
18 Jahren können sie nie irgendeinen Leicht­
sinn begehen als junge heranwachsende Men­
schen. Dann sind sie ja nicht mehr geeignet 
für den Exekutivdienst. Und dann kommt 
noch etwas Betrübliches: Wenn ein Kadett 
diese Schule verläßt, dann hat er gar keine 
Berufsausbildung, dann ist er gar nichts. 

Ihr Argument, damit etwas gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit zu unternehmen, geht 
ins Leere. Denn wenn ich einen 18jährigen 
einstelle, mache ich auch etwas gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit, nur daß er mir bei 
wesentlich geringeren Kosten wesentlich frü­
her und in einem wesentlich besseren Aus­
maß zur Verfügung steht als ein 15jähriger, 
der bis zu 44 Monate lang ausgebildet werden 
muß. 

Ich glaube, daß wir auf Grund dieser Über­
legungen die Aufgabe dieser Kadetten for­
dern können und sollten. Sie haben sich über­
holt. Vielleicht hat es bei der Sicherheitswa­
che Wien, als man keinen Nachwuchs bekom­
men hat, noch einen Sinn gehabt, daß man 
jungen Menschen diese Berufslaufbahn ein­
geräumt hat. In Niederösterreich kann man 
allein 350 Bewerber mit Präsenzdienst, die 
getestet sind, die für den Exekutivdienst 
geeignet sind, ganz einfach nicht aufnehmen, 
weil die Posten nicht vorhanden sind. Hier 
wird dann eine Ausbildung über 44 Monate, 
eine dreijährige Ausbildung bei der Gendar­
merie zuzüglich Präsenzdienst von 15jährigen 
echt problematisch. 

Herr Minister! Sie sollten hier doch die 
Konsequenzen ziehen und sich mit der Auf­
gabe dieser Kadettenausbildung befassen. Sie 
haben genügend Nachwuchs, und zwar auch 
in den anderen Wachekörpern, genauso bei 
der Sicherheitswache, genauso bei der Zoll­
wache und genauso bei der Justizwache. 

Zum zweiten ein großer Komplex, der 
immer wieder von mir betont wurde: Die 
beste Ausrüstung für unsere Exekutive ist 
gerade gut genug. An dieser Stelle zu sparen, 
wäre, glaube ich, völlig verfehlte Sicherheits­
politik. Denn eine gut ausgerüstete Exekutive 
kann dem einzelnen Staatsbürger im Notfall 
wesentlich besser zur Seite stehen, kann ihm 
besser helfen, kann ihm mehr Sicherheit bie­
ten, als wenn es hier im argen liegt. 

Die Ereignisse in Stopfenreuth um die 
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Besetzung haben Erkenntnisse mit sich 
gebracht, welche die zuständige Personalver­
tretung ver anlaßt haben, einen geharnischten 
Protest beim Ressortchef einzulegen. Ich muß 
ehrlich sagen, wenn man betrachtet, was es 
alles nicht gibt bei der österreichischen 
Exekutive: Das ist fast eine indirekte Auffor­
derung an Rechtsbrecher , sich nicht an die 
Gesetze zu halten. Ich möchte damit nicht 
noch einmal die Diskussion um die Notwen­
digkeit des Exekutiveinsatzes in der Stopfen­
reuther Au wiederholen, sondern nur die Kon­
sequenzen aufzeigen, die sich ergeben haben, 
weil ja diese Exekutive vielleicht bei einem 
wesentlich härteren Anlaßfall zum Einsatz 
kommen muß, etwa wo es um den Bestand 
der demokratischen Rechtsordnung in Öster­
reich geht. 

Was hat sich herausgestellt, meine Damen 
und Herren? - Etwas, das ein Armutszeugnis 
für die politische Führung dieser Exekutive 
ist. Herr Bundesminister Blecha! Sie können 
sich dieser Verantwortung ganz einfach nicht 
entziehen, auch wenn Sie vielleicht auf Ihre 
Vorgänger verweisen wollen. Aber jetzt sind 
Sie verantwortlich. 

Es hat sich folgendes herausgestellt: Es gibt 
keine Geländefahrzeuge. Mit den normalen 
Fahrzeugen kann man natürlich in einem 
etwas schwierigeren Gelände nicht operieren. 

Es gibt kein Absperrmaterial. Das heißt, 
wenn einmal die Notwendigkeit besteht, 
Absperrungen vorzunehmen, sind die techni­
schen Voraussetzungen dafür nicht gegeben. 

Es gibt keine Handscheinwerfer . Die 
Exekutivbeamten laufen mit "Funserln" 
herum, die jeder andere auch im Geschäft 
kaufen kann, um in seinen eigenen Keller zu 
gehen. 

Es gibt keine ausreichende Uniformierung. 
Ich habe schon bei der Debatte um die dama­
ligen Ereignisse darauf hingewiesen, daß 200 
Anoraks von der Sicherheitswache der Gen­
darmerie geborgt werden mußten, weil sie 
sonst nicht in Einsatz hätte gehen können. Es 
gibt also nicht einmal eine ausreichende Uni­
formierung der Exekutive! Die müssen sich 
gegenseitig Anoraks ausborgen. Das grenzt 
wirklich schon ans Lächerliche! Warum man 
nicht eimal genügend Geld hat für eine Uni­
formierung, ist mir schleierhaft. 

Es gibt kein Konzept für die Verpflegung. 
Ich habe damals schon darauf hingewiesen, 
daß die Exekutivbeamten in der Stopfenreu­
ther Au letztendlich von der Holzarbeiterge-

werkschaft verpflegt worden sind, weil sie 
keine 'eigene Verpflegung bekommen haben. 
Es gibt also gar keinen Verpflegungsplan. Ja, 
wie stellt man sich das dann vielleicht bei 
irgendeiner größeren Sache in Wien vor? 
Schickt man dann den Sicherheitswachebe­
amten aus der Absperrkette ins nächste Gast­
haus auf ein kleines Gulasch, oder wie glaubt 
man hier vorgehen zu können? 

Es gibt kein Konzept für die Verpflegung. 
Es gibt kein Konzept für den Rettungseinsatz. 
Mit Recht, bitte, Qeklagen die eingesetzten 
Exekutivbeamten, daß ihre Verletzten gar 
nicht abtransportiert worden sind. 

Und da hat sich natürlich auch etwas erge­
ben, was ich der Öffentlichkeit nicht verber­
gen möchte: daß viele der Rettungseinsätze 
beziehungsweise Einsätze vom Roten Kreuz 
und vom Arbeitersamariterbund vielfach mit 
Zivildienern besetzt sind und daß diese Zivil­
diener vornehmlich die Versorgung der ver­
letzten Demonstranten vorgenommen haben, 
aber nicht die Versorgung der verletzten 
Exekutivbeamten. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß bei 
einem Roten-Kreuz-Einsatz ein Unterschied 
bei den Verletzten gemacht werden kann, ob 
das ein Demonstrant oder ob es ein Polizeibe­
amter ist. Daher fordern diese Leute, fordern 
die Exekutivbeamten ein eigenes Sanitäts­
fahrzeug, den Einsatz von Polizei ärzten. Wie 
viele haben Sie eingesetzt für die vielen 
Beamten, die dort im Einsatz gewesen sind? 
- Keinen einzigen! Es war kein Polizei arzt 
zur Stelle, der sich dort wenigstens um die 
eigenen Verletzten gekümmert hätte. 

Es gibt keine tauglichen Funkgeräte, das 
heißt, die Demonstranten waren mit wesent­
lich besseren Geräten ausgestattet, konnten 
den Funkverkehr der Exekutive abhören. Das 
heißt also, nicht einmal bei den Funkgeräten 
sind Sie in der Lage, auf dem letzten Stand zu 
sein. Es gibt keinen Kommandowagen mit 
Funktelefon. 

Was machen Sie, Herr Bundesminister Ble­
cha, bei einer gewalttätigen Demonstration in 
Österreich, wenn Ihnen alle diese Vorausset­
zungen fehlen, zum Schutze der Exekutive, 
aber letzten Endes auch, um der Exekutive 
überhaupt einen zielführenden Einsatz zu 
ermöglichen? Sie können sie nur lächerlich 
machen, und dagegen wehren sich die Beam­
ten. Wenn man ihnen nicht das erforderliche 
Werkzeug in die Hand gibt, dann können sie 
gar nicht dem Befehl des Staates nachkom­
men, weil sie ja nicht entsprechend ausgestat­
tet sind. 
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Der dritte Punkt - ich habe diesbezüglich 
auch einen Spitznamen bekommen -, die 
Bewaffnung. Sie haben jetzt nach vielen Jah­
ren nachgegeben. Es bekommen jetzt die Kri­
minalbeamten die Pistolen österreichischer 
Provenienz. Aber ich frage mich: Wem ist das 
wieder eingefallen, daß man zuerst die Krimi­
nalbeamten damit ausstattet und nicht zuerst 
die Polizei, die ja einen anderen Einsatz ihrer 
Waffe hat, in einem freien Raum, und daher 
ist dort die bessere Waffe vielleicht eher not­
wendig als für den Kriminalbeamten, der 
doch eine andere Einsatzmöglichkeit hat und 
für den vielleicht seine derzeitige Waffe noch 
ausreichend ist? Oder man räumt ihm die 
Wahlmöglichkeit ein. Warum zuerst bitte ... 
(Abg. E 1 me c k e r: Vor einem Jahr haben 
Sie noch genau das Gegenteil behauptet!) Da 
kann nur der Abgeordnete Elmecker dahin­
terstehen, denn der hat es vor einem Jahr 
nicht verstanden und versteht es heute noch 
nicht, bitte! (Beifall bei der 6vp.) 

Herr Abgeordneter Elmecker, ich bin 
immer für die bessere Bewaffnung eingetre­
ten. Aber warum beginnen Sie bei den Krimi­
nalbeamten - es sei ihnen gegönnt - und 
nicht bei der Sicherheitswache? Wenn Sie 
überhaupt die Abkürzungen kennen, dann, 
bitte, müssen Sie das in Ihrer Wortmeldung 
erklären. 

Daß ich die bessere Bewaffnung gefordert 
habe, ist richtig, aber welcher muß zuerst aus­
gestattet werden? Das kann bitte nur Ihrer 
totalen Unkenntnis entspringen, daß man ein­
mal in der Priorität jenen auszustatten 
beginnt, der es vielleicht nicht so notwendig 
braucht wie der andere. Oder darf es aus 
anderen Gründen nicht sein? 

Ich darf bitte fragen, Herr Innenminister: 
Es hat am 25. Mai des vergangenen Jahres 
eine Waffenenquete gegeben. Bei dieser Waf­
fenenquete wurde die Registrierung von 
Langwaffen ausführlich diskutiert - das sind 
die Gewehre -, weil verschiedene Mordtaten 
mit solchen Gewehren begangen worden sind. 
Ich will nur den Fall Bubendorfer in Purkers­
dorf in Erinnerung bringen. Eine ganze 
Palette, es sind auch viele noch nicht aufge­
klärt. Und da wurde von Fachleuten disku­
tiert, und man ist dann zur Meinung gekom­
men, es kann doch nichts Unehrenhaftes sein, 
es kann doch nichts Ehrenrühriges sein, daß 
jemand, wenn er eine Waffe kauft, ein 
Gewehr, dabei seinen Namen und seine 
Adresse angeben muß. (Bundesminister 
BI e c h a: Vorschlag!) 

Sie reden immer von Ihrem Vorschlag. 

Bitte schön, das werde ich Ihnen gleich sagen, 
Herr Justizminister, was aus Ihrem Vorschlag 
geworden ist. Wenn Sie schon dazwischenre­
den, dann kann ich gleich antworten. Ja, Sie 
haben es jetzt gerade gesagt! (Bundesminister 
Dr. 0 f n er: Sie haben uns verwechselt!) 
Dann war es der Innenminister, bitte. Dann 
geht es an den lnnenmin.ister. Den werden 
wir ja gleich haben. (Heiterkeit.) 

Am 25. Mai war also die Enquete. Einigung 
- darf ich das noch einmal sagen - dahin 
gehend: Käufer, Name und Adresse, soll in 
ein Waffenbuch eingetragen werden. Es soll 
nicht so streng sein, wie es bei den Faust­
feuerwaffen der Fall ist, mit einer Prüfung 
der Notwendigkeit und so weiter. Aber es 
hätte wenigstens einen Lorenz damals abge­
halten - wenn er in das Waffengeschäft geht 
und dort seinen Namen und seine Adresse 
angeben muß -, mit diesem Gewehr dann 
drei Menschen umzubringen. Das hätte viel­
leicht damals etwas geholfen, man kann das 
nie so genau sagen. 

Wir haben uns geeinigt, es solle eine Ver­
ordnung nach dem § 138 Abs. 3 der Gewerbe­
ordnung erlassen werden. Bis heute ist diese 
Verordnung nicht vorhanden. 

Sie können jetzt beide sagen: Das geht uns 
gar nichts an, da ist der Handelsminister 
zuständig. Ja dann wecken Sie ihn wenig­
stens auf! Ich weiß schon, daß er jetzt viele 
Sorgen parteipolitischer Natur gehabt hat, 
aber, bitte, vom Mai bis heute nicht eine Ver­
ordnung zustande zu bringen, daß der Käufer 
eines Gewehres seinen Namen bekanntzuge..; 
ben hat, das ist eigentlich ein starkes Stückl 
Da muß man darauf warten, bis irgendein 
Täter mit einem solchen Gewehr einen Mas­
senmord begeht oder Amok läuft in der näch­
sten Zeit, dann wird der Herr Dr. Steger viel­
leicht aufwachen. 

Aber ich kann Sie nicht entlassen aus Ihrer 
Verantwortung, Herr Bundesminister Blecha! 
Sie sind Innenminister , Sie haben für die 
Sicherheit der österreichischen Bevölkerung 
Sorge zu tragen, und Sie sind daher auch ver­
antwortlich, daß diese Verordnung vom Han­
deIsminister erlassen wird. Handeln Sie ein­
mal danach! (Beifall bei der 6vp. - Abg. Dr. 
K 0 hIrn ai e r: Drängen Sie den Herrn Han­
delsminister!) 

Nun habe ich immer wieder darauf hinge­
wiesen, meine Damen und Herren... (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Ihr habt wahnsinnige 
Schwierigkeiten in der Regierung!) Ich habe 
mich auch immer wieder mit der Befreiung 
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von artfremder Tätigkeit bei den Exekutivbe­
amten, insbesondere bei den Kriminalbeam­
ten, befaßt, und Sie haben immer wieder 
gesagt: Das stimmt nicht, was der Lichal da 
erzählt!, und das werden die nächsten Redner 
wieder machen. 

Jetzt habe ich wieder Unterlagen. Jetzt darf 
ich, Herr Minister, erneut darauf hinweisen: 
Eine Lenkererhebung, weil jemand auf der 
Autobahn zu schnell gefahren ist im Wiener 
Bereich, da ist ein Name, ich habe so eine 
Ausschreibung eines Zulassungsbesitzers, 
PKW Alfa, blau, und alles, wie er ausschaut, 
Bundesländerversicherung, Nummer, es ist 
alles aufgeschrieben. Nur unten steht dann 
bitte, ganz unten steht: Grund der Aussteue­
rung - und Grund der Aussteuerung bedeu­
tet, daß wieder der Kriminalbeamte einge­
setzt werden muß, um diese Adresse festzu­
stellen, um ihm das zuzustellen -: Wohn­
adresse zu lang, daher kann es der Computer 
nicht ausdrucken. Die Wohnadresse lautet: 
Landstraßer Hauptstraße. Das kann der Com­
puter nicht ausdrucken, deshalb müssen die 
Kriminalbeamten wieder wie in alten Tagen 
die Lenkererhebung vornehmen! 

Bitte, ich sage Ihnen eines, Herr Bundesmi­
nister: Wenn· Sie nicht.in der Lage sind, einen 
Computer zu kaufen, der Landstraßer Haupt­
straße ausdrucken kann, dann ist die ganze 
Umstellung auf einen Computer wirklich pro­
blematisch. Ich glaube - ich bin kein Techni­
ker -, es müßte doch technisch möglich sein, 
einen Computer zu kaufen, der wenigstens 
die Wiener Adressen schreiben kann, damit 
die Kriminalbeamten nicht wieder von Tür zu 
Tür laufen. 

Da mir der Herr Abgeordnete Elmecker so 
freundlich zulächelt, stimmt er wahrschein­
lich dieser Kritik vollkommen zu. Letztes Mal 
haben Sie bestritten, daß der Magistrat Wien 
auch die Kriminalpolizei in diesem Bereich 
einsetzt. Ich habe wieder diesbezügliche 
Unterlagen hier: Magistratsabteilung 17, 
Anstaltenamt, Transportgebührenstelle. Es 
geht um die Gebühr, es geht ums Geld. Hier 
wird der Kriminalbeamte eingesetzt, und die 
Frage lautet: Es wird um Mitteilung ersucht, 
ob eine Einweisung des Genannten in die Kli­
nik erfolgt ist. Es wendet sich das Anstalten­
amt, der Magistrat Wien, an die Kriminalpo­
lizei. Der Kriminalbeamte soll ja eigentlich 
den Verbrecher suchen und ihm nachlaufen, 
und jetzt rennt er dem nach, ob einer in einer 
Anstalt, in einer Klinik untergebracht ist, 
damit ja der Magistrat zu seiner Einliefe­
rungsgebühr kommt. 

Sehen Sie, solange es solche Dinge gibt -
das ist von Mitte Jänner dieses Jahres -, daß 
man die ausgebildeten Kriminalbeamten zu 
allem anderen verwendet, aber immer weni­
ger zur Verbrechensbekämpfung, werden Sie 
sich, Herr Ing. Hobl, in der Gegenargumenta­
tion schwertun. 

Ich möchte daher in diesem Zusammen­
hang gleich einen Entschließungsantrag ein­
bringen, und zwar den 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Lichal und Genos­
sen zum Bericht der Bundesregierung über 
die Innere Sicherheit (Sicherheitsbericht 
1983; 111-73/544 der Beilagen) betreffend 
Entlastung der Exekutive von artfremden, 
nicht der inneren Sicherheit dienenden 
Tätigkeiten. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Inneres wird 
ersucht, im Interesse der Verbesserung der 
Einsatzfähigkeit der Exekutive im Dienste 
der inneren Sicherheit alle zweckentspre­
chenden Maßnahmen zu ergreifen, damit 
Polizei und Gendarmerie von artfremden 
Aufgaben und Aufträgen entlastet werden. 

Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, die­
sen Entschließungsantrag dann zur Abstim­
mung zu bringen. Dann wird man ja sehen, 
wer weiterhin dafür eintritt, daß die Kriminal­
beamten BotendiensteJeisten, und wer nicht. 

Im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Sicherheitsberichtes möchte ich auch 
noch kurz auf zwei weitere Probleme einge­
hen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das eine ist, daß alle internationalen Stellen 
der Vereinten Nationen, aber auch die Sicher­
heitsbehörden aller Staaten vor der nächsten 
Drogenwelle warnen, . die die ganze Welt 
berührt, also auch Europa. 

Es wurden über Initiative der Österreichi­
schen Volkspartei in letzter Zeit Bekämp­
fungsmaßnahmen getroffen, die spektakuläre 
Ergebnisse gezeitigt haben. Ich glaube, es 
waren im vergangenen Jahr an die 57 Kilo­
gramm Heroin, die aufgegriffen werden konn­
ten; bis zu diesem Zeitpunkt waren es jährlich 
5 oder 6 Kilogramm. Erst vor wenigen Tagen 
konnte ein Kokainaufgriff von über 5 Kilo­
gramm gemeldet werden, weil Kokain jetzt 
die moderne Droge geworden ist; früher 
waren es Dekagramm oder Gramm. 
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Das heißt, daß die Gesundheit unserer 
Jugend, dieses Rechtsgut, auch weiterhin ver­
stärkt geschützt werden muß. Das heißt aber 
auch, daß wir alles unternehmen müssen, 
damit solche Handelsorganisationen zerschla­
gen und Händler hinter Schloß und Riegel 
gebracht werden. 

Es gibt einen Unterausschuß zur Novellie­
rung der Suchtgiftgesetz-Novelle. Ich darf nur 
hoffen, daß es bald zu einem Abschluß 
kommt. 

Ich darf noch einmal die Position der Öster­
reichischen Volkspartei festhalten: Wir treten 
dafür ein, daß es keine Milde für den interna­
tionalen Rauschgifthändler geben soll, dem 
das Leben und die Gesundheit unserer 
Jugend völlig egal ist, und daß es hier tatsäch­
lich Strafen geben muß, die generalpräventiv 
und spezialpräventiv wirken, die also gene­
rell, aber auch speziell den einzelnen Täter 
abhalten sollen, eine solche Tat zu begehen. 

Nun sind wir auch dafür, daß eine allfällige 
Sucht des einzelnen Händlers einen Milde­
rungsgrund darstellen könnte, der laut Straf­
gesetz durch den strafzumessenden Richter 
zu beachten ist, aber nicht apriori, von Haus 
aus schon einen milderen Strafsatz mit sich 
bringt. 

Meine Damen und Herren! Da ist es ganz 
gleich, ob jemand dieser oder jener Partei 
angehört und ob das eine "rote" Mutter oder 
ein "schwarzer" Vater ist. Keiner will, daß 
sein Kind rauschgiftsüchtig wird. Ob dieses 
Kind, dieser Jugendliche von einem süchtigen 
oder nichtsüchtigen Händler angesteckt wird, 
ist völlig irrelevant. Daher soll es bei der 
Strafdrohung schon für den Händler keine 
Unterscheidung geben und nicht festgelegt 
werden, daß er, wenn er süchtig sein sollte, 
einen geringeren Strafsatz zu erwarten hat. 

Derjenige, der unter unwiderstehlichem 
Zwang steht, der bereits körperlich abhängig 
ist, das heißt, der alles unternehmen muß, um 
die Droge zu bekommen, der herumliegt, wird 
wahrscheinlich nicht in der Lage sein, einen 
Händlerring aufzuziehen. Herr Justizmini­
ster! Sie erinnern sich sicher auch noch 
daran, daß, als wir noch gemeinsam gekämpft 
haben in der Volkshochschule Brigittenau 
oder als es in den Sophiensälen eine Veran­
staltung gab, dort die Rauschgiftsüchtigen 
herumgelegen sind, vollgespritzt mit Heroin. 

Aber daß ich einem internationalen 
Rauschgifthändler konzediere, daß er, wenn 
er sagt: Ich bin süchtig und daher gezwungen, 

dies zu tun!, eine geringere Strafe zu erwarten 
hat als der Nichtsüchtige, ist, glaube ich, 
rechtspolitisch verfehlt und falsch. Das kann 
ein Milderungsgrund sein, wie zum Beispiel 
Affekt und andere Milderungsgründe, die im 
Strafgesetz angeführt sind, aber das steht 
dann im Ermessen des Richters, des strafzu­
messenden Richters, so wie er auch die ande­
ren Milderungsgründe gegenüber den 
Erschwerungsgründen abzuwägen hat. 

Das ist unser Standpunkt, und ich glaube, 
er ist richtig, denn für den Vater oder die Mut­
ter ist es völlig irrelevant und völlig gleichgül­
tig, wer ihr Kind ansteckt und ins Verderben 
führt, ob er sich auf eigene Süchtigkeit beru­
fen kann oder nicht. 

Meine Damen und Herren! Sehen wir hier 
vielleicht im Mittelpunkt unserer Betrachtun­
gen wirklich verstärkt das Opfer und weniger 
denjenigen, der vielleicht schon dieser Sucht 
erlegen ist. 

Zweiter Punkt in diesem Zusammenhang: 
Wir treten für das Durchsuchungsrecht der 
Exekutive ein, aber nicht nur, daß sie konkur­
rieren kann mit dem Zoll; die meisten Auf­
griffe sind ja jetzt beim Zoll. Wir wissen, daß 
auf dem Flughafen Wien-Schwechat als 
Umschlagplatz natürlich auch die meisten 
Aufgriffe zu verzeichnen sind. Aber auch an 
den Grenzen und an anderen gefährdeten 
Orten sollte es ein Durchsuchungsrecht 
geben. Ich möchte gar nicht irgendeine 
Betriebsstätte in Mißkredit bringen, aber wir 
wissen genau, daß es verschiedene Lokale 
und Orte gibt, wo mit Rauschgift gehandelt 
wird. Jeder, der hier sitzt, weiß es. Und daher 
soll der Exekutive auch die Möglichkeit gege­
ben sein, daß sie dort, wenn sie einen solchen 
Verdacht hat - einen begründeten Verdacht 
selbstverständlich -, auch eine entspre­
chende Durchsuchung vornehmen kann. 

Meine Damen und Herren! Das zweite 
Thema: Die Gewaltpornos überschwemmen 
Europa. Es hat am 3. Dezember 1984 eine 
diesbezügliche Enquete gegeben, veranstaltet 
vom Justizministerium, und ich glaube, daß 
hier deutlich zum Ausdruck gekommen ist, 
daß Gewaltpornos nichts mit Sexualität zu 
tun haben oder eine ausgefallene Form der 
Sexualität darstellen. Ich glaube, wir sind uns 
alle einig, daß die Verherrlichung der Gewalt 
und der Brutalität in allen Lebensbereichen, 
also auch bei der Sexualität, abzulehnen ist. 
Und wenn es solche Scheußlichkeiten gibt, die 
sogar in Kannibalismus gipfeln, dann, muß 
ich sagen, hat der Staat ganz einfach dagegen 
einzuschreiten, daß solche Machwerke in die 
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Hände unserer Jugend kommen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Es hat bei dieser Enquete dann natürlich 
auch wissenschaftliche Erläuterungen gege­
ben. Es wurde von einer Katharsishypothese 
gesprochen, die besagt: Wer Brutalität 
ansieht, braucht nicht mehr selbst brutal zu 
werden. Die zweite Hypothese ist die Stimula­
tionshypothese: wirkt stimulierend, regt zur 
Nachahmung an. Und die dritte Hypothese ist 
die Inhibitionshypothese: wirkt hemmend, 
weil es Angst erzeugt. Also da sieht man, daß 
es verschiedene Thesen gibt, die einander völ­
lig widersprechen. 

Ich glaube, die wichtigste These wäre, daß 
man den gesunden Menschenverstand wieder 
einmal berücksichtigt und diese Geschmack­
losigkeiten und Scheußlichkeiten ganz ein­
fach unterbindet. Dazu braucht man natürlich 
auch entsprechende Bestimmungen. Da 
würde ich dann schon ersuchen, daß vielleicht 
der Herr Justizminister dem Hause erklärt, 
was er zu tun gedenkt. Daß er sagt: Es darf 
nicht sein!, ist seine persönliche, anerken­
nenswerte Meinung, aber das wird wahr­
scheinlich den Importeur solcher Videokas­
setten kaum stören. Was gedenkt das Innen­
ministerium und was gedenkt das Justizmini­
sterium, außer der Abhaltung von Enqueten, 
die jetzt modern geworden sind, ohne daß 
nachher etwas geschieht, in dieser Frage 
wirklich zu tun? 

Noch ein weiterer Punkt: die Sicherheit in 
den Gefängnissen. Ich habe hier eine Zei­
tungsmeldung vom 24. Dezember, da steht, 
daß in der Strafvollzugsanstalt Stein unter 
anderem eingeschmuggelt wurde: jedes 
Rauschgift, das man sich vorstellen kann, 
Pistolenlauf, Munition und sonstige "lustige" 
Dinge. Und zwar wird das in den Paketen ver­
steckt, das Weihnachtspaket wird also offen­
sichtlich weniger aus humanitären Gründen 
aufgegeben, als vielmehr, um etwas hineinzu­
bringen. Und da steht auch, daß die Justizwa­
che gar nicht in der Lage ist, alles zu kontrol­
lieren, und man daher von einer mangelnden 
Sicherheit in den österreichischen Gefängnis­
sen sprechen muß. 

Was gedenken Sie, Herr Justizminister, in 
dieser Frage zu tun? Es gibt ja die Anregung 
der Direktoren, daß statt der Pakete eine 
Geldsendung empfangen werden kann, und 
mit dieser Geldsendung könne sich der ein­
zelne Häftling dann zu Weihnachten oder zu 
Ostern oder zu seinem Geburtstag etwas kau­
fen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
die Bekämpfung der Kriminalität ein echtes 
Anliegen der österreichischen Bevölkerung 
ist. Die Angst der Bevölkerung vor der Krimi­
nalität zeigt sich in der Tatsache, daß die 
Bekämpfung der Kriminalität bereits an 
sechster Stelle der Bedürfnisskala in Öster­
reich steht. Es werden sich auch der Herr Ing. 
Hobl, der Herr Elmecker, Frau Partik-Pable 
und andere mehr schwertun, wenn sie dann 
sagen: Ja, aber in Chicago ist es viel ärger. 

Die Leute leben nicht in Chicago, sie leben 
in Österreich, sie leben in Wien und wollen 
daher hier sicher sein! Sie wollen vor allem, 
daß, wenn jemand eine strafbare Handlung 
begangen hat, er dafür auch zur Verantwor­
tung gezogen wird, das heißt, sie wollen, daß 
dieser Staat in der Lage ist, eine Aufklärung 
der strafbaren Handlungen vorzunehmen. 
Die Ausreden auf Chicago, auf Städte der 
Deutschen Bundesrepublik oder irgend etwas 
anderes sind nicht zielführend. Die Österrei­
chische Volkspartei wird daher nicht erlah­
men, Sie auf Ihre Verpflichtung zum Wohle 
der Bevölkerung weiterhin aufmerksam zu 
machen. Sollten Sie auch weiter bereit sein, 
Vorschläge von uns zu akzeptieren, dann 
wäre das für die Sicherheit in Österreich nur 
ein positiver Beitrag, wie man das ja auch die­
sem Sicherheitsbericht 1983 entnehmen kann. 
- Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 12.53 

Präsident: Der soeben vorgelegte Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Lichal und 
Genossen ist genügend unterstützt und steht 
mit in Verhandlung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Hobl. 

12.53 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Wir behandeln auf Grund eines Ent­
schließungsantrages vom Dezember 1970 
jährlich den sogenannten Sicherheitsbericht 
hier im Hohen Haus. Kollege Dr. Lichal hat 
schon recht: Jetzt im Februar 1985 debattie­
ren wir den Bericht 1983. Er hat sehr selektiv 
gesagt, er könnte sich vorstellen, daß es einen 
Bericht über die polizeiliche Anzeigenstatistik 
schon kurz nach Ablauf des Jahres gibt, weil 
er genau weiß, daß die gerichtlichen Statisti­
ken viel schwieriger und zeitraubender zu 
erheben sind. Das würde dann allerdings 
dazu führen, daß wir halt zweimal über den 
Sicherheitsbericht hier im Haus debattieren. 
Da müßten wir darüber reden, ob wir das tun 
wollen: einmal nur auf Grund der rasch zu 
erstellenden polizeilichen Anzeigenstatistik 
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und das andere Mal, wenn der komplette 
Bericht, also auch mit den Daten aus dem 
Bereich der Justiz, vorliegt. 

Wenn Kollege Dr. Lichal zum Schluß gesagt 
hat: Na ja, die Österreicher interessiert nur, 
wie sicher es in unserem Land ist, und es 
interessiert sie nicht, daß es in Österreich viel 
sicherer ist als beispielsweise in Chicago oder 
in Großstädten der Bundesrepublik Deutsch­
land, so möchte ich folgendes sagen: Es würde 
mich interessieren, was Kollege Dr. Lichal 
und die Sprecher der Österreichischen Volks­
partei sagen würden, wenn es in Chicago oder 
in Großstädten der Bundesrepublik Deutsch­
land bessere Sicherheitsverhältnisse geben 
würde als in unserem Land. Wahrscheinlich 
würden Sie uns dann den internationalen Ver­
gleich vorhalten und sagen: Da draußen ist es 
viel besser als bei uns in Österreich. Da wür­
den Sie, Herr Kollege Dr. Lichal, garantiert 
diese Argumentationslinie verfolgen. Sie müs­
sen es sich daher gefallen lassen, daß wir 
nicht nur über alle zweckdienlichen Maßnah­
men zur Bekämpfung der Kriminalität in 
unserem Lande hier in diesem Haus diskutie­
ren, sondern daß wir auch die internationalen 
Vergleiche anführen, und zwar nicht nur auf 
dem Gebiet der Wirtschaftspolitik, daß in 
unserem Land die Inflationsrate und die 
Arbeitslosigkeit niedriger sind und der 
Beschäftigtenstand höher ist als anderswo, 
sondern auch auf dem Gebiet der Kriminali­
tät, daß die Kriminalitätsentwicklung, vergli­
chen mit den Industrienationen dieser Welt, 
in Österreich Gott sei Dank viel günstiger ist; 
günstiger im Sinne von geringerer Kriminali­
tät als in den vergleichbaren Industrieländern 
der Welt. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich möchte nicht sagen: Wir leben auf einer 
Insel der Seligen, auch was den Bereich der 
Kriminalität betrifft, aber: Österreich kann 
sich sehen lassen in der Welt, auch auf dem 
Gebiet der Bekämpfung der Kriminalität. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Seit 1971 disku­
tieren wir nun diese Berichte. Es ist ein sehr 
umfangreiches Berichtswerk, das dem Parla­
ment jedes Jahr vorgelegt wird, und es ist auf 
Grund der Anregungen, die hier in diesem 
Hause gegeben wurden - auch jener der 
Oppositionspartei - dieser Sicherheitsbe­
richt immer wieder verfeinert worden. Wenn 
wir uns allein die vier Seiten Inhaltsverzeich­
nis - ich werde es nicht vorlesen - ansehen, 
so sieht man, mit welcher Sorgfalt dieser 
Sicherheitsbericht erstellt wurde. Über jedes 
Kapitel des Inhaltsverzeichnisses könnte man 
wahrscheinlich einen stärkeren Band schrei-

ben, als es der gesamte Sicherheitsbericht ist, 
aber das kann nicht Sinn der Sache sein. Wir 
haben ja genug Gelegenheit, auf Grund der 
Möglichkeiten, die uns die Geschäftsordnung 
dieses Hauses bietet, täglich, wenn Sie so wol­
len, spezielle Fragen an die mit der inneren 
Sicherheit beschäftigten Mitglieder der Öster­
reichischen Bundesregierung zu stellen. 

Es wurde heute hier behauptet, die Bre­
chung des Trends der Kriminalitätsentwick­
lung in Österreich im Jahre 1983 sei darauf 
zurückzuführen, daß die Bundesregierung die 
Vorschläge der einzigen Oppositionspartei in 
diesem Hause berücksichtigt hätte. 

Herr Kollege Lichal! Da müssen Sie es sich 
dann auch gefallen lassen, wenn nächstes 
Jahr vielleicht der Trendbruch nicht mehr da 
ist, daß wir sagen: Die Vorschläge, die Sie 
gemacht haben, sind zweifellos nicht zielfüh­
rend gewesen. - So einfach kann man die 
Argumentation, die Sie hier aufbauen, wirk­
lich nicht führen. Da gilt natürlich, wie ich 
schon vorher gesagt habe, der internationale 
Vergleich. (Präsident Mag. Mi n k 0 w i t s c h 
übernimmt den Vorsitz.) 

Die Qualität in der Kriminalität ändert sich. 
Und jetzt werden Sie sagen: Na ja, die Gewalt­
verbrechen und der Raub, die sind seit tau­
senden Jahren gleich. Im Sinne des Delikts 
ja, im Sinne der Art und Weise, wie da vorge­
gangen werden kann, gibt es auch Verfeine­
rungen, und die Aufgabe der Exekutive ist es, 
diesen Verfeinerungen, diesen neuen Arten 
von Qualität entsprechende Maßnahmen ent­
gegenzusetzen. 

Und da ist halt leider das Spiel weltweit und 
über Jahrtausende so, daß der, der Verbre­
chen und Vergehen begeht, immer der ist, der 
zuerst die Tat setzt - auch mit neuen Quali­
täten -, und daß jene, die Verbrechen und 
Vergehen bekämpfen, im nachhinein dran 
sind, also ihre Maßnahmen wieder neu gestal­
ten müssen. Das ist ein Wechselspiel, das 
ununterbrochen vor sich geht. 

Wenn wir aus dem Sicherheitsbericht die 
Entwicklung der Verbrechen gegen Leib und 
Leben betrachten, so zeigt es sich - das ist 
nicht wegzudiskutieren -, daß zirka 75 Pro­
zent aller Fälle von Mord und Totschlag sich 
im persönlichen Nahbereich abspielen. 

Das ist einfach festzustellen, und da ist man 
machtlos. Man kann nicht in die Einfamilien­
häuser und in die Wohnungen Polizisten stel­
len, die dort einfach mit den Familien mitle­
ben, wenn man schon aus der Nachbarschaft 
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hört: Da wird jede Woche zweimal gestritten, 
und es gibt Tätlichkeiten! - Das stellt ja die 
Nachbarschaft fest. 

Was wäre jetzt die Konsequenz, um eventu­
ell fatale Ergebnisse zu verhindern? - Daß 
man entweder verhaftet - ob es da entspre­
chende Haftgründe gibt, das ist ja die große 
Frage - oder daß man einen Sicherheitsbe­
amten in diese Wohnungen und Räume gibt, 
wo diese Konflikte sich abspielen. Das glaubt 
doch niemand ernstlich - in der Hälfte der 
Fälle geht es um häusliche Streitigkeiten oder 
um Eifersuchtsszenen -, daß man hier wirk­
lich mit Hilfe der Sicherheitsorgane Verbesse­
rungen erreichen kann! 

Die Arbeit der Exekutive wird natürlich 
erheblich unterstützt von der Ausbildung, die 
die Exekutivorgane erhalten, und zwar nicht 
nur von der Ausbildung beim Eintritt in einen 
der Exekutivkörper, sondern auch von der 
während der gesamten Zugehörigkeit. 

Ich habe mir das Programm der Aus- und 
Fortbildung für Bedienstete des Bundesmini­
steriums für Inneres für das Jahr 1985 
besorgt. Das umfaßt über 50 Blätter und zeigt, 
wenn man es im Detail durchsieht, wie für 
jede einzelne Tätigkeit im Bereich der Sicher­
heitsexekutive Grundausbildung und berufs­
begleitende Fortbildung betrieben werden -
mit Lehrgängen für den Exekutivdienst, 
staatspolizeilichen Lehrgängen, Einschulun­
gen für Bedienstete der Zentralleitungen, kri­
minalpolizeilichen Lehrgängen, Lehrgängen 
für Angelegenheiten des Auswahlverfahrens 
und so weiter - und natürlich auch die Wei­
terbildung der Lehrer, die im Bereich der 
Sicherheitsexekutive eingesetzt sind. Und wie 
es für das jeweilige Jahr dieses Ausbildungs­
programm gibt, gibt es natürlich auch für das 
abgelaufene Jahr dann die Berichte über die 
Ergebnisse dieser Arbeiten, und die sind 
außerordentlich erfreulich. 

Heute wurde von diesem Pult aus die Frage 
der Kadetten bei der Bundesgendarmerie 
gestellt. Wir werden sehr aufmerksam die 
Argumente, die Sie, Herr Kollege Dr. Lichal, 
vorgebracht haben, prüfen. 

Aber das Ausscheiden von Kadetten - Sie 
haben, wenn ich Sie richtig verstanden habe, 
einen Unterschied zwischen den Polizeikadet­
ten und den Kadetten bei der Bundesgendar­
merie gemacht; Sie sind eher der Meinung, im 
polizeilichen Bereich wäre das Ausbildungs­
prinzip der Kadetten eher zu vertreten als bei 
der Bundesgendarmerie -, die Abbruch­
quote, die wir feststellen können, die stellen 

wir bei allen Ausbildungsstufen fest, sei es im 
höheren Schulwesen, sei es bei der Lehrlings­
ausbildung. Da gibt es immer wieder einen 
bestimmten Prozentsatz der in Ausbildung 
stehenden jungen Menschen, die die jeweilige 
Ausbildung abbrechen und sich eine andere 
suchen. 

Im Prinzip hat sich herausgestellt, daß die 
Kadettenausbildung, die wir vor allem bei der 
Bundespolizei begonnen haben, durchaus 
richtig ist. Allerdings - das gebe ich zu, das 
haben Sie auch in Ihrer Argumentation ver­
wendet - sind wir unter einer ganz bestimm­
ten Personalsituation auf das Kadettenprin­
zip übergegangen. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Li eh a 1.) Und so, wie wir damals auf das 
Kadettenprinzip übergegangen sind, wie ich 
es nennen möchte, kann es eine Situation 
geben, daß wir sagen: Dieses Prinzip verlas­
sen wir wieder (Abg. Dr. Li c h al: Eben!), 
weil es andere Rekrutierungsmaßnahmen 
gibt! 

Nun zur Ausnützung. Darüber setzen wir 
uns zweimal im Jahr auseinander, also bei 
der Debatte über den Sicherheits bericht und 
bei der Behandlung des Kapitels Inneres 
anläßlich des Bundesvoranschlags. Wir ver­
treten das Prinzip, daß für die einzelnen Spar­
ten der Sicherheitsexekutive auch die spe­
zielle Ausrüstung und Bewaffnung da sein 
soll. Sie müssen uns bestätigen, ob Sie es nun 
aus Ihren Forderungen ableiten oder aber auf 
Grund der Fakten, daß hier ganz selektiv und 
systematisch vorgegangen würde. 

Ich habe erst im Dezember anläßlich des 
Budgetkapitels Inneres von diesem Pult aus 
gesagt: Zweifellos spielt für die Auswahl neu­
erer Ausrüstungsgegenstände, neuerer Waf­
fen auch eine Rolle, wie sich in der Zentrallei­
tung die dafür zuständigen Beamten ihre Mei­
nung bilden. Ganz egal, wer Bundesminister 
ist und welcher Partei er angehört; er sucht 
das ja nicht aus. Er entscheidet dann politisch 
über die Vorschläge, die unterbreitet werden. 
Wenn die Experten für die einzelnen Bereiche 
eine bestimmte Meinung vortragen, sie aus­
führlich begründen, wissend, daß es Gegenar­
gumente . von Anhängern einer anderen 
Schule gibt, so wird dann immer wieder der 
Versuch unternommen, nach eingehender 
Prüfung letztlich die politische Entscheidung 
für einen der Vorschläge zu machen. 

Wenn Sie sich die Maßnahmen der letzten 
15 Jahre, also in der Zeit sozialistischer Min­
derheitsregierung, sozialistischer Alleinregie­
rung und jetziger Koalitionsregierung, anse­
hen, so können Sie genau erkennen, wie 
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selektiv und exakt hier vorgegangen wurde, 
und das betrifft alle Bereiche der Ausrüstung, 
seien es die Fragen der Motorisierung der 
Sicherheitsexekutive, seien es die Fragen der 
Kommunikation über moderne Geräte. Den­
ken Sie zum Beispiel nur an das kriminalpoli­
zeiliche Informationssystem, wo wir in Öster­
reich zweifellos eine Spitzenstellung haben 
und wo Länder, die durchaus imstande sind, 
moderne Technologien zu verwenden und sie 
auch verwenden, ihre Einrichtungen nicht auf 
diesen Standard gebracht haben, wie wir ihn 
in Österreich haben. 

Bei der Bewaffnung ist es die gleiche Ent­
wicklung. Mein Kollege Elmecker, der sich 
immer wieder mit Ihnen über die Bewaff­
nungsfragen auseinandersetzt, wird sicher­
lich auch da kurz darauf eingehen. 

Sie haben heute zum zweiten Mal die Frage 
des Einsatzes von Bundesgendarmerie und 
Bundespolizei im Augebiet um Hainburg 
erwähnt und haben einfach wiederholt, was 
Sie schon vor wenigen Wochen und Monaten 
gesagt haben. Ich kann mich erinnern, daß 
ich mich nachher zum Beispiel über die Frage 
erkundigt habe, ob es eine ärztliche Versor­
gung gegeben hat. Da habe ich eine Informa­
tion erhalten, daß sechs Ärzte im Auftrag der 
Sicherheitsexekutive tatsächlich tätig waren. 
Aber der Herr Bundesminister für Inneres 
wird Ihnen ja darauf noch eine entsprechende 
Antwort geben. 

Nun zur Frage der Suchtgiftkriminalität 
und der Verschärfung der gesetzlichen 
Bestimmungen, die hier im Hause in einem 
Ausschuß verhandelt werden. 

Ich hoffe, daß bald alle drei Parteien in die­
sem Ausschuß zu einer Einigung kommen, 
weil ja täglich in den internationalen Medien 
zu lesen ist, mit welcher Intensität die Kreise, 
die an Suchtgiftproduktion und -handel und 
den entsprechend hohen Gewinnen interes­
siert sind, weltweit aktiv sind. Wenn wir erst 
vor wenigen Tagen gehört haben, daß die US­
Behörden ein Flugzeug eines südamerikani­
schen Staates zurückgehalten haben, wobei 
gigantische Mengen von der Modedroge 
Kokain unter Nelken gefunden wurden, so 
zeigt es sich ja, wie hier gekämpft wird. Oder 
verfolgen wir die Berichte der Drogenkom­
mission der Vereinigten Staaten von Ame­
rika, die feststellen, mit welchen Mitteln und 
Methoden man in den Anbaugebieten Latein­
amerikas tätig ist, beispielsweise in Mexiko, 
welche Erfolge es da gibt, aber welch poten­
tem Gegner sich hier die Exekutivorgane 
gegenübersehen, einem Gegner, der modernst 

bewaffnet und ausgerüstet ist. Man muß lesen 
und hören, daß die US-Behörde die von ihr 
eingesetzten Beamten in Mittel- und Latein­
amerika auffordert, ihre Familienangehöri­
gen nach Hause zu senden, weil deren persön­
liche Sicherheit nicht mehr gewährleistet 
werden kann. All das zeigt, welch bedeutende 
Gruppe, welch machtmäßig potente Gruppe, 
die an Suchtgiftproduktion und -handel inter­
essiert ist, tätig ist. 

Da haben die österreichischen Behörden 
beträchtliche Erfolge zu verzeichnen, wobei 
wir meiner Meinung nach auch die Bekämp­
fung des Drogenhandels in Österreich weiter 
verschärfen und intensivieren müssen. 

~ 

Die Entwicklung ist ja von Bundesland zu 
Bundesland verschieden. Wir wissen, welche 
Schwierigkeiten es beispielsweise in Bundes­
ländern gibt, die an die Bundesrepublik 
Deutschland angrenzen, und daß die Lage in 
den großen Agglomerationen besonders 
schwierig ist und wir dort diesem Problem 
höchste Aufmerksamkeit widmen müssen. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, zur Frage der so oft zitierten sogenann­
ten ortfremden Tätigkeiten der Exekutive. 

Kollege Dr. Lichal hat einen Entschlie­
ßungsantrag eingebracht. Er hat ihn mir 
knapp vor Beginn der heutigen Sitzung über­
geben, und meine Fraktion wäre bereit gewe­
sen, diesem Entschließungsantrag beizutre­
ten, wenn die Österreichische Volkspartei fol­
genden Nebensatz akzeptiert hätte, der da 
lautet: " ... ohne die wohlverstandene Bürger­
dienstfunktion der Exekutive zu verringern". 

Kollege Lichal hat mir mitgeteilt, daß er 
diesem von uns begehrten Zusatz nicht folgen 
kann und er daher den Antrag allein ein­
bringt, und ich möchte für meine Fraktion 
sagen: Wir werden diesen Antrag ablehnen. 
Ich bringe aber folgenden Entschließungsan­
trag ein: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Ing. Hobl, Dr. Helene 
Partik-PabIe und Genossen zum Sicher­
heitsbericht 1983 (111-73/544 d.B.) betreffend 
Feststellung des Umfanges der von der 
Exekutive nicht im Rahmen der Vorsorge 
für die Sicherheit der Menschen in Öster­
reich zu leistenden Tätigkeiten. 

In- und außer halb des Parlaments wird 
immer wieder der Umfang der von 
Exekutivorganen zu leistenden "artfrem-
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den nicht der inneren Sicherheit dienenden 
Tätigkeiten" diskutiert. Im Interesse der in 
erster Linie der Exekutive obliegenden Vor­
sorge für die Sicherheit der Menschen in 
Österreich erscheint es notwendig, daß die 
nicht unmittelbar zur Vorbeugung und Auf­
klärung von Kriminalität und zur Straf­
rechtspflege gehörenden Tätigkeiten der 
Exekutive jenen Umfang nicht überschrei­
ten, der sicherstellt, daß die Exekutive nach 
wie vor die ihr obliegende Vorsorge für die 
Sicherheit der Menschen in Österreich 
wahrzunehmen imstande ist. Die unterfer­
tigten Abgeordneten stellen daher den 
nachstehenden 

En ts chließungs antrag: 

Der Bundesminister für Inneres wird 
ersucht, in einem Bericht an den N ational­
rat darzustellen, welchen Umfang und wel­
che Kosten und im Auftrag welcher. 
Gebietskörperschaften die Exekutive Tätig­
keiten wahrzunehmen hat, die nicht unmit­
telbar zur Vorsorge für die Sicherheit der 
Menschen in Österreich gehören. 

Wir beziehen uns hier darauf, daß - wie 
ich es auch schon in der Budgetdebatte gesagt 
habe - wir in Österreich etwa in 76 Bundes­
gesetzen Polizeibefugnisse, Befugnisse, die 
Polizei beziehungsweise Bundesgendarmerie 
wahrzunehmen haben, finden, und in 90 bis 
100 landesgesetzlichen Vorschriften aller 
Bundesländer stehen ebenfalls Polizeibefug­
nisse. 

Es liegt also nicht nur in der Ingerenz des 
Bundesgesetzgebers, Polizeibefugnisse auszu­
weiten oder einzuschränken, sondern auch 
die einzelnen Landesgesetzgeber haben diese 
Möglichkeit. 

Herr Hofrat Dr. Rudolf Szirba hat eine 
Zusammenstellung der Polizeibefugnisse und 
Aufgaben in einer Broschüre herausgebracht. 
Das ist eine kleine, sehr dicke Broschüre (der 
Redner zeigt sie), Seitenzahl 291, in der all 
diese Polizeibefugnisse, die auf bundes- oder 
landesgesetzlicher Basis beruhen, enthalten 
sind. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß die Bun­
despolizei ja in vielen Fällen Behördenstatus 
hat, so zum Beispiel im Meldewesen, im Paß­
wesen. Das sind natürlich auch, wenn Sie es 
so wollen, wie Sie es immer nennen, Herr Kol­
lege Dr. Lichal, artfremde Tätigkeiten, weil da 
kein Verbrecher gefangen oder daran gehin­
dert wird, ein Verbrechen oder Vergehen zu 
begehen. So gibt es also eine Vielzahl von 

Polizeibefugnissen, zum Beispiel die Frage 
der Kraftfahrzeugzulassungen, die von Bun­
despolizeibehörden oder von Bezirksverwal­
tungsbehörden erster Instanz, die ja auch 
Sicherheitsbehörden sind, wahrzunehmen 
sind; allerdings macht die Zulassung auf der 
BH - ich weiß es schon - nicht ein Angehö­
riger der Bundesgendarmerie oder der Bun­
despolizei. Unter diesem Gesichtspunkt 
haben wir diesen Entschließungsantrag ver­
faßt. Ich verstehe Sie nicht ganz, warum Sie 
die Satzbeifügung, die wir zu Ihrem Entschlie­
ßungsantrag vorgeschlagen haben, abgelehnt 
haben, denn wenn ich hier. . . (Abg. 
Dr. Li c haI: Nur ein Zwischenruf: Ing. Hobl, 
darf ich es Ihnen sagen: Weil Sie mit diesem 
Nebensatz wieder die artfremden Tätigkeiten 
des Botendienstes hineinnehmen wollen! 
Dort, wo die Exekutive zuständig ist, ist sie 
zuständig, ob das bei der KFZ-Zulassung ist 
oder woanders! Aber warum ist sie zuständig, 
daß der Magistrat Wien zu seinen Verpflegs­
kosten kommt? Das ist die Frage!) 

Herr Kollege Lichal! Unser Begehren, die 
Beifügung zu Ihrem Entschließungsantrag, 
wenn ich das noch einmal wiederholen darf, 
lautet: " ... ohne die wohlverstandene Bürger­
dienstfunktion der Exekutive zu verringern". 
(Abg. Dr. Li eh al: Was ist Bürgerdienst­
funktion? Das ist, für den Magistrat Geld ein­
zukassieren!) Nein, das ist eine Ämterhilfs­
funktion, die Sie erwähnt haben, und keine 
Bürgerdienstfunktion. Sie haben da nicht 
exakt nachgedacht. Das sollte Ihnen eigent­
lich als Hofrat der Niederösterreichischen 
Landesregierung nicht passieren. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Aber ich verstehe es vor allem deswegen 
nicht, denn wenn ich Ihre Broschüre her­
nehme "In Sicherheit leben. Mehr Hilfsbereit­
schaft. Mehr Geborgenheit" - ich glaube, da 
war der Sicherheitssprecher noch der Dr. Six­
tus Lanner... (Abg. Dr. Li c haI: Nein!) 
Waren das schon Sie? (Abg. Dr. Li eh a 1 : Ja!) 
Das ist allerhand, dann umso besser und 
umso unverständlicher (Abg. Dr. 
Li c haI: Lesen Sie das immer in der Früh?) 
Umso unverständlicher ist mir Ihre Ableh­
nung, Herr Kollege Dr. Lichal! Da steht unter 
"Bevölkerung und Exekutive": "Das Ziel 
heißt: ... So wollen wir die Lösung angehen: 
Bei der Erreichung dieses Zieles wird es vor 
allem darum gehen, die Öffentlichkeitsarbeit 
der Exekutive zu verbessern und für engeren 
Kontakt zwischen der Bevölkerung und den 
Sicherheitsbehörden zu sorgen. Dazu schlägt 
die Volkspartei vor: 

Öffentlichkeitsarbeit. Sie sollte vorbeugend 
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und informativ erfolgen ... " Zu dem Ausbau 
des Bürgerdienstes, den Bundesminister Ble­
cha betreibt, könnte jetzt Lichal sagen: Ja das 
ist eine Erfüllung des Forderungspro­
gramms der Österreichischen Volkspartei. -
Bitte sehr. Aber warum sind Sie dann dage­
gen, daß wir zu Ihrem Entschließungsantrag 
dazunehmen: "Der wohlverstandene Bürger­
dienst soll dabei nicht reduziert werden"? 

Sie sagen dann weiters in Ihrem Pro­
gramm: "Weiters muß positiv und sachlich 
argumentiert werden - die Glaubwürdigkeit 
einer Behörde erfordert heute mehr, als sich 
auf Gesetze zu berufen." 

Und dann ganz konkret: "Engerer Kontakt 
zur Bevölkerung. Einzelmaßnahmen" - da 
kritisieren Sie die Wiener Kontaktbeamten, 
die sehr gute Erfolge haben - "haben bisher 
kaum etwas gebracht." 

Sie schlagen daher vor: "Zu den Leuten hin­
gehen - zum Beispiel sollten die Beamten 
alle neuen Bewohner in ihrem Gebiet besu­
chen." 

Also was ist das jetzt? Ist das wohlverstan­
dener Bürgerdienst, den wir Sozialisten nicht 
geschmälert wissen wollen, oder nicht? Sie 
sagen: "Sich speziell um benachteiligte und 
gefährdete Gruppen kümmern - zum Bei­
spiel um Jugendliche, um Ausländer, um 
Arbeitspendler, um alleinstehende ältere 
Menschen." - Was wollen Sie jetzt? Das müs­
sen Sie uns sagen. So könnte ich fortsetzen 
aus Ihrem Programm. Sie lehnen unseren 
Vorschlag ab, Ihrem Entschließungsantrag 
den Nebensatz: " ... ohne die wohlverstan­
dene Bürgerdienstfunktion der Exekutive zu 
verringern", anzuhängen. 

Sie müssen sich sagen lassen, daß Sie da 
weil Sie unserem Wunsche nicht folgen, einen 
sehr unverständlichen Standpunkt einneh­
men, da Ihr jetziger Standpunkt Ihren pro­
grammatischen Erklärungen völlig wider­
spricht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zahlreiche Maßnahmen werden laufend 
gesetzt, um sowohl die Verhinderung als auch 
die Aufklärung strafbarer Handlungen wirk­
samer zu gestalten. Das geschieht täglich. 

Die Bundesregierung wird daher die 
Anstrengungen zur Erhöhung der Sicherheit 
der Bürger in unserem Lande fortsetzen und 
weiter verstärken. Die Budgetansätze für die­
ses Jahr sind ein Beweis dafür. 

Alle zielfÜhrenden Vorschläge - egal, 
woher sie kommen, ob von der einzigen Oppo­
sitionspartei dieses Hauses oder von 
anderswo - werden dabei geprüft und ver­
wertet werden, weil wir wollen, daß Öster­
reich nach wie vor vom Standpunkt der inne­
ren Sicherheit eines freien demokratischen 
Staates Vorbild in der Welt bleiben soll. 
Danke. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 13.23 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
vorgelegte Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Ing. Hobl, Dr. Helene Partik-Pable 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Dr. Partik-Pable. Ich erteile es 
ihr. 

13.23 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Ich gebe zwar zu, daß es nicht 
sehr positiv ausschaut, wenn man 1985 den 
Bericht über die Sicherheit 1983 diskutiert, 
aber der Herr Innenminister hat uns schon 
im Ausschuß dargelegt, warum es eben nicht 
möglich gewesen ist, diesen Bericht früher zu 
diskutieren. 

Was ich aber nicht verstehe, ist, daß der 
Herr Kollege Lichal sich einerseits darüber 
beschwert, daß wir jetzt über die Zahlen von 
1983 reden, er selbst aber diskutiert die Kri­
minalitätsraten aus dem Jahre 1981; das 
bringt uns ja auch nicht weiter. Herr Kollege 
Lichal, eines müssen Sie mir schon erklären 
- vielmehr möchte ich bitten, daß Sie mir das 
erklären -: Im Vorjahr haben Sie dem 
Sicherheitsbericht 1982 nicht Ihre Zustim­
mung gegeben, Sie haben den Bericht abge­
lehnt und haben die Sicherheitsverhältnisse 
auch negativ dargestellt. 

Jetzt, heuer, lehnen Sie die österreichische 
Sicherheitspolitik ab, stimmen aber dem 
Bericht zu. Das ist mir eigentlich nicht ganz 
klar. Oder soll das bedeuten, daß Sie doch mit 
den Sicherheitsverhältnissen in Österreich 
ein bisserl zufriedener sind als noch vor 
einem Jahr? Das wäre ja auch nicht so 
schlecht, denn ich verlange ja ohnehin nicht 
von der Opposition, daß man jetzt ... (Abg. 
Dr. Li c haI: Frau Doktor! Waren Sie herin­
nen, als ich gesprochen habe?) Ich war die 
ganze Zeit herinnen. (Abg. Dr. Li c haI: 
Dann ist Ihnen die Passage offensichtlich ent­
gangen, dieses halbe Prozent des Rückganges 
oder diese Stagnation habe ich als positiv 
anerkannt!) Deshalb haben Sie heuer zuge-
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stimmt und im Vorj ahr nicht. Es stehen noch 
sehr viele positive Fakten im Sicherheitsbe­
richt, auf die ich noch näher-eingehen werde. 

Ich verlange ja ohnehin nicht, daß die 
Opposition jetzt in euphorischen Jubel aus­
bricht, wenn die Regierung den Sicherheits-

_ bericht vorlegt, aber ich glaube, die Opposi­
tion würde sich nichts vergeben, wenn sie 
auch einmal die Erfolge der Regierung beja­
hen und einmal sagen würde: Die Regierung 
hat gute Arbeit geleistet! 

Das bedeutet ja nicht, daß die Opposition 
deshalb in allen ihren Bemühungen erlahmen 
muß, die Sicherheitsverhältnisse zu verbes­
sern, denn verbesserungswürdig ist ja fast 
alles Menschliche. Da können Sie ja ohne wei­
teres weiter mitmachen. -

Herr Kollege! Es soll eine sinnvolle Zusam­
menarbeit zwischen Regierung und Opposi­
tion ja so sein, daß natürlich ohne Haß und 
Zorn die Opposition ihre Anregungen darbrin­
gen soll und auf Mißverständnisse und auf 
Mißstände aufmerksam macht, aber wenn ein 
Erfolg da ist, soll eben auch die Opposition 
sagen, daß gute Arbeit geleistet worden ist. So 
stelle ich mir eben eine glaubwürdige und 
eine gute Oppositionspolitik vor. Wir Freiheit­
lichen haben auch immer eine solche Linie in 
unserer Oppositionspolitik verfolgt. (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ. - Abg. Dr. Li c ha 1: Sie 
können es ja bald wieder machen!) Noch sind 
wir ja in der Regierung (Abg. Dr. E t t­
m a ye r: Gerade noch!), aber Sie können ja 
lernen, Ihre Oppositionsrolle besser zu 
machen! 

Aber ich möchte doch auf einige Fakten zu 
sprechen kommen, die der Herr Kollege 
Lichal aus dem Bericht angeschnitten und als 
noch ganz bedrohlich für die österreichische 
Bevölkerung hingestellt hat, als besondere 
Bedrohung für die österreichische Sicherheit. 

Da sind einmal die Morde. Herr Kollege 
Lichal hat gesagt, deren Zahl sei eklatant 
gestiegen. Ich möchte nichts verniedlichen, 
aber ich möchte Ihnen auch die Zahlen der 
Morde bekanntgeben. 

Im Jahre 1983 hat es 179 Morde in Öster­
reich gegeben, und zwar bei einer Gesamtbe­
völkerung von ungefähr 7 Millionen Men­
schen. Im Jahre 1982 gab es 147 Morde. Ich 
möchte nur sagen, wie das "Sie sind eklatant 
gestiegen!" klingt. Sie sind von 147 auf 179, 
also um einen relativ geringen Teil, gestiegen. 

Oder zum Beispiel das Verbrechen des Tot-

schlages. Die Statistik weist aus, daß das Ver­
brechen des Totschlages um 100 Prozent 
gestiegen ist, und zwar von 2 Verbrechen im 
Jahre 1982 auf 4 im Jahre 1983. Ich glaube, 
man muß hiebei auch beachten, wie hoch die 
absoluten Zahlen wirklich sind! 

Sie haben ganz vergessen, Herr Kollege 
Lichal, die Aufklärungsquote zu erwähnen, 
die bei den Morden 93 Prozent beträgt. Also 
gerade jene strafbaren Handlungen, vor 
denen sich die Bevölkerung am allermeisten 
fürchtet, nämlich die Verbrechen gegen Leib 
und Leben, haben eine ganz hohe Aufklä­
rungsquote. Und es ist ja auch sehr wichtig, 
das einmal zu erwähnen. 

Es ist sicher auch richtig, was Herr Kollege 
Hobl schon gesagt hat, daß die Gewaltverbre­
chen hauptsächlich in den Familien gesche­
hen und daß hier nahezu keine Möglichkeiten 
für eine Prävention bestehen. 

Zu den Raubüberfällen, weil diese ebenfalls 
der Sicherheitssprecher der ÖVP angeschnit­
ten hat. Ich möchte wieder die Zahl nicht ver­
niedlichen. 1983 hat es 1159 Raubüberfälle 
gegeben, das war um 12,9. Prozent geringer als 
im Jahre 1982. Also man sieht, daß sich diese 
gefährlichen Delikte entweder in einem Rah­
men halten, der uns wirklich nicht ängstigen 
soll, oder daß die Rate ohnehin bedeutend 
gesunken ist. 

Ich glaube also, daß man mit den Sicher­
heitsverhältnissen in Österreich zumindest 
bescheiden zufrieden sein kann. Wie gesagt: 
Ich glaube, das spllte auch die Opposition 
anerkennen. 

Die Österreicher konnten 1983 ruhig schla­
fen, sie konnten es 1984, und sie können es 
auch 1985 tun, denn die positiven Kriminal­
statistiken, angefangen von 1982, waren eben 
keine Einzelerscheinung, sondern es handelt 
sich um Dauererscheinungen. Man kann 
schon sagen, es ist in Österreich gelungen, 
durch viele durchdachte einzelne Maßnah­
men die Kriminalität auf ein Maß zu reduzie­
ren, das ertragbar ist, wo auch jeder auf die 
Straße gehen kann, ohne befürchten zu müs­
sen, das Opfer eines Verbrechens zu werden, 
und sich die Menschen nicht in ihren vier 
Wänden verbarrikadieren müssen, wie es zum 
Beispiel in Amerika der Fall ist. Denn daß 
man in Chikago auf der Straße noch sicher 
ist, das glaubt vermutlich auch nur die Frau 
Kollegin Tichy-Schreder, aber sonst glaubt es 
wirklich niemand. 

Nicht zuletzt hat sicher der verstärkte Ein-
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satz der Polizei und Gendarmerie... (Abg. 
Dr. Li eh a 1: Warum gerade die Kollegin 
Tichy-Schreder?) Sie hat gesagt, Chikago ist 
die sicherste Stadt, sie hat gesagt, daß es so 
ist; ich. habe es nicht geglaubt! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
den Großstädten und in besonders kriminoge­
nen Zonen hat der verstärkte Einsatz der Fuß­
patrouillen die Sicherheit wesentlich geho­
ben. 

Im Jahr 1983 wurde die Außendienstprä­
senz der Polizei, der Funkstreifenposten um 
rund 35 Prozent angehoben. Dazu kommen 
kurzfristige und örtlich wechselnde Fußpa­
trouillen durch die Funkwagenbesatzungen. 
Außerdem gab es im Jahr 1983 eine ganze 
Reihe von Sonderaktionen, wie zum Beispiel 
in Wien allein -486 Planquadrataktionen, 
73 Diensthundeflächenstreifen, 100 Aktionen 
Blaulicht, um nur einige wenige jener Maß­
nahmen zu nennen, die mit dazu beigetragen 
haben, daß Wien das geblieben ist, was es ist, 
nämlich eine der sichersten Großstädte der 
Welt. 

Aber auch im Bereich der Bundesgendar­
merie, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, wurde der Streifendienst wesentlich aus­
gebaut, und im Jahr 1983 waren um rund 
16 000 Fußpatrouillen mehr unterwegs als im 
Jahr 1982. 

Gerade diese Streifendienste sind es, die 
wesentlich dazu beigetragen haben, daß die 
Einbruchsdiebstähle bei den Kraftfahrzeugen 
zurückgegangen sind, und zwar wesentlich, 
nämlich um 18 Prozent. Das zu erwähnen hat 
der Sicherheitssprecher der Österreichischen 
Volkspartei ebenfalls vermieden. 

Ein Rückgang der Einbruchsdiebstähle bei 
den Kraftfahrzeugen um 18 Prozent, das ist 
doch eine ganz normale Zahl! 

Das heißt also, die Angst vor dem 
Erwischtwerden - die ist ja bei einer hohen 
Präsenz der Polizei sehr stark gegeben - ist 
die beste Prävention überhaupt. 

In die gleiche Richtung weist auch die Tat­
sache, daß sämtliche Einbruchsdiebstähle auf 
dem Tatort Straße im Berichtszeitjahr 1983 
um 10 Prozent zurückgegangen sind. 

Noch etwas, was viel zuwenig bekannt ist, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
auch die Tatsache, daß die Straftaten Jugend­
licher abgenommen haben, und zwar in allen 
Deliktsgruppen. Ich bin davon überzeugt, daß 

diese positive Entwicklung sehr stark durch 
die Tätigkeit der Kontaktbeamten für die 
Jugendlichen beeinflußt ist. Denn diese Kon­
taktbeamten nehmen sich ganz besonders 
jener Jugendlichen an, die gefährdet sind, die 
aus einem Elternhaus kommen, das schon 
vermuten läßt, daß ein Jugendlicher unter 
Umständen straffällig wird. Oder sie nehmen 
sich der straffällig gewordenen Jugendlichen 
an. 

Ebenso sind die positiven Aktionen der 
Exekutive in Zusammenarbeit mit der Schul­
behörde zu nennen. Um eben präventiv zu 
wirken, hat der kriminalpolizeiliche Bera­
tungsdienst Kontakt mit den Schulen aufge­
nommen und will so versuchen, die Jugendli­
chen von Straftaten abzuhalten. 

In Wien gibt es derzeit 18 Kontaktbeamte, 
in Linz sind es 6, und in den kommenden J ah­
ren sollen zirka 60 Kontaktbeamte ausschließ­
lich für junge Menschen zur Verfügung ste­
hen, und zwar in den verschiedensten Berei­
chen. 

Ein Phänomen, das von der Bevölkerung 
eigentlich zuwenig wahrgenommen wird, ist 
aber, daß die Eigentumsdelinquenz ganz 
enorm zurückgegangen ist, und zwar nicht 
nur was die Kraftfahrzeuge, sondern auch 
was die Wohnungen und Geschäftslokale 
betrifft. 

Alle Sicherheitsexperten haben noch vor 
einiger Zeit befürchtet, daß auch bei uns so 
wie in anderen Ländern die Einbrüche ekla­
tant zunehmen werden. Ganz im Gegenteil: 
Auch hier haben wir eine rückläufige Ten­
denz. 

Zweifellos hat zur Senkung der Eigentums­
kriminalität beigetragen, daß die Bevölke­
rung jetzt mehr geneigt ist, ihr Eigentum zu 
schützen, und auch geneigt ist, die Rat­
schläge, die ihr von der Exekutive gegeben 
werden, zu befolgen, um einen optimalen Ver­
brechensschutz zu erreichen. 

Es ist uns also gelungen, die Bevölkerung 
für ein angemessenes Engagement im Sinne 
einer vorsorgenden Sicherheitsmaßnahme zu 
motivieren. Jedes Jahr wurde der Beratungs­
dienst der Kriminalpolizei ausgebaut, und die­
ser kriminalpolizeiliche Beratungsdienst ver­
sucht ja, die Bürger zu animieren, bessere 
Eigenvorsorge zu treffen. 

Derzeit stehen mehr als 100 Beamte und 
mehr als 100 Beratungsstellen in Österreich 
zur Verfügung, die durch Flugblätter und 
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durch andere Informationen versuchen, wirk­
lich die optimale Beratung zu geben, wie man 
sich am besten schützen kann. 

Es ist wirklich erfreulich, daß die Bevölke­
rung ihre früher so sorglose Einstellung 
ihrem Eigentum gegenüber etwas abgebaut 
hat und ihre Rechtsgüter nicht mehr in dem 
Maße so schutzlos preisgibt, wie sie es eben 
früher tat, und daß sie so dem präsumtiven 
Täter den Zugang zu den Rechtsgütern 
erschwerte. 

Allerdings noch immer zuwenig. Denn im 
Ausschuß hat ein Kollege erwähnt, daß bei 
einer Planquadrataktion 50 Prozent der dort 
abgestellten Kraftfahrzeuge unversperrt auf­
gefunden worden sind. Selbstverständlich ist 
das dann eine große Verlockung für einen 
präsumtiven Täter, der dann häufig nicht 
widerstehen kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Was die Eigentumskriminalität anlangt, ist 
die Lage im gegenwärtigen Augenblick in 
Österreich stabilisiert. Da Erfolg und Mißer­
folg der Exekutive im engeren Sinn an der 
Zurückdrängung oder Zunahme krimineller 
Handlungen gemessen wird, muß unsere 
Exekutive wirklich den internationalen Ver­
gleich nicht scheuen, und man kann sagen, 
daß die polizeiliche Arbeit in Österreich wirk­
lich ermutigend ist. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 

Aus all den dargestellten Aktionen im 
Sicherheitsbericht sieht man, daß trotz der 
knappen vorhandenen Budgetmittel durch 
kluges Disponieren und Vorausschauen ein 
optimaler Erfolg erzielt werden konnte. 

Wie wir aus dem Bericht 1983 ersehen, ist 
es uns auch gelungen, die Suchtgiftkriminali­
tät einzudämmen, und zwar bis jetzt, bis 1985, 
ganz im Gegensatz zu vielen europäischen 
Ländern, in denen der Suchtgiftkonsum 
besorgniserregend gestiegen ist und auch 
noch steigt. 

Wir sind auf diesem Gebiet bis jetzt, sage 
ich immer wieder, eine Insel der Seligen 
geblieben. Meiner Meinung nach ist das ein 
Erfolg der Politik, den gesamten Suchtgift­
mißbrauch überhaupt unter Verbot zu stellen 
und von diesem Grundsatz keine Ausnahme 
zu machen und nicht abzuweichen. 

Schauen wir zum Beispiel nach Holland! In 
Holland, wo es Haschisch frei zu kaufen gibt, 
wo es andere Suchtgifte relativ leicht zu 

. erwerben gibt, dort gibt es in einer Woche so 

viele Drogentote wie in Österreich in einem 
ganzen Jahr. 

Natürlich dürfen wir uns jetzt nicht in unse­
rem Erfolg wiegen, dürfen nicht die Hände in 
den Schoß legen, sondern wir müssen selbst­
verständlich immer im Auge behalten, daß die 
Dealer da sind, die ihr Heroin absetzen wol­
len, ihre anderen Suchtgifte absetzen wollen. 
Das Besorgniserregende ist ja, daß die Hero­
inproduktion auf der ganzen Welt gestiegen 
ist, nicht zuletzt durch die Labors in Italien, 
die natürlich auch befürchten lassen, daß 
Rauschgiftmengen verstärkt in Österreich 
abgesetzt werden sollen. 

Es ist ja interessant, daß im Jahr 1984 in 
sieben Bundesländern nahezu spektakuläre 
Rückgänge der Suchtgiftkriminalität zu ver­
zeichnen waren. Nur in zwei Ländern, näm­
lich in Tirol und in Vorarlberg, war ein alar­
mierendes Ansteigen zu verzeichnen, was 
sicher darauf zurückzuführen ist, daß eben 
insbesondere von Italien her versucht wird, 
Suchtgifte nach Österreich zu bringen. 

Im allgemeinen - Gott sei Dank, muß man 
sagen - stehen wir vor der Situation, daß die 
Cannabisprodukte zurückgegangen sind, das 
heißt also, die Verwendung der leichten Dro­
gen, denen unsere Jugend in besonderem 
Maße zugänglich war, hat abgenommen. 

Wir müssen aber damit rechnen, daß eine 
Droge auf uns zukommt, die bisher nur im 
internationalen Jet-Set verwendet worden ist: 
das ist das Kokain. Hier gibt es ein ganz 
bedrohliches Ansteigen, sowohl was die 
Suchtgiftmenge betrifft als auch was die süch­
tigen Menschen betrifft, noch nicht in Öster­
reich, aber in der ganzen Welt. Hier wird es 
eines sehr großen Einsa,tzes unserer 
Exekutivorgane bedürfen, damit wir auch die­
ser neuen Suchtgiftwelle Herr werden. 

Ich hoffe, daß unsere Exekutive diese neue 
Bedrohung, die da auf uns zukommt, genauso­
gut bewältigt, wie sie es eben bisher getan 
hat, und daß sie die gleiche Einsatzfreude und 
den gleichen Einfallsreichtum, den man ja 
braucht, um gerade in der Suchtgiftszene 
wirksam arbeiten zu können, daß sie den so 
wie bisher an den Tag legt. 

Wir brauchen aber gerade bei der Rausch­
giftbekämpfung die Solidarität aller Men­
schen. Wir brauchen die Nachbarschaftshilfe, 
wir brauchen die soziale Kontrolle aller jener 
Menschen, die eben mit Süchtigen in Kontakt 
kommen, um Hilfe für einen potentiellen Dro­
gensüchtigen zu geben. Das ist äußerst wich-
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tig. Wir dürfen die Augen nicht verschließen, 
sondern wir müssen den Drogensüchtigen 
helfen, wieder aus dieser ganzen Situation 
herauszukommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Leider, aber selbstverständlich auch, gibt es 
im Sicherheitsbericht 1983 auch negative Fak­
ten, wie zum Beispiel die Tatsache, daß die 
Zahl der Straßenverkehrsdelikte im Berichts­
zeitraum gestiegen ist. Trotz vieler Überle­
gungen seitens des Innenministeriums, auch 
seitens des Verkehrsministeriums ist es bis­
her nicht gelungen, hier in gleicher Weise und 
mit der gleichen Durchschlagskraft wie bei 
anderen Deliktsgruppen Mittel und Wege zu 
finden, wirksam einzugreifen. 

Und da sind es gerade die Jugendlichen, die 
in einem erhöhten Ausmaße unter diese 
Täterkategorien fallen, und zwar vor allem 
jene, die leichtsinnig nach irgendeinem Wirts­
hausbesuch oder nach einem Disco-Besuch 
alkoholisiert fahren und beweisen wollen, was 
sie für klasse Burschen sind. Die werden 
dann oft unfreiwillig zu Straftätern und rufen 
unendliches Leid bei sich selbst und auch bei 
vielen anderen Menschen hervor. 

Im Ausschuß haben wir gehört, daß der 
Herr Innenminister in jüngster Zeit gerade 
für diese jugendliche Tätergruppe im Stra­
ßenverkehr eine Aktion geplant hat, und zwar 
sollen Kontaktbeamte die Jugendlichen in 
Gruppenarbeit zu verantwortlichem Fahren 
animieren. Sie sollen ein Vertrauensverhält­
nis zu den Jugendlichen aufbauen und sollen 
versuchen, diese Jugendlichen zu einem 
sicheren Fahrverhalten zu bringen. 

Ich könnte mir vorstellen, daß hier doch ein 
Erfolg erzielt werden könnte. Es läge ein 
Ansatzpunkt darin, wie man diese Kriminali­
tät im Straßenverkehr zurückdrängen kann. 
Zumindest versuchen sollte man es, denn ich 
glaube, hier wäre ein kleiner Schritt bereits 
ein großer Erfolg. 

Wesentlich wird zur Sicherheit im Straßen­
verkehr ja auch dadurch beigetragen, daß wir 
im vergangenen Jahr die Gurtenanlegepflicht 
eingeführt haben, denn dadurch kann in vie­
len Fällen der Unfalltod oder können auch die 
Verletzungsfolgen vermieden werden. Es gab 
ja erst vor kurzem einen Bericht über die 
ersten positiven Auswirkungen dieses Geset­
zes. 

Bei dieser Gelegenheit, bei der Diskussion 
des Sicherheitsberichtes 1983, möchte ich 
aber dem Herrn Bundesminister für Inneres 

meinen Dank aussprechen für seinen Beitrag 
im Kampf gegen die Einfuhr von Gewaltpor­
nos. Ich habe anläßlich der Budgetdebatte 
den Herrn Bundesminister für Inneres 
ersucht, sich dafür einzusetzen, daß die 
Begutachtungsfrist für Importfilme von fünf 
Tagen auf ein größeres Ausmaß erhöht wird. 
Wir wissen ja, daß bei der Vollziehung des 
Pornographiegesetzes die Zollämter insofern 
mitwirken, als die Freigabe der Einfuhr dann 
erfolgt, wenn innerhalb von fünf Werktagen 
nicht ein Beschlagnahmebeschluß der zustän­
digen Behörde vorliegt. 

In der Praxis hat diese Fünf-Tages-Frist 
dazu geführt, daß infolge Personalmangels 
beziehungsweise der übergroßen Menge an zu 
importierenden Videofilmen diese Frist nicht 
ausgereicht hat, eine genügende Kontrolle 
durchzuführen. Teilweise war die Kontrolle 
unzureichend, teilweise konnte die Sichtungs­
pflicht eben nur mangelhaft erfüllt werden. 

Meine Bestrebungen gingen nun dahin, 
diese Fünf-Tages-Frist zu verlängern. Jetzt, 
im Ausschuß, hat der Herr Bundesminister 
für Inneres gesagt, daß diese Bemühungen 
erfolgreich waren und diese Frist auf 20 Tage 
verlängert worden ist oder verlängert wird. 

Damit werden sicher keine Welten bewegt 
werden, dessen bin ich mir schon sicher, aber 
es wird damit doch ein kleines bißehen mehr 
sichergestellt, daß so mancher Videofilm eben 
nicht nach Österreich kommt, der unsere 
Jugend, der unsere Menschen überhaupt 
gefährden könnte. 

Ich möchte aber heute auch noch ein paar 
Worte zu der gesamten Brutalfilmwelle sagen. 
Wir müssen uns schon im klaren sein, daß 
zwar pornographische Erzeugnisse dem Por­
nographiegesetz und damit auch Kontrollen 
unterliegen, daß aber die reinen Brutalfilme 
keiner gesetzlichen Kontrolle unterliegen; das 
sind also Filme, in denen Menschen zerstük­
kelt werden, in denen Menschen gequält wer­
den, verspeist werden. Wenn in diesen Filmen 
Sexualität nicht vorkommt, fallen sie nicht 
unter das Pomographiegesetz und unterlie­
gen daher auch nicht einer Überprüfung im 
Rahmen des Pornographiegesetzes. 

Ich glaube, daß auch hier Initiativen gesetzt 
werden müßten, um eine Zensur oder über­
haupt ein Verbot dieser ärgsten Brutalfilme 
zu erreichen. Es besteht die große Gefahr, daß 
solche Filme, die die Gewalt verherrlichen, 
die sittliche und die seelische Entwicklung 
des Menschen gefährden und bei Kindern zu 
Ängsten führen, zu Schockzuständen führen, 
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zu Verhaltens störungen führen; ich sage 
"könnten", weil tatsächlich die Auswirkungen 
dieser Filme noch nicht ganz geklärt sind. 

Aber das eine ist sicher: Es geht eine schä­
digende Wirkung davon aus, wenn Filme die 
Gewalt als Mittel zur Regelung von Konflik­
ten darstellen. Das ist selbstverständlich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir stehen bei den Brutal- und Horrorfilmen 
jetzt sozusagen am Anfang einer Entwick­
lung, von der wir gar nicht wissen, wohin sie 
geht. Wir hätten jetzt die Möglichkeit, den 
Import, den Vertrieb und die Herstellung zu 
verbieten, und ich glaube, das müßte getan 
werden. 

Bei den Suchtgiften haben wir in Öster­
reich eine konsequente Linie verfolgt; wir 
haben dadurch eine größere Suchtgiftwelle 
und eine größere Suchtgiftkatastrophe in 
Österreich verhindert. Trotz verschiedenster 
Kritiken haben wir diese Linie des Verbotes 
beibehalten. 

Obwohl ich als Liberale grundsätzlich nicht 
dafür bin, daß man alles das verbietet, was die 
Menschen nur gefährden könnte, sondern 
meine, daß man selbstverständlich auch 
etwas in den Eigenverantwortlichkeitsbereich 
der Menschen legen muß, glaube ich doch, 
daß bei der Frage der Brutal- und Horrorfilme 
in die Richtung des Verbotes gegangen wer­
den muß, weil in meinen Augen auf Grund der 
besorgniserregenden Tendenz des Ansteigens 
der Gewaltanwendung zur Abreaktion der 
Emotionen das Verbot ein gravierendes Mittel 
ist, um es unmöglich zu machen, sich mit bru­
talen Filmen berieseln zu lassen und gegen 
die ungeahntesten Grausamkeiten, die sich 
ein Mensch überhaupt nur vorstellen kann, 
abzustumpfen. 

Gerade in dieser Zeit der sich immer weiter 
differenzierenden Gesellschaft ist es meiner 
Meinung nach wichtig, daß bei allen Mitglie­
dern dieser Gesellschaft das Gefühl erhalten 
bleibt für rechtes Handeln und für das 
Unrecht, welches Gewalt in jeder Form dar­
stellt. Unser Ziel muß es sein, das Empfinden 
für die Menschenrechte und für das rechte 
Handeln nicht abzustumpfen, nicht abstump­
fen zu lassen, wie dies in Brutal- und Horror­
filmen geschieht, sondern weiterzuentwik­
keIn. 

In unserer Gesellschaft ist es -noch nicht 
selbstverständlich geworden, den Menschen 
zu zeigen, wie man Konflikte überhaupt berei­
nigt, friedlich austrägt. Das wird in den Schu-

len nicht gelehrt, das wird auch in den Fami­
lien nicht vorgezeigt. Und weil diese Bewälti­
gung der Aggression bei uns nicht vermittelt 
wird, meine ich, daß man diese Brutalfilme 
nicht auf die Menschen einwirken lassen soll. 

Im Zusammenhang mit den Auswirkungen 
des Alkohols im Vergleich zu den Suchtgiften 
hat der Herr Minister Ofner im Ausschuß 
gesagt, den Alkohol hätte man eigentlich 
schon zu Kaiser Probus' Zeiten verbieten sol­
len, denn jetzt ist es schon zu spät, weil die 
gefährlichen Wirkungen des Alkohols evident 
sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bei den Brutal- und Horrorfilmen befinden 
wir uns jetzt sozusagen zu Kaiser Probus' Zei­
ten. Jetzt hätten wir es noch in der Hand, 
diese ungünstige Entwicklung in Österreich 
erst gar nicht entstehen zu lassen. (Beifall bei 
FPÖ und Spö. - Abg. Dr. Li c h a 1: Frau 
Doktor, sagen Sie das dem Justizminister, 
Ihrem Parteifreund! Der macht ja nichts!) Ich 
habe es ihm ja gerade gesagt! Ich bin sehr 
froh, daß er da ist. 

Alle Argumente gegen ein Verbot - wie 
zum Beispiel dieses: dränge man die Händler 
in den Untergrund, hätte man dann noch viel 
weniger Chancen, in den Handel einzugrei­
fen, den Handel zu kontrollieren - gelten ja 
für alle Verbote, meine sehr geehrten Damen 
und Herren und auch Herr Minister. Das gilt 
für alle Verbote, und das gilt natürlich auch 
für die Suchtgifte. Dieses Problem der Händ­
ler im Untergrund haben wir natürlich auch 
bei den Suchtgiften. Ich glaube nicht, daß 
man sich davor scheuen sollte, daß wir dieses 
Problem dann auch bei den Horrorfilmen 
haben. 

Es ist ja beinahe lächerlich, daß in Öster­
reich Darstellungen lesbischer Liebe zum Bei­
spiel, die nicht mit Gewalt verbunden sind, 
nach dem Pornographiegesetz verboten sind, 
während auf der anderen Seite die ärgsten 
Brutalfilme und die ärgsten Horrorfilme 
erlaubt sind. Darin liegt für mich ein unge­
heurer Widerspruch. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, auch was die verfassungsrechtli­
chen Bedenken anlangt, muß man sich im kla­
ren sein, daß in vielen Bereichen dieses Span­
nungsfeld eben vorhanden ist, einerseits 
Grundrecht und auf der anderen Seite ein­
schränkende Maßnahme. Aber das Grund­
recht der Meinungsfreiheit hat meiner Mei­
nung nach dort seine Grenze, wo die schwer­
sten Verstöße gegen ethische Grundsätze 
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gesetzt werden, und ich finde, in diesen Bru­
talfilmen werden die fundamentalsten ethi­
schen Grundsätze verletzt. 

Es wäre höchst an der Zeit, jenen skrupello­
sen Geschäftemachern, die die brutale Gewalt 
mittels der von ihnen hergestellten und ver­
triebenen Filme, durch die die Würde des 
Menschen mit Füßen getreten wird, zum 
Selbstzweck erheben, durch gesetzliche Maß­
nahmen den Kampf anzusagen. Die Bundes­
republik Deutschland war hier schon ein Vor­
reiter; ich glaube, wir sollten uns dem 
anschließen. 

Das wäre meine wichtigste Anregung 
anläßlich der Debatte über den Sicherheitsbe­
richt 1983. 

Abschließend möchte ich sagen: Man kann 
grundsätzlich davon ausgehen, daß der 
Sicherheitsbericht 1983 erfreulich ist, denn 
die Delikte sind insgesamt sinkend, während 
die Aufklärungsquote steigt. Während in 
anderen vergleichbaren europäischen Staa­
ten, wie zum Beispiel in der Schweiz und im 
außereuropäischen Ausland, eine weitere 
Steigerung der Kriminalität zu verzeichnen 
ist, ist es in Österreich gelungen, die Sicher­
heit der österreichischen Bevölkerung in 
einem sehr hohen Maße zu gewährleisten, 
und deshalb geben wir dem Sicherheitsbe­
richt 1983 auch unsere Zustimmung. (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ.) 13.51 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Ermacora. Ich erteile es ihm. 

13.51 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich möchte zunächst auf die Bemerkun­
gen des Herrn Abgeordneten Hobl in bezug 
auf den Entschließungsantrag des Abgeordne­
ten Lichal und seinen eigenen Entschlie­
ßungsantrag eingehen. Ich glaube, die beiden 
Entschließungsanträge schließen einander 
nicht aus. Der Antrag Lichal bezieht sich, 
wenn man ihn genau liest, auf die Befreiung 
der Polizei von artfremden Tätigkeiten der 
Bundespolizei. Abgeordneter Dr. Lichal hat 
die Eintreibung von Verpflegsgebühren für 
Wien oder sonstige ähnliche Tätigkeiten der 
Polizei, die nicht zu den eigentlichen polizeili­
chen Aufgaben gehören, sehr plastisch ausge­
führt. Und darauf bezieht sich der Antrag 
Lichal. 

Ich bin ermächtigt zu sagen, Herr 
Ing. Hobl, daß wir Ihrem Entschließungsan-

trag zustimmen können, obwohl er nicht 
unser eigentliches Anliegen, das wir durch 
Lichal vorgetragen haben, betrifft. Vielleicht 
überlegen Sie sich auch, Herr Ingenieur, ob es 

. nicht möglich ist, daß die Regierungsfraktio­
nen unserem Antrag zustimmen, da er etWas­
Positives darstellt, und der Herr Minister für 
Inneres müßte ja damit zufrieden sein, eine 
Rückendeckung durch unseren Entschlie­
ßungsantrag zu erhalten. (Abg. Ing. Hob 1 : 
Herr Professor! Wir hätten ja zugestimmt, mit 
dieser Kleinigkeit, die durchaus Ihrem Pro­
gramm entspricht! - Abg. Dr. Li c h al : 
Warum wollen Sie eine Kleinigkeit dazuneh­
men, und dann machen Sie einen ganz ande­
ren Antrag? Das ist ja lächerlich! Stimmen Sie 
unserem Antrag zu! - Gegenruf des Abg. 
Ing. Hob 1.) Das ist im Moment die Position. 
Wir werden dann im Abstimmungsverhalten 
sehen, ob sich eine Läuterung bei den Par­
teien im Klub ergeben hat. 

Herr Bundesminister! Ich möchte hervorhe­
ben, daß der Sicherheitsbericht 1983 gegen­
über früheren Sicherheitsberichten unan­
greifbarer geworden ist, weil - so möchte ich 
sagen - die Statistiken besser erarbeitet und 
interpretiert sind und man so ein gefälligeres 
Bild von der Sicherheit in Österreich erhält. 

Allerdings, um diesen Bericht voll zu verste­
hen, meine Damen und Herren, muß man die 
Statistiken lesen können und mit den Inter­
pretationen, die diesen Statistiken gegeben 
sind, einverstanden sein. 

Der Maßstab für die österreichische Sicher­
heit ist aber nicht der Sicherheitsbericht, son­
dern das tatsächliche Geschehen, darüber 
hinaus aber auch das entkriminalisierte 
Strafrecht und Teile des Verwaltungs straf­
rechtes. Es ändern sich natürlich der Maßstab 
und die Kriterien für die Beurteilung der 
Sicherheit in Österreich in dem Ausmaß, in 
dem das Strafrecht "entkriminalisiert" ist. 

Das heißt also - meiner Meinung nach -, 
der Bericht gibt nur Teile des Standes der 
Sicherheit in Österreich wieder, der Bericht 
ist in seiner Güte relativiert. Aber ich glaube 
- wie Dr. Lichal das auch gesagt hat -, die 
Zustimmung von der Seite der Österreichi­
schen Volkspartei kann verantwortet werden. 

Herr Bundesminister! Es gibt in der öster­
reichischen Sicherheit, die im Grunde genom­
men allein den Bürger etwas angeht, graue 
Zonen, und diese grauen Zonen sind in die­
sem Bericht nicht voll ausgelotet. Diese 
grauen Zonen betreffen den Computereinsatz 
und betreffen die Informationsbeschaffung 
von seiten der Behörden. 
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Beides ist natürlich notwendig: der Compu­
tereinsatz auf der einen Seite und die Infor­
mationsbeschaffung auf der anderen Seite. 
Keine Sicherheit in einem Staate kommt 
ohne entsprechende Informationen aus. Aber 
was hervorzuheben ist: Es müssen sowohl der 
Computereinsatz als auch die Informationsbe­
schaffung nach den rechtsstaatlichen Grund­
sätzen erfolgen, von denen die österreichische 
Verwaltung getragen ist. 

Meine Damen und Herren! Herr Minister! 
Es erhebt sich die Frage, wo diese rechtliche 
Grundlage für die Nachrichten- und Informa­
tionsbeschaffung, sofern sie den einzelnen 
betrifft, gelegen ist. 

Wie geheimnisvoll muß vorgegangen wer­
den, um viele Daten über die Bürger zu 
beschaffen, von denen besonders jene berührt 
sind, die in einem - so nennen wir das -
besonderen Gewaltverhältnis zum Staate ste­
hen, die zum Beispiel Soldaten sind.' Erst 
durch die Diskussion in der Öffentlichkeit 
über das Heeresnachrichtenamt und seine 
Daten- und Informationsbeschaffung sind wir 
überhaupt draufgekommen, was es etwa im 
Bundesheer für Datenansammlungen gibt, 
die nicht vom Bundesheer beschafft werden, 
sondern die von seiten der Sicherheit kom­
men. Herr Bundesminister, das kann man 
nicht bestreiten, das ergibt sich einfach aus 
der Situation. Ob jemand beim Bundesheer 
als Ordonanz oder als Fahrer tätig sein kann 
oder ob er eine andere Funktion, eine höhere 
Funktion einnehmen kann, das hängt nicht 
zuletzt davon ab, welche Daten über die Per­
son von seiten der Sicherheit dem Heer über­
mittelt werden. Dem vorausgesetzt muß eine 
Datenbeschaffung vor sich gehen, eine Infor­
mationsbeschaffung, Herr Bundesminister. 
Ich bin fest davon überzeugt, daß der Bericht 
darüber keine Auskunft gibt und daß die 
rechtlichen Grundlagen für diese Frage man­
gelhaft sind. 

Herr Minister! Ich stelle erneut die Frage 
nach dem Polizeibefugnisgesetz. Wir glauben, 
insbesondere dann, wenn man weiß, daß das 
Polizeibefugnisgesetz nicht nur Funktionen 
der Polizei decken, sondern auch die Rechte 
der Bürger sichern soll, daß ein solches 
Gesetz "Bürgerrechts- und Polizeibefugnisge­
setz" heißen sollte. Dazu gibt es seit dem 
23. Oktober 1969 eine von allen im Parlament 
vertretenen politischen Parteien gefaßte Ent­
schließung, die den Bundesminister für Inne­
res ersucht, die Vorarbeiten für ein Staatspoli­
zeigesetz aufzunehmen, das den rechtsstaatli­
chen Befugnissen der Polizei Rechnung trägt. 

Jahre hindurch, Herr Bundesminister, näm­
lich seit diesem 23. Oktober 1969, wird oder 
wurde von den Politikern aller Seiten ein sol­
ches Gesetz verlangt. Unter Beilage 1268, 
XI. Gesetzgebungsperiode, kam ein Polizeibe­
fugnisgesetz in dieses Haus, das nicht zu 
Ende behandelt wurde. Es wird dem entge­
gengehalten - der Herr Ing. Hobl hat ja die 
bekannte, verdienstvolle Broschüre des Herrn 
Hofrats a. D. Szirba vorgezeigt -: Naja, wir 
haben ohnehin so viel Polizeibefugnis! 

Ich habe ausgezählt: Es sind in dieser ver­
dienstvollen Schrift des Herrn Hofrates 
Szirba 80 Polizeibefugnisse für Bundespoli­
zeiorgane in Bundesvorschriften und rund 120 
solche Polizeibefugnisse in Landesvorschrif­
ten aufgezählt, eine nach der anderen. 

Wir sind sehr dankbar, daß wir diese Infor­
mation haben. Das ist eine Information, die 
für sich übersichtlich ist. Aber die Rechtslage 
ist total unübersichtlich. Es findet sich -
außer wenn wir das Büchlein von Szirba 
haben - die Polizei nicht zurecht, aber schon 
gar nicht der Bürger. Der Bürger kann sich 
nicht zurechtfinden bei dieser Zersplitterung 
der Polizeibefugnisse. Es wäre wahrschein­
lich notwendig, einmal zu kompilieren. Das 
wäre eine große Aufgabe der Verwaltungsre­
form. 

Aber es gibt in all diesen 210 Polizeibefug­
nisvorschriften erhebliche Lücken, die bemer­
kenswert sind. Es fehlt in all diesen Vorschrif­
ten eine Regelung über die Identitätsfeststel­
lung. Es fehlt eine allgemeine Regelung über 
die Durchsuchung von Personen. Es fehlt eine 
Regelung über die Durchsuchung von beweg­
lichen Sachen und Maßnahmen des Erken­
nungsdienstes. Und - zumindest würde ich 
das so auslegen - es fehlt eine Aussage über 
die Ortsverweisung für Inländer. 

Herr Bundesminister! Das alles wäre nicht 
so bedenklich oder nicht so schlimm, wenn 
nicht solche Sachen - zwar nicht alle diese 
hier genannten, aber manche dieser - tat­
sächlich gesetzt würden. Mit diesen bei Szirba 
aufgezählten rund 220 Funktionen kommen 
Sie nicht hin, manche dieser von mir aufge­
zählten Fragen rechtlich abzudecken. Daher 
scheint es mir notwendig zu sein, doch dieser 
Frage der Polizeibefugnis näherzutreten. 

Ich würde sagen: Wenn man schon nicht 
will, man braucht nicht alles aufzuheben. 
Man kann mit einer Generalklausei die beste­
henden Befugnisse erhalten. Aber jedenfalls 
bedürfte es einiger allgemeiner Regeln und es 
bedürfte der Ausfüllung dieser effektiv beste-
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henden Lücken, die nur mühsam im Interpre­
tationswege geschlossen werden können. 

Herr Bundesminister! Dazu kommt, daß 
österreichische 'sicherheitspolizeiliche Vor­
schriften ungemein unbestimmte Wendungen 
enthalten. Ich verstehe schon, daß diese unbe­
stimmten Wendungen beliebt sind, weil man 
hiedurch eine bestimmte Aktionsfläche 
erhält. Ich denke an die unbestimmten Wen­
dungen, die Sie sich zunutze gemacht hatten, 
um den englischen Historiker Irving abzu­
schieben, bevor er überhaupt noch eine Mei­
nung geäußert hat, bevor man wissen konnte, 
was er sagen würde. Denn das, was er einmal 
irgendwo gesagt hat, kann kein Grund sein, 
ihm eine künftige Meinung zu verbieten, was 
Sie mit dieser Abschiebung erreicht haben. 

Herr Bundesminister, das ist eine Frage. 
Und die andere Frage sind die Datenermitt­
lungen, die faktisch angestellt werden müs-

. sen, damit das Bundesheer diese Daten hat. 
Also irgendwo muß das geschehen, Herr Bun­
desminister! Wollen Sie so lange warten, bis 
alarmierte Leute - und diese sind längst 
alarmiert - ihre tausend Beschwerden vor­
bringen, daß höchstpersönliche Daten ermit­
telt werden? Ich würde meinen, daß man, vom 
Rechtsstaatlichen her alsbald genug, endlich 
darangehen sollte, zumindest in allgemeinen 
Zügen ein modernes Polizeibefugnisgesetz 
und Bürgerrechtsgesetz zu erarbeiten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Es liegt diesem 
Bericht eine Studie bei. (Bundesminister 
B 1 e c h a und Bundesminister Dr. 0 f n er 
sprechen miteinander.) - Nicht das Bundes­
heer , wie ich jetzt aus der Unterhaltung der 
beiden Herren Minister gehört habe. Es ist 
keine Bundesheerangelegenheit. Das Bundes­
heer benützt die Daten, die der Herr Innenmi­
nister - bitte, nicht er selbst, er weiß das viel­
leicht nicht - beziehungsweise die seine 
Organe dem Bundesheer zur Verfügung stel­
len. Also dort muß erarbeitet worden sein. Sie 
geht es an, Herr Innenminister , und nicht den 
Verteidigungsminister. Der macht sich ja nur 
diese Daten zunutze. Ich bestreite ihm das 
nicht, ich stelle ihm nichts dagegen. Ich habe 
das jetzt noch einmal wiederholt, weil ich ein 
Zwischengespräch der beiden Herren Mini­
ster kritisieren wollte, wie ich es jetzt in mei­
nem Ohr gehört habe. (Abg. G r a f: Ich 
würde das auf jeden Fall kritisieren, sicher­
heitshalber!) Ich habe schon manches mitge­
macht hier in diesem Hause. (Abg. G ra f: 
Wenn Sie nichts gesagt haben, ist es auch zu 
kritisieren! - Heiterkeit.) 

Ich möchte dann noch hinzufügen: Diesem 
Bericht sind angeschlossen "Empirische Stu­
dien zur Kriminalität und Strafrechtspraxis 
in Österreich". Ich habe diese Broschüre mit 
Interesse gelesen, glaube aber, für die eigent­
liche Diskussion hat diese Untersuchung 
wenig Bedeutung. Ich würde meinen, daß das 
Bundesministerium selbst die entsprechen­
den Schlußfolgerungen aus diesem Papier zu 
ziehen hätte. 

Der Sicherheitsbericht betrifft auch das 
Justizressort. Herr Minister Ofner! Ich hätte 
manche Frage zu stellen, die im Bericht 
natürlich nicht vorkommt, aber die Ihr Res­
sort betrifft. Ich darf eine Anfragebeantwor­
tung herausgreifen und noch einmal auf 
einen Fall aufmerksam machen, der in die­
sem Haus mit großer Entrüstung von jeder­
mann zurückgewiesen wurde. 

Bitte, erinnern Sie sich an den Fall; wir 
haben ihn vor Weihnachten behandelt und 
werden ihn heute wahrscheinlich noch einmal 
im Zusammenhang mit der Beschwerdekom­
mission des Bundesheeres zur Sprache brin­
gen: Ein Vorgesetzter drückt seine brennende 
Zigarette auf der Hand eines Soldaten aus. 
Das gibt es in Österreich - bedauerlicher­
weise. Der Vorgesetzte wurde bestraft. 

Wir haben nun eine Anfragebeantwortung 
in bezug auf diese Bestrafung, und darin 
meinte Herr Minister Ofner, das sei kein 
wichtiger Straffall, das sei keine grundsätzli­
che Rechtsfrage, sodaß man allenfalls auf 
eine strengere Bestrafung hätte abstellen 
können. 

Herr Minister! Ich bedaure, daß Sie eine 
derartige Anfragebeantwortung unterschrie­
ben haben. Ich bedaure es einmal aus 
menschlichen Gründen. Ich bin ein altgedien­
ter Soldat und würde es mir auch in der deut­
schen Wehrmacht verbeten haben, wenn 
jemand mit einer brennenden Zigarette 
meine Hand berührt hätte, und tausendmal 
mehr in einem demokratischen Bundesheer! 
Ich möchte nur noch hinzufügen, Herr Mini­
ster: Das ist die persönliche Seite. 

Aber die sachliche Seite ist: Wenn Ihre Her­
ren, die diese Anfragebeantwortung bearbei­
tet haben, etwas umsichtiger um sich geblickt 
hätten, wären sie auf das Verfassungsge­
richtshoferkenntnis gestoßen betreffend die 
Tatsache, daß ein slowenischer Volksgruppen­
führer von der Gendarmerie am Rockkragen 
aus einem Amtsgebäude befördert wurde. Der 
Verfassungsgerichtshof hat diese Handlung 
als eine "menschenunwürdige Handlung" 
bezeichnet. 
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Das Erkenntnis der Justiz, also der freien 
Gerichtsbarkeit, hat es nicht als der Mühe 
wert gefunden, das Ausdrücken einer glühen­
den Zigarette auf der Hand eines Menschen 
als eine menschenunwürdige Behandlung im 
Sinne des Artikels 3 der Europäischen Men­
schenrechtskonvention anzusehen. Und in 
Ihrer Anfragebeantwortung würde es auch 
nicht als der Mühe wert gefunden, das als 
eine wichtige Straftat im Sinne der Achtung 
der Menschenwürde anzusehen. Herr Bun­
desminister, ich lehne das ab! 

Zweites Problem: Vor einem Jahr wurde 
eine Veranstaltung des Bundesheeres, die der 
Herr Verteidigungsminister in den Karl 
Marx-Hof verlegt hat, von Radaubrüdern, 
möchte ich sagen, empfindlich gestört. Herr 
Bundesminister! Was ist mit dieser Strafver­
folgung? Geben Sie uns eine Antwort darauf! 

Herr Bundesminister! Ich möchte zu eInI­
gen Fragen, die in Ihrem Bericht stehen, Stel­
lung nehmen. Es ist interessant - ich glaube, 
das muß man hervorheben -, daß der Bericht 
selbst in bezug auf Österreich von der höch­
sten Häftlingsrate nach der Türkei spricht. 
Von der höchsten Häftlingsrate nach der Tür­
kei! Aber hiezu möchte ich sagen, Herr Bun­
desminister, und da möchte ich geradezu die 
Position Österreichs verteidigen: Es wäre not­
wendig gewesen, daß noch etwas im Bericht 
stünde. Ich glaube, die Daten, wenn sie ausge­
sprochen werden, müßten etwas abgewogener 
dargestellt werden, und zwar müssen die 
Häftlingsdaten in einem Verhältnis zu der 
Aufklärungsquote und der Höhe der Krimina­
lität gesehen werden. 

Wenn man zum Beispiel weiß, daß in ande­
ren Staaten die Aufklärungsquote - wie in 
Holland - nur bei 38 Prozent liegt, dann 
kann man diesen Vergleich mit der höchsten 
Häftlingsrate nicht ohneweiters einhalten, 
und wenn man weiß, daß die Kriminalität in 
anderen europäischen Staaten, wie Sie ja das 
selbst im Bericht sagen, eine höhere ist, dann 
können Sie nicht so ohne weiteres diese Aus­
sage unterschreiben, wie in dem Bericht, son­
dern mit Vorsicht unterschreiben, möchte ich 
sagen. 

Ich möchte aber hinzufügen - und das ist 
wieder eine andere Seite des Problems -, daß 
gerade die Frage der Untersuchungshaft 
immer wieder Gegenstand der Verhandlun­
gen in Straßburg ist und daß man ja nicht bei 
den Fragen der Häftlinge und der Häftlings­
rate das Problem des österreichischen Ver­
waltungsstrafrechtes mit berücksichtigt hat. 

Ich möchte eine vorletzte Bemerkung zum 
Bericht machen. Das ist das Problem, das Sie 
auf der Seite 180 und folgende haben, in 
bezug auf die Verbrechensopferentschädi­
gung: ein Aufwand von rund 5 Millionen im 
Jahr 1983 vorgesehen, eine Steigerung um 
7 Prozent in diesem Budget jahr. Von 
387 794 Straftaten wird überhaupt nur in 
308 Fällen die Entschädigung an Verbre­
chensopfer gewährt. 

Herr Minister, ich würde nicht sagen, daß 
es knausrig sei, weil Sie mir sagen werden, 
das entspricht der Rechtslage. (Bundesmini­
ster Dr. 0 f n er: Ich zahle es nicht selber!) 
Ja, ja, das glaube ich schon, das wissen wir 
alle, das nehmen wir sicher an, Herr Bundes­
minister! Der Herr Minister meint, er zahle es 
nicht selbst. 

Ich würde sagen: Das ist bemerkenswert 
deshalb, weil Sie die Vorschriften im Zweifel 
nicht für das Opfer auslegen. 

Aber Sie haben eine ganz andere Interpre­
tation. Sie haben eine ähnliche Interpretation, 
wenn Sie entscheiden müssen, ob eine Person 
wegen unzulässigem Freiheitsentzug eine 
Entschädigung bekommen soll. Und auch da 
interpretieren Sie, Herr Bundesminister, oder 
Ihr Ministerium oder die Ihnen unterstellten 
Organe in einer ebenso restriktiven Weise. 
Das ist also System. 

Sie sagen, Sie zahlen es nicht selbst. Aber 
Sie verantworten natürlich, Herr Bundesmi­
nister, Ihr Budget und werden daraufhin 
angesprochen. Also ist Ihre Aussage, Sie zah­
len es nicht selbst, eine recht unplazierte Aus­
sage, wenn ich mich so ausdrücken darf. Eine 
unplazierte Aussage, Herr Minister; das 
würde ich hier sagen. (Bundesminister 
Dr. 0 f n er: Sie haben gesagt, ich bin knaus­
rig, Herr Kollege, darum wird so wenig 
bezahlt!) 

Das letzte Problem, das Frau Abgeordnete 
Partik-Pable angeschnitten hat, ist natürlich 
ein gewichtiges Problem. Ich bin dankbar, 
daß der Herr Abgeorooete Dr. Lichal die 
Frage überhaupt zur Debatte gestellt hat. Das 
hat ja er getan und nicht die Frau Abgeord­
nete Dr. Partik-Pable, die ist dann darauf ein­
gegangen, was Lichal gesagt hat. 

Es ist dies das Problem der Gewalt: Video 
und Gewalt. Diesbezüglich hatte ich schon im 
Ausschuß in einer Anfrage eine Bemerkung 
gemacht über die Pornographie, und dann hat 
mir auch der Herr Bundesminister Ofner 
geantwortet. Aber bitte, hier bin ich etwas 
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länger dran, daher habe ich die Möglichkeit, 
ihm jetzt zu antworten auf das, was er mir 
gesagt hat. 

Ich hoffe, er erkennt, daß es einen Zusam­
menhang zwischen bestimmten Arten der 
Pornographie und der Gewaltanwendung 
gibt. Auch wenn er zehnmal sagt, das sei nicht 
nachgewiesen, so ist er im Unrecht; 
"Unrecht" ist ein falscher Ausdruck, aber: so 
hat er nicht recht. Lesen Sie die anderen Stu­
dien, die amerikanischen Studien über die 
Pornographie! Und das zweite Problem: Wenn 
er gegen den sogenannten Richterstaat ist -
das hat er mehrfach in dieser Fragestunde 
ausgesprochen -, da haben wir ja gerade bei 
der Interpretation des Pornographiegesetzes 
ein Musterbeispiel des Richterstaates. 

Es waren die Gerichte, die zwischen der 
harten .und der sogenannten weichen Porno­
graphie unterschieden haben und nun das 
Pornographiegesetz ausschließlich im Lichte 
der harten Pornographie interpretieren. 
Wenn das nicht Richterstaat ist, Herr Bundes­
minister, dann weiß ich nicht, was der Aus­
druck bedeuten soll! Aber Sie haben eine 
gewisse Verantwortung dafür, weil ja Sie die 
Organe der Staatsanwaltschaft im gewissen 
Sinne zur Verantwortung ziehen könnten, ob 
sie verfolgen, ob sie nicht verfolgen wollen 
und ähnliches. 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Hohes Haus! Ich habe 
schon zu Beginn gesagt, daß der Bericht über 
die österreichische Sicherheit gefällig ist. Wir 
werden .~iesem Bericht zustimmen. (Beifall 
bei der OVP.) 14.15 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Elmecker. Ich erteile es ihm. 

14.15 

Abgeordneter Elmecker (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Hohes Haus! Wir beraten heute den 
Sicherheitsbericht 1983, und es ist schon wie­
derholt erwähnt worden, daß dieser Sicher­
heitsbericht ein sehr erfreulicher ist. Es freut 
mich auch, daß zum ersten Mal, seit ich dem 
Hohen Hause angehöre, seit 1979, auch die 
Opposition diesem Sicherheitsbericht ihre 
Zustimmung gibt. Wir stellen fest, daß ein 
Rückgang aller Delikte, besonders auch der 
Delikte gegen fremdes Eigentum, festgestellt 
werden kann. Und ich glaube - und darauf 
muß man verweisen -, daß gerade dieser 
Erfolg auch ein Erfolg der verstärkten Prä-

senz der Exekutive in der Öffentlichkeit, auf 
der Straße ist. 

Ich habe schon im Ausschuß darauf hinge­
wiesen, daß es natürlich sehr schwierig ist, in 
manchen Bereichen, dort, wo die Bevölkerung 
nicht ganz mitarbeitet, auch dementspre­
chende Erfolge zu erzielen. Ich greüe ein Bei­
spiel heraus: das sind die Diebstähle zum Bei­
spiel aus den Autos. In einer Aktion "Planqua­
drat" hat die Exekutive festgestellt, daß mehr 
als fünfzig Prozent der Autos, die dort über­
prüft wurden, unversperrt waren. Wenn wir 
die Kriminalstatistik anschauen, finden wir 
allein in diesem Bereich, daß rund 14000 
Taten Einbrüche in Autos waren, und davon 
sind dann leider nur rund 3 000 geklärt wor­
den. Das hängt damit zusammen, daß es hier 
fast unmöglich ist, diese auch dementspre­
chend zu klären, weil ja der Autobesitzer 
gerade dazu einladet, wenn er sein Fahrzeug 
nicht versperrt. Das ist nur ein Beispiel von 
vielen. 

Kollege Lichal hat behauptet, daß drei Vier­
tel aller Straftaten ungesühnt blieben. Er hat 
natürlich hier gesagt, das sind drei Viertel der 
Verbrecher, die frei herumlaufen. Das ist die 
Sprachregelung der Opposition, das kann 
man ohneweiters sagen. Ich möchte aber in 
diesem Zusammenhang doch darauf verwei­
sen, daß wir in Österreich über eine Gesamt­
aufklärungsquote verfügen, die uns einiger­
maßen befriedigen kann. Wir haben rund 
54 Prozent Gesamtaufklärungsquote. (Abg. 
Bur g s ta 11 e r: "Einigermaßen befriedi­
gen"!) Einigermaßen befriedigen, natürlich 
nicht hundertprozentig, Herr Kollege, da 
müßten wir eine hundertprozentige Aufklä­
rungsquote haben. Bitte schön, das wird ja 
gar nicht möglich sein. 

Wenn man die 54 Prozent Aufklärungsquote 
mit jener unseres Nachbarlandes, der Bun­
desrepublik Deutschland - der Vergleich ist 
sicherlich statthaft -, vergleicht, dort liegt 
die Aufklärungsquote bei nur 45 Prozent, so 
kann man feststellen, daß es dort eine um 
zehn Prozent niedrigere Aufklärungsquote 
gibt, und ich glaube, angesichts dieser Tatsa­
che können wir von einem Erfolg unserer 
Sicherheitsexekutivorgane sprechen, denen 
wir Dank und Anerkennung zollen können. 
(Beifall bei sm und FPÖ.) 

Ich möchte einen sicherlich unverdächtig 
scheinenden Zeugen auch dazu. .. (Abg. Dr. 
Li c h a 1: Solange Sie die Beamten loben, bin 
ich einverstanden, nur nicht den Minister!) 
Ich habe gesagt, alle, die dafür verantwortlich 
sind, Herr Kollege Lichal. Natürlich ist der 
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Ressortminister an erster Stelle dafür verant­
wortlich, Herr Kollege Lichal. (Beifall bei 
sPO und FPÖ.) 

Ein für uns eigentlich unverdächtiger 
Zeuge, eine Zeitung, die uns sicherlich nicht 
allzu nahesteht, nämlich die "Tiroler Tages­
zeitung", hat zum Beispiel in Zusammenhang 
mit Banküberfällen, wovon heute schon die 

"Rede war, festgestellt - ich möchte kurz 
zitieren; am 28. November 1984 stand folgen­
des in der "Tiroler Tageszeitung" -: "Von 
den 59 Banküberfällen, die in den ersten 
10 Monaten des heurigen Jahres im österrei­
chischen Bundesgebiet verübt worden waren, 
konnten bereits 45 aufgeklärt werden. Dieser 
hohe Anteil ist sowohl auf die umfangreichen 
Vorbeugungs- und Sicherheitsmaßnahmen 
der Geldinstitute als auch auf die gut arbei­
tende Exekutive zurückzuführen." - Ende 
des Zitates. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Weil wir - das ist eigentlich schon Tradition 
- bei jeder Sicherheitsdebatte und auch bei 
der Budgetdebatte über die Bewaffnung dis­
kutieren: Herr Kollege Lichal sorgt immer für 
die notwendige Munition in dieser Debatte, er 
hat heute wieder eine ganz neue Facette ein­
gebracht, er hat nämlich gesagt: Wen hat 
denn da der Teufel geritten, daß jetzt zuerst 
die Kriminalbeamten mit den größeren Kali­
bern ausgestattet werden? Vor einem Jahr, 
Herr Kollege Lichal - ich erinnere mich noch 
ganz genau -, haben Sie gesagt - und ich 
kann jetzt sinngemäß zitieren, weil ich Ihnen 
ganz genau ... (Abg. G ra f: "Sinngemäß" ist 
schon verdächtig!) Nein, ich habe ihm ganz 
genau zugehört! Herr Kollege Lichal, ich habe 
Ihnen ganz genau zugehört. (Abg. Dr. 
Li eh a 1: Da haben Sie mich mißverstanden!) 
Nein, ich habe Sie nicht mißverstanden. 

Sie haben damals gesagt, Herr Kollege 
Lichal: Wie kommt denn der Kriminalbeamte 
dazu, daß er seine eigene Waffe nehmen muß, 
weil die Dienstwaffe zu kleinkalibrig ist? 
Genau das haben Sie gesagt! Und wenn heute 
die Kriminalbeamten ausgestattet werden, 
kritisieren Sie das auch wieder. - Bitte, das 
ist eben Ihre Oppositionspolitik, das ist Ihre 
Sache. 

Außerdem hat niemand im Ministerium 
gesagt, daß jetzt zuerst die Kriminalbeamten 
mit der größeren ... (Abg. Dr. Li eh a 1: Der 
Herr Minister hat es gesagt: Der gehört nicht 
zum Ministerium?) Nein, das ist ja gar nicht 
wahr! Herr Kollege Lichal, im Ausschuß ist 
gesagt worden - da haben Sie im Ausschuß 
nicht zugehört, Herr Kollege Lichal -, daß 

dort neu nachgerüstet wird, wo die alten Waf­
fen ausgedient haben beziehungsweise nicht 
mehr funktionstüchtig waren. Das ist im Aus­
schuß gesagt worden, Herr Kollege Lichal. Da 
haben Sie nicht aufgepaßt, das muß ich Ihnen 
sagen, Herr Kollege Lichal. Das ist im Aus­
schuß gesagt worden! (Abg. Dr. Li c h a 1: 
Herr Minister! Wissen Sie noch, was Sie 
gesagt haben? - Zwischenruf von Bundesmi­
nister Dr. 0 f n er.) Im Ausschuß hat er das 
gesagt, was ich jetzt gesagt habe, Herr Mini­
ster. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte aber eigentlich auch zu einem 
Thema hier Stellung beziehen, das im Herbst 
und auch zu Beginn des Jahres in der öffentli­
chen Diskussion eine Rolle gespielt hat, näm­
lich die Verhängung der Untersuchungshaft 
im Zusammenhang mit den beiden so 
schrecklichen Mädchenmorden in Oberöster­
reich, in Wels und auch bei uns in Freistadt. 

Die Zeitungen haben die Behauptung auf­
gestellt, diese Morde hätten verhindert wer­
den können,wenn die Täter schon bei der 
Ersttat oder beim ersten Versuch in Untersu­
chungshaft genommen worden wären. Eine 
sehr problematische Frage, meine Damen 
und Herren. 

Es wird jedoch noch viel problematischer, 
wenn ein Mandatsträger mit öffentlicher Ver­
antwortung - wie zum Beispiel Kollege 
Lichal als Abgeordneter dieses Hauses - ver­
sucht, anläßlich einer so schwierigen Situa­
tion politisches Kapital zu schlagen. Ich 
meine konkret die damals von ihm aufge­
stellte Behauptung, daß in Wels auf Grund 
von politischen Interventionen der Täter nicht 
in Untersuchungshaft genommen wurde. 
Herr Kollege Lichal, ich muß diese Vorgangs­
weise entschieden zurückweisen! 

Sie haben damals bei einer Pressekonfe­
renz durchblicken lassen, daß der WeIser 
Mädchenmord zu verhindern gewesen wäre, 
wenn der Täter schon nach der Vergewalti­
gung eines Mädchens rund zwei Wochen vor 
dem Mord festgenommen worden wäre. Und 
ich zitiere jetzt das, was die Staatsanwälte 
Ihnen damals geantwortet haben. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Li c h a 1.) Herr Kollege 
Lichal, damals hat es geheißen - ich zitiere 
jetzt die "Wiener Zeitung" vom 22. November 
-: "Lichal stellte in diesem Zusammenhang 
die Vermutung an, daß es von SPÖ-Seite mas­
sive Interventionen gegen eine Verhaftung 
des Sexualattentäters nach der Vergewalti­
gung gegeben hätte, wobei er parteipolitische 
Bindungen der Familie des Täters andeutete. 
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In dem offenen Brief teilen die oberösterrei­
chischen Staatsanwälte mit, sie hätten den 
Vorwurf der politischen Intervention genau 
geprüft, ,es habe weder bei der diensthaben­
den Staats anwältin noch sonst bei der Staats­
anwaltschaft Wels eine Intervention stattge­
funden'. Das Vorgehen der Staatsanwalt­
schaft nach der Vergewaltigungstat durch den 
Jugendlichen habe völlig der Gesetzeslage 
entsprochen, betonen die Staatsanwälte und 
stellen weiters fest, Lichals Andeutungen hät­
ten die mit dem Fall betraute Staatsanwältin 
diffamiert und darüber hinaus auch dem 
Berufsstand der Staatsanwälte und der 
gesamten Straf justiz geschadet." - Ende des 
Zitats. 

Bis heute haben Sie sich von Ihrer damali­
gen Feststellung nicht distanziert. Ich habe 
erwartet, daß Sie das zumindest heute 
machen, aber auch heute haben Sie das ver­
missen lassen. 

Eine derartige Vorgangsweise grenzt an 
eine böswillige Unterstellung und muß ent­
schieden zurückgewiesen werden! (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Li c haI: Da hat 
das arme Mädchen viel davon!) Herr Kollege 
Lichal, argumentieren Sie ein bißchen ern­
ster! Sie haben hier den Vorwurf gebracht, 
der dann dementsprechend auch zurückge­
wiesen wurde. 

Nun aber zur Problematik überhaupt, denn 
ich weiß von dem jüngsten Vorgang, der bei 
uns leider stattgefunden hat, daß auch hier 
die Verhängung der Untersuchungshaft als 
öffentliche Forderung sofort erhoben wurde, 
und ich glaube, daß in der Öffentlichkeit oft­
mals im Anschluß an derartige Verbrechen 
die Situation falsch verstanden wird. Wenn 
ich nämlich einem Leserbrief der "Oberöster­
reichischen Nachrichten" entnehme: "Unver­
ständlich" - ich zitiere - "muß bleiben, 
warum ein Mensch, der auf so massive Weise 
gegen das sexuelle Selbstbestimmungsrecht 
eines Mitmenschen verstoßen hat, nicht 
unmittelbar nach der Begehung der Ersttat 
einer sexualtherapeutischen Behandlung 
zugeführt worden ist", so muß ich eines 
sagen: Das ist die Stimmung, die in der 
Öffentlichkeit, in der Bevölkerung herrscht, 
obwohl man die näheren Zusammenhänge 
nicht kennt, und es ist verwerflich, wenn man 
daraus politisches Kapital schlagen will. 

Der sicherlich sehr ernst zu nehmende Wis­
senschafter und Fachmann auf diesem 
Gebiet, Professor Bornemann, hat zum Fall 
Leindecker folgendes festgestellt - ich darf 
zitieren -: "Im übrigen sei darauf hingewie-

sen, daß Leindecker weder ein SexuaImörder 
noch ein Lustmörder ist, sondern ein Jugend­
licher, der im Laufe einer angestrebten, aber 
nicht vollzogenen Notzuchthandlung von sei­
nem Opfer erkannt worden ist und sie nicht 
zum Zweck der sexuellen Befriedigung, son­
dern aus Angst vor Strafe getötet hat." (Abg. 
Dr. Li c haI: Also ist alles in Ordnung?) Nein, 
das ist nicht alles in Ordnung! Herr Kollege 
Lichal, ich rede jetzt von der schwierigen 
Situation, nach der Ersttat, eines Versuchs 
der Notzuchthandlung, sofort nach dem Ein­
sperren zu rufen, und wie schwierig und wie 
problematisch das ist. 

Herr Kollege Lichal, Sie haben hier das 
Zitat Professor Bornemanns gehört. Nehmen 
Sie das ernst, denken Sie darüber nach! 

Wir haben auch bei uns in Freistadt eine 
ähnliche Diskussion gehabt. Ich habe den 
diensthabenden Gendarmeriebeamten bezüg­
lich der Ersttat gebeten, mir eine Sachver­
haltsdarstellung zukommen zu lassen, wie 
denn das war, als dieser Täter, der dann zwei 
Monate später ein Mädchen ermordet hat, 
zum ersten Male mit dem Gesetz in Konflikt 
gekommen ist, wie das war und warum er 
damals - ich habe ihn so gefragt - nicht den 
Antrag auf Verhängung der Untersuchungs­
haft gestellt hat. 

Der Gendarmeriebeamte, der damals Jour­
naldienst gehabt hat, hat mir folgendes 
schriftlich zukommen lassen - ich darf zitie­
ren -: Der achtzehnjährige Grundwehrdie­
ner Rudolf N. erwürgte in der Nacht zum 5.1. 
in seinem elterlichen Wohnhaus mit einer 
Kette die achtzehnj ährige Michaela K. Drei 
Monate vorher, am 6. 10. 1984, gegen 3.30 Uhr, 
erschien Sieglinde St. in Begleitung Reinhold 
G.'s auf dem Gendarmerieposten von Frei­
stadt. Beide waren alkoholbeeinträchtigt. Sie­
glinde St. zeigte an, daß sie kurz vorher, wäh­
rend sie, zu Fuß allein stadteinwärts gehend, 
nach Hause gehen wollte, von dem nachkom­
menden Rudolf N. vor dem Linzer Tor in Frei­
stadt zu Boden geworfen und gewürgt worden 
sei. Nebenbei erwähnte St. unter anderem, sie 
sei in der Zwischenzeit schon wieder mit 
Rudolf N. bei einem Fest zur Nachtzeit im 
Meierspindt zusammengetroffen, wobei er 
sich bei ihr entschuldigte. Bei der Einver­
nahme gegen Rudolf N. wurde dann nur eine 
körperliche Mißhandlung nach § 83 und Frei­
heitsentziehung nach § 99 StGB vorgelegt und 
Anzeige erhoben. Der Verdächtige habe ange­
geben, Sieglinde St. nur deshalb am Hals 
erfaßt und zu Boden geworfen und gewürgt zu 
haben, weil sie ihm vorher im Zuge einer Aus­
einandersetzung einen Fußtritt versetzte, 
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wodurch er starke Schmerzen verspürte. 
(Abg. Dr. Li c h a 1: Der Arme!) Ja, der Arme, 
Herr Kollege Lichal, ich möchte Sie jetzt nur 
fragen ... (Abg. Dr. Li c h a 1: In Ihren Augen 
ist er der Arme!) 

Ich möchte Sie jetzt nur fragen, Herr Kol­
lege Lichal, weil die Öffentlichkeit und im 
Anschluß daran auch Sie in der öffentlichen 
Diskussion dem Gendarmeriebeamten den 
Vorwurf machen, daß er damals auf Grund 
dieser Tatsache nicht den Antrag gestellt hat, 
diesen zwei Monate später dann zum Mörder 
werdenden Mann in Untersuchungshaft zu 
stellen. Sie geben hier die Schuld dem Exeku­
tivbeamten, der auf Grund dieser ersten Tat 
sicherlich keine Möglichkeit hatte, auch die 
Untersuchungshaft zu beantragen. Aber das 
wird dann in der Öffentlichkeit so gespielt, 
und auf Grund dieser Tatsachen werden dann 
in der Bevölkerung Bilder hergestellt, die 
bewirken, daß man sagt, man läßt die Mörder 
laufen. Ich möchte einmal sehr deutlich 
sagen, daß das sehr schwierig ist. Sie haben 
das im Zusammenhang mit Wels gemacht, 
das ist verantwortungslos, ich muß das so 
bezeichnen. (Beifall bei SP(J und FP(J.) 

Ich möchte zu einem zweiten Bereich ... 
(Abg. Dr. Li c h a 1: In Oberösterreich haben 
Sie noch mehr Tote gehabt!) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Bitte nach­
einander. 

Abgeordneter Elmecker (fortsetzend): Herr 
Kollege Lichal! Wir könnten darüber sicher­
lich noch stundenlang diskutieren, ich will 
aber meine Redezeit nicht allzusehr strapa­
zieren. Ich habe noch einen zweiten Bereich 
hier anzubringen, und ich möchte darüber 
reden, weil ich auch im Ausschuß schon dar­
auf aufmerksam gemacht habe, nämlich auf 
die gesamte Problematik der Umweltdelikte. 

Wir haben nach unserer Gesetzeslage fol­
gende Bestimmungen: Strafgesetzbuch, § 180 
bis § 183, wo es heißt: 

§ 180: vorsätzliche Gefährdung durch Ver­
unreinigung der Gewässer oder der Luft. 

§ 181: fahrlässi~e Gefährdung. 

§ 182: vorsätzliche Gefährdung des Tier­
und pflanzenbestandes. 

§ 183: fahrlässige Gefährdung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Herr Bundesminister für Justiz hat mir 

auf meine Frage im Ausschuß die Verurtei­
lungen nach diesen Paragraphen mitgeteilt, 
und ich darf sie zitieren, weil sie für die 
Öffentlichkeit sicherlich interessant sind: 
1975: 3 Verurteilungen, 1976: 4, 1977: 2, 1978: 3, 
1979, 1980 und 1981 je eine Verurteilung nach 
diesen Paragraphen. Das heißt also, im 
Bereich der Umweltdelikte, wenn man das so 
bezeichnen will, sind bei uns in den letzten 
zehn Jahren rund 15 Verurteilungen erfolgt. 

Ich habe zum Vergleich das Sicherheitsbul­
letin der deutschen Bundesregierung zur 
Hand genommen und mir diese Problematik 
dort angeschaut. Dort ergibt die Erfassung 
der Umweltdelikte folgendes Bild: In der Bun­
desrepublik sind 1983 insgesamt 7 507 Fälle 
angezeigt worden, und zwar in folgenden Fäl­
len: Verunreinigimg von Gewässern: 5 789 
Anzeigen, umweltgefährdende Abfallbeseiti­
gungen: 1 165, unerlaubtes Betreiben von 
Anlagen: 301, Luftverunreinigung: 118, 
schwere Umweltgefährdungen: 86, Gefähr­
dung schutzbedürftiger Gebiete: 24. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn wir die Bevölkerungsrelation zwischen 
der Bundesrepublik und Österreich mit 1: 8 
annehmen, würde sich in der Anzeigenstati­
stik auf dem Gebiet der Umweltdelikte eine 
Relation von 1: 270 ergeben. Ich meine, wir 
sollten auf der einen Seite die bestehende 
Gesetzeslage durch Aufklärungsmaßnahmen 
in der Bevölkerung stärker sensibilisieren 
und auf der anderen Seite - der Herr Bun­
desminister für Justiz hat das ja zugesagt -
die Gesetzeslage den neuen Bewußtseinsbil­
dern auf diesem Gebiet anpassen. Das wäre 
meine Anregung, die ich heute anläßlich der 
Sicherheitsdebatte auch hier vor dem Hohen 
Hause wiederholen möchte. 

Ich darf zusammenfassen: Der erfreuliche 
Sicherheitsbericht 1983, der einen Rückgang 
der Delikte und ein Steigen der Aufklärungs­
quote feststellt, findet die Zustimmung der 
Mehrheit dieses Hauses. (Beifall bei sm und 
FP(J.) 14.35 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Minister Ble­
cha. Ich erteile es ihm. 

14.35 

Bundesminister für Inneres Blecha: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Bundesregierung 
legt auf Grund einer Entschließung des Natio­
nalrates aus dem Jahr 1970 alljährlich einen 
Sicherheitsbericht vor, der die Kriminalitäts­
verhältnisse an Hand einer Anzeigenstatistik 
darstellt, ein Bild von der Strafrechtspflege 
auf Grund der Strafregistereintragungen ver-
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mittelt und Aufschluß über die Maßnahmen 
zur Verbesserung der inneren Sicherheit in 
Österreich gibt. 

Der Zeitpunkt, Herr Abgeordneter Dr. 
Lichal, für die Fertigstellung dieses Berichtes 
wird nicht von der polizeilichen Anzeigensta­
tistik bestimmt, sondern von der Veröffentli­
chung der Eintragungen im Strafregister und 
ist daher als ein gemeinsamer Bericht zweier 
Ressorts, des Innen- und des Justizressorts, 
jeweils erst im Herbst des dem Ber~chtszeit­
raums folgenden Jahres zu erstellen. Die poli­
zeiliche Anzeigenstatistik liegt immer im 
Frühj ahr vor und wird in der Regel der 
Presse im Mai oder im Juni, damit auch den 
Angehörigen des Innenressorts, zur Verfü­
gung gestellt. Die Strafregistereintragungen 
sind erst im Herbst vorliegend. 

Der heute dem Hohen Haus zur Diskussion 
vorliegende Sicherheitsbericht ist ein in drei­
facher Hinsicht besonders außergewöhnli­
cher. 

Erstens: Er ist der erste Sicherheitsbericht, 
dessen Daten gegenüber dem Vergleichsjahr 
einen Rückgang aufweisen, sogar einen Rück­
gang der Gesamtkriminalität, insbesondere 
einen Rückgang der Verbrechenstatbestände 
von mehr als vier Prozent. 

Zweitens: Es ist der einzige Polizei tätig­
keitsbericht in Europa, der eine steigende 
Aufklärungsquote ausweist. 

Und drittens: Es ist auch der erste Sicher­
heitsbericht, seit es die neue Statistik in 
Österreich gibt, der im Hohen Haus die 
Zustimmung aller drei Fraktionen bekommt. 

Besonders der dritte Umstand scheint mir 
eine besondere Auszeichnung der Beamten 
der österreichischen Sicherheitsverwaltung 
zu sein. Ich möchte daher die Gelegenheit 
wahrnehmen und darauf hinweisen, welche 
Leistungen österreichische Gendarmeriebe­
amte, Sicherheitswachebeamte und Kriminal­
beamte rund um die Uhr - meist unbedankt 
- zu erbringen haben. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) Diese Ziffern, die Steigerung der Auf­
klärungsquote, der Rückgang der Verbrechen 
in Österreich bei einer ganz anderen Tendenz 
in Europa sind letztlich doch der Opferbereit­
schaft, dem Mut und der Einsatzfreude, der 
Risikobereitschaft und dem Pflichtgefühl die­
ser Beamten zu verdanken. 

Hohes Haus! 1983 haben sich die Verbre­
chen gegen fremdes Vermögen um 4,8 Pro­
zent senken lassen. In absoluten Zahlen aus-

gedrückt ist das ein Rückgang um 3 485 Fälle. 
Und da zu 91 Prozent der Verbrechen gegen 
fremdes Vermögen die Einbruchsdiebstähle 
ausmachen, ist gerade in diesem Teil, wo ja 
mit präventiven Maßnahmen viel erreichbar 
ist, der Rückgang besonders augenfällig, er 
beträgt nämlich 5,5 Prozent. 

Um diese außergewöhnlichen Daten in 
einen größeren Zusammenhang stellen zu 
können, möchte ich daran erinnern, daß die 
Verbrechen in Österreich 

von 1979 auf 1980 um 3 Prozent gestiegen 
sind, 

von 1980 auf 1981 um 16,3 Prozent gestiegen 
sind, 

von 1981 auf 1982 um 2,5 Prozent gestiegen 
sind, 

von 1982 auf 1983 aber um 4,3 Prozent 
zurückgegangen sind. 

Nach sehr provisorischen und vorläufigen 
Daten, Herr Abgeordneter Dr. Lichal, dürften 
sie im Jahr 1984 voraussichtlich um weitere 
4 Prdzent zurückgegangen sein. 

Und da bin ich schon bei Ihrem Vorwurf, 
ich hätte ein Versprechen gebrochen. Ich bre­
che nie Versprechen, Herr Abgeordneter Dr. 
Lichal. 

Es hat vor März noch nie eine, auch nicht 
eine provisorische Statistik des Innenministe­
riums gegeben. Das, was wir jetzt haben, ist 
die bloße Addition der von den Sicherheitsdi­
rektionen erstellten Daten, die teilweise -
nämlich in einzelnen Bundesländern - der 
Presse übergeben worden sind. Diese Daten 
enthalten noch sehr, sehr große Unsicherhei­
ten. 

Ich habe im Beisein einiger Ihrer Freunde 
gestern abend mit einem ausgezeichneten 
Wiener Polizeibeamten, einem Behördenlei­
ter , dem Stadthauptmann der Wieden, über 
seine Statistik gesprochen. Er war ganz außer 
sich, als er meine für ihn schlechten Zahlen 
hörte. Ein - ich darf es noch einmal sagen -
außergewöhnlich tüchtiger Mann, der Ihnen 
politisch sehr nahe steht. Er hat gesagt: In die­
ser Statistik ist ein Fehler drinnen! Herr 
Minister, das stimmt nicht, was Sie mir jetzt 
zum Vorwurf machen, denn in diese Statistik 
hat sich ein Fehler eingeschlichen, den wir 
korrigieren! 

Daher haben wir jetzt noch keine für das 
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gesamte Jahr 1984 100prozentig richtige Stati­
stik. 

Derzeit, bei diesen noch nicht überprüften 
Daten, schaut es so aus, daß bei den Verbre­
chenstatbeständen weiterhin der gleiche 
Rückgang anhält, wie er in sensationeller 
Weise 1983, im zweiten Halbjahr 1983, erst­
mals registriert wird. Insgesamt dürfte aber 
die Zahl der zur Anzeige gebrachten Ver g e -
h e n eine leichte Steigerung erfahren haben, 
wie wir sie vor allem auch im letzten Quartal 
des Jahres 1984 festgestellt haben. 

Diese österreichischen Zahlen nun in Ver­
bindung gebracht... (Abg. Dr. Li c haI: 
Aha!) Gar nichts ,,Aha"! (Abg. Dr. Li c haI: 
Das ist der Grund, warum Sie uns die Zahlen 
nicht geschickt haben!) Nein! Überhaupt kein 
Grund, daß ich Ihnen Zahlen nicht schicke, 
sondern im Gegenteil, wir sind sehr, sehr 

. glücklich darüber (Abg. Dr. Li c haI: Im Aus­
schuß ... I), daß die Verbrechenstatbestände 
bei uns in Österreich nicht steigen, sondern in 
sensationellem Ausmaß zurückgehen. Und 
wenn auch bei Vergehen leichterer Art -
wobei Ihnen nachgewiesen werden kann, daß 
das hauptsächlich Verkehrsdelikte sind - ein 
leichtes Ansteigen im Ausmaß von etwa 
einem Prozent gegeben ist, dann ist das für 
mich noch immer ein erfreuliches Zeichen. 
Wenn unter sogar noch schwierigeren Ver­
hältnissen als 1983 im Jahr 1984 die Verbre­
chen um etwa 4 Prozent zurückgegangen 
sind, dann ist das ein günstigeres Ergebnis, 
als wir es heute für das Jahr 1983 vorstellen 
können. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Und noch eines: Wenn wir die beiden Län­
der hernehmen, die oft genug mit Österreich 
verglichen werden, weil sie keine so hohe Kri­
minalitätsrate auszeichnen, wie sie in ande­
ren europäischen Ländern registriert wird, 
nämlich in der Schweiz und die Bundesrepu­
blik Deutschland, dann hat Österreich in 
bezug auf Sicherheit einen wirklich sensatio­
nellen Platz in der Welt erreicht. 

Noch einmal, Herr Abgeordneter Dr. Lichal: 
Sie kennen mich, ich bagatellisiere nichts 
oder ich will jetzt nicht bloß verniedlichen. Ich 
bin noch immer unzufrieden, trotz eines fort­
gesetzten Rückgangs der Verbrechenstatbe­
stände und trotz einer gestiegenen Aufklä­
rungsquote. Wir haben aber im Vergleich zur 
Schweiz und zu Deutschland in allen Delikts­
gruppen eine Sonderstellung, und zwar: Bezo­
gen Tat pro 100 000 Einwohner entfallen bei 
vorsätzlicher Tötung in der Schweiz 2,3 Taten 
auf 100 000 Einwohner, in der Bundesrepublik 
Deutschland 4,5, in Österreich 2,2. 

Raub: In der Schweiz kommen 25 Raubfälle 
auf 100000 Einwohner, in Deutschland 48,1, in 
Österreich 17. 

Diebstähle auf 100 000 Einwohner - und 
bitte, jetzt genau herhören -: in der Schweiz 
4 793, in Deutschland 4 534 und demgegen­
über in Österreich 2456, nicht viel mehr als 
die Hälfte von dem, was an Diebstählen in der 
Schweiz oder in der Bundesrepublik Deutsch­
land in einem Jahr pro 100000 Einwohner 
registriert wird! Dazu kommt noch, daß wir 
als ein außergewöhnliches Fremdenverkehrs­
land eine weit höhere Zahl von Menschen 
innerhalb unserer Grenzen ausweisen als die 
zum Vergleich Herangezogenen. 

Die Notzuchtsverbrechen waren in der 
Schweiz 6,1; in Deutschland 11,0, in Öster­
reich 5,1 auf 100000 Einwohner. Das bitte, 
glaube ich, gibt erst ein wirkliches Bild über 
die Kriminalitätsverhältnisse in unserem 
Land. 

Die Sicherheitssprecher aller drei Fraktio­
nen haben dankenswerterweise darauf hinge­
wiesen, daß ein besonderer Schwerpunkt 1983 
der Bekämpfung des Drogenmißbrauchs 
zugeteilt war. Das haben wir 1984 fortgesetzt, 
als dieses Jahr zum Jahr des Kampfes gegen 
den internationalen Drogenhandel ausgeru­
fen worden ist. Wenn wir auch 1983 im Sicher­
heitsbericht eine leichte Zunahme der Anzei­
gen von Drogenmißbrauch hatten, so haben 
wir 1984-nach vorläufigen Zahlen eine leichte 
Abnahme. Insgesamt würde ich mich Ihnen 
anschließen: Wir haben in Österreich eine 
Stagnation. 

Wiederum etwas, was uns aber kein Ruhe­
kissen verschafft, weil in der Tat die Situation 
in der Welt so ist, wie sie erst vor kurzem von 
den Vereinten Nationen dargestellt worden 
ist: Immer mehr Drogen und Rauschgift wer­
den in der Welt produziert und auf verschiede­
nen Kanälen nach Europa geschleust. 

Aber im gleichen Maß, in dem wir nun seit 
einem längeren Zeitraum in Österreich eine 
Stabilisierung der Rauschgiftszene bemer­
ken, nimmt die polizeiliche Erfolgsquote zu. 
Es ist den Beamten des Innenministeriums 
nicht nur gelungen, eine beträchtliche Anzahl 
von Sicherstellungen zu verzeichnen, sondern 
durch Recherchen in Österreich auch Hin­
weise den anderen mit uns zusammenarbei­
tenden Sicherheitsbehörden zu geben, die in 
deren Ländern wiederum zu einer erkleckli­
chen Zahl von Sicherstellungen geführt 
haben. 
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Wir stehen nach wie vor auf dem Stand­
punkt, daß dem Ausbau der Therapieeinrich­
tungen größtes Augenmerk zuzuwenden ist 
und daß der Therapie der Vorzug vor der 
Strafe zu geben ist. Aber ebenso - und das 
möchte ich noch einmal sagen - sind wir 
unnachgiebig, kompromißlos und konsequent 
beim Einsatz aller zur Verfügung stehenden 
und rechtlich gedeckten polizeilichen Mittel, 
wenn es gegen den internationalen Suchtgift­
handel geht. Österreich ist no c h Transit­
land und hat daher eine besondere Verpflich­
tung, diesen internationalen Händlern das 
Handwerk zu legen. Es ist unsere Auffassung, 
daß man den selbst nicht süchtigen Händler, 
Herr Abgeordneter Dr. Lichal, strenger 
bestrafen muß, als das derzeit der Fall ist, 
noch strenger, aber jedenfalls strenger als 
den Süchtigen. Denn keiner von denen, die 
wir im vergangenen Jahr und im Jahr 1983 
aus den internationalen Suchtgiftringen her­
ausgebrochen haben, keiner von den wirklich 
großen Fischen, die das Suchtgift auf der 
Balkanroute in den Nordwesten Europas wei­
tertransportieren oder die auf den Flughäfen 
die Gifttransporte in Empfang nehmen, um 
sie hier im eigenen Land zu verteilen, keiner 
der von den Beamten meines Ressorts Festge­
nommenen war selbst ein Süchtiger. (Abg. Dr. 
Li c h a 1: Das wird aber anders werden, wenn 
Sie den mit einer geringeren Strafdrohung 
versehen!) Wir sind ja nicht für eine geringere 
Strafdrohung, sondern wir wollen nur den 
noch höher bestrafen, der unser Hauptgegner 
ist, mit einer höheren Strafe, als das derzeit 
im Strafgesetzbuch vorgesehen ist. Und dafür 
glaube ich doch auch Ihre Zustimmung 
bekommen zu können. 

Zur weiteren Verbesserung der inneren 
Sicherheit haben wir 1984 auch begonnen -
das ist eine der Konsequenzen, die der 
Bericht 1983 enthält -, bei den Bundespoli­
zeidirektionen mobile Einsatzkommanden zu 
errichten. Das ist die Antwort auf Ihre Frage: 
Wie sind wir gegenüber außergewöhnlichen 
Fällen von Kriminalität gerüstet? - Und zwar 
wurden bereits in 8 der 14 Bundespolizeidi­
rektionen diese mobilen Einsatzkommanden 
eingerichtet, und heuer, 1985, folgen die restli­
chen 6. 

Ebenso haben wir bei allen Landesgendar­
meriekommanden im Interesse der Erhöhung 
der Schlagkraft und eines sofortigen effekti­
ven Einschreitens sogenannte Sondereinsatz­
gruppen gebildet, wobei diese Sondereinsatz­
gruppen vorwiegend aus ehemaligen Angehö­
rigen des Gendarmerieeinsatzkommandos, 
die wieder an ihre Dienststellen nach einer 
zwei- oder mehrjährigen Tätigkeit im Einsatz-

kommando zurückgekehrt sind, gebildet wer­
den. 

Nun zu Ihrer langen Liste von angeblichen 
Dingen, die es in der Stopfenreuther Au nicht 
gegeben hat. (Abg. Dr. Li eh a 1: Angeblich?) 
Angeblich! Auch ich bin mit den Personalver­
tretern, wie Sie wissen, sehr, sehr häufig in 
Kontakt. Ich halte ungemein viel von diesem 
engen Kontakt, weil der einfache Beamte, die 
Basis unserer Sicherheitsverwaltung, auch 
wissen soll, daß über die Personalvertretung 
auch die kleinsten seiner Wehwehchen an den 
Ressortchef herangetragen werden. 

Aber ich muß Ihnen sagen, daß nicht alle 
Beschwerden stichhältig sind. Der Arzt -
worauf schon der Herr Abgeordnete Ing. Hobl 
in seinem Bericht hingewiesen hat - war 
natürlich bei den Einsätzen, und zwar bei 
Polizei und Gendarmerie, sowohl am 17. als 
auch am 19. Dezember 1984 anwesend. 

Die Kommandowagen mit Funktelefon sind 
von mir bestellt und werden heuer ausgelie­
fert. Ich habe Ihnen das schon gesagt, und 
deshalb bitte ich, nicht mir den Vorwurf zu 
machen, daß es das nicht gibt. Wir haben das 
überhaupt erst angeschafft. (Abg. Dr. 
Li c h a 1: Wem sollen wir dann den Vorwurf 
machen?) Erst wir haben es angeschafft! 

Wenn Sie sagen, die Aubesetzer waren der 
Gendarmerie überlegen, weil sie den funk­
verkehr abgehört haben, dann ist das richtig. 
Nur eines: Die Gendarmerie kann auch nach 
dieser Erfahrung keine Scanner einsetzen; sie 
sind ihr verboten. Ihr Abgeordneter Dr. Erma­
cora, der nach Ihnen gesprochen und gefragt 
hat: Auf welcher gesetzlichen Grundlage 
arbeitet die Polizei?, würde uns ganz schön 
kritisieren, wenn wir etwas Verbotenes ver­
wenden würden. Wir dürfen keine Scanner 
nach dem Fernmeldegesetz verwenden, wir 
haben daher auch nicht dort abhören können, 
wo es den Funkverkehr zwischen sechs, am 
Ende sogar zwischen acht Lagern von Aube­
setzern gab, während - wie die Beschlag­
nahme solcher Geräte gezeigt hat - die 
andere Seite solche Geräte zum Abhören des 
Gendarmeriefunks eingesetzt hat. Man kann 
jetzt nicht von der Sicherheitsexekutive ver­
langen, daß sie etwas, was wir ausdrücklich 
durch Gesetze, die hier beschlossen worden 
sind, verbieten, anwendet. 

Was die Sanitätskraftwagen betrifft, so gibt 
es diese bei der Gendarmerie, natürlich. Wir 
haben auf die Abstellung eines Sanka aus 
Schönau verzichtet, weil das Rote Kreuz 
Hainburg von vornherein angeboten hat, hier 

486 
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- wie Sie das dann auch dargestellt haben, 
das stimmt; ich schließe mich in diesem 
Punkt Ihrer Darstellung an - beide Teile zu 
versorgen. Das war der Grund. 

Was ich aber hier auch sagen möchte: Wir 
haben keine derartigen Fahrzeuge in Wien. 
Da scheint es mir trotz der hervorragenden 
Ausstattung, die ja das Wiener Rettungswe­
sen besonders auszeichnet, auf Sicht gesehen 
notwendig zu sein, daß auch die Polizei über 
eigene Sanitätsfahrzeuge verfügt, die dann, 
wenn sie nicht gebraucht werden, natürlich 
allen Bürgern· dieser Stadt als Reserve zur 
Verfügung stehen sollen. 

Was die Computer strafverfügungen und in 
deren Folge Dienstleistungen von Kriminal­
beamten betrifft, so kann ich dem Hohen 
Haus mitteilen, daß in Zusammenarbeit zwi­
schen der EDV-Zentrale und dem Verkehrs­
amt Wien bereits eine Regelung getroffen 
worden ist, die dieses Problem, das Sie, Herr 
Dr. Lichal, aufgezeigt haben, beseitigt. Das 
Problem hat es nicht nur bei der Adresse 
"Landstraßer Hauptstraße" , sondern auch bei 
fünf anderen Namenszügen gegeben. Das 
aber nur um die Relation zu zeigen. Es soll 
nicht heißen, daß der Computer überhaupt 
keine Adressen ausdrucken kann. Er hat bei 
Ihnen die Landstraßer Hauptstraße nicht aus­
drucken können, aber nicht deswegen, weil 
der Straßenname so lang war, sondern weil 
das noch ein Bau mit mehreren Stiegen und 
daher eine Adresse mit mehreren Anga­
ben war. Er hat zum Beispiel nicht aus­
drucken können: Karl-Wilhelm-Diefenbach­
Gasse 25-30/2/3/10. Da streikte er. Aber das 
ist jetzt beseitigt. Man hat Abkürzungen 
gefunden, die solche Pannen ausschließen. 
Daher werden derartige Fälle, wo Kriminal­
beamte zu fünf Häuserblocks geschickt wer­
den mußten, nicht mehr vorkommen. 

Zur Gewalt im Familienkreis darf ich noch 
einmal sagen: Die Tötungsdelikte im Bekann­
tenkreis nehmen zu. Heute schaut es so aus, 
daß, worauf Herr Abgeordneter Hobl schon 
hingewiesen hat, fast 80 Prozent der Morde, 
die im vergangenen Jahr und im heurigen 
Jahr, das erst begonnen hat, registriert wur­
den, solche sind, die im sozialen Nahbereich 
des Opfers passierten. 

Es geht also um Streitigkeiten in Familien 
und im engsten Bekanntenkreis. Es geht um 
Eifersucht. Es geht um Haß zwischen Fami­
lienangehörigen, und hier gibt es keine poli­
zeiliche Prävention. Die Gewalt in den eige­
nen vier Wänden ist unser Problem. Und inso­
fern ist Österreich ein Unikum, als wir - ich 

darf es noch einmal sagen - kaum Raub­
morde verzeichnen, die in anderen Ländern 
eine bedeutende Rolle spielen. Bei uns ist es 
eine Sensation, wenn es einen Raubmord 
gibt. Wir haben aber den Mord in-den eigenen 
vier Wänden, die Ehetragödie, den Sohn, der 
den Vater erschießt, den Lebensgefährten, 
der die Kinder seiner Lebensgefährtin 
umbringt, und dergleichen zu registrieren. 

Wir alle müssen dazu beitragen, daß inner­
halb der Familie Beziehungen gefunden wer­
den, die den Fort- und Weiterbestand der 
Familie, dieser wichtigen Lebensgemein­
schaft, sichern und einen Aggressionsabbau 
ermöglichen. 

Hohes Haus! Kriminalität ist eine Erschei­
nungsform des gesellschaftlichen Lebens, und 
ihre Bekämpfung kann nicht allein der Polizei 
überlassen bleiben. Es trägt jeder ein hohes 
Maß an-Verantwortung für die Menschen in 
seiner Nachbarschaft. Manche Tragödie, die 
sich in allerletzter Zeit abgespielt hat, wäre 
vielleicht zu verhindern gewesen, hätte es 
dabei mehr Hilfe für die Betroffenen aus der 
Nachbarschaft gegeben. 

Um Selbsthilfe und Hilfe für den Nächsten 
anzukurbeln, haben wir die kriminalpolizeili­
chen Beratungsdienste verstärkt. Sie sollen­
nicht nur die Eigenvorsorge des ratsuchenden 
Bürgers verstärken helfen, sondern die Men­
schen aktivieren und motivieren, sich ein biß­
chen mehr um die Menschen zu kümmern. 

Wir sind mit den Kontaktbeamten, worauf 
dankenswerterweise Frau Abgeordnete Dr. 
Partik-PabIe aufmerksam gemacht hat, bis­
her sehr, sehr gut gefahren, und wir werden 
im heurigen Jahr die 600er-Grenze und hof­
fentlich auch mit Ihrer Hilfe eine Reihe neuer 
Erfolge erreichen. 

Wenn Sie darauf hingewiesen haben, daß 
sich die Österreichische Volkspartei eine 
Scheibe von den Erfolgen abschneidet, so 
werde ich Ihnen keinen Anteil an meinem 
Erfolg bestreiten. Allerdings: Eingeführt hat 
die verstärkten Fußstreifen unsere Regie­
rung, sozialistisch-freiheitlich zusammenge­
setzt, am 23. September 1983 durch einen 
besonderen Erlaß, der auch unserem Regie­
rungsprogramm entspricht. Wir haben mit 
1. Jänner 1984 ein neues Journaldienstschema 
der Bundesgendarmerie in Kraft gesetzt, das 
ein 70 Jahre altes, bis zu diesem Zeitpunkt 
geltendes außer Kraft gesetzt hat, und das hat 
die Präsenz der Gendarmerie in der Öffent­
lichkeit stark vermehrt. 
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Artfremde Tätigkeiten sind auch uns ein 
Dorn im Auge. Nur eines - und da möchte 
ich sehr dankbar auf den Beitrag des Herrn 
Abgeordneten Ing. Hobl verweisen -: Mit 
dem Bad darf das Kind nicht ausgeschüttet 
werden! Artfremde Tätigkeiten weg: ja! Ich 
bin gerne bereit, den Vorsitzenden des Innen­
ausschusses und den Stellvertreter Herrn 
Abgeordneten Dr. Lichal und die Frau Abge­
ordnete Dr. Partik-Pable, sobald wir auf 
Grund eines Entschließungsantrages den 
ersten Überblick über solche Tätigkeiten, die 
wir für andere leisten, vorliegen haben, zu 
mir zu bitten, um einmal durchzugehen, was 
von Ihren politischen Vorstellungen her abge­
baut werden kann. Wir werden jedem Hin­
weis von Ihrer Seite, ganz gleich, ob von der 
Seite der beiden Regierungsparteien oder der 
der Opposition, nachgehen, der artfremde 
Tätigkeit aufzeigt. 

Nur eines, bitte, können wir nicht: das Bür­
gerservice reduzieren, denn das ist das Unter­
pfand der Erfolge in der Kriminalitätsbe­
kämpfung! DiE~ Zusammenarbeit mit der 
Bevölkerung ist für uns das Wichtigste, wenn 
wir Kriminalität in diesem Lande zurück­
drängen wollen, wenn wir etwa auf dem 
Gebiet der Suchtgiftkriminalität weiter 
erfolgreich bleiben wollen. Wir brauchen ein 
Vertrauensverhältnis zur österreichischen 
Bevölkerung, und deshalb müssen wir Bür­
gerservice besonders ernst nehmen. Die 
Erfolge, die wir bisher auf diesem Sektor 
haben, geben uns recht. 

Die Ausstattung und Ausrüstung mit Kraft­
fahrzeugen, mit Funkgeräten schreitet weiter 
fort. Sie alle wissen, daß wir nach diesem 
Sicherheitsbericht 1983 im Jahre 1984 614 
neue Kraftfahrzeuge und 2 060 neue mobile 
oder Hauptfunkgeräte der österreichischen 
Sicherheitsexekutive zur Verfügung gestellt 
haben, daß wir Fernschreibmaschinen ange­
kauft, Datenübertragungseinrichtungen 
installiert und damit bessere Kommunika­
tionsmöglichkeiten geschaffen haben, als sie 
die Sicherheitsapparate vieler anderer 
befreundeter Länder aufweisen. 

Auch die Schießausbildung wurde sehr 
stark intensiviert, und wie Sie wissen, Herr 
Hofrat Dr. Lichal, wurde sie praxisnäher 
gestaltet. Wir haben bei dieser Ausbildung, 
wie Ihnen Ihre Vertrauensleute bestätigen 
können, in erster Linie Wert auf erhöhte 
Eigensicherung der Beamten gelegt und auf 
taktisches Verhalten, weil es nicht sosehr die 
Waffe ist, das Fabrikat der Waffe, das darüber 
entscheidet, ob man ohne Verletzung aus 
einer kritischen Situation herauskommt oder 

nicht, sondern das richtige taktische Verhal­
ten. 

Die Erprobung der Faustfeuerwaffe wurde 
abgeschlossen. Und auch zur Um rüstung ein 
klares Wort. 

Wir haben die Umrüstung mit dem STG 77 
begonnen und sind dabei, sie abzuschließen. 
Wir haben uns vorgestellt, daß wir durch suk­
zessives Auswechseln die Walther pp und 
PPK, die bewährten Polizeipistolen, ersetzen 
wollen durch die Glock 17, eine österreichi­
sche Pistole, die sehr leicht ist, die sich in der 
Erprobung ganz hervorragend bewährt hat 
und die das Kaliber 9 Millimeter aufweist. 

Den Kriminalbeamten ist natürlich zuerst 
einmal - in diesem erstellten Plan geht es 
um das Auswechseln nicht mehr ganz 100pro­
zentig brauchbarer Walther-Pistolen - die 
neue Glock angeboten worden. Dieser Plan ist 
noch nicht fertig, weil vor Fertigstellung ja 
die Behördenleiter zu befragen sind. 

Bei den Kriminalbeamten war es so, daß 
wir - nicht zuletzt auf Grund Ihrer ständigen 
Hinweise auf Kritik von Kriminalbeamten -, 
als die Erprobungszeit zu Ende war, ihnen 
gesagt haben: Wenn bei euch festgestellt wird, 
daß die PPKs nicht mehr 100prozentig in Ord­
nung sind, dann werden sie bei euch gegen 
Glock-Pistolen ausgetauscht. 

Das bedeutet nicht, daß jetzt nur bei Krimi­
nalbeamten ausgewechselt wird, sondern im 
engen Zusammenwirken mit allen beteiligten 
Gruppen und den Direktionen wird ein Plan 
ausgearbeitet, und der wird dann auch vorge­
legt werden. (Präsident Ben ya übernimmt 
den Vorsitz.) 

Natürlich ebenso wichtig wie die Kriminali­
tätsbekämpfung ist der Kampf gegen den Ver­
kehrstod. Frau Abgeordnete Partik-Pable, ich 
bitte Sie mir heute wegen der fortgeschritte­
nen Zeit zu erlassen, über die Maßnahmen 
auf diesem Sektor zu sprechen, aber ich greife 
immer gerne ihre Vorschläge auf, die Sie hier 
im Hohen Haus, sei es im Plenum oder im 
Ausschuß, vorbringen. 

Ich war auch sehr begeistert von Ihrem 
Vorschlag, daß die Fünf-Tage-Frist bei der 
Prüfung von Brutal-Videos verlängert werden 
soll. Sie ist auf zwei Wochen verlängert wor­
den. Ich habe diesen Erlaß auch im Ausschuß 
erläutert. Sie sprachen heute von einer Ver­
längerung der Prüfungsfrist auf 20 Tage. Ich 
habe Ihre ursprüngliche Forderung als Frist­
verlängerung auf zwei Wochen verstanden 

79. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 51 von 97

www.parlament.gv.at



7056 Nationalrat XVI. GP - 79. Sitzung - 20. Feber 1985 

Bundesminister für Inneres Blecha 

und ihr natürlich Rechnung getragen. Ich 
hoffe, daß Sie zufrieden sind und Ihre Vorstel­
lungen, die mit dieser Forderung verbunden 
waren, erfüllt werden. 

Die Umweltdelikte werden im nächsten 
Sicherheitsbericht, Herr Abgeordneter Elmek­
ker, getrennt ausgewiesen sein und nicht 
mehr nur als eine grobe Zahl, sondern spezifi­
ziert. Wir haben das bereits. in der zuständi­
gen Abteilung besprochen. 

Was die elektronische Datenverarbeitung 
betrifft, so wird im Interesse einer Entbüro­
kratisierung ein nunmehr feststehendes 
Zehn-Jahres-Programm verwirklicht. Es wird 
dazu dienen, daß das Meldewesen, das Waf­
fenwesen und die Kraftfahrzeugzulassungen 
in allen österreichischen Bundespolizeidirek­
tionen auf elektronische Datenverarbeitung 
umgestellt werden. 

Und dann, Herr Abgeordneter Lichal, wird 
es auch möglich sein, daß im Bereich von Poli­
zeibehörden registrierte Waffen sofort identi­
fiziert werden können. Dieses Programm ist 
ausgearbeitet, und mit seiner Realisierung 
wurde begonnen. 

Mit der notwendigen Novellierung des Mel­
dewesens wird zusammen mit der Automati­
sierung natürlich auch eine Entbürokratisie­
rung erreicht werden. Von der. Meldegesetz­
novelle hoffen wir, daß sie noch im heurigen 
Jahr beschlossen werden kann. 

Ebenso ist das EKIS, unser Elektronisches 
Kriminalpolizeiliches Informationssystem, 
revolutioniert worden; auf die wirklich 
umwälzenden Neuerungen auf dem Gebiet 
der Fahndung durch das in Österreich entwik­
kelte System "Sigma" habe ich schon einmal 
hinweisen können. 

Dem Herrn Professor Ermacora möchte ich 
sagen, daß jeder Computereinsatz, der jetzt 
im verstärkten Maße vorgesehen ist, nach den 
rechtlichen Grundsätzen, die in dieser Repu­
blik gelten, vorgenommen wird. Ich lade auch 
Herrn Professor Ermacora ein, sich dieses 
Zehn-Jahres-Programm, das verstärkten 
Computereinsatz bedeutet, bei uns einmal 
durchzusehen. Und sollte er auf Grund seiner 
Kenntnisse als Datenschützer da und dort 
noch Bedenken haben, sind wir die ersten, die 
seine Bedenken aufgreifen werden. Daher die 
Einladung: Schauen Sie sich einmal bei uns in 
unserer Datenverarbeitung an, wie wir uns 
verstärkten Computereinsatz vorstellen! 

Und was Daten für das Bundesheer betrifft, 

darf ich darauf hinweisen, daß sich die gesetz­
liche Grundlage für den Austausch von 
Erkenntnissen mit dem Bundesheer aus der 
Verfassung ergibt, und zwar aus Artikel22 
des Bundes-Verfassungsgesetzes, der alle 
Organe des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden verpflichtet, im Rahmen ihres 
gesetzmäßigen Wirkungsbereiches gegensei­
tige Hilfe zu leisten. Auf diesen Artikel 22 
stützt sich auch das Bundesheer, wenn es 
bestimmte Daten aus dem Sicherheitsapparat 
abruft. 

Zum Polizeibefugni~gesetz noch einmal die 
Klarstellung, daß die Polizei in Österreich 
nicht im luftleeren Raum agiert, sondern daß 
die Tätigkeiten der Polizei, vor allem solche, 
durch die in Rechte und Interessen von Perso­
nen eingegriffen wird, eben rechtlich geregelt 
sind, allerdings nicht in einem einzelnen 
Gesetz, sondern in einer Vielzahl von Bundes­
und Landesgesetzen und in sehr, sehr vielen 
Verordnungen. Das ist ja auch der Inhalt die­
ses heute schon mehrmals vorgestellten 
Buches des Herrn Hofrates Dr. Szirba über 
die Polizeibefugnisse in Österreich. 

Sie sind also in ganz verschiedenen rechtli­
chen Materien vorhanden. Da gibt es die Stra­
ßenpolizeiaufgaben, das Kraftfahrwesen, das 
Waffenwesen, das Sprengmittelwesen, das 
Gewerbewesen, Strafprozeßrecht, Jugend­
schutz, Jagdrecht, um nur einige, die immer 
wieder angesprochen werden, in diesem 
Zusammenhang zu erwähnen. 

Ich will auch gar nicht leugnen, daß es da 
und dort einen weißen Fleck gibt, aber den 
weißen Fleck sollen wir gemeinsam aufspü­
ren und entweder durch eine Regierungsvor­
lage oder durch einen Initiativantrag schlie­
ßen. 

Nur: Die langjährigen Bemühungen, auf die 
sowohl der Abgeordnete Dr. Lichal als auch 
der Abgeordnete Professor Ermacora hinge­
wiesen haben, zu einem Polizeibefugnisgesetz 
zu kommen, haben eines erwiesen: daß es 
kaum brauchbare Formulierungen für man­
che in Frage stehende polizeiliche Befugnisse 
gibt. Bei diesen langjährigen Diskussionen ist 
man draufgekommen, daß es bei der Schaf­
fung eines solchen Gesetzes eigentlich darum 
geht, daß etwas, was jetzt der Polizei nicht 
zugewiesen wird, im Zuge eines solchen 
Gesetzes der Polizei als Befugnis erst einzu­
räumen ist. Das aber kann doch wirklich 
nicht im Sinne der Erfinder und Befürworter 
eines solchen Gesetzes, insbesondere nicht im 
Sinne des Herrn Professors Ermacora liegen. 
Durch ein Polizeibefugnisgesetz würden näm-
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lieh eine Reihe von Befugnissen, die sich auch 
gegen den Bürger richten, überhaupt erst der 
Polizei zugewiesen werden. 

Im Bereich der Sicherheitspolizei fallen 
eine Reihe von Aufgaben an, die eine vollkom­
men verläßliche, eine 100prozentige Erfas­
sung nicht möglich machen. Daher haben alle 
Länder, die über ein Befugnisgesetz verfügen, 
wie etwa die Bundesrepublik Deutschland, 
eine Generalermächtigung in ihr Gesetz auf­
genommen. Das ist aber genau das gleiche, 
was bei uns den weißen Fleck schließt. Daher 
frage ich mich, wozu ich ein Gesetz schaffen 
soll, das unter Umständen Bürgerfreiheit 
einengt und trotzdem ohne eine Generaler­
mächtigung nicht auskommt, weil 100prozen­
tig und vollkommen polizeiliche Befugnisse 
im Bereich der Sicherheitspolizei nicht gere­
gelt werden können. Das ist unsere Auffas­
sung. 

Herr Abgeordneter Dr. Lichal! Was das 
Waffengesetz betrifft, so darf ich in aller 
Bescheidenheit noch einmal aufmerksam 
machen, daß ich in meinem Beitrag zu Beginn 
der von Ihnen zitierten Enquete angeregt 
habe, daß man die Einführung der Registrie­
rungspflicht bei Langfeuerwaffen diskutieren 
sollte. Die überwältigende Mehrheit der 
Enqueteteilnehmer war auch dafür. 

Jetzt ein klares Wort: Natürlich habe ich 
sofort unmittelbar danach mit dem Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Industrie 
Kontakt aufgenommen. Es gab dann eine 
Note des Handelsministeriums vom 11. Okto­
ber 1984, wo Sie eine ganze Reihe von Fragen 
dazu noch gestellt haben. Wir haben die 
umgehend, gleich in derselben Woche, beant­
wortet und die Antworten zurückgeschickt. 
Dann wurde uns mitgeteilt, daß hier eine 
große, 400 Paragraphen umfassende Novellie­
rung der Gewerbeordnung ausgearbeitet 
wird. Das ist der Stand, der mich jetzt veran­
laßt, dem Hohen Haus den Vorschlag zu 
machen, diesen einen Punkt, wenn der zwi­
schen den drei Fraktionen unbestritten ist, in 
Form eines Initiativantrages einzubringen 
und nicht zu warten, bis uns das Handelsmini­
sterium einen umfassenden Novellierungsvor­
schlag über die Gewerbeordnung auf den 
Tisch legt. Das würde doch noch ein bißehen 
länger dauern. Soweit ich höre, rechnet man 
mit einer Begutachtung einer solchen Gewer­
beordnungsnovelle im Herbst. Wenn wir uns 
darüber einig sind, daß unsere Anregung auf­
zugreifen ist, dann wären durch einen Initia­
tivantrag die Registrierung von Langfeuer­
waffen und das Eintragen in das Waffenbuch 
sehr rasch zu realisieren. 

Die heutige Sicherheitsdebatte, Hohes 
Haus - ich entschuldige mich dafür, etwas 
länger, als ich es vorhatte, geredet zu haben 
-, hat gezeigt, daß es möglich sein muß, die 
österreichische Sicherheitspolitik, insbeson­
dere a:r;tgesichts erfreulicher Daten der Krimi­
nalitätsbekämpfung, außer Streit zu stellen. 
Gemeinsam sollten wir verhindern, daß die 
Sicherheitsexekutive zum Prügelknaben der 
Nation wird, und gemeinsam sollen wir auch 
Sorge tragen, daß sicherheitspolitischen Vor­
stellungen der Regierung auch von der Oppo­
sition nichts Unehrenhaftes unterschoben 
wird. 

Mit der einstimmigen Kenntnisnahme des 
Sicherheitsberichtes der Bundesregierung, 
der e r s t e n einstimmigen Kenntnisnahme 
seit 14 Jahren, hoffe ich, daß auch eine neue 
Ära in der umfassenden Verbrechensbekämp­
fung in Österreich begonnen hat. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 15.15 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete PischI. 

15.15 

Abgeordneter Pischl (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine Herren Bundesminister! Meine sehr· 
geehrten Damen und Herren! Einleitend, 
Herr Bundesminister Blecha, darf ich doch 
noch einmal feststellen, daß wir uns im Aus­
schuß sehr ausführlich über die Ziffern, bes­
ser gesagt, über die Rohziffern für das Jahr 
1984 unterhalten haben und daß Sie damals 
dezidiert die Zusage gegeben haben, uns diese 
Ziffern zu geben. Es hat Kollege Lichal im 
Ausschuß sogar noch einmal nachgefragt, ob 
es möglich ist, vor dieser heutigen Debatte die 
Ziffern zu bekommen, was Sie bejaht haben. 

Wir haben weder einen Bürstenabzug vom 
kommenden Sicherheitsbericht noch sonst 
irgend etwas verlangt, sondern diese Ziffern, 
die vorhanden sind, wollten wir erfahren. 
Denn daß man diese Ziffern der Öffentlich­
keit schon vorgestellt hat, beweist ein Zei­
tungsartikel in der "Tiroler Tageszeitung" 
vom 12. Feber 1985, wo es heißt: "Mehr Eigen­
tumsdelikte und Körperverletzungen im Jahr 
1984." Es ist hier sogar eine Gegenüberstel­
lung der letzten fünf, sechs Jahre möglich 
gewesen. 

Meine Damen und Herren! Die Österreichi­
sche Volkspartei stimmt heute erstmals dem 
Sicherheitsbericht zu. Ich glaube, diese 
Zustimmung sollte man auch dazu benützen, 
um grundsätzlich über diesen wohl sehr aus­
führlichen und informativen Sicherheitsbe­
richt zu diskutieren. Denn ich glaube - ohne 
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in eine Polemik verfallen zu wollen -, daß 
wir heute einfach über einen "Schnee von vor­
gestern" reden, denn die Ziffern, die die Ent­
wicklung aus dem Jahr 1983 widerspiegeln, 
sind zwar für alle Insider äußerst interessant, 
von der Aktualität her aber längst überholt. 

Wenn man bedenkt, daß man über die 
Medien bereits die neuen Statistiken, auch 
die Rohentwürfe, die Rohzahlen bekommen 
hat, dann muß man sagen: Die Öffentlichkeit, 
der einzelne Bürger wird an dieser Debatte 
und an dieser Statistik 1983 nicht mehr viel 
Interesse haben. 

Deshalb ist es für mich persönlich sehr 
erfreulich, daß von seiten der Regierungspar­
teien nicht nur signalisiert, sondern auch ver­
balisiert wurde, daß man über eine Änderung, 
über eine Modifizierung, über ein schnelleres 
Vorlegen des Sicherheitsberichtes reden 
beziehungsweise diskutieren kann. Denn 
eines möchte ich hier klar sagen, weil 
Ing. Hobl den Einwand gemacht hat, wenn 
wir den Sicherheitsbericht früher vorlegen, 
also im Frühj ahr die polizeilichen Anzeigen 
bekanntgeben, dann müßte man im Herbst 
von seiten des Justizministeriums die gericht­
lichen Entwicklungen vorlegen: Ich glaube, es 
ist sinnvoller und besser für die Gesamtschau 
der Sicherheitspolitik in Österreich, wenn wir 
zweimal im Jahr darüber diskutieren als ein­
mal im Jahr und das eineinhalb Jahre später. 

Hohes Haus! Der Sicherheitsbericht 1983 
ist, wie seine Vorgänger, ein detailliertes 
Spiegelbild des Kriminalgeschehens in unse­
rem Land. Wer sich der Mühe unterzieht, den 
Trend der absoluten Zahlen, die Häufigkeits­
zahlen und den in den Bundesländern mehr 
oder weniger konstant aufscheinenden Unter­
schied zu studieren, muß zu dem Schluß kom­
men, daß die allgemeine Sicherheit, speziell 
die Sicherheit des Eigentums, trotz aller 
Bemühungen unserer Sicherheitsorgane 
geringer geworden ist. 

Die Häufigkeitszahlen weisen überdies dar­
auf hin, daß in jenen Bundesländern, in denen 
der Fremdenverkehr und der Durchreisever­
kehr dominieren, die relative Zahl der krimi­
nellen Ereignisse und Geschehnisse am größ­
ten ist. Die Konsequenz müßte meines Erach­
tens - und dies zeigen auch die Zahlen, wel­
che für das Jahr 1984 veröffentlicht wurden­
darin liegen, daß vor allem die westlichen 
Bundesländer mit ihrer starken Fremdenver­
kehrsentwicklung eine entsprechende perso­
nelle Aufstockung erreichen, um den Erfor­
dernissen gerecht zu werden. 

Deshalb,Herr Bundesminister, wäre die 
Forderung heute wohl angebracht, daß von 
Ihrem Ministerium aus ein Belastungsver­
gleich zwischen den einzelnen Bundesländern 
angestellt wird, das heißt, eine Gegenüberstel­
lung des für den Exekutivdienst eingesetzten 
Personals und der von diesem Personal nach­
gewiesenen oder geforderten Gesamtleistung. 
Ich bin überzeugt, daß eine solche Aufstellung 
ergeben würde, daß die Bevölkerung der östli­
chen Bundesländer von der Sicherheitsexeku­
tive ungleich besser betreut werden kann, als 
dies in den westlichen Bundesländern 
geschieht. 

Meine Damen und Herren! Ohne eine Neid­
genossenschaft zwischen Ost- und Westöster­
reich aufzubauen, möchte ich in diesem 
Zusammenhang neben dem Fremdenverkehr 
und der Belastung des Durchreiseverkehrs 
auch die Entwicklung unserer Bevölkerung 
mit einbezogen wissen. Weder die Volkszäh­
lungsergebnisse 1971 noch die Volkszählungs­
ergebnisse 1981 haben Konsequenzen 
gebracht für eine entsprechende Aufstockung 
des Personals bei Polizei oder Gendarmerie. 
Der jährliche Sicherheitsbericht, so interes­
sant er auch sein mag, hat wenig Sinn oder 
nur Dokumentationswert, wenn daraus nicht 
für die Sicherheitspolitik, die ein gerechtes 
Verhältnis für alle Bundesländer zum Ziele 
haben sollte, entsprechende Schlüsse und 
Konsequenzen gezogen werden. 

Und somit komme ich wieder einmal zur 
Personalentwicklung in meinem Bundesland, 
weil sie von der Belastung her kaum mehr 
bewältigbar ist. 

Vor einem Jahr, genau am 8. Feber 1984, ist 
der Bundesminister für Inneres Karl Blecha 
zur Visite nach Tirol gekommen. Bei diesem 
Besuch wurden Ihnen, Herr Bundesminister, 
die zum Teil tristen Personalverhältnisse bei 
Polizei und Gendarmerie vorgetragen. Sie 
haben damals die Zusage gemacht, daß es ent­
sprechende Zuweisungen von Planstellen im 
Gendarmeriebereich wird geben können. 

Heute müssen wir sagen, Herr Bundesmini­
ster: Das Ergebnis ist leider sehr, sehr mager 
ausgefallen. Die Gendarmerie in Tirol erhielt 
zehn Planstellen, wovon bereits fünf für die 
Autobahn gebunden sind. Wir müssen heute 
sagen: Es ist etwas, aber es ist weniger als das 
Mindeste, was man sich im Landesgendarme­
riekommando oder in Tirol erwartet hat. 

Tirol hat in den letzten 20 Jahren eine mini­
male Personalentwicklung bei der Gendarme­
rie erfahren; von 1964 bis 1984 gab es rund 

79. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 97

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 79. Sitzung - 20. Feber 1985 7059 

PischI 

4 Prozent mehr Planstellen. Die Bevölke­
rungszahl hat sich aber um über 26 Prozent 
erhöht, und zwar von 389 000 auf über 493 000. 
Bei den Fremdenverkehrsnächtigungen sieht 
das Bild etwa so aus: 1964 zirka 15370000, 
1984 38584000, also eine Steigerung von 
151 Prozent. Diese Beispiele ließen sich noch 
mehrfach ergänzen, aber sie liegen ja im 
Innenministerium jederzeit zur Einsicht auf. 

Wenn schon diese Ziffern, Herr Bundesmi­
nister, keine Verpflichtung für mehr Personal 
ergeben, sondern nur in der technischen Aus­
rüstung ihren Niederschlag gefunden haben, 
so muß doch auch von seiten des Ministe­
riums anerkannt werden, daß zirka 100 Millio­
nen Menschen im Jahr durch das Bundesland 
reisen und daß sich gerade der Schwerlastver­
kehr in den letzten Jahren zu einer unerträg­
lichen Plage entwickelt hat. Ich erinnere 
daran - und wir werden immer wieder von 
diesem Pult aus darauf hinweisen -, daß täg­
lich fast 4 000 Schwerlastfahrzeuge die 
Strecke Kufstein-Brenner befahren. Auf sol­
chen Dimensionen nehmen sich emlge 
wenige Gendarmeriepatrouillen recht kläg­
lich aus. 

Man darf sich nicht wundern, wenn man 
immer wieder in der Presse liest oder wenn 
jetzt die Schlagzeilen häufiger werden: "Inn­
tal: Wie lange noch Lkw-Raserei? Wie schaut 
es mit den Kontrollen aus?" 

Herr Bundesminister! Diese Forderung der 
Bevölkerung ist legitim, und jeder Politiker, 
ganz gleich von welcher Partei, der ins Land 
oder in dieses Gebiet kommt, wird daraufhin 
angesprochen. Es wird auch von jedem ver­
ständnisvoll genickt, es werden Änderungen 
versprochen. Nur: Änderungen oder Verbesse­
rungen hat es bisher kaum gegeben. 

Herr Bundesminister Blecha! Sie wären in 
der Lage, hier mehr Kontrollen einzubauen 
und Änderungen herbeizuführen. 

Auch haben wir in den letzten Tagen immer 
mehr die Forderung oder die Überlegungen 
gehört, ein Nachtfahrverbot für den Schwer­
lastverkehr zu erlassen. 

Meine Damen und Herren! Was das für den 
einzelnen Betrieb, für das einzelne Unterneh­
men heißt, müßte uns, glaube ich, klar sein. 
Aber auf der anderen Seite muß man auch 
Verständnis haben für eine solche Forderung 
von seiten der Bevölkerung. 

Herr Bundesminister! Wir wollen keine 
Beschränkung, wir sind nun einmal die Ader 
Nord-Süd, Ost-West, wir haben hier sicher-

lich eine Verpflichtung vom Land her. Aber 
ich glaube, dieser Verpflichtung muß man 
auch von seiten des Bundes nachkommen, 
hier für eine bessere Kontrolle Vorsorge zu 
treffen, um der Bevölkerung, aber auch den 
Gästen, die dort ihren Urlaub machen, einen 
entsprechenden Lebenssinn, eine Lebensqua­
lität zu ermöglichen. 

Herr Bundesminister! Eine ähnliche Situa­
tion wie bei der Gendarmerie ist auch bei der 
Polizei in Innsbruck. Im Wissen, daß momen­
tan die Verhandlungen für die Planstellen im 
Jahre 1986 laufen, möchte ich hier nicht auf 
die Details oder auf die detaillierten Wünsche 
der Polizeidirektion eingehen. Es geht im 
Wunschpaket um 40 Planstellen. 

Um diesen Wunsch aber nicht allein im 
Raume stehen zu lassen, darf ich kurz eine 
Parallele zur Landeshauptstadt von Salzburg, 
zur Stadt Salzburg, ziehen, wobei ich wie­
derum davon ausgehe, daß wir keinen Neid­
komplex haben, aber es ist eben klarer oder 
drastischer darzustellen, wenn man Ver­
gleichsmöglichkeiten hat. 

In Salzburg hat man der Entwicklung und 
den Bedürfnissen in den letzten Jahren Rech­
nung getragen, während man in Innsbruck 
Entwicklungen und Bedürfnisse mehr oder 
weniger ignoriert beziehungsweise Planstel­
len reduziert hat. 1974 hat der Stellenplan in 
Innsbruck 410 Beamte ausgewiesen, für Salz­
burg waren es 430. 1984 waren es in Inns­
bruck 398, in Salzburg 452. 

Ich weiß, daß in Salzburg in der Zwischen­
zeit ein neues Wachzimmer eröffnet wurde 
und darüber hinaus die verschiedenen Abtei­
lungen verstärkt werden mußten. Mir ist auch 
bekannt, daß einwohnermäßig Salzburg um 
zirka 20000 Einwohner mehr hat als Inns­
bruck. 

Aber eines, Herr Bundesminister, muß hier 
einfach gesagt werden: Wenn ich vorhin von 
der Gesamtbelastung Tirols gesprochen habe, 
so gibt es auch eine Belastung der Stadt Inns­
bruck. Es liegt nun einmal Innsbruck am 
Schnittpunkt zwischen Ost und West und 
Nord und Süd. Und Innsbruck ist auch eine 
Universitätsstadt mit zirka 18000 bis 
19 000 Studenten, die ebenfalls eine gewisse 
sicherheitspolizeiliche Betreuung erfordern. 

Dazu kommt der Wunsch und, ich möchte 
fast sagen, Q.as Verlangen der Bevölkerung, 
daß endlich auch im Stadtteil Reichenau, 
einem Stadtteil in der Größenordnung von 
zirka 15 000 Einwohnern, ein Wachzimmer 
eingerichtet wird. 
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Es wurden die Gespräche schon mit Ihrem 
Vorgänger geführt; leider waren sie nicht von 
Erfolg gekrönt. Ich hoffe jetzt, daß man Ihrer­
seits diese Forderung und dieses Verlangen 
einsieht und daß es hier zur Einrichtung eines 
Wachzimmers kommt. Von diesen 40 gefor­
derten oder gewünschten Planstellen - wie 
immer man es haben will - würde 18 dieses 
Wachzimmer in Anspruch nehmen. 

Meine Damen und Herren! Würde Inns­
bruck diese 40 Planstellen ab 1986 erhalten -
ich möchte es einmal so formulieren -, so 
bliebe auch weiterhin die Relation des Mehrs 
an Einwohnern in Salzburg berücksichtigt, da 
Salzburg ab 1985 bereits 458 Planstellen 
genehmigt erhalten hat. In Innsbruck wären 
es dann 438. 

Meine Damen und Herren! Noch ein Aspekt 
zum Sicherheitsbericht. Obwohl im Jahre 
1983 die Aufklärungsquote wieder um ein Pro­
zent gestiegen ist und wir heute schon von 
den Rednern der Regierungsparteien, von der 
Frau Dr. Partik-Pable, aber auch vom Herrn 
Kollegen Elmecker, gehört haben, wie erfreu­
lich dieser Bericht ist, so muß ich sagen: 
Jawohl, wir freuen uns gemeinsam über jedes 
einzelne Prozent, nur dürfen wir in den 
Bemühungen nicht nachlassen, daß diese Ent­
wicklung weitergeführt wird. Wir können uns 
mit einer Aufklärungsquote von etwas über 
50 Prozent - genau sind es 54,5 Prozent -
nicht zufriedengeben, sondern wir müssen 
alles tun, damit diese Schere nicht weiter aus­
einander klafft. 

Herr Bundesminister! Unserer Auffassung 
nach ist es eine Grundvoraussetzung, daß auf 
dem personellen Sektor etwas gemacht wird, 
denn die Anforderungen an den einzelnen 
Beamten, so glaube ich, sind heute sehr, sehr 
groß und die Bedürfnisse der Bevölkerung 
werden in Zukunft nicht kleiner werden. 

Abgeordneter Ing. Hobl hat heute gesagt, 
daß wir im internationalen Vergleich gesehen 
stolz sein können; das ist von verschiedenen 
Rednern angeklungen, auch der Herr Bundes­
minister Blecha hat darauf hingewiesen. Ich 
glaube, auch da können wir uns nicht zufrie­
dengeben und sagen: Bei uns ist es besser, als 
es in Deutschland oder in einem anderen 
Land ist. Es hat aber heute niemand davon 
gesprochen, daß in Deutschland eine andere 
Ausgangssituation herrscht. Wir müssen, 
wenn wir diese Zahlen heranziehen, auch ein­
mal überlegen oder mit in die Diskussion ein­
bringen, was es heißt: EG, wo sich jeder kreuz 
und quer in diesem Raum frei bewegen kann, 

wo es kaum Kontrollen gibt. Selbstverständ­
lich sind damit auch Belastungen, Herr Kol­
lege Elmecker, für die Mitgliedstaaten ver­
bunden, und aus diesem Grunde hinken diese 
Vergleichsziffern meines Erachtens. 

Der Herr Kollege Hobl hat die Auffassung 
vertreten, daß Herr Dr. Lichal heute gesagt 
hat: Wir stimmen zu!, daß er es sich aber 
nächstes Jahr vielleicht sehr einfach machen 
und, wenn sich wieder eine andere Entwick­
lung, prozentuell eine andere Entwicklung -
was wir nicht hoffen -, ergibt, sagen wird: 
Dem stimmen wir nicht zu! Dem hätte man 
ohne weiteres ausweichen können, indem 
man, Herr Bundesminister, die Ziffern, und 
wenn es die Rohziffern gewesen wären, für 
1984 bekanntgegeben hätte. Dann hätte man 
heute schon sagen können, in welche Rich­
tung die zukünftige Entwicklung geht. 

Wir wissen, daß die Aufgabenbereiche unse­
rer Exekutivorgane durch Gesetze und Ver­
ordnungen ziemlich klar abgegrenzt sind. Wir 
wissen aber gleichzeitig, daß die Anzahl der 
artfremden Tätigkeiten nicht kleiner, sondern 
größer wird und daß sich gerade Behörden, 
Gerichte, Gemeinden und sonstige Institutio­
nen gerne der Mitwirkung der Exekutivbeam­
ten bedienen. Die Exekutive wurde meines 
Erachtens in den letzten Jahren immer mehr 
zum Mädchen für alles. 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren von den Regierungsfrak­
tionen! Die Österreichische Volkspartei hat 
den Antrag deshalb in dieser Formulierung 
eingebracht, weil die bisherigen Bemühun­
gen, einen solchen Abbau der artfremden 
Tätigkeiten zu erreichen, zu keinen oder 
kaum zu Ergebnissen geführt haben. Durch 
die Einführung des sogenannten Bürgerservi­
ces oder Bürgerdienstes - wie wir es nennen, 
ist egal - wurde diese artfremde Tätigkeit 
noch erweitert, und die Primäraufgaben der 
Exekutive wurden weiter eingeschränkt. 

Herr Bundesminister Blecha! Wenn es zu 
einem solchen Gespräch kommt, bei dem man 
punktuell abhakt, was als artfremde Tätigkeit 
angesehen werden könnte oder wird, was 
man wegbringen kann, dann muß man auch 
die Aufgabenstellungen, die über das Bürger­
service herangetragen werden, analysieren, 
denn in den Gesprächen auf den einzelnen 
Gendarmerieposten oder in den Polizeidienst­
stellen hat man immer wieder gehört, daß 
durch dieses Bürgerservice mehr artfremde 
Tätigkeit hereinkommt. 
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Was das Zitat des Herrn Abgeordneten 
Hobl aus der ÖVP-Broschüre zu der letzten 
Nationalratswahl im Jahre 1983 anlangt, 
möchte ich sagen: Es ist halt immer ein Pro­
blem mit dem Zitieren, wenn man nur zwei, 
drei Punkte herausnimmt. Man müßte die 
gesamte Broschüre zitieren, denn sie baut auf 
verschiedenen flankierenden Maßnahmen 
hinsichtlich dieser Forderung auf. 

Wir können unsere Ideen für eine entspre­
chende Verbesserung des Bürgerservices oder 
des Bürgerdienstes sicherlich vereinen, wenn 
die personellen Voraussetzungen geschaffen 
sind. Herr Bundesminister! Wenn es um sol­
che Maßnahmen geht, werden Sie die Volks­
partei jederzeit auf Ihrer Seite finden, sofern 
auf der anderen Seite Voraussetzungen 
geschaffen wurden. Einseitig können wir hier 
nicht mitgehen. 

Abschließend: Die Volkspartei wird dem 
Entschließungsantrag der Regierungspar­
teien zustimmen, wie schon Kollege Erma­
cora gesagt hat, da es besser ist, etwas zu 
haben als gar nichts. Aber die Österreichische 
Volkspartei sieht diesen Antrag als eine Art 
Feigenblatt der Regierung an, da er wiederum 
nur einen Bericht fordert. 

Meine Damen und Herren! Wir haben jetzt 
so viele Berichte in den verschiedensten 
Bereichen, nicht zuletzt diesen Sicherheitsbe­
richt, und jetzt wird wiederum ein Bericht, 
dieses Mal über die artfremde Tätigkeit, 
gefordert. 

Die Österreichische Volkspartei fordert in 
ihrem Entschließungsantrag entsprechende 
Maßnahmen. Um diese entsprechenden Maß­
nahmen wird es in Zukunft gehen, wenn es 
uns ernst ist, daß artfremde Tätigkeiten abge­
baut werden sollen. 

Wenn es um Fragen wie um die allgemeine 
Sicherheitspolitik, aber auch um die art­
fremde Tätigkeit geht, wird die Volkspartei 
jederzeit gesprächsbereit sein. (Beifall bei der 
ÖVP.) 15.38 

Präsident: Zum Wort kommt der Herr 
Abgeordnete Kabas. 

15.38 

Abgeordneter Mag. Kabas (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich stimme meinem Vor­
redner, Kollegen Pischi, durchaus zu, wenn er 
meint, man kann sich deshalb, weil der 
Bericht 1983 eine positive Entwicklung auf­
zeigt, nicht zurücklehnen und glauben, es sei 

damit schon alles getan, sondern es ist natür­
lich eine permanente Weiterentwicklung und 
eine permanente Verbesserung anzustreben. 
Daran gibt es überhaupt keinen Zweifel, und 
die Regierung hat auch keinen Zweifel gelas­
sen, daß sie das machen wird. 

Ich glaube aber - das ist ja heute bei die­
ser Debatte im großen und ganzen zum Aus­
druck gekommen -, daß man sehr wohl die 
positiven Daten, die aus diesem Bericht her­
vorgehen, unterstreichen soll. Ich möchte vor 
allem die Aufklärungsquote erwähnen, denn 
ich habe vor einigen Wochen, als die norwegi­
sche Justizministerin zu Gast in Österreich 
war, gesehen, wie erstaunt die norwegischen 
Gäste waren, als sie diese Aufklärungsquote 
von fast 55 Prozent, auf die wir in Österreich 
verweisen können, erfuhren. 

Wenn man die Daten dieses Berichtes in 
den internationalen Vergleich stellt, sieht 
man, daß wir tatsächlich eine sehr positive 
Entwicklung zu verzeichnen haben. 

Der Rückgang der Kriminalität hat sich 
aber auch auf den Geschäftsanfall bei den 
Gerichten positiv ausgewirkt. Erstmals ist 
seit längerer Zeit, für das Jahr 1983, eine Ver­
ringerung des Geschäftsanfalls bei den 
Gerichten festzustellen. Der mengenmäßige 
Schwerpunkt des Geschäftsanfalles und 
damit der Schwerpunkt der Kriminalität liegt 
bei den minder schweren Straftaten. 

Besonders erwähnenswert ist die Tatsache, 
daß die Verfahrensdauer in Österreich nach 
wie vor - auch aus internationaler Sicht 
gesehen - als kurz zu bezeichnen ist. Rund 
85 Prozent des staatsanwaltschaftlichen 
Anfalles werden binnen einem Monat erle­
digt. Bei den Gerichten dauern 76 Prozent der 
Strafverfahren bis zur Erledigung in erster 
Instanz maximal drei Monate. 

Ich möchte mich jetzt schwerpunktmäßig 
zuerst mit der Problematik der Untersu­
chungshaft beziehungsweise des Strafvollzu­
ges generell befassen. Es ist festzuhalten, daß 
die Belastung der österreichischen Bevölke­
rung pro 100000 Einwohner mit Häftlingen in 
letzter Zeit zwar gesunken ist, daß wir jedoch 
hier im Vergleich zu den anderen Ländern 
Europas sicher keinen Spitzenplatz einneh­
men. Dessen muß man sich bewußt sein, und 
man muß eben dementsprechend versuchen, 
ge zielte Maßnahmen zu setzen. 

Das Parlament hat ja durch das Strafver­
fahrensänderungsgesetz 1983 wichtige Än­
derungen des Untersuchungshaftrechts 

79. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 97

www.parlament.gv.at



7062 Nationalrat XVI. GP - 79. Sitzung - 20. Feber 1985 

Mag. Kabas 

beschlossen, die sich allerdings selbstver­
ständlich noch nicht auf die Zahlen des 
Sicherheitsberichtes 1983 ausgewirkt haben 
konnten. Die Auswirkungen sind wahrschein­
lich in der Praxis momentan überhaupt noch 
nicht absehbar und können daher nicht beur­
teilt werden. Ich bin aber überzeugt, daß diese 
Änderungen aus dem Jahre 1983 insgesamt 
wirksamere gesetzliche Schranken gegenüber 
einer entbehrlichen oder unbegründeten 
Untersuchungshaft nach sich ziehen werden 
und damit insgesamt mehr Rechtsstaatlich­
keit und ein faireres Verfahren garantieren. 

Wir werden die Verhängung der Untersu­
chungshaft aber erst dann weiter zurückdrän­
gen können, wenn wir eine echte Beschleuni­
gung des Strafverfahrens herbeüühren, wie 
Sie es ja schon, Herr Bundesminister für 
Justiz, als Zielsetzung anpeilen. Daher ist die 
Bedeutung der Reform des Strafprozeßrech­
tes auch an diesem Beispiel sehr deutlich zu 
ersehen. 

Eine der wichtigsten Ursachen für die rela­
tiv große Anzahl von Untersuchungs haften ist 
aber meiner Meinung nach die Tatsache, daß 
zwischen den Hauptverhandlungen, und zwar 
sowohl zwischen den einzelnen Tagsatzungen 
der Senate einerseits als auch zwischen der 
Entscheidung erster Instanz und der Ent­
scheidung zweiter Instanz andererseits, zu 
lange Zeitspannen vergehen. 

Das Problem liegt meines Erachtens nicht 
nur darin, daß von der Festnahme einer Per­
son bis zur Anklageerhebung und bis zur 
Anberaumung des ersten Hauptverhand­
lungstages unter Umständen lange Zeiträume 
liegen, die doch vermeidbar wären, sondern 
die Probleme beginnen auch dann, wenn im 
Rahmen der Hauptverhandlung zum ersten 
Mal vertagt wird. Dann beginnt sich der Pro­
zeß meist in die Länge zu ziehen, und wenn 
erst einmal die Entscheidung erster Instanz 
vorliegt, vergehen mitunter oft Monate, bis 
die überlastete Rechtsmittelinstanz entschei­
det. Und daher ist es eben sehr bedeutend, 
daß die Neugestaltung des Strafprozeßrechtes 
vorangetrieben wird. Wir hoffen ja alle, daß 
noch in dieser Gesetzgebungsperiode dieses 
Reformwerk ins Begutachtungsverfahren 
gehen kann. 

Natürlich hängt aber auch - das muß man 
schon auch sehen - die relativ hohe Anzahl 
der Untersuchungs strafgefangenen mit der 
hohen Aufklärungsquote zusammen. Das 
heißt, man muß hier eine Gesamtschau betrei­
ben. 

Ein weitereS Problem im Zusammenhang 
mit der Untersuchungshaft ist die Tatsache, 
daß, sowohl was die Inhaftierungsrate als 
auch die Enthaftungsrate betrifft, gravie­
rende regionale Unterschiede vorhanden sind. 
Sieht man sich die Zahlen aus dem Sicher­
heitsbericht an, wonach die durchschnittliche 
Haftdauer in Linz am kürzesten ist und 41 
Tage beträgt, in Innsbruck 60 Tage und in 
Wien 67 Tage, dann stellt man fest, daß hier 
wirklich eine große Diskrepanz vorhanden ist 
- allein 26 Tage zwischen Linz und Wien! -
und daß man hier vielleicht einen Ansatz­
punkt hat, eine Verbesserung herbeizuführen. 

Nicht ganz übereinstimmen kann ich mit 
dem lapidaren Satz auf Seite 170, der da lau­
tet: "Die durchschnittliche Haftdauer hängt in 
erster Linie vom Enthaftungsstil des Gerich­
tes" - das wird schon stimmen -, "aber 
nicht von der Verfahrensdauer ab." Ich 
glaube, da gibt es eine gewisse Ungereimtheit, 
die man sich doch noch näher anschauen soll. 
Herr Justizminister, Sie haben ja schon ange­
kündigt, daß Sie das machen werden! Das­
selbe gilt für den Satz, daß die Untersu­
chungshaftdauer auch' von der gerichtsinter­
nen Organisation beeinflußt wird. 

Ich, weiß, daß das insgesamt ein sensibles 
Gebiet ist, weil Sie ja nicht in die Rechtspre­
chung eingreüen können. Ich glaube aber 
trotzdem, daß das ein Ansatzpunkt wäre, wo 
man versuchen könnte, eine Reduzierung der 
U-Haftfälle herbeizuführen. 

Es ist eben einerseits einfach ein Stück libe­
raler Rechtskultur , von der Möglichkeit der 
Untersuchungshaft so zurückhaltend wie 
möglich Gebrauch zu machen. Es ist aber auf 
der anderen Seite ein Faktum, daß die Unter­
suchungshaft ein notwendiges Übel bleiben 
wird, eine Institution, auf die die Justiz selbst­
verständlich nicht verzichten kann. 

Ich möchte hier zu diesem Thema abschlie­
ßend Professor Herbert Godler aus den "Salz­
burger Nachrichten" vom 14. Februar zitie­
ren, weil er sich auch auf einen aktuellen Fall 
aus den letzten Wochen bezieht, den man sich 
immer vor Augen halten soll, damit man aus 
einem Einzelfall ja nicht über das Ziel schießt. 
Er schreibt also in den "Salzburger Nachrich­
ten" vom 14. Februar 1985: "Der Freiheitsent­
zug muß die Ultima ratio... sein und blei­
ben." Weiters schreibt er: "Richter und 
Staatsanwälte haben die Pflicht, bei Entschei­
dungen über einen möglichen Freiheitsentzug 
alle Kriterien zu prüfen, jeden Fall individuell 
zu behandeln und Für und Wider auf die 
Waagschale zu legen. Ein noch so schreckli-
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cher Einzelfall wie der in Wels" - darauf 
bezieht er sich - "darf nicht zu Mfekt-Hand­
lungen jener führen, die über die Freiheit 
eines Menschen bestimmen." 

Das ist, so meine ich, gen au jenes Stück 
liberaler Rechtskultur, auf das wir ja bereits 
traditionell in Österreich zurückblicken kön­
nen. Bei der Kodifizierung der jetzigen Straf­
prozeßordnung im 19. Jahrhundert stand das 
ja schon Pate. Aber es ist auch keine Frage, 
daß das verbesserungsfähig ist. 

Ich möchte noch ganz kurz auf ein Problem 
zu sprechen kommen, das mir besonders am 
Herzen liegt, und zwar haben die Volks an­
waltschaftsberichte immer wieder darauf hin­
gewiesen. So wurde etwa vor zwei Jahren ein 
Beispiel aus Graz gebracht, wonach ein 
Staatsbürger in einer Korrektionszelle an 
einen im Boden verankerten Ring angekettet 
worden ist. Es gibt noch einige andere Bei­
spiele, zum Beispiel den vergessenen Staats­
bürger in einer Vorarlberger Zelle oder den 
Zustands bericht aus dem sogenannten "Zie­
gelstadi" im Innsbrucker Gefangenenhaus, 
wo man durchaus den Eindruck bekommen 
hat, daß es in Teilbereichen des Verwaltungs­
strafvollzuges und des Strafvollzuges doch 
noch Restbestände des Mittelalters gibt. 

Da hier durchaus Skepsis am Platz ist, darf 
ich bei dieser Gelegenheit noch einmal an die 

. beiden Herren Minister, Innenminister und 
Justizminister, die Bitte richten, österreich­
weit eine Bestandaufnahme sowohl in den 
Polizeigefangenenhäusern als auch in den 
Strafgefangenenhäusern zu machen und uns 
gegebenenfalls einen Bericht zukommen zu 
lassen, ob diese Unzukömmlichkeiten, die es 
hier in den vergangenen Jahren noch gegeben 
hat, schon abgestellt wurden. Wir sollten uns 
gerade auf diesem Gebiet bemühen, daß wir 
zu einem Zustand kommen, der dem ausge­
henden 20. Jahrhundert tatsächlich ent­
spricht. 

Es wurde heute schon über die Suchtgiftde­
linquenz gesprochen, über die Entwicklung, 
die wir dem Bericht entnehmen können, daß 
die Zahl der schweren Suchtgiftdelikte um 
neun Prozent abgenommen hat, die Zahl der 
minder schweren allerdings etwas zugenom­
men hat. Aber was auch unbestritten ist, ist, 
daß Österreich ein internationales Transit­
land ist und daß - und das wissen wir, späte­
stens seit uns die Vereinten Nationen darauf 
aufmerksam gemacht haben - der Handel 
vor allem mit schweren Suchtgiften wie 
Heroin in einer besorgniserregenden Art und 
Weise explodiert. Deshalb verhandeln wir ja 

auch hier im Parlament einerseits über Ver­
schärfung der Strafen für Suchtgifthändler 
und andererseits über flankierende Maßnah­
men für Süchtige, denn das ist, glaube ich, 
eine vernünftige Drogenpolitik. 

Meine Hoffnung ist, daß wir jetzt doch mög­
lichst schnell zum Abschluß kommen und daß 
wir vor allem auch eine einvernehmliche 
Novelle zum Suchtgiftgesetz beschließen, da 
sich diese Materie sicherlich nicht für partei­
politische Polemik eignet, weil es - wie der 
Herr Abgeordnete Hofrat Lichal heute schon 
erwähnt hat - ja letztlich um die Gesundheit 
unserer Jugend geht. 

Ein Wort noch zum Kollegen Elmecker. Ich 
begrüße es sehr, daß Sie gesagt haben, daß 
auch von Ihrer Seite aus Überlegungen hin­
sichtlich einer Verbesserung des Umwelt­
schutzstrafrechtes vorhanden sind und daß 
wir dieser Entwicklung erhöhtes Augenmerk 
schenken sollen. Ich glaube, es ist auch not­
wendig, in diese Richtung zu gehen. Es hat 
seit der Verabschiedung des Strafgesetzbu­
ches in diesen zehn Jahren gerade auf diesem 
Gebiet doch eine sehr stürmische Entwick­
lung gegeben, sowohl im Bewußtsein der 
Bevölkerung als auch nach dem objektiven 
Zustand unserer Umwelt. Daher sollten wir 
uns zusammensetzen und prüfen, wie wir die­
ses Gebiet verbessern können. Der Herr 
Justizminister hat hier schon seine Unterstüt­
zung zugesagt. 

Ich glaube, das Ziel sollte sein, in das Straf­
gesetzbuch die Umwelt als solche als zu schüt­
zendes Rechtsgut aufzunehmen, weil sie ja 
jetzt immer nur im Konnex mit anderen 
Rechtsgütern erwähnt ist, und dieses Rechts­
gut Umwelt dann entsprechend unter Schutz 
zu stellen. Nachdem Sie das heute hier depo­
niert haben, bin ich eigentlich sehr optimi­
stisch, daß wir da zu einem erfolgreichen 
Zusammengehen finden werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Sicherheitsbericht 19831egt sicherlich ein 
Zeugnis darüber ab, daß die innere Sicherheit 
Österreichs gefestigter ist als jemals zuvor. 
Es ist eine erfreuliche Tatsache. Ein wahr­
scheinlich doch nicht zu unterschätzendes 
Element ist die Zusammenarbeit zwischen 
dem Innenministerium und dem Justizmini­
sterium, zwischen den beiden Ressorts und 
den Ministern. Ich möchte mein Ersuchen 
anbringen, daß diese Zusammenarbeit weiter 
fortgesetzt wird, damit die Sicherheitspolitik 
dieser Bundesregierung weiterhin so erfolg­
reich geführt werden kann. (Beifall bei FPÖ 
und sm.) 15.57 
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Präsident: Zum Wort kommt Frau Abgeord­
nete Stangl. 

15.57 

Abgeordnete Maria Stangl (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Herr Minister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist für 
uns alle wohl gar keine Frage, daß das Sicher­
heitsbedürfnis der Bevölkerung sehr groß ist 
und Regierung, Politik, Parlament und 
Exekutive auch ausreichend für die Sicher­
heit der Bevölkerung sorgen müssen. 

Mir fällt auf an der heutigen Debatte, daß, 
was das Sicherheitsbedürfnis betrifft, die Kin­
der noch wenig oder gar nicht berücksichtigt 
worden sind. Es geht mir vor allem um das 
Problem der zunehmenden Zahl von Kindes­
mißhandlungen. Es gibt so viele aufsehen­
erregende Berichte darüber in den Medien 
von Lehrern und von Sozialarbeitern. Die 
Lehrer sind entsetzt darüber, wenn sie am 
Schulanfang beim ersten Turnunterricht die 
Narben und Striemen eines mißhandelten 
Kindes sehen. Es ist aber sehr schwer, gegen 
die brutalen, oft dem Alkohol verfallenen 
Eltern etwas zu unternehmen beziehungs­
weise sie anzuzeigen. 

Bei der Enquete "Gewalt gegen das Kind", 
die voriges Jahr stattgefunden hat, ist ja so 
vieles aufgezeigt worden, und es ist so viel 
davon gesprochen worden. Erst dieser Tage 
legte die Frau Familienminister Fröhlich­
Sandner einen Bericht über diese Enquete 
vor. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Regierung! Jetzt wird es aber wirklich 
Zeit, auch in dieser _Frage zu handeln, zumal 
wir ja wissen - und mit großer Bestürzung 
können wir es nicht nur zur Kenntnis neh­
men -, daß die Kindesmißhandlungen, wie 
Schläge, Demütigungen, Verbrühungen, Kör­
perverbrühungen geschätzt sind es 
100000 Fälle -, großteils ja gar nicht erfaßt, 
nicht angezeigt und daher auch nicht gesühnt 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Jeder von uns war sicher schon zu Besuch in 
einer Gebärstation. Da liegen sie, die lieben 
kleinen Neugeborenen in ihrer rosa oder hell­
blauen Ausstattung; Babys aus den verschie­
densten sozialen Verhältnissen. Da kann man 
sich nach den heutigen Erfahrungen der 
Liebe oder der Brutalität schon einiges dazu 
denken. Die einen werden sicher angenom­
men und geliebt und werden gut gedeihen, 
während einige von diesen lieben Babys spä­
ter geschlagen und mißhandelt werden. 

Aus einem Zeitungsbericht habe ich erst 
kürzlich erfahren, daß ein junger Mensch, ein 
Jugendlicher etwa um die 20 Jahre, der von 
seiner Mutter jahrelang gequält und gedemü­
tigt wurde, ihr dann doch immer noch nachge­
gangen ist, weil er endlich von ihr erfahren 
wollte: Mama, bitte, was ist mit mir, daß du 
mich nicht magst? - Kein Einzelfall, meine 
Damen und Herren! 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
sind der Auffassung, daß die Sicherheitspoli­
tik auf jeden Fall auch den Interessen der 
Kinder zu dienen hat. Ich war daher hoff­
nungsvoll und zuversichtlich, als am 
1. Dezember 1983 hier im Parlament von allen 
drei Parteien ein diesbezüglicher Enschlie­
ßungsantrag eingebracht und auch angenom­
men wurde - ich habe ihn hier -, worin wir 
Sie, Herr Innenminister, aufforderten, alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Eindämmung 
und zur verstärkten Aufklärung von Kindes­
mißhandlungen zu ergreifen, insbesondere 
durch eine noch effizientere Gestaltung und 
Koordinierung der Maßnahmen aller zustän­
digen Stellen und Einrichtungen, um das 
Dunkelfeld aufzuhellen, wozu auch die Abhal­
tung einer Enquete beitragen möge. Diese 
Enquete hat stattgefunden. 

Zweitens glaubten wir, daß es nötig ist, bes­
sere, geeignete Öffentlichkeitsarbeit zu 
betreiben, um auch die Bevölkerung auf die 
Gefahren und die schädlichen Folgen von 
Kindesmißhandlungen hinzuweisen und die 
Bevölkerung zu verstärkter Mithilfe bei der 
Aufklärung aufzufordern. 

Die Frau Familienminister hat dies wohl 
auch vor einigen Tagen angekündigt und 
gemeint, daß hier verstärkt auch die Beratung 
einsetzen müsse. Sie hat vor allem auf die 
Regierungsvorlage zum Jugendwohlfahrtsge­
setz hingewiesen; diese Regierungsvorlage 
haben wir ja noch nicht behandelt. Es wird 
wirklich Zeit, daß hier auch etwas geschieht. 

Zum dritten meinten wir in diesem Ent­
schließungsantrag, daß es nötig ist, Organe 
der öffentlichen Sicherheit verstärkt zur Auf­
deckung von Kindesmißhandlungen einzuset­
zen. Hier muß auch noch viel mehr gesche­
hen, Herr Minister! 

Schließlich forderte dieser Entschließungs­
antrag die Verstärkung von Fürsorge- und 
Betreuungsmaßnahmen, wo immer ein 
begründeter Verdacht aqf Kindesmißhand­
lung vorliegt oder wo es schon zu Kindesmiß­
handlungen gekommen ist. 
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Sehr geehrter Herr Minister! Die ÖVP for­
dert Sie als den zuständigen Minister und alle 
anderen zuständigen Regierungsstellen auf, 
den in diesem Entschließungsantrag geforder­
ten Maßnahmen wirklich voll und ganz Rech­
nung zu tragen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrter Herr Minister! Meine Damen 
und Herren! Als Angehörige des ländlichen 
Raumes möchte ich noch besonders auf unse­
ren Freund und Helfer, die Gendarmerie, ein­
gehen. Ich möchte hier dankbar vermerken, 
daß sie tagtäglich ihren Einsatz im Interesse 
unserer Sicherheit leistet. 

Es ist mir auch ein Anliegen, auf einige Fra­
gen der Gendarmerie hier noch besonders 
hinzuweisen, sehr geehrter Herr Minister. 
1983 wurde ein neuer Journaldienst bei der 
Exekutive eingeführt; seither gibt es aber 
draußen bei den Posten und Kommanden 
ständige Personalknappheit. 

Dazu ein Beispiel aus einem Bezirk meines 
Wahlkreises: Vor Einführung des neuen Jour­
naldienstes waren acht Posten rund um die 
Uhr mit dem Journaldienst besetzt. Jetzt sind 
im Bezirk nur die drei Hauptposten ständig 
besetzt. Früher konnte bei diesen Hauptpo­
sten auch ein ständiger Beidienst eingeteilt 
werden. Das ist heute bei dieser Personal­
knappheit leider Gottes nicht mehr der Fall 
und auch nicht möglich. Funkpatrouillen 
bestanden früher grundsätzlich aus drei 
Beamten. Heute fahren nur zwei Beamte 
Funkpatrouillen, was bei einem raschen Ein­
schreiten sicher sehr nachteilig ist, oder wenn 
Gefahr im Verzug ist, kann nicht immer vom 
Nachbarposten so schnell Unterstützung 
geholt werden. 

Ich weiß schon, daß Sie jetzt gerne darauf 
verweisen, daß wir das Funksystem haben. 
Aber wenn ich wegen eines dringenden Pro­
blems zu meinem Gendarmerieposten gehe, 
dann hängt dort, weil dort zuwenig Beamte 
sind und diese obendrein jetzt draußen sein 
müssen, ein Schild an der Tür "Posten nicht 
besetzt". Also wie kann da das Funksystem 
funktionieren, das im Büro installiert ist? 

Besonders in der Urlaubszeit, also Juli, 
August zum Beispiel, in der die Exekutive 
besonders beansprucht ist, steht meist nur die 
Hälfte des Personalstandes zur Verfügung. 

Herr Kollege Dr. Lichal brachte heute 
einen Entschließungsantrag zur Entlastung 
der Exekutivbeamten von artfremden Tätig­
keiten ein. Herr Minister, ich möchte Sie jetzt 
fragen: Ist es notwendig, daß die bestausgebil-

deten und erfahrensten Exekutivbe amte n, 
wie der Bezirksgendarmeriekommandant und 
sein Stellvertreter, die einfachsten Verwal­
tungsarbeiten verrichten müssen, wie zum 
Beispiel die Bestellung und Austeilung von 
soundsoviel Blatt Papier und anderem 
Schreibmaterial, von soundsoviel Stück Blei­
stiften und Radiergummis und so weiter? 
Auch die Zuteilung des WC-Papiers für alle 
Gendarmerieposten ihres Bezirkes haben die 
Herren Bezirkskommandanten über. Ist das 
notwendig? 

Ich meine dazu: Wenn Sie schon keine 
neuen Beamten einstellen wollen oder kön­
nen, dann sollten doch Vertragsbedienstete 
diese Arbeiten machen beziehungsweise aus­
helfen, ohne daß sie dem Aktivpersonal der 
Exekutive zugezählt werden dürfen. Es hilft 
ja die beste Einrichtung nichts, wenn einfach 
zuwenig Personal da ist. 

Für meine Fraktion möchte ich also wirk­
lich sagen: Organisieren Sie bitte das Schu­
lungs- und Zuteilungswesen anders, und zwar 
so, daß die kleineren Dienststellen Ersatz für 
zugeteilte Beamte bekommen, wenn diese 
zum Beispiel gerade eine Kobra-Ausbildung 
mitmachen oder wegen verschiedener Fach­
kursbesuche abwesend sind! Zu den Fachkur­
sen möchte ich überhaupt sagen, daß man 
hier sehr wohl auch auf eine entsprechende 
psychologische Ausbildung oder Schulung 
Wert zu legen hat. 

Ein Gendarmeriebeamter sagte mir, daß 
mit der Bezahlung der Überstunden ja auch 
nicht alles getan sei. Es wäre in manchen Fäl­
len besser, wenn mehr Personal für die Kom­
manden und für die Posten da wäre. Wir müs­
sen ja bedenken, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß diese Beamten auch meist 
Ehemänner und Familienväter sind und keine 
Freude bei Frau und Kindern daheim 
herrscht, wenn dieser Beamte als Mann und 
Vater an sieben bis acht Wochenenden h,inter­
einander Dienst verrichten muß. Es liegt 
sicher an Ihrer Personalpolitik, meine Damen 
und Herren von der Koalitionsregierung und 
Herr Innenminister Blecha, daß die Freizeit 
der Exekutivbeamten nicht besser geregelt 
ist, überhaupt wenn man weiß, daß es unter 
den Gendarmeriebeamten ja auch soundso 
viele Pendler gibt und das schon ein großes 
Problem ist. 

Zu den Überstunden möchte ich noch fol­
gendes sagen: Da hörten wir vor einigen 
Tagen die Klage, daß im Bundesdienst so 
viele Überstunden gemacht würden und sie 
den Staat 8 Milliarden Schilling kosteten. Da 
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wäre doch eine Gelegenheit, meine Damen 
und Herren, für junge Menschen, die in den 
Exekutivdienst wollen und dort ja auch offen­
sichtlich gebraucht würden, Arbeitsplätze zu 
. schaffen. Wir alle wissen doch, daß bei jedem 
Landesgendarmeriekommando einige hun­
dert Ansuchen auf Aufnahme zur Ausbildung 
und auf Anstellung liegen. 

Meine Damen und Herren! Im Sicherheits­
bericht und in den heutigen Debattenbeiträ­
gen wurde auf die höhere Aufklärungsquote 
im Kriminaldienst hingewiesen. Dies wurde 
besonders hervorgehoben, obwohl, wie ich 
meine, der Verkehrsdienst zum Beispiel 
immer mehr Beamte zu Dienstleistungen 
beansprucht. Ich glaube, wir alle müssen 
anerkennen, daß es neben einer großen und 
guten Ausbildung vor allem der Einsatzwille 
und der Korpsgeist sind, die bewirken, daß 
die Gendarmerie heute, obwohl sie viel mehr 
leisten muß infolge niedrigeren Personalstan­
des, noch so viele ihrer Aufgaben bewältigen 
kann. 

Weil es an Ihnen, Herr Minister, und an 
Ihrer Koalitionspolitik liegen wird, fordern wir 
Sie auf, im Rahmen einer besseren Personal­
politik, gerade was das Schulungs- und Zutei­
lungswesen betrifft, wirklich um eine 
größtmögliche und bestmögliche Sicherheits­
politik in unserem Land besorgt zu sein und 
somit auch den Friedenssehnsüchten der 
Bevölkerung unseres Landes besser zu ent­
sprechen. (Beifall bei der ÖVP.) 16.11 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Bitte. 

16.11 

Bundesminister für Justiz Dr. Ofner: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Wir haben es heute bereits mehrmals 
gehört: Der Sicherheitsbericht weist aus, daß 
die Kriminalität in Österreich im Gegensatz 
zu allen anderen europäischen Ländern rück­
läufig ist, und wir freuen uns alle darüber, 
daß wir diese positive Tendenz zur Kenntnis 
nehmen können. 

Es lohnt sich durchaus, eInIge Daten aus 
diesem Bericht noch gesondert herauszugrei­
fen. Es ist nicht nur die Gesamtsumme der 
strafbaren Handlungen um ein halbes Pro­
zent gesunken, es ist auch die Zahl der Ver­
brechenstatbestände, also der strafbaren 
Handlungen, die ins Gewicht fallen, die mit­
telschwer oder schwer sind, zurückgegangen, 
und zwar wesentlich stärker als die Gesamt­
summe der strafbaren Handlungen, nämlich 
um 4,3 Prozent. Das heißt, der Rückgang der 

Kriminalität in Österreich von 1982 auf 1983 
ist nicht nur ein quantitativer, sondern auch 
ein qualitativer, wenn man das so sagen kann. 
Die minderschweren Delikte gehen nicht so 
stark zurück, die schweren Delikte wesentlich 
stärker, und gleichzeitig steigt die Aufklä­
rungsquote. 

Es ist aber nicht so, daß es sich bei dieser 
erfreulichen Tendenz etwa um eine Eintags­
fliege handeln würde, daß all die Jahre herauf 
oder ein Jahrzehnt hindurch alles anders 
gewesen wäre und wir jetzt auf einmal günsti­
ger dastünden. Es ist vielmehr so, daß sich im 
mittelfristigen Vergleich die Haupttendenzen 
durchaus bestätigt finden. 

Die Verbrechen gegen Leib und Leben etwa 
sind ihrer Zahl nach von 1975 auf 1983 um 
sage und schreibe ein Drittel zurückgegan­
gen. Im Jahr 1975 hat es noch 475 Verbrechen 
gegen Leib und Leben gegeben. Im Jahr 198;3 
waren es nur mehr 317. Das ist ein Rückgang 
um 33 Prozent. Wenn man die Zeitungen auf­
schlägt, glaubt man, das Gegenteil sei der 
Fall. Das Blut tropft aus jeder Seite, man hat 
den Eindruck, von einem Tag zum anderen 
würden mehr Leute umgebracht. Das Gegen­
teil ist, wie gesagt, der Fall. 

Bei der Betrachtung der Entwicklung der 
Delikte gegen Leib und Leben fällt allerdings 
ins Auge, daß in dem Berichtszeitraum von 
1982 auf 1983 eine Zunahme der Fälle um 
1,3 Prozent und der Verurteilungen um 
1,4 Prozent gegeben war. Da muß man aber 
wieder hinter die Kulissen leuchten und dazu­
sagen, daß für diese Zunahme vor allem der 
deutliche Anstieg der Deliktsgruppe "Stra­
ßenverkehr" maßgeblich gewesen ist, denn 
auch die im Straßenverkehr Umgekommenen 
zählen zu den tödlichen Effekten der Delikte 
gegen Leib und Leben. 

Ähnlich wie bei den Delikten gegen Leib 
und Leben stellt sich die Entwicklung, lang­
und mittelfristig gesehen, im Bereich der Sitt­
lichkeitsdelikte dar. Die Zahl der Sittlichkeits­
delikte ist von 1982 auf 1983, also in einem ein­
zigen Jahr, um 25 Prozent gesunken, um ein 
Viertel zurückgegangen. Und im mittelfristi­
gen Vergleich: Von 1975 auf 1983 ist sie um 
30 Prozent zurückgegangen. Also ein Rück­
gang um ein Drittel in diesem längeren Zeit­
raum bei den Delikten gegen Leib und Leben 
und 30 Prozent Rückgang bei den Sittlich­
keitsdelikten! 

Bei den schwerwiegenden Sittlichkeitsde­
likten, also bei den Verbrechen gegen die Sitt­
lichkeit, ist ein Absinken im Berichtszeitraum 
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um 5,2 Prozent zu konstatieren gewesen. Das 
ist besonders gravierend. Die Aufklärungs­
quote hat dort eine noch stärkere Steigerung 
erfahren als im Gesamtdurchschnitt, nämlich 
um 2,5 Prozent. Die Notzuchtsdelikte sind um 
20 Prozent zurückgegangen. Also das beson­
ders schwere Sittlichkeitsdelikt ist von einem 
Jahr auf das andere in seiner Zahl um ein 
Fünftel abgesunken. 

Ich sage das nicht, um das Justizressort 
oder das Innenressort besonders hervorzuhe­
bEm oder etwa zu berühmen. Ich sage es, weil 
das die Ergebnisse der Entwicklung in den 
vergangenen Jahren sind und weil wir alle 
Grund haben, uns über diese Entwicklung, die 
in Europa so einzigartig ist, zu freuen. 

Wie schaut es bei den Suchtgiftdelikten aus, 
wenn man die Zahlen, die im Bericht enthal­
ten sind, ein bisserl analysiert? Die Zahl der 
minderschweren Delikte hat von 1982 auf 
1983 zwar eine Zunahme um 10 Prozent erfah­
ren, was unerfreulich genug ist, aber die Zahl 
der schweren Suchtgiftdelikte hat im gleichen 
Zeitraum um 9 Prozent abgenommen. Die 
Zahl der Todesfälle ist von 57 im Jahr 1981 
über 31 im Jahr 1982 auf 26 im Jahr 1983 
gesunken. 

Ich stimme mit Ihnen überein: 26 Suchtgift­
tote im Jahr 1983 sind genau um 26 zuviel; 
aber es sind doch nicht einmal halb soviele 
wie zwei Jahre vorher. 

Die Zahl der verurteilten Jugendstraftäter 
ist im Jahr 1983 um fast 4,5 Prozent geringer 
gewesen als 1982. Das heißt, die Jugendkrimi­
nalität, die doch viele Jahre hindurch in frü­
heren Zeiträumen im Steigen gewesen ist und 
die uns besonderen Anlaß zur Sorge gegeben 
hat, haben wir im Griff. 

Der Herr Abgeordnete Lichal und die Frau 
Abgeordnete Partik-Pable haben die Proble­
matik der "Videobrutalität" aufgegriffen und 
die Frage an mich gerichtet, was geschehen 
sei und was noch geschehen werde. Die Frau 
Abgeordnete Partik-Pable hat insbesondere 
die Forderung nach einem generellen Verbot 
einer bestimmten Kategorie von Brutalvideos 
aufgestellt. Ich darf dazu nur sagen: Ein Ver­
fassungsgesetz steht dem entgegen. Es ist so, 
daß wir verfassungsmäßig in Österreich ein 
Zensurverbot haben und daß es auf der Basis 
dieses Zensurverbotes einfach rechtlich nicht 
geht, bestimmte Kategorien von Produkten, 
in diesem Fall Brutalvideos, von vornherein 
einem generellen Verbot zu unterziehen. 

Ich möchte damit gar nicht sagen, ob das 

geschehen soll oder nicht geschehen soll, aber 
ich befinde mich im Haus des Verfassungsge­
setzgebers, und solange die Verfassungslage 
so ist, daß sie die Vorzensur verbietet, habe 
ich mich als Vollzugsorgan, und der Justizmi­
nister ist ein Vollzugsorgan, auf der Ebene 
dieser klaren Bestimmungen zu bewegen. 
Wenn der Verfassungsgesetzgeber, der Natio­
nalrat, sich zu anderem bekennen sollte, dann 
werde ich nicht anstehen, meinen Arm dazu 
zu leihen. 

Ich glaube aber, daß auch die Maßnahmen, 
die wir bisher getroffen haben, die im Gange 
sind, doch gewisse Erfolge zeitigen werden. 
Ein Detail, das nach meinem Dafürhalten in 
seiner Bedeutung nicht unterschätzt werden 
soll: Der ORF hat unmittelbar nach der 
Enquete, die einige meiner Vorredner zitiert 
haben, anläßlich der Ausstrahlung des Filmes 
"Das Omen" eine ausdrückliche J ugend­
schutzankündigung gesendet. Das soll auch in 
Zukunft so praktiziert werden. Das ist nicht 
viel, bedeutet aber doch, daß sich die Erzie­
hungsberechtigten bei der Auswahl der Fern­
sehstücke, die sich Kinder anschauen - hof­
,fentlich wird diese Auswahl getroffen! -, ein 
bisserl danach richten können. 

Im Sinne der Vorschläge der Enquete 
wurde im Bundesministerium für Inneres 
eine Informationsstelle eingerichtet, die dem 
Buch- und Zeitschriftenhandel Auskunft über 
Jugendverbreitungsbeschränkungen der 
Behörden, nämlich des Innenressorts einer­
seits und des Justizressorts andererseits, gibt. 
Diese Maßnahme wurde besonders vom Tra­
fikantenverband gefordert, denn die Reprä­
sentanten der Trafikanten haben ganz zu 
Recht erklärt, daß sie gar nicht überblicken 
könnten, was denn alles gefährdend sei, was 
eventuell verboten sei, und haben daher die 
Einrichtung dieser Zentralstelle gefordert. Sie 
ist bereits eingerichtet worden. 

Bezüglich der Frage der Sortimentabnah­
mepflicht der Zeitschriftenverschleißer hat 
der Hauptverband des Buchhandels auf Ini­
tiative des Bundesministeriums für Justiz am 
5. Feber 1985 Lösungsvorschläge erörtert, die 
am 25. Feber dem Bundesministerium für 
Justiz vorgetragen werden. Es ist ja jetzt so, 
daß die Zeitschriftenvertriebsfirmen nur 
gebündelt liefern. Das heißt, der arme Teufel 
von einem Detailverschleißer muß alles neh­
men, ob er es haben will oder nicht. Es ist in 
einigen Bereichen, insbesondere im Westen 
Österreichs, schon vorgekommen, daß dann 
die Detailisten bestraft wurden, obwohl sie 
weder bestellt hatten noch die Möglichkeit 
gehabt haben, sich irgend etwas auszusuchen. 
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Der Videohandel koordiniert im Augenblick 
innerhalb der etwa sieben Großimporteure 
aktive Importbeschränkungen. Besonders 
brutale Videos werden künftig gar nicht mehr 
importiert werden. 

Das erscheint mir besonders wichtig. Unab­
hängig von der Frage, ob das gesetzliche Vor­
zensurverbot, das festlegt, daß das, was ein 
Erwachsener zu sehen bekommt, von ihm 
selbst in seinen Gefährdungen beurteilt wer­
den soll und nicht vorher von anderen, auf­
rechtbleiben soll oder nicht, erscheint mir 
wesentlich, daß auf freiwilliger Basis entspre­
chende Importbeschränkungen stattfinden 
werden. Wir brauchen ja Wirklich nicht jeden 
Schmarren in Österreich. Es muß aber nicht 
gleich ein gesetzliches Verbot sein, das da 
regelnd eingreift. Wenn die, die den Import in 
Händen haben, sich entsprechende Beschrän­
kungen einfallen lassen und sie auch durch­
führen, ist uns genausogut damit gedient. 

Der Videohandel organisiert auch eine 
Aktion "Saubere Videotheken". Im Bereich 
des verbesserten Konsumentenschutzes 
durch lückenlose Kennzeichnung jugendge­
fährdender Kassetten wirken diese Maßnah­
men ebenso wie bei einer inneren räumlichen 
Trennung von Verkaufsräumlichkeiten in 
jugendgeschützte Räume und in Erwachse­
nen vorbehaltene Räume. Das sind organisa­
torische Maßnahmen, die vom Handel derzeit 
organisiert werden. 

Vorredner haben es schon erwähnt, die 
Frau Dr. Partik-Pable hat es zum Gegenstand 
ihrer Ausführungen gemacht: Die Prüfungs­
frist der Zollämter hinsichtlich pornographi­
scher Kassetten wurde von fünf Werktagen 
auf zwei Wochen verlängert. Ein diesbezügli­
cher Er laß des Bundesministeriums für Inne­
res ist den Justizbehörden am 12. Feber 1985 
zugegangen. 

Ich korrigiere im übrigen die Sortimentab­
nahmepflicht der Zeitschriftenverschleißer, 
hinsichtlich welcher es Lösungsvorschläge 
des Hauptverbandes des Buchhandels gibt. 
Diese Vorschläge sind nicht dem Bundesmini­
sterium für Justiz zugegangen, sondern sie 
werden dem Bundesministerium für Inneres 
zugehen. 

Die verstärkte Bekämpfung der schwarzen 
Schafe der Videobranche, die im Wege von 
Raubkopien nicht nur künstlerisch wertvolle 
Werke, sondern auch Medienwerke übler 
Machart reproduzieren und mit teilweise 
hohem Gewinn auf den Markt werfen, ist 
Gegenstand eines neuen Entwurfes für eine 

Novelle zu § 81 Urheberrechtsgesetz, der 
unter anderem auch höhere Strafdrohungen 
vorsieht. Das Begutachtungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Sie sehen, daß es auch ohne gesetzliches 
Importverbot eine ganze Reihe von Maßnah­
men gibt, die, wie ich glaube, durchaus wirk­
sam die Negativentwicklungen, die wir auf 
dem Sektor der Videobrutalität haben beob­
achten müssen, in den Griff zu bekommen 
geeignet erscheinen. 

Nun zu den Fragen, die der Herr Abgeord­
nete Ermacora aufgeworfen hat. 

Es hat tatsächlich ein Strafverfahren gege­
ben, in dem ein Heeresangehöriger deshalb, 
weil ihm vorgeworfen worden ist, eine Ziga­
rette auf der Handfläche eines Untergebenen 
ausgedrückt zu haben, beschuldigt wurde. 
Wenn ich. die mir vorliegenden Unterlagen 
richtig deute, ist ihm vorgeworfen worden, 
daß er die Hand des Untergebenen zusam-· 
mengedrückt hat, in der Hand habe der 
Untergebene selbst eine brennende Zigarette 
gehalten. 

Es ist - so entnehme ich zumindest dem 
Papier, das ich in der Hand halte - zunächst 
zu einer Verurteilung in erster Instanz 
gekommen und dann zu einem Freispruch in 
zweiter Instanz. 

Aber davon, wie mir der Herr Abgeordnete 
vorwirft, daß ein so, wie er es bezeichnet, 
skandalöser Vorfall von mir nicht als wichtig 
angesehen worden wäre, kann ja keine Rede 
sein. Wenn in der Anfragebeantwortung steht, 
daß es sich um keinen wichtigen Straffall im 
Sinne des § 42 der StAG, der Staatsanwalt­
schaftlichen Geschäftsordnung, gehandelt 
habe, dann ist das ja nicht meine Beurteilung, 
ob es wichtig oder unwichtig sei, vorgetragen 
zu bekommen, wenn es zu einem Fall von 
Untergebenenmißhandlung im Bundesheer 
kommt, sondern jeder Jurist weiß, daß der 
"wichtige Straffall" ein Terminus in diesem 
Sinne ist, an den sich die Berichtspflicht im 
Sinne der zitierten Gesetzesstelle bindet. Das 
hat überhaupt nichts mit einer Beurteilung 
durch den Justizminister zu tun. 

Der § 42 der Staatsanwaltschaftlichen 
Geschäftsordnung legt fest, daß unter ande­
rem bei - wie es dort heißt - wichtigen 
Strafsachen entsprechend zu berichten sei. 
Und eine wichtige Strafsache im Sinne dieser 
Gesetzesstelle ist - das hat die Staatsanwalt­
schaft zweifellos sehr richtig gesehen - ein 
solcher Vorfall bestimmt nicht. 
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Karl-Marx-Hof: Vorfälle aus Anlaß der 
Angelobung im Karl-Marx-Hof. Ich habe die­
ser Angelobung beigewohnt. 

Ein Strafverfahren wegen § 248 Strafgesetz­
buch - das ist die Herabwürdigung des Staa­
tes und seiner Symbole -, Herr Abgeordne­
ter, ist beim Landesgericht für Strafsachen 
Wien anhängig. Laut Auskunft von heute sind 
die gerichtlichen Vorerhebungen abgeschlos­
sen. Die Staatsanwaltschaft Wien arbeitet an 
der End-Antragstellung und wird in Kürze 
darüber berichten. Das heißt, das Verfahren 
- es richtet sich gegen 15 erwachsene Ver­
dächtige, ist also ein recht umfangreiches 
Verfahren - ist insofern schon recht weit 
fortgeschritten, als die End-Antragstellung 
bevorsteht; die Vorerhebungen sind erledigt. 

Nun, meine Damen und Herren, zur Frage 
der Häftlingszahl und der Häftlingsquote in 
Österreich. Es wird uns immer wieder vorge­
halten, daß wir die höchste Häftlingsquote in 
Europa außer der Türkei hätten. 

Zunächst ist es schon ganz interessant, sich 
eine Unterscheidung nach Strafhäftlingen 
und Untersuchungshäftlingen anzuschauen. 
Wir haben· zwar die zweitschlechteste Posi­
tion, wenn wir so wollen, die zweithöchste 
Quote bei den Häftlingen insgesamt und auch 
bei den Strafhäftlingen, aber "nur" - unter 
Anführungszeichen - die fünftschlechteste 
bei den Untersuchungshäftlingen. Das heißt, 
es ist nicht so, daß etwa eine ganz besonders 
hohe Quote von Untersuchungshäftlingen das 
Kraut bei uns fett machen würde, es sind die 
Strafhäftlinge. 

Dann habe ich in den vergangenen Mona­
ten gelernt, daß die Statistik wie so oft auch in 
dieser Beziehung nicht immer ganz zutref­
fend Auskunft gibt. Wenn ich zum Beispiel 
höre, daß die Niederlande in Europa ganz am 
Ende der Tabelle der Häftlingsquote rangie­
ren, und dann aus berufenem Munde erzählt 
wird, daß es in Holland viel zuwenig Haft­
raum gebe und daß sich dort die Verurteilten 
jahrelang anstellen müssen, bis sie zur Verbü­
ßung der über sie verhängten Freiheitsstrafen 
drankommen, dann kann ich nur sagen: So 
habe ich auch leicht niedrige Häftlingszahlen! 

Bei uns ist es so, daß man die sicher rich­
tige These vertritt, daß Tat, Verurteilung und 
Verbüßung der verhängten Freiheitsstrafe 
möglichst eine zeitliche Einheit darstellen sol­
len und daß es nicht angeht, daß man sich auf 
den Standpunkt stellt, wir haben zuwenig 
Haftraum, und daher müssen die Leute j ahre­
lang warten, bis sie drankommen. 

In Österreich ist es auch nicht so wie etwa 
in Norwegen, wo die Aufklärungsquote nicht 
so wie bei uns fast 55 Prozent beträgt, son­
dern nur zirka 20 Prozent. Wenn ich eine so 
viel geringere Aufklärungsquote habe, dann 
habe ich natürlich auch weniger Häftlinge. 
Das versteht sich von selbst. 

Es ist in Österreich auch nicht so wie etwa 
in Italien, wo die Quote der Untersuchungs­
häftlinge an der Zahl der Gesamthäftlinge 
nicht weniger als 76 Prozent beträgt, also 
zirka drei Viertel, woraus man ablesen kann, 
da ja dort nicht lauter Unschuldige in Unter­
suchungshaft sitzen, daß in regelmäßigen 
Abständen - etwa durch Amnestien - dann 
die Verurteilten aus der Statistik und auch 
aus dem Strafvollzug herausgeräumt werden. 
Bei uns beträgt eben die Untersuchungshäft­
lingsquote nicht so wie in Italien drei Viertel, 
sondern nur ein Viertel. 

Das heißt, es ist nicht erfreulich, wenn wir 
nach der Türkei am zweiten Platz rangieren, 
aber es schaut bei näherer Betrachtung nicht 
so dramatisch aus. Und dann spiegeln sich in 
der hohen Häftlingsquote auch die hervorra­
genden Sicherheitsverhältnisse wider, die wir 
in Österreich haben. 

Bei der Untersuchungshaft und ihrer Ver­
hängung muß man sich eben entscheiden. Die 
Freiheit ist ein recht wertvolles Gut, und alle, 
die sich immer auf den Standpunkt stellen, 
man müsse ganz besonders vorsichtig sein, 
wenn es um die Verhängung der Untersu­
chungshaft geht, müssen diesen ihren Stand­
punkt auch beibehalten, wenn dann irgendwo 
die Untersuchungshaft nicht verhängt worden 
ist, und es passiert ein katastrophaler, ein ent­
setzlicher Mord. Und umgekehrt: Ich kann 
nur immer entweder den Standpunkt einneh­
men: Alles einsperren!, oder ich kann nur 
immer den Standpunkt einnehmen, daß man 
mit der Freiheit und damit auch mit der Ver­
hängung der Untersuchungshaft vorsichtig 
umgehen soll. Aber einmal so und einmal so, 
das geht eigentlich nicht. 

Herr Abgeordneter Ermacora hat die Frage 
aufgeworfen, warum ich so "knausrig" -
wörtlich - sei bei der Verbrechensopferent­
schädigung. Ich darf zunächst darauf hinwei­
sen, daß die Verbrechensopferentschädigung 
nicht zur Justiz ressortiert, sondern zum Bun­
desministerium für soziale Verwaltung und 
daß alle Entschädigungen, die zur Justiz gehö­
ren, Vorschüsse an Geschädigte, Freispruch­
entschädigungen und ähnliches mehr, aus­
schließlich im Wege richterlicher Entschei­
dungen zugesprochen oder verweigert werden 
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und daß da der Justizminister beim besten 
Willen nichts dafür kann. 

Frau Abgeordnete Stangl hat die Forderung 
nach einer entsprechenden Reaktion der 
Justiz auf die bedauerlicherweise steigende 
Zahl an Kindesmißhandlungen aufgeworfen. 
Ich teile ihre Ansicht, daß man da in allen 
Bereichen, darunter auch in dem der Justiz, 
Reaktionen setzen muß, daß man bei dieser 
fürchterlichen Entwicklung nicht einfach zur 
Tagesordnung übergehen kann. Ich verweise 
darauf, daß sich in dem Entwurf für ein Straf­
rechtsänderungsgesetz, der schon seit etli­
chen Monaten hier im Haus in Warteposition 
auf den freiwerdenden Unter ausschuß ist, in 
Konsequenz in diesem Zusammenhang auch 
eine Bestimmung befindet, die die Anhebung 
der Höchststrafdrohung bei Kindesmißhand­
lung bestimmter Kategorien um die Hälfte, 
nämlich von zwei auf drei Jahre, vorsieht. 

Ich weiß schon, daß man in diesen Dingen 
nicht mit dem Kadi allein Wandel schaffen 
kann, sondern daß es vielmehr so ist, daß wir 
dem allgemeinen negativen Prozeß gegen­
steuern müssen, der ungefähr so umschrie­
ben werden könnte, daß in unserer Gesell­
schaft immer mehr die Tendenz besteht, über 
den Schwächeren einfach hinwegzufahren. 
Ob das jetzt ein Kind ist, ob das die älteren 
Menschen sind, ob das der Kranke ist, ob das 
der Behinderte ist, es besteht die Tendenz, 
auf den, der schwächer ist, immer weniger 
Rücksicht zu nehmen. Dort, glaube ich, muß 
der Hebel angesetzt werden. Die Justiz ver­
schließt sich den allgemeinen Anforderungen 
auch in diesem Zusammenhang nicht und 
bemüht sich, die Höchststrafdrohung anzuhe­
ben. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 16.32 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Konecny. 

16.32 

Abgeordneter Konecny (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Wir beschäftigen uns heute 
mit einem Thema, wo im -Denken der Bevöl­
kerung sicherlich - zum Teil sogar gleichzei­
tig - Extreme auftreten können. Es sind hier 
Beispiele berichtet worden, die von einer 
kaum faßbaren Sorglosigkeit mancher Men­
schen gegenüber einer objektiv vorhandenen 
Gefährdung etwa ihres Eigentums gezeugt 
haben. Wir sind aber auf der anderen Seite 
auch damit konfrontiert, daß sich gerade 
dann, wenn spektakuläre Kriminalfälle in den 
Medien dargestellt werden - wobei die 
Bezeichnung "darstellen" an sich eine starke 
Untertreibung für das ist, was da passiert -, 
Panik breitmacht. Diese kann im Extremfall 

in ihren Wirkungen so weit gehen, daß sich 
ältere, besorgte Menschen in ihren Kontakt­
möglichkeiten zur Gesellschaft freiwillig ein­
schränken und damit auf vieles, was sie ohne 
die geringste Gefährdung tun könnten, ver­
zichten. 

Ich sage das deshalb, weil wir uns heute mit 
der AIialyse der Kriminalität im Jahr 1983 
beschäftigen, wie sie in einer außerordentlich 
umfassenden und auch durch wissenschaftli­
che Studien ergänzten Weise im Sicherheits­
bericht vorliegt. Hier ist zu berücksichtigen, 
daß wir sicherlich nicht schuldhaft dazu bei­
tragen sollten, vorhandene Probleme und 
Gefahren zu verharmlosen und Menschen in 
Sicherheit zu wiegen. Aber gerade angesichts 
der Tendenz vieler Medien, die Kriminalität 
in einer Art und Weise zu übertreiben, so daß 
ein durch die Fakten wirklich nicht gedecktes 
Unsicherheitsgefühl bei manchen entsteht, 
sollten wir uns schon gar nicht daran beteili­
gen, objektiv feststellbare Tendenzen, wie die 
Verringerung der Straftaten, vor allem der 
Verbrechen - und das bedeutet ja eine Min­
derung der Gefährdung der Bevölkerung -, 
herunterzuspielen. 

Es bedarf - ich hoffe, ich habe das für den 
Kollegen Lichal wörtlich genug mitgeschrie­
ben, um es zitieren zu dürfen - schon einer 
beachtlichen Interpretationskunst, um die 
Entwicklung angesichts jener Rückgänge in 
der Kriminalität, die Minister Ofner noch ein­
mal in ein paar Zahlen so drastisch zusam­
mengefaßt hat, als "Stagnation der Zunahme" 
zu interpretieren. Nein, hier haben wir es 
nicht mit einer stagnierenden Zunahme zu 
tun, sondern mit einer tatsächlichen Sen­
kung, die sicherlich nicht ganz einfach auf 
eine oder zwei Maßnahmen zurückzuführen 
ist. Wir haben es zu tun mit einer hoffentlich 
längerfristigen Entwicklung, die durch ein 
ganzes Bündel von Maßnahmen in der richti­
gen Richtung beeinflußt wurde. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
besonders herausarbeiten, daß es natürlich 
wichtig ist, etwa durch eine Präsenz der 
Exekutive auf den Straßen, etwa durch eine 
bessere Information der Bevölkerung über 
Gefährdungstatbestände, solche Straftaten zu 
verhindern, zu deren Begehung ein Straftäter 
entschlossen ist, aber angesichts des patrouil­
lierenden Polizisten, angesichts des versperr­
ten Autos, angesichts der besser gesicherten 
Wohnungstür davor zurückschreckt oder 
daran gehindert wird. 

Es erscheint mir genauso wichtig, wenn 
nicht wichtiger, all das hervorzuheben, was 
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vor allem im Bereich des Strafvollzuges getan 
wird und getan werden kann, um bereits beim 
Täter und daher auch bei einem potentiellen 
Wiederholungstäter anzusetzen und nicht nur 
die konkrete Straftat in ihrer Ausführung zu 
verhindern, sondern die Bereitschaft zur 
Begehung von Straftaten herabzumindern. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
zunächst einmal die Arbeit der Bewährungs­
hilfe ganz besonders hervorheben, die insbe­
sondere dort, wo es um jugendliche Straftäter 
geht, beachtliche Erfolge aufzuweisen hat. 
Sowohl die hauptamtlichen wie aber insbe­
sondere auch die ehrenamtlichen Bewäh­
rungshelfer tragen durch einen wirklich bei­
spielgebenden Einsatz sicherlich, ohne daß 
das im Einzelfall in Zahlen nachzuweisen ist, 
entscheidend zur Herabsetzung der Krimina­
litätsneigung ihrer Klientel bei. Ich glaube, 
daß ihnen dafür in hohem Maße unser aller 
Dank gebührt. 

Das zweite, was in diesem Zusammenhang 
zu erwähnen ist, ist die Tatsache, daß die Zahl 
der in der Bewährungshilfe Betreuten in den 
letzten Jahren leider bei etwa 5 000 stagniert. 
Es wäre gerade angesichts jener positiven 
Erfahrungen, die bei Jugendlichen gewonnen 
wurden, sicherlich wünschenswert, auch die 
Bewährungshilfe für Erwachsene tendenziell 
auszubauen. 

Der zweite Bereich, in dem erst seit verhält­
nismäßig wenigen Jahren bedeutungsvolle 
Impulse in Richtung Eingliederung in das 
normale Leben gegeben werden, sind die Zen­
tralstellen für Haftentlassene, an die sich 
Straftäter nach der Verbüßung ihrer Strafe 
wenden - in einer häufig besonders heiklen 
Situation, nämlich wenn sie ohne ausrei­
chende Geldmittel, ohne Arbeitsmöglichkeit 
und in vielen Fällen ohne Unterkunftsmög­
lichkeit wieder aus dem Strafvollzug heraus­
kommen. In einer solchen Situation ist sicher­
lich ihre Gefährdung in Richtung auf die neu­
erliche Begehung einer Straftat besonders 
intensiv. Wenn da rund 2500 Personen 
betreut werden, wenn das im Durchschnitt zu 
je fünf Gesprächskontakten mit diesen Men­
schen führt, wenn fast die Hälfte der Betreu­
ten zumindest einmal als Starthilfe an einen 
Arbeitsplatz, sei es auch nur einen vorüberge­
henden Arbeitsplatz, vermittelt werden 
konnte, wenn fast 40 Prozent dieser Betreuten 
in eine Unterkunft vermittelt werden konn­
ten, dann zeigt das oder dann könnte das 
anzeigen, was hier an konkretem Gefähr­
dungspotential mit Hilfe dieser Einrichtung 
beseitigt werden könnte. 

Ich darf aber in diesem Zusammenhang 
anmerken, daß ich sehr bedaure, daß die Zen­
tralstelle für Haftentlassene in Klagenfurt im 
Jahre 1983, über das hier berichtet wurde, 
noch immer nicht die Berechtigung zur 
Arbeitsvermittlung zuerkannt bekam, und 
daß mir auch im heurigen Bericht auffiel, daß 
im Bereich der Zentralstelle für Haftentlas­
sene in Linz die Zahl der Kontakte je Betreu­
ten wesentlich geringer ist als in allen ande­
ren ZentralstelIen und daß Unterkunftsver­
mittlungen und Arbeitsvermittlungen dort 
wesentlich seltener vorkommen. 

Was ich über die Bewährungshilfe und über 
die Betreuung der Haftentlassenen gesagt 
habe, gilt insbesondere auch für neue Formen 
des Strafvollzuges. Ob es nun um die geson­
derte Verwahrung und vor allem Behandlung 
entwöhnungsbedürftiger Straftäter geht, ob 
um rückfallgefährdete Straftäter oder um gei­
stig abnorme Rechtsbrecher, durch diesen 
Maßnahmenvollzug wird Gefährdungspoten­
tial abgebaut. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
zunächst auf etwas hinweisen, was mir sehr 
interessant und bedeutungsvoll erscheint, 
ohne damit all das, was heute hier schon zum 
Thema Suchtgift gesagt wurde, in irgendeiner 
Art und Weise abwerten oder die Gefahr, die 
Suchtgifte bedeuten, irgendwie verharmlosen 
zu wollen. Aber es sollte uns doch immerhin 
zu denken geben, wenn von jenen Personen, 
die als Entwöhnungsbedürftige in Sonder an­
stalten angehalten werden, zwar 60 Prozent 
Suchtgiftabhängige sind, aber immerhin 
40 Prozent dem sozial anerkannten Suchtgift 
Alkohol ihre Abhängigkeit verdanken. Wir 
sollten uns Gedanken darüber machen, daß in 
einem offensichtlich gar nicht so ungleichen 
Verhältnis eine sozial anerkannte und von 
uns allen irgendwann einmal konsumierte 
Droge im Bereich der Kriminalität ihre Rolle 
spielt, wie das sozusagen bei den "neuen" 
Suchtgiften der Fall ist. 

Im Zusammenhang mit der Anhaltung gei­
stig abnormer Rechtsbrecher - das muß man 
sehr offen eingestehen - zeigt sich allerdings 
auch, daß, als jene Einrichtungen geschaffen 
wurden, die Möglichkeiten der Beurteilung 
dieser Personen durch Psychiater, durch 
Experten ganz offensichtlich überschätzt wur­
den. 

Wenn uns neue Untersuchungen zeigen -
ich beziehe mich da insbesondere auf eine 
Untersuchung, die der Leiter der Sonderan­
stalt am Mittersteig, Dr. Wolfgang Gratz, vor 
kurzem veröffentlicht hat -, daß auf der 
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einen Seite sich unter den in diese Sonder an­
stalt Eingewiesenen ein hoher Prozentsatz 
von Personen befindet, die - nach seinen 
Ergebnissen - nicht so gefährlich sind, daß 
das Gesetz ihre Einweisung vorschreibt, daß 
es aber auf der anderen Seite - und das vor 
allem - eine Scheu der Gutachter gibt, die 
dort angehaltenen Menschen gewissermaßen 
durch ihre Verantwortung als Gutachter wie­
der in die Freiheit zu entlassen, dann scheint 
mir das doch den Finger darauf zu legen, daß 
wir uns gerade im Bereich des Strafvollzuges 
und der Strafrechtspflege nicht zu sehr hinter 
den Experten verschanzen sollten, daß wir 
nicht den Versuch unternehmen sollten, Ver­
antwortung auf Gutachter, auf Wissenschaf­
ter abzuschieben, damit nicht jene Situation 
entsteht, von der heute schon in einem ande­
ren Zusammenhang gesprochen wurde, näm­
lich daß dann plötzlich jemandem die Verant­
wortung zugeschoben wird, wenn einer trotz 
positiver Erwartungen erneut zum Straftäter 
wird. 

In diesem Zusammenhang erscheint es mir 
.auch bedeutsam, darauf hinzuweisen, daß im 
Berichtsjahr 1983 immerhin rund 10 Prozent 
der Strafgefangenen in den Genuß der 
bedingten Entlassung gekommen sind; eben­
falls ein Instrument, das die Resozialisierung 
und damit in weiterer Sicht die Vermeidung 
von Rückfällen zweifellos entscheidend för­
dert. Von seiten des Justizministeriums sind 
Initiativen zu einer Neufassung des Strafrech­
tes unternommen worden, die einen ersten 
wichtigen Schritt in diese Richtung bedeuten 
könnten. Wenn in der Regierungsvorlage zum 
Strafrechtsänderungsgesetz vorgesehen wird, 
daß die bedingte Entlassung für jemanden 
dann zulässig sein soll, wenn sie "verantwort­
bar" ist, und' daß diese Formulierung an die 
Stelle von in jedem Fall dubiosen Prognosen 
über eine allfällige Rückfallsgefährdung tre­
ten soll, dann scheint mir das ein richtiger 
Schritt zu sein, zu vermeiden, daß Gutachter 
und Wissenschafter gezwungen werden, 
Lebensprognosen über Menschen abzugeben. 

Lassen Sie mich noch zu einem anderen 
Problem einige Worte sagen. Überall dort, wo 
verängstigte Menschen über Kriminalität, 
Über Sicherheit diskutieren, ist man oft, wie 
sich gerade wieder in diesem Sicherheitsbe­
richt sehr eindeutig herausstellt, mit dem fal­
schen Vorwurf konfrontiert, daß die Gastar­
beiterbevölkerung in Österreich überpropor­
tional zur Kriminalitätsrate beitrage. Mir ist 
auch klar, daß es sich hier um Vorwürfe han­
delt, die von rechtsextremer politischer Seite 
ganz gezielt gefördert werden und die einen 
Beitrag zum Entstehen eines Klimas der Aus-

länderfeindlichkeit bedeuten, in dem jene 
Gruppen versuchen, ihre politischen 
Geschäfte zu machen. 

Wenn wir uns die Kriminalbelastungsquote 
bei Gastarbeitern anschauen und sie mit der 
einer relevanten österreichischen Gruppe, 
also etwa der Bevölkerung zwischen 18 und 
40 Jahren, vergleichen, dann zeigt sich, daß 
diese Belastungsquote bei Gastarbeitern nur 
bei 228, bei Österreichern allerdings bei 367 
liegt. Das gilt auch dann, wenn wir uns die 
Zahlen für jene Ausländer anschauen, die 
nicht als Gastarbeiter in unserem Lande tätig 
sind. 

Das zeigt mit großer Deutlichkeit, daß hier 
von ganz bestimmter Seite mit falschen Zah­
len, mit falschen Behauptungen eine politi­
sche Kampagne unternommen wird, die in 
der Realität in unserer Kriminalstatistik, in 
diesem Sicherheitsbericht, keine wie immer 
geartete Entsprechung findet. 

Aber gerade jene Gruppen, die hinter sol­
chen Kampagnen stehen, sollten besonderes 
Objekt der Aufmerksamkeit unserer Sicher­
heitspolitik sein. Das Jahr 1983 hat in diesem 
Bereich, also dort, wo es um Rechtsextremis­
mus geht, keine besonderen Anhaltspunkte 
zu einer Berichterstattung in diesem Bericht 
gegeben. 

Aber wenn wir wissen - ich sage das nicht 
allein im Hinblick auf eine vor kurzem aus 
gegebenem Anlaß erneuerte Diskussion über 
die Bewältigung unserer Vergangenheit, son­
dern einfach auch deshalb, weil sich das kon­
kret gegen Menschen richtet, die hier aus 
gutem Grund ihre Ängste haben -, daß es -
und das sicherlich nicht nur in Wien - nach 
wie vor Schmieraktionen mit Hakenkreuzen 
gibt, Bedrohungen jüdischer Geschäftsbesit­
zer , ständige Neugründungen sogenannter 
nationaler Gruppen, die Verbreitung rechts­
extremer Haßschriften nicht nur an die inter­
essierten Kreise dieser kleinen Gruppen, son­
dern auch etwa an die Schulsprecher der Wie­
ner Schulen, dann müssen wir sagen: Hier ist 
den Sicherheitsbehörden eine besondere Auf­
gabe gestellt. Es ist vielleicht auch diesem 
Haus eine besondere Aufgabe gestellt. Denn 
wenn sich in dieser notwendigen Auseinan­
dersetzung herausstellt, daß die gesetzlichen 
Möglichkeiten, die den Sicherheitsbehörden 
zur Verfügung stehen, nicht ausreichen, dann 
wird es an uns sein, die notwendigen gesetzli­
chen Grundlagen zu schaffen, um eine lücken­
lose Bekämpfung des Rechtsextremismus zu 
ermöglichen. (Beifall bei der SPÖ.) 16.51 
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Präsident: Nächster Redner: Abgeordneter 
Burgstaller. 

16.51 

Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich möchte mich im Rahmen der 
Debatte über den Sicherheits bericht mit dem 
Schwerpunkt des Zivilschutzes auseinander­
setzen. Im Bericht selbst, Herr Bundesmini­
ster, wird mehr oder weniger auf drei Seiten 
die Problematik des Zivilschutzes abgehan­
delt. Es ist dies eine eher bescheidene Dar­
stellung der Zivilschutzaktivitäten und ledig­
lich eine Fortsetzung dessen, was wir seit 
14 Jahren von sozialistischen Bundesmini­
stern erwartet haben, nämlich eine eher 
geringe Behandlung des wichtigen Bereiches 
des Schutzes der Bürger und des Schutzes der 
Menschen in Österreich. 

Wir sind auf Grund dieser Darstellung 
eig~ntlich erstaunt, wie sorglos bisher der 
Zivilschutz von der sozialistischen Bundesre­
gierung behandelt wurde. Ich möchte persön­
lich anerkennen, Herr Bundesminister, daß 
wir den Eindruck haben, daß, seit Sie das Res­
sort übernommen haben, zumindest eine bud­
getmäßige Verbesserung des Zivilschutzberei­
ches erfolgte und daß letztlich auch mit der 
Zivilschutzenquete signalisiert wurde, daß 
man, der Bedeutung des Zivilschutzes Rech­
nung tragend, seitens Ihres Ressorts einen 
Schwerpunkt setzen möchte. 

Meine Damen und Herren! Nichts hat den 
Stellenwert des Zivilschutzes in Österreich 
deutlicher gezeigt als die bereits von mir 
erwähnte Zivilschutzenquete Ende Jänner 
1985. Man spricht von Versäumnissen, von 
mangelndem Problembewußtsein in der 
Bevölkerung und von neuen Impulsen, meint 
jedoch unterschwellig eigentlich den 
Umstand, daß es den Zivilschutz in Österreich 
bis jetzt nur sehr bedingt und sehr kanalisiert 
gegeben hat. 

Ich habe schon darauf hingewiesen: Es ist 
für die Verantwortlichen im Bund nicht sehr 
schmeichelhaft, wenn man zugeben muß, daß 
im Bereich der Sicherheit für unsere Bevölke­
rung keine oder kaum verantwortliche Aktivi­
täten gesetzt wurden. 

Der Grund für diese negative Betrachtungs­
weise liegt meiner Auffassung nach in einer 
mangelnden Aktualisierung des Zivilschutzes, 
in einer mangelnden Aufbereitung der Zivil­
schutzthemen in der Öffentlichkeit. Umfang­
reiche Versäumnisse haben dieses Defizit in 

einem wichtigen Bereich flankierend zusätz­
lich erhöht. 

Folgende Kritikpunkte, Hohes Haus, wären 
demonstrativ zu nennen: mangelnde und 
nicht zielführende Öffentlichkeitsarbeit. 

Bei der Gelegenheit, Herr Bundesminister: 
Wir haben mit der Zivilschutz enquete natür­
lich auch besonderes Pech gehabt, denn sie ist 
faktisch in der Öffentlichkeit durch einen "fri­
schen Schlag" hinweggefegt worden, sie ist 
mehr oder weniger nicht oder nur kaum 
berücksichtigt worden. Wir alle in diesem 
Haus wissen, daß wir im Bereich des Zivil­
schutzes nur dann weiterkommen, wenn die 
Medien darüber berichten. Daher gilt auch 
die Bitte an die Medien, in der Berichterstat­
tung mitzutun. 

Es war einmal eine Sendung über den Zivil­
schutz in Österreich, ich glaube, eine "Argu­
mente"-Sendung, wo seitens des Österreichi­
schen Rundfunks festgestellt wurde, daß der 
Zivilschutz im argen liegt. Aber das ist zuwe­
nig. Hier ergeht die Bitte an den ORF und an 
die anderen Medien, über die Themen des 
Zivilschutzes auch entsprechend zu berichten. 

Wir haben eine mangelnde öffentliche 
Kapitalausstattung. Ich habe erwähnt, daß 
Bundesminister Blecha eine Erhöhung vorge­
nommen hat, aber eine Erhöhung, die natür­
lich bei weitem nicht ausreicht. 

Meine Damen und Herren! Wir haben Defi­
zite im behördlichen Zivilschutz, wir haben 
versteinerte Strukturen der Zivilschutzwis­
sensinhalte und - fast ist man bemüht zu 
sagen: Wie könnte es anders sein? - eine 
Reihe von Kompetenzschwierigkeiten. 

Zweifellos sind die Themen des Zivilschut­
zes als präventive Maßnahmen zu werten. 
Derartige Aufgabeninhalte, noch dazu ver­
bunden mit Eigenleistungen der Bevölkerung, 
werden bei uns in Österreich nur sehr, sehr 
schwer von der Bevölkerung aufgenommen. 
Die Ereignisse der letzten Jahre waren jedoch 
geeignet, ein Sicherheitsbedürfnis in der 
Bevölkerung zu wecken. Analysiert man die 
vorliegenden Fakten des Zivilschutzes und 
die weltpolitische Bedrohung, dann muß 
jedem klarwerden, welcher Stellenwert dem 
Zivilschutz eigentlich zukommen würde. 

Meine Damen und Herren! Es ist gar nicht 
notwendig und meiner Ansicht nach sogar 
völlig falsch, ein kriegerisches Ereignis als 
Begründung für den Zivilschutz zu verwen­
den. Die zivilen Bedrohungsbilder, wie groß-
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flächige Brände, radioaktive Verstrahlungen, 
Naturkatastrophen, Umweltschäden, wirt­
schaftliche Krisenerscheinungen et cetera, 
rechtfertigen jede Maßnahme des Zivilschut­
zes. 

Es geht daher um die Umsetzung der pro­
grammatischen Zivilschutzinhalte. Die Aufga­
bensteIlungen des Zivilschutzes, wie Warnun­
gen und Alarmierungen, bautechnische Ange­
legenheiten, Selbstschutzausbildung und 
Haushaltsbevorratung, müssen breit gefä­
chert mit neuen Akzenten besetzt, aber auch 
mit neuen Aufgaben versehen werden. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Besonders die Ereignisse der jüngsten Zeit, 
etwa der Smogalarm im Ruhrgebiet, aber 
auch der Smogvoralarm in Linz, führten uns 
diese neuen Aufgaben des Zivilschutzes sehr 
deutlich vor Augen. Es geht auch im Bereich 
des Umweltschutzes direkt um den Schutz 
des menschlichen Lebens, um den Schutz des 
Bürgers. Es wäre meiner Meinung nach wich­
tig, in das gesamte Aufgabengebiet des Zivil­
schutzes diesen wichtigen Aufgabenbereich 
stärker zu integrieren. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Es 
ist die Frage zu stellen, ob nicht statt der 
Umweltpolizei, die immer wieder angeregt 
wird, neue Aufgaben für den Zivilschutz wich­
tiger und besser wären. Es ist auch eine 
Frage, ob nicht statt dem Umweltbundesamt 
eine stärkere Einbindung der freiwilligen 
Organisationen in dieses Aufgabengebiet bes­
ser wäre. 

Aus dieser kurzen grundsätzlichen Darstel­
lung ergibt sich für die Volkspartei folgender 
Forderungskatalog: 

Als wesentliche Sofortmaßnahme im 
Bereich des Zivilschutzes ist die Öffentlich­
keitsarbeit anzuführen. Die Zivilschutzen­
quete stellt den Startschuß für diese Aktivität 
dar und ist zweifellos in der Lage, Motiva­
tionsschübe in der Bevölkerung auszulösen. 
Hier gilt es vor allem, eine kontinuierliche 
Öffentlichkeitsarbeit sicherzustellen. Es ist 
unbedingt notwendig, Zivilschutzinhalte in 
aktuelle Vorkommnisse der Tagespolitik ein­
fließen zu lassen und somit unterschwellig, 
aber permanent diesen Themenbereich zu 
betreuen. 

Die Sicherheit liegt der Bevölkerung aus 
psychologischen Urängsten heraus latent am 
Herzen. Das Sicherheitsdenken ist, solange 
nichts passiert, verdrängt, kommt aber explo­
sionsartig im Anlaßfall zutage. Diesem 

Umstand muß durch eine verstärkte Öffent­
lichkeitsarbeit besonders Rechnung getragen 
werden. (Präsident Mag. Mi n k 0 w i t s c h 
übernimmt den Vorsitz.) 

In Österreich wird der Zivilschutz individu­
ell in einen behördlichen Zivilschutz und in 
einen Zivilschutz, der von den Vereinen reprä­
sentiert wird, aufgeteilt. Der behördliche Teil 
ist situations bedingt von einem hohen Maß an 
Stabilität geprägt, da die Kompetenzsituation 
in keiner Weise geklärt ist. Es gibt zwar Gut­
achten über die gesetzliche Einstufung des 
Zivilschutzes und die daraus resultierende 
Kompetenzlage, aber eine offizielle Abklä­
rung wurde nicht vorgenommen. 

Ich glaube nicht, daß es möglich ist, den 
Zivilschutz von seiner hochwertigen Bedeu­
tung her privaten Initiativen zu überlassen, 
sondern ich fordere an dieser Stelle die sofor­
tige Anhebung des Zivilschutzstellenwertes in 
der gesamten Behördenstruktur. Vorausset­
zung dafür ist zweifelsfrei die Klärung der 
Kompetenzsituation, weshalb dieser Forde­
rung höchste Priorität eingeräumt werden 
muß. 

Es kommt ja nicht von ungefähr, daß die 
Repräsentanten der freiwilligen Einsatzorga­
nisationen anläßlich der Zivilschutzenquete 
ihre Stellungnahmen dazu abgegeben haben. 
Der Zivilschutz wird derzeit überwiegend von 
den freiwilligen Organisationen getragen. Es 
ist daher in sämtlichen Bundesländern die 
zum Teil bestehende Zusammenarbeit zwi­
schen den Verantwortlichen des Zivilschutzes 
und den Einsatzorganisationen ganz beson­
ders zu fördern. 

Die klassischen Bedrohungen, meine 
Damen und Herren, werden heute von sämtli­
chen Kräften des Katastrophenschutzes zur 
vollsten Zufriedenheit bewältigt. Die neue 
Dimension heißt Krisenbewältigung. Das 
heißt, daß neue Bedrohungsformen, mit Kri­
senwertigkeit versehen, auch neue Bewälti­
gungsformen unmittelbar nach sich ziehen. 

Es muß in der Krisenvorsorge gelingen, bis­
her nicht vorhersehbare Bedrohungen mit der 
gleichen Selbstverständlichkeit in den Griff 
zu bekommen. Chemische Großschadenser­
eignisse, massive Umweltschäden, Verstrah­
lungen, großflächige Verkehrsbelastungen et 
cetera stellen an die Bevölkerung neue, hohe 
Ansprüche. 

Gerade der Zivilschutz muß diese Themen 
der Krisenvorsorge mit neuen Akzenten ver­
sehen und muß vor allem die Begründung für 
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die Zivilschutzmaßnahmen aus diesen The- eine derart breitenwirksame Ablehnung 
menstellungen ziehen. stößt. 

Es ist, Hohes Haus, hoch an der Zeit, per­
sönlichen Enthusiasmus durch eine fachliche 
Bewältigung zu ersetzen, um somit Konflikt­
muster im Anlaßfall nicht enstehen zu lassen. 

Als unmittelbare Folge dieser neuen 
Inhalte ist auch die Einbeziehung neuer Ziel­
gruppen in die Zivilschutzarbeit zu nennen. 
Bausachverständige jeglicher Kategorie, 
Sicherheitsbeauftragte für Alarmplanungen, 
die Repräsentanten der Medien, der Wissen­
schaft, aber auch die Dienststellenleiter von 
Bundes- und Landesbehörden sind mit dem 
Aufgabengebiet des Zivilschutzes eingehend 
vertraut zu machen. Und damit, so glaube ich, 
ist die Basis für eine zielführende perma­
nente Sachbetreuung der Bevölkerung gege­
ben. 

Hohes Haus! Es klingt zwar paradox, wenn 
man in der heutigen Zeit für die Sicherheit 
unserer Bevölkerung werben muß, aber in 
dem Begriff "werben" liegt ja doch eine 
wesentliche Forderung nach der Verwendung 
wirtschaftlicher Werbekonzepte zur Intensi­
vierung der Zivilschutzöffentlichkeitsarbeit. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zusammenfassen: 

Obwohl anläßlich der Zivilschutzenquete 
vielleicht viele von einer verheißungsvollen 
Revision eines irrationalen Konzeptes spre­
chen, steckt hinter diesem, so glaube ich, 
hochwertigen Motivationsschub für den Zivil­
schutz wesentlich mehr. Es geht darum, daß 
der Bevölkerung die Überzeugung vermittelt 
wird, daß die politischen Verantwortungsträ­
ger in unserem Land die Wichtigkeit des Zivil­
schutzes dokumentieren. 

Es ist hoch an der Zeit, gerade im Zivil­
schutz nicht nach stimmenträchtigen Wohl­
meinungen zu schielen, sondern es geht in 
erster Linie darum, den Zivilschutz in der 
Bevölkerung durch den persönlichen Einsatz 
der Bundes- und Landespolitiker mit neuen 
Stellenwerten zu versehen. Es muß bei der 
Realisierung der Forderungen der Volkspar­
tei gelingen, dieses Ziel kurzfristig zu errei­
chen. 

Wir haben in der Bewältigung dieses The­
mas ein großes Vorbild: den Umweltschutz. Es 
ist oft erschütternd, festzustellen, daß der 
Zivilschutz, obwohl hier eine große Affinität 
zum Umweltschutz besteht, derzeit noch auf 

Die Zeichen der Zeit stehen auf Intensivie­
rung der individuellen Sicherheit. Der Zivil­
schutz in Österreich lebte und lebt von der 
Improvisation. Die Improvisation muß, damit 
entsprechende Ergebnisse vorhanden sind, 
professionell betrieben werden. Ist dies nicht 
der Fall, gleitet die Improvisation in Amateu­
rismus ab. 

Setzen wir, meine Damen und Herren, 
Hohes Haus, sämtliche Kräfte ein, um den 
Zivilschutz in Österreich zur Hebung der 
Sicherheit unserer Bevölkerung zu neuen 
Ufern zu führen! 

Die Volkspartei nimmt den Sicherheitsbe­
richt zustimmend zur Kenntnis, knüpft aber 
die Hoffnung daran, Herr Bundesminister, 
daß dem Zivilschutz, dem Schutz der Bürger 
in unserem Land, in Hinkunft besondere 
Bedeutung zukommt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 17.06 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Ludwig. Ich erteile es ihm. 

17.06 

Abgeordneter Ludwig (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Die Bevölkerung sieht, 
wenn sie mit Sicherheitsfragen zu tun hat, in 
erster Linie die Polizei, und hier die Unifor­
mierten: den Gendarmen, in der Stadt den 
Polizisten. 

Nicht nur daß wir, wenn wir das geschicht­
lich betrachten, beim Äußeren eine sehr große 
Veränderung feststellen können - der Poli­
zist, der Uniformierte von seinerzeit, wenn 
man etliche Zeit zurückgeht, sah ganz anders 
aus als der heute, im Optischen, in der Uni­
form -, es hat sich auch in den Diensten der 
Polizei vieles geändert. Der Polizist ist nicht 
mehr der berühmte Amtskappelträger, der 
mit den Leuten herumschaffen kann, sondern 
wir versuchen heute, den Polizeibeamten, den 
Uniformträger auch mehr zum Serviceträger 
zu machen. 

Das ist nicht immer sehr leicht, weil ja ein 
gewisses Spannungsverhältnis herrscht zwi­
schen dem Polizeibeamten, der als Gesetzes­
hüter auftritt, und den Menschen, die eine 
Gesetzesübertretung begehen oder glauben, 
eine begangen zu haben. 

Die alte Devise, die wir vor allem in Wien -
ich bin ja Wiener Abgeordneter und ich 
möchte daher auch ein bißehen etwas zur 
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Wiener Polizei sagen - immer geprägt haben: 
"Polizei - dein Freund und Helfer", soll in 
dieser Tendenz zum Service am Bürger in den 
Vordergrund oder noch mehr in den Vorder­
grund treten. 

Allerdings, wenn der Beamte, der in vielen 
Fällen Strafen verhängt, dann als Freund und 
Helfer empfunden wer'den soll, gibt es 
Schwierigkeiten. 

Es ist daher im besonderen auch zu beob­
achten - im Sicherheitsbericht ist das auch 
enthalten, und wir wissen das aus vielen 
anderen Informationen -, daß der Ausbil­
dung, der Schulung unserer Polizeibeamten 
noch mehr Augenmerk zugewendet wird, was 
allerdings wieder heißt, daß ein bestimmter 
Prozentsatz beim Stande der Polizei - bei 
den Gendarmen ist das natürlich ähnlich -
fehlt und nicht in den entsprechenden Wach­
zimmern sein kann. 

Und nun ein paar Worte zur Wiener Polizei. 

Wir müssen feststellen, daß die Personal­
stände weiter zurückgehen. Seit den sechzi­
ger Jahren oder noch weiter zurück haben wir 
zwar einige zusätzliche Wachzimmer in neuen 
Wohngebieten bekommen - die Stadt Wien 
und das Land Wien hat hier sehr mitgeholfen 
-, der Personalstand ist aber- doch geringer. 

Ich sage das deswegen, weil einer meiner 
Vorredner - ich glaube, es war ein Tiroler 
Abgeordneter - darüber geklagt hat, daß der 
Personalstand nur geringfügig gestiegen ist, 
und weil es hier im Osten anders war. Wir 
haben, wenn man etwa über 20 oder 25 Jahre 
vergleicht, doch einen Rückgang um ungefähr 
12 Prozent im Stande der Wiener Bundespoli­
zeidirektion festzustellen, wobei ich bei dieser 
Gelegenheit auch daran erinnern möchte, daß 
es, als - ich glaube, es war im Jahre 1975 -
sehr viele Polizisten abkommandiert wurden 
zum Schutze internationaler Einrichtungen in 
Wien - der Botschaften und ähnlicher 
Gebäude. - und beschlossen wurde, etwa 
300 Polizisten in Wien zusätzlich anzustellen, 
die ÖVPwar, die in diesem Hause gegen diese 
Wiener Forderung gestimmt hat. 

Das sage ich nur, um ein bißchen auch 
diese Doppelzüngigkeit aufzuzeigen, daß 
nämlich einerseits von Mandataren der ÖVP 
das Verlangen erhoben wurde nach mehr 
Polizeibeamten, daß mehr zu sehen sein sol­
len, daß man noch mehr Bürgerservice 
machen soll, daß noch mehr Schutz der Bevöl­
kerung erfolgen soll, daß aber andererseits 
dann dagegengestimmt wird, wenn Aufstok-

kungen notwendig sind, wie das seinerzeit 
war. 

Bedenken wir aber auch, um die Leistung 
der Polizeibeamten zu erkennen, daß es sei­
nerzeit einmal 53 oder, ich glaube, sogar 
53,5 Wochenarbeitsstunden gegeben hat; 
heute gibt es die 40-Stunden-Woche. 

Es hat keine Diensttouren an Feiertagen 
gegeben; heute gibt es sieben, wenn es ein 
Schaltjahr ist, sogar acht. 

Es hat damals 15 Tage Urlaub gegeben; 
heute gibt es rund vier Wochen. 

Um zu erkennen, daß doch die Situation auf 
dem Sektor der Sicherheit auch in der Stadt 
besser geworden ist, muß man sich fragen: 
Warum? 

Es kamen Kontaktbeamte - diese wurden 
heute schon genannt -, Jugendkontaktbe­
amte hinzu, die neue Aufgaben in Richtung 
Bürgernähe, in Richtung Hilfe für den Bürger 
zu erfüllen haben. 

Auch in der Frage der Vorbeugung ist es 
besser geworden. Es wurden bessere techni­
sche und kommunikative Einrichtungen 
geschaffen, was natürlich auch eine Frage des 
Budgets ist. Der Herr Innenminister hat 
heute noch einmal jene Verbesserungen 
genannt - bei den Budgetberattlngen wurden 
sie auch genannt -, die für das Jahr 1985, 
also für heuer, vorgesehen wurden. 

Es gibt auch eine Reihe von Beratungsdien­
sten. 

Sicher hat das alles dazu beigetragen, man­
che Kriminalität von vornherein zu verhin­
dern. Unter "alles" verstehe ich Ideen und 
Einrichtungen. 

Es war der Herr Kollege Dr. Lichal, glaube 
ich, der heute gemeint hat: Na ja, all das hat 
ja die ÖVP gefordert! - Ich will nicht zu pole­
misch sein, aber es ist ungefähr so, wie wenn 
man ein Programm macht und sagt: Wir for­
dern, daß alles besser werden muß!, und wenn 
es dann wirklich besser wird, sagt man: Na ja, 
das ist unser Erfolg! 

Vergessen wir doch nicht, daß die meisten 
dieser Errungenschaften in jener Zeit einge­
führt wurden, in der es einen sozialistischen 
Innenminister in einer sozialistischen Allein­
oder Mehrheitsregierung gegeben hat! 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
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das Beispiel der Hilfe für den Staatsbürger 
auch außerhalb Wiens, per Telephon mit dem 
Minister, mit seinem Büro verbunden zu wer­
den und in direkter Art Probleme herantra­
gen zu können; das funktioniert sehr gut. 
Abgeordneter Dr. Lichal hat in der Frage­
stunde gesagt, er komme nicht durch. Ich 
hoffe, er hat inzwischen feststellen können, 
wenn-er angerufen hat, daß hier eine funk­
tionstüchtige Aktion vorhanden ist. 

Um all diese Erfolge der Vorbeugung aber 
auch messen zu können, nämlich ob sie wirk­
lich und in welcher Größenordnung sie beige­
tragen haben, die Kriminalität zu senken, 
müßte es Erfolgskontrollen bei den einzelnen 
Maßnahmen geben. 

Erfolgskontrollen sind sehr schwierig. Wir 
wissen etwa aus dem Bereich der Werbung, 
daß auch Werbeerfolgskontrollen sehr schwie­
rig sind. Ich würde aber trotzdem meinen, daß 
man auch im Ministerium oder in Zusammen­
arbeit mit einem anderen Ministerium auf 
diesem Gebiet der Forschung mehr Augen­
merk schenken sollte. 

Wir haben - ich glaube, das ist das erste 
Mal - eine Beilage zum Sicherheitsbericht 
erhalten. Diese Beilage gibt eine Überschau 
über empirische Studien, Dissertationen und 
Fallstudien; jedenfalls über wissenschaftli­
ches Material, das noch ziemlich ungeordnet 
ist. Ich möchte das so sagen, weil es ja Einzel­
untersuchungen sind, die zusammengetragen 
wurden. 

Wenn man darin etwas blättert und ein 
wenig die Analysen herausliest, dann muß 
man feststellen: Es gibt eine Reihe von Unter­
suchungen zur Jugendkriminalität, zur Aus­
länder- oder auch zur Drogenkriminalität. Die 
Frage zum Beispiel, die mein Kollege 
Konecny angeschnitten hat, darf ich aus einer 
dieser Studien auch noch belegen. 

Es wird zum Beispiel bei einer Studie über 
die Kriminalität ausländischer Arbeitnehmer, 
die im Jahr 1983 gemacht wurde, folgendes 
festgestellt: "Ihre" - nämlich die der auslän­
dischen Arbeitnehmer - "Kriminalität ent­
wickelte sich während des Jahrzehnts wie die 
Ausländerbeschäftigung. Sie war rückläufig, 
und zwar stärker noch als die Gastarbeiter­
zahlen selbst." - Wieder ein Beweis, daß man 
es nicht mit Ausnahmesituationen bei auslän­
dischen Gastarbeitern zu tun hat, sondern mit 
den "normalen" Tendenzen in der Kriminali­
tät. 

In diesem Bericht wird auch angeführt, daß 

es sehr viele Untersuchungen zur Jugendkri­
minalität gibt. Es wird hier gemeint, dieses 
Gebiet sei übererforscht. Ich würde sagen, es 
ist nicht übererforscht, sondern man hat dazu 
einige Unterlagen. 

Bei der Durchsicht dieses Berichtes fiel mir 
ein Absatz auf, den ich zitieren möchte: ,,Aus­
gehend von einer empirischen Untersuchung 
über Jugendkriminalität in der Großfeldsied­
lung in Wien 21 und dem unerwarteten Ergeb­
nis unterdurchschnittlicher Kriminalitätsbe­
lastung Jugendlicher in diesem Gebiet, stellen 
sie sich die Frage nach der politischen funk­
tion von (falschen) Annahmen über Stadt­
struktur und Jugendkriminalität." 

Ich führe das deswegen an, weil ich im 
Zusammenhang mit meiner Tätigkeit als Wie­
ner Kommunalpolitiker immer wieder von 
der Opposition mit der Frage konfrontiert 
wurde, ob man in bestimmten Neubaugebie­
ten, wo neue Wohnhausanlagen der Stadt 
Wien errichtet wurden, eine weit über den 
Durchschnitt liegende Jugendkriminalität zu 
erkennen habe. Die_se Untersuchung - es 
gibt auch andere Belege dafür - widerlegt 
diese Ansicht, und die politische Absicht der 
Opposition ist aus solchen Behauptungen, wie 
ich sie angeführt habe, deutlich zu erkennen. 

Es gibt Untersuchungen über Wirtschafts­
kriminalität und auch über Computerkrimina­
lität. Daraus kann man ersehen, daß es bis 
jetzt 22 Fälle von sogenannter Computerkri­
minalität gab. Diese wurden auch entspre­
chend untersucht. 

Beim Zusammentragen der Ergebnisse 
muß man feststellen, daß es eigentlich nicht 
immer die vornehmlich dafür vorhandenen 
Institute der Universitäten sind, die solche 
Untersuchungen durchführen, sondern 
andere sozialwissenschaftliche Einrichtun­
gen, aber auch Studenten verschiedener 
sozialwissenschaftlicher Fächer haben auf 
dem Sektor der Kriminalität oder auf ähnli­
chen Sektoren Untersuchungen durchgeführt 
und Ergebnisse zusammengetragen. 

Ich möchte noch einmal sagen: Ich glaube, 
es wäre sinnvoll, im Zusammenhang mit vor­
beugenden Maßnahmen, die ja schon seit 
einiger Zeit greifen, auch die Grundlagenfor­
schung auf dem Gebiete der Sicherheit in 
Österreich mehr zu fördern, damit diese Maß­
nahmen noch mehr Wirkung haben. 

Es wird im zusammenfassenden Bericht 
über die Untersuchungen noch angeführt -
ich zitiere -: " ... noch immer nicht alle Mög-
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lichkeiten der Auswertung der Kriminal- und 
Rechtspflegestatistiken wahrgenommen 
sind." Das heißt, es gibt noch Material, man 
muß nicht sofort erheben, man kann auf das 
Material zurückgreifen. 

Ein Absatz ist in dieser Zusammenschau 
auch den Medien, und zwar den Printmedien 
gewidmet. Ich zitiere wieder, es heißt hier: 
"Zwölf österreichische Tageszeitungen haben 
in den vier Monaten" - es war dies die Zeit 
1978/1979 - "über 6 000 Kriminalberichte ent­
halten." 

Es wurde eine Stichprobe davon ausgewer­
tet, und bei dieser Stichprobe kam heraus, 
daß die tägliche Berichtszahl je nach Zeitung 
zwischen drei und acht differierte und daß vor 
allem die sprachliche und die graphische Auf­
machnung sehr stark differierte. 

Es wurde dann noch der Inhalt untersucht, 
und man kam zu dem Ergebnis, daß vor allem 
sehr bedenklich ist, daß die Verletzung der 
Anonymität im Stadium des bloßen Verdachts 
immer wieder vorkommt. 

Wir wissen - das wurde heute auch von 
einem meiner Vorredner meiner Fraktion 
schon ausgeführt -, daß gerade die Medien 
sehr viel mithelfen könnten und sollten -
diese haben ja auch aufgrund ihrer journali­
stischen Ethik, würde ich sagen, eine Aufgabe 
mitzuhelfen -, daß erstens jene Menschen, 
die eine Tat nicht begangen haben, nicht im 
vorhinein schon, wenn sie im Verdacht ste­
hen, entsprechend herabgewürdigt werden. 

Die Medien könnten durch eine weniger 
skandalös aufgemachte Berichterstattung 
dazu beitragen, die Unsicherheit der Men­
schen, die ja anhand der Zahlen leicht als 
übertrieben zu belegen ist, in das richtige 
Licht zu rücken. 

Die Sicherheit hatte in der Bedürfnisskala 
der Bevölkerung immer schon einen hohen 
Stellenwert. Sie nimmt heute, glaube ich, den 
sechsten oder siebenten Rang unter den 
Bedürfnissen ein. Das ist nichts Außerge­
wöhnliches, das war immer so. Das heißt aber 
nicht, daß diese Einstufung des eigenen 
Bedürfnisses auch eine negative Aussage zur 
Grundlage haben muß. 

Die Sicherheit im Sinne des vorliegenden 
Berichtes ist eingepackt in ein hohes Maß an 
Beschäftigung, in eine gute wirtschaftliche 
Lage und vor allem, was sehr wichtig ist und 
wofür wir Sozialisten in diesem Lande uns 
auch weiterhin einsetzen werden, in eine 

soziale Sicherheit. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 17.21 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Kraft. Ich erteile es ihm. 

17.21 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Unser Sicherheitssprecher, Dr. Lichal, hat 
heute ausführlich begründet, warum wir uns 
in der Lage sehen, dieses Mal dem Sicher­
heitsbericht unsere Zustimmung zu geben. 

Das Ergebnis der Beratungen über diesen 
Sicherheitsbericht im Ausschuß ist für uns 
sicherlich kein Grund wie für die Redner der 
Sozialistischen Partei oder der Freiheitlichen 
Partei zu Lobhudeleien. Unsere Überlegun­
gen waren ausschließlich, daß diese Zahlen, 
die im Sicherheitsbericht stehen, zur Kennt­
nis genommen werden können. 

Zum anderen war die Tatsache maßgebend, 
daß wirklich Vorschläge der Volkspartei, die 
unser Sicherheitssprecher in den letzten Jah­
ren wiederholt gemacht hat, akzeptiert wur­
den; Vorschläge, die früher oft und oft von 
Ihnen abgelehnt wurden. Sie sind dann von 
Ihrem Minister doch wieder aufgegriffen und 
realisiert worden. 

Das sind die Beweggründe, die uns in die 
Lage versetzen zuzustimmen. 

Das heißt bei weitem nicht, daß wir der Auf­
fassung sind, daß nun in der Sicherheitspoli­
tik alles in Ordnung wäre, daß sie optimal 
wäre. Es gibt vielmehr nach unserer Auffas­
sung eine Reihe von Kritikpunkten. 

Sie wissen selber auch ganz genau, daß es 
in der Bevölkerung draußen viel Unbehagen 
im Zusammenhang mit dem Sicherheitsge­
fühl gibt, daß Sorge, ja zum Teil auch Angst in 
der Bevölkerung vorhanden sind und daß vor 
allem im verstärkten Ausmaß Präventivmaß­
nahmen beziehungsweise die Verstärkung 
anderer Maßnahmen gewünscht werden. 

Es gibt vor allem auch Unzufriedenheit im 
Umgang mit erwiesenen Straftätern und Ver­
brechern. Hier machen sich die Leute Sorgen. 
Das findet nicht überall Zustimmung. 

Es gibt auch Bedenken hinsichtlich der 
schlechten Aufklärungsquoten in manchen 
Bereichen; nicht überall und in jedem 
Bereich, aber bei manchen Deliktsgruppen. 
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Sowohl der Herr Bundesminister Blecha als 
auch der Herr Justizminister haben heute 
wieder zu Auslandsvergleichen gegriffen. Da 
ist mir der Vergleich mit dem Arzt im Kran-

. kenhaus eingefallen, der einem Kranken, der 
39 Grad Fieber hat, sagt: Machen Sie sich 
nichts draus, im Nebenzimmer liegt jemand, 
der 40 Grad Fieber hat! - Deswegen wird der 
mit 39 Grad aber nicht ge sünder. 

Das ist die Praxis der Sozialistischen Par­
tei, die auch heute angewendet wurde: Hoch­
zujubeln, wie glücklich können wir in Öster­
reich sein, im Ausland ist es ja noch viel, viel 
schlechter! - Deswegen ändern sich ja 
unsere Verhältnisse, unsere kritikwürdigen 
Verhältnisse, nicht! 

Es ist auch eine weitere Praxis wieder 
geübt worden: Man nimmt allein schon die 
Tatsache, daß sich etwas nicht verschlechtert 
hat, zum Anlaß für Lobhudeleien, wie das die 
sozialistischen Redner bewiesen haben, oder 
für Jubel, wie ihn der Minister von der Regie­
rungsbank aus verkündet hat. 

Ich habe ein bißchen herausgehört aus 
Reden von Sozialisten bei der Diskussion um 
den Bereich Suchtgift beziehungsweise 
Rauschgift - man hat ja wieder alle Sucht­
gifte sozusagen in einem Atemzug genannt 
-, daß man der Opposition sozusagen ein biß­
chen den Vorwurf macht: Ihr redet nur von 
Hasch und von Heroin und dergleichen mehr 
und verschweigt schamhaft Nikotin und Alko­
hol! 

Meine Damen und Herren! Auch die Bevöl­
kerung unterscheidet hier, glaube ich, sehr 
genau. Es ist doch in der Tat so, daß hier wirk­
lich ein Unterschied in der Gefahr für die 
Gesundheit - insbesondere der Jugend -
besteht, daß man hier nicht alles in einen 
Topf werfen kann. Schon beim Einstieg in 
Drogen, ob nun Rauschgift oder Alkohol oder 
Nikotin, besteht doch ein kolossaler Unter­
schied. Wenn ein Jugendlicher das erste Mal 
seine Vierterl Wein trinkt oder das erste Mal 
vielleicht bei einer Maturafeier betrunken ist, 
wird er deshalb nicht süchtig werden, wird er 
deshalb nicht dauernde Schäden für seine 
Gesundheit davontragen. Aber wenn er den 
Einstieg in die Drogenszene "geschafft" hat, 
schaut die Situation und seine Drogenkar­
riere ganz anders aus. Daraus allein, glaube 
ich, kann man schon die unterschiedliche 
Gefährdung für die Gesundheit insbesondere 
junger Menschen abschätzen. 

Wo sich ebenfalls unsere Meinungen tren­
nen - diesen Vorwurf muß man auch an die 

linke Seite im Zusammenhang mit dieser Dis­
kussion richten -, das ist die Sorge um die 
Verbrechensopfer. Zu sehr höre ich von Ihrer 
Seite aus die Sorge um den humanen Straf­
vollzug. Auch da haben Sie uns auf Ihrer 
Seite. Bei der Sorge um die Resozialisierung 
haben Sie uns auf Ihrer Seite. Aber das erin­
nert an die unseligen Zeiten eines Christian 
Broda, der sich damals erkundigt hat, wie es 
dem angeschossenen Terroristen geht, aber 
sich nicht erkundigt hat, wie es der Witwe des 
erschossenen Zollbeamten gegangen ist. Hier 
muß man, glaube ich, auch sehr genau aufpas­
sen und auf Ihre Wortmeldungen hinhören. 
Für uns ist zumindest die gleiche. Sorge um 
die Verbrechensopfer angebracht wie um die 
Straftäter. (Beifall bei der ÖVP.) 

Diese Sorge um die Verbrechensopfer ver­
missen wir manches Mal. Das sagt Ihnen ja 
auch die Bevölkerung draußen. Dieser Ein­
druck in der Bevölkerung, glaube ich, muß 
auch korrigiert werden. 

Herr Bundesminister! Noch einmal zu 
Ihrem Bürgerservice: Auch hier haben Sie 
uns auf Ihrer Seite. Das sind ja ebenfalls 
unsere Vorschläge gewesen. Es entspricht 
unserem Begriff "Näher zum Bürger!", unse­
rem Begriff von der Dienstleistung der Ver­
waltung, unserem Begriff von den Kontaktbe­
amten, was Sie da eingeführt haben. Da 
haben Sie uns auf Ihrer Seite. Unser Ver­
ständnis der Aufgabe der Verwaltung, auch 
der politischen Parteien ist ja das des dem 
Bürger Dienens, des dem Bürger Helfens, die­
nen und helfen im Dschungel der Bürokratie, 
der ja immer ärger geworden ist. Es passiert 
Ihnen wahrscheinlich genauso wie mir, daß 
Leute zu Sprechtagen kommen, einen unge­
öffneten Brief einer Behörde herzeigen und 
sagen: Herr Abgeordneter! Schauen Sie sich 
das an, denn ich kenne mich sowieso nicnt 
aus! 

Dieser Dschungel der Bürokratie ist ja 
undurchschreitbar geworden. Hier zu helfen, 
von der Verwaltung her, von der politischen 
Organisation her, ist für uns eine Selbstver­
ständlichkeit und bedarf keines Eigenlobs 
eines Ministers, wie Sie das heute ausgespro­
chen haben. 

Ein anderes Problem: der Journaldienst -
ich möchte mich ganz kurz fassen - bei der 
Gendarmerie. Ich registriere immer noch 
keine ungeteilte Zustimmung zu diesen Dien­
sten; keine ungeteilte Zustimmung bei den 
Beamten, aber auch keine bei den Bürgern, 
bei den Betroffenen. Sie haben kein Verständ­
nis, Herr Bundesminister, wenn sie ver-
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sperrte Dienststellen vorfinden, wenn sie 
unbesetzte Telefone auf der nächstgelegenen 
Dienststelle vorfinden. Es gibt ja viele Dien­
ste für den Bürger und am Bürger, die nicht 
irgendwo ein Hauptposten, eine Zentralstelle 
oder ein Landesgendarmeriekommando erfül­
len kann, sondern nur die nächstgelegene 
Dienststelle. Der Hauptposten, der Bezirkspo­
sten, das Landesgendarmeriekommando hat 
ja auch nicht die Lokalkenntnis, hat ja auch 
nicht dieses Vertrauensver hältnis zwischen 
Beamten und Bürger. Dieser Dienst ist neuer­
lich zu überlegen, vor allem sind die Möglich­
keiten eines besseren Bürgerservices zu über­
legen. 

Ich habe Ihnen oftmals die ungeheure 
Bürokratie vorgehalten: das Abhalten von 
qualifizierten Beamten von der eigentlichen 
Sicherheitsarbeit, das mit dieser Bürokratie 
verbunden ist, unsinnige Meldungen, die 
gemacht werden müssen. Ich habe Ihnen 
schon oftmals das Messen und Melden von 
Raumtemperaturen vorgehalten, die Energie­
verbrauchsmeldungen, die schwerfälligen 
Dienstwege, die eingehalten werden müssen. 
Das führt natürlich auch bei den Beamten zu 
Resignation, zu Verdruß und Unmut. 

Aber - und ich komme damit schon zu,m 
Schluß - wir brauchen für die bestmögliche 
Aufgabenerfüllung in der Sicherheitsarbeit 
den engagierten, den bestmotivierten Beam-' 
ten sowie ein optimales Vertrauensverhältnis 
zwischen Beamten und Bürger. Trotz vieler 
Mängel in der Diensteinrichtung, trotz vieler 
Mängel in der Zurverfügungstellung des 
Werkzeuges stelle ich Gott sei Dank immer 
wieder diese hervorragende Dienstauffassung 
bei den Beamten fest. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn wir diesem Bericht unsere Zustimmung 
geben, glauben wir, daß es für diese Zielset­
zung in Richtung mehr Vertrauen, in Rich­
tung weniger Bürokratie, in Richtung von 
mehr Prävention Maßnahmen zu setzen und 
noch viel, viel Arbeit zu tun gibt. Der Bürger 
und der Steuerzahler, glauben wir, hat ein 
Anrecht auf solche vermehrte Anstrengungen 
auch in der Zukunft. (Beifall bei der 

. ÖVP.) 17.31 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -

m u n g über den Antrag des Ausschusses, den 
vorliegenden Bericht 111-73 der Beilagen zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Wir gelangen ferner zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Lichal und Genossen betreffend Entla­
stung der Exekutive von artfremden, nicht 
der inneren Sicherheit dienenden Tätigkei­
ten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die M i n der he i t. Ab gel e h n t. 

Wir gelangen weiters zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Ing. Hobl, Dr. Helene Partik-Pable und 
Genossen betreffend Feststellung des Umfan­
ges der von der Exekutive nicht im Rahmen 
der Vorsorge für die Sicherheit der Menschen 
in Österreich zu leistenden Tätig~eiten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist ein s tim ni i g a n gen 0 m m e n. (E 37.) 

2. Punkt: Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses über den vom Bundesminister 
für Landesverteidigung vorgelegten Jahres­
bericht 1983 (111-55 . der Beilagen) der 
Beschwerdekommission in militärischen 
Angelegenheiten gemäß § 6 Wehrgesetz und 
Stellungnahme zu den Empfehlungen der 

Beschwerdekommission (430 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 2. Punkt der Tagesordnung: Jahresbe­
richt 1983 der Beschwerdekommission in mili­
tärischen Angelegenheiten gemäß § 6 Wehrge­
setz und Stellungnahme zu den Empfehlun­
gen der Beschwerdekommission. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Kuba. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Kuba: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Jahresbericht 
1983 der Beschwerdekommission in militäri­
schen Angelegenheiten umfaßt insbesondere 
Angaben über die Zusammensetzung der 
Kommission und deren Tätigkeit im Berichts­
zeitraum. 
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Der Landesverteidigungsausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
am 25. Oktober 1984 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
den vom Bundesminister für Landesverteidi­
gung vorgelegten Jahresbericht 1983 der 
Beschwerdekommission in militärischen 
Angelegenheiten gemäß § 6 Wehrgesetz und 
Stellungnahme zu den Empfehlungen der 
Beschwerdekommission (III-55 der Beilagen) 
zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, in 
die Debatte einzutreten. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter für seine Ausfüh­
rungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Kraft. Ich erteile es ihm. 

17.34 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
1. Jänner dieses Jahres ist eine Änderung in 
der Zusammensetzung der Beschwerdekom­
mission in militärischen Angelegenheiten im 
Bundesministerium für Landesverteidigung 
eingetreten. Die bewährte Zusammensetzung 
ist geändert worden, und ich möchte daher 
am Beginn meiner Ausführungen zu diesem 
Bericht den bisherigen Mitgliedern dieser 
Beschwerdekommission sehr herzlich dan­
ken. Es sind dies insbesondere der bisherige 
Vorsitzende Sektionschef a. D. Dr. Hackl, der 
Geschäftsführer, der eigentliche Administra­
tor der Kommission Herr Oberst Blauenstei­
ner, aber auch die Berater dieser Kommis­
sion, der Herr Sektionschef Dr. Sailler und 
der Herr Generaltruppeninspektor Scharff, 
die ja wirklich in einer sehr sachlichen Art 
und Weise zur Verfügung stehen und die 
Arbeitsweise dieser Kommission bisher so 
erfolgreich mitgestaltet haben. 

Es war und es ist wirklich ein angenehmes 
Arbeitsklima und es war möglich, bisher nur 
einstimmige Beschlüsse in dieser Kommis­
sion zu fassen. Es ist zu hoffen, daß auch in 
dieser neuen, jetzigen Zusammensetzung die­
ses Arbeitsklima in dieser Kommission beibe­
halten bleibt. 

Die eingelangten oder eingehenden 
Beschwerden in dieser Kommission werden 

in etwa fünf Sachgruppen zusammengefaßt: 
Eine erste, wo es um fehlerhaftes Verhalten 
von Vorgesetzten oder Ranghöheren geht. In 
einer zweiten Gruppe geht es um Angelegen­
heiten des Dienstbetriebes und der Ausbil­
dung, in einer dritten Gruppe um Personalan­
gelegenheiten, in einer vierten Gruppe um 
Versorgungsangelegenheiten, und eine fünfte 
Gruppe umschreibt sich mit "Sonstiges", wo 
zum Beispiel auch Beschwerden über bauli­
che Mängel, Mängel in der Infrastruktur 
unserer Kasernen zum Ausdruck kommen. 

Diese Einrichtung der Bundesheer­
Beschwerdekommission - das kann man, 
glaube ich, mit Fug und Recht sagen - hat 
sich als Instrument durchaus bewährt. Viele 
Mängel in unserem Bundesheer , in unserer 
Landesverteidigung kommen ans Tageslicht, 
die wir nicht erfahren würden, wenn es diese 
Kommission nicht gäbe. 

Wir wissen alle auch - und ich habe es wie­
derholt und nicht zuletzt bei der gesetzlichen 
Änderung am Ende des vergangenen Jahres 
gesagt -, daß es dort und da Lücken in der 
Kompetenz dieser Kommission gibt, daß hier 
auch zum Teil Bürokratie Einzug gehalten 
hat, etwa wenn in einer der letzten Sitzungen 
wieder folgender Fall zutage getreten ist: Eine 
Beschwerde, von 41 Beschwerdeführern 
unterzeichnet, kann die Kommission nicht 
behandeln, sie muß sie zurückweisen mit dem 
Hinweis: Wenn von diesen 41 Unterzeichne­
ten jeder für sich die gleichlautende 
Beschwerde einbringt, dann müssen diese 
41 Beschwerden sehr wohl in der Kommission 
behandelt werden. - Ein Zustand, den man 
sicherlich nicht als gut bezeichnen kann. Hier 
muß, glaube ich, dieser Bürokratismus ausge­
räumt werden. 

Ich habe in der letzten Debatte auch auf 
den Vergleich mit dem deutschen Wehrbeauf­
tragten hingewiesen, der ähnliche Kompeten­
zen wie unsere Beschwerdekommission hat, 
der, glaube ich, viel effektiver die innere Füh­
rung in den deutschen Kasernen überprüfen 
kann und Berichte von einer Offenheit an das 
Parlament bringt, die, glaube ich, in einer 
Demokratie wünschenswert ist. 

Das Beschwerdeklima in unseren Dienst­
stellen ist natürlich sehr unterschiedlich. Es 
hängt eben auch im wesentlichen vom Klima, 
vom Arbeitsklima in den militärischen 
Dienststellen und Kasernen ab. 

Es sind einige Schwerpunkte, die jedes 
Jahr immer wieder in besonderer Weise her­
angetragen werden, die Routinearbeit in der 
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Kommission geworden sind. Es sind aber 
auch einige Punkte, wo ich glaube, daß wir 
doch sehr vorsichtig und sensibel darauf ein­
gehen sollten: Wenn es etwa um die ärztliche 
Versorgung der Jungmänner geht, wo doch, 
glaube ich, sehr gewissenhaft überprüft wer­
den muß, inwieweit diese Beschwerden 
berechtigt sind oder nicht berechtigt sind. 

Wenn es um die Beschwerden der militäri­
schen Unterkünfte geht, so ist das für mich, 
aber auch sicherlich für den Beschwerdefüh­
rer im höchsten Maße unzufriedenstellend, 
wenn zwar der Beschwerde und dem 
Beschwerdeführer recht gegeben wird, sich 
am Beschwerdegrund aber nichts ändert, weil 
es stereotyp heißt: Es ist kein Geld für die 
Behebung der Mängel vorhanden! Und solche 
Beschwerden gibt es nach wie vor. Sie sind 
zwar ein bißehen zurückgegangen, dieser 
Rückgang könnte aber auch als eine Resigna­
tion angesehen werden. 

Es ist sicherlich auch unbefriedigend, wenn 
der Herr Bundesminister meint, diese Mängel 
in den Unterkünften werden in etwa sieben 
bis acht Jahren behoben sein. Das ist kein 
Trost für die Beschwerdeführer, die jetzt 
ihren Präsenzdienst zu leisten haben. Hier ist 
zweifelsohne ein großer Nachholbedarf gege­
ben, was die Sanierung in unseren Kasernen 
anbelangt. 

Ich sehe auch einen Zusammenhang zwi­
schen unseren derzeitigen Tauglichkeitsgra­
den und manchen Beschwerden, die einge­
gangen sind. Ich glaube, Herr Bundesmini­
ster, daß wir überlegen sollten, ob wir nicht 
die Tauglichkeitsgrade wieder mehr auffä­
chern sollten, die Tauglichkeit zum Beispiel 
zum Dienst ohne Waffe. Hier könnten wir in 
manchen Bereichen Unmut in den Kasernen, 
in den verschiedenen Bereichen wegnehmen. 
Hier könnten wir in manchen Bereichen 
Unmut, was die Systemerhalter anbelangt, 
von vornherein wegnehmen. Hier könnte 
manches beruhigt werden. 

Hier könnte auch sogar Einfluß genommen 
werden hinsichtlich der Entwicklung der 
Zivildieneraufkommen. Denn da gibt es ja 
auch Fälle, die durchaus bereit wären, Dienst 
ohne Waffe, etwa Systemerhalter im Verwal­
tungsbereich oder im Versorgungsbereich, zu 
leisten. 

Dann werden wir vielleicht solche Fälle, 
wie wir unlängst in Salzburg einen gehabt 
haben, vermeiden können, der auch als Zivil­
diener mangels Gewissensgründen abgelehnt 
wird, einrücken mußte, den Dienst trotzdem 

verweigert hat, verurteilt wurde und als Vor­
bestrafter den Präsenzdienst verläßt. Das 
kann doch nicht Sinn und Zweck oder gar 
gewollt von der Ressortführung her sein! Hier 
müssen wir die Dinge besser überlegen. 

Und das geht auch in den Beschwerdebe­
reich hinein: Unmut abbauen, Aggressionen 
abbauen. 

Es ist unbefriedigend, Herr Bundesmini­
ster, wenn Beschwerden allzu lange in der 
Bearbeitung brauchen. Ein Fall: Im April wird 
eine Beschwerde eingebracht, im Oktober 
kann sie erst erledigt werden, weil die Erhe­
bungen so lange dauern. Wir haben Vor­
schläge von der Kommission gemacht, wie 
man etwa das Verfahren im Bereich Armee­
kommando verkürzen kann. Auch hier, 
glaube ich, muß immer wieder darauf geach­
tet werden und muß man sich darum bemü­
hen, daß die Bearbeitungszeit der 
Beschwerde möglichst kurz gehalten wird. Es 
sind ja oft auch Kleinigkeiten, die zu einem 
Ärgernis und dann zur Ursache für eine 
Beschwerde führen. 

Es sind einige Bereiche, wo wir, glaube ich, 
Herr Bundesminister, sehr rasch an eine 
gesetzliche Änderung von Mißständen heran­
gehen sollten. Ich denke an den ganzen Kom­
plex des Zeitsoldaten; wir haben heute in der 
Fragestunde schon ein bißehen darüber 
gesprochen. Ich glaube, wir sollten sehr bald 
gesetzliche Maßnahmen ergreifen, hier ange­
stauten Unmut zu beseitigen. 

Dieser Zeitsoldat - und das wissen wir 
heute im Lichte der Erfahrungen - ist weit­
gehend ein rechtloser Bediensteter. Er wird 
als sogenannter billiger Soldat oder, wie Kol­
lege Ermacora es genannt hat, als Söldner zu 
vielen Diensten hergenommen, die eigentlich 
auch wieder zu Unmut führen. 

Ich verstehe Ihre, wie Sie es gesagt haben, 
Zurückhaltung in dieser Frage nicht, Herr 
Bundesminister. Warum blockieren Sie eine 
Diskussion und blockieren hier letztlich auch 
die Problemlösung? 

Die Frage der Übernahme von Zeitsoldaten 
in Zivilberufe ist zu stellen. Wann werden Sie 
mit gesetzlichen Initiativen kommen, Herr 
Bundesminister? 

Die Frage der Taggeldanpassung an die 
Inflationsrate ist zu diskutieren, sehr rasch zu 
diskutieren. Wir haben schon ein bißchen Ver­
ständnis gehabt, daß im Zusammenhang mit 
Ihren Problemen, die Sie in der letzten Zeit 
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hatten, die parlamentarische Arbeit im Ver­
teidigungsbereich gelitten hat, daß manches 
sich verzögert hat. Aber versuchen Sie doch 
selber, Herr Bundesminister, nun die Dinge 
wieder in Fluß zu bringen! Es liegt ja einiges 
im Ausschuß, im Unterausschuß, was zu bera­
ten und zu bearbeiten ist. 

Nun, glaube ich, liegt es an Ihnen, wieder 
zur echten, konkreten parlamentarischen 
Arbeit zu kommen, wenn Sie überhaupt dazu 
noch in der Lage sind. Ich weiß schon, daß in 
vielen Bereichen, was Mängelabstellung 
anbelangt, das magische Wort "Geld" heißt, 
und zwar Geld für die Landesverteidigung, 
Geld für die militärische Landesverteidigung, 
Geld für das Bauwesen und vieles andere 
mehr. Und wenn wir in den letzten Jahren 
immer wieder auf diese unserer Meinung 
nach finanzielle Mindestausstattung hinge­
wiesen haben und diese Mindestausstattung 
verlangt haben, dann war dieser Ruf nach 
mehr Geld nicht eine oppositionelle Geste, 
sondern wirklich die Sorge, daß man Unmut 
vermeiden kann, daß man aber auch den wei­
teren Ausbau dieser Landesverteidigung vor­
antreiben kann. 

Ich möchte es auch nicht verschweigen, daß 
ich gerade in der letzten Zeit, Herr Bundesmi­
nister, viel Unmut im Zusammenhang damit 
gehört habe, daß eigentlich Ihr Stil im Ressort 
selber diesen Unmut hervorgerufen hat, viel 
Verunsicherung durch zum Teil - ich 
bezeichne es so - politische Personalrocha­
den, Änderungen in der Geschäftseinteilung 
der Zentralstelle, Auf teilungen, beabsichtigte 
oder durchgeführte Auf teilungen oder Zusam­
menlegungen von Dienststellen, deren sachli­
che Notwendigkeit nicht im notwendigen Aus­
maß begründet ist. Ich denke hier an die 
HSTS, ich denke an neue Abteilungen in der 
Sektion IV, an Abteilungen in der Sektion I. 
Sie wissen, was ich im konkreten meine. 

Und wenn man Ihre Handlungsweise jetzt, 
in der heutigen Situation, Ihre Handlungsfä­
higkeit als Verteidigungsminister beurteilt, 
dann ist das alles eher als ermutigend für die 
Zukunft zu sehen. Der Herr Bundeskanzler 
hat Sie einmal vielleicht als ein bißchen zu 
jung für eine Ressortführung bezeichnet. 
Irgendwann ist einmal der Ausdruck "naiv" 
gefallen. Ihr Parteiobmann Steger hat in der 
letzten Zeit gemeint, Sie hätten Unbefangen­
heit an den Tag gelegt. 

Es ist eigentlich interessant, daß im Zusam­
menhang mit Ihrem Problem Frischenschla­
ger - Reder auch eine Beschwerde aus der 
Martinek-Kaserne eingegangen ist. Sie ken-

nen diese Beschwerde, Herr Bundesminister. 
Und wenn ich mir diese Beschreibungen, 
diese Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers, 
aber auch Ihres Parteivorsitzenden, mancher 
Abgeordneten in der Sozialistischen Partei, 
aber auch in Ihrer eigenen Partei vor Augen 
führe, dann ist in der Tat in den letzten 
Wochen eigentlich der Eindruck von Hilflosig­
keit in der Verteidigungspolitik entstanden, 
der Eindruck tollpatschigen Agierens, der 
Eindruck einsamer Isoliertheit. Dieser Ein­
druck ist in der letzten Zeit in der Bevölke­
rung entstanden. 

Herr Bundesminister, Sie werden alle 
Hände voll zu tun haben, und ich zweifle, ob 
Sie es schaffen, diesen Eindruck zu verwi­
schen, den Eindruck, der entstanden ist durch 
Ihre Entschuldigung, durch Ihre notwendige 
Entschuldigung. Sie mußten sich ja entschul­
digen im In- und im Ausland für Ihr Verhal­
ten, für Ihren - ich zitiere nur Schlagwörter 
- schweren politischen Fehler oder, wie es in 
der Presse gestanden ist, für Ihre politische 
Dummheit. Die Belastung für die Regierung 
und Koalition, zu der Sie geworden sind: 
Sozialistische Abgeordnete wollten sogar ihre 
Mandate zur Verfügung stellen, Sozialisten 
wie Freiheitliche haben Sie zum Teil zum 
Rücktritt aufgefordert. Sie selber mußten 
werden und wurden zum Bittsteller und Bett­
ler für Ihren Verbleib in der Regierung. 

Herr Minister! Diese Haltung, meine ich 
zunächst einmal, ist überhaupt eines Bundes­
ministers unwürdig. 

Sie lassen sich, wie Sie heute gezeigt haben, 
in der Fragestunde provozieren, Sie vertragen 
keine Kritik; landläufig würde man sagen: Sie 
gehen auf wie ein Gugelhupf bei der gering­
sten Kritik. Herr Bundesminister, wie sollen 
Sie denn bei einem solchen Verhalten in Hin­
kunft ernstgenommen werden? Wie wollen 
Sie denn erwarten, daß Sie etwa, wenn Sie 
einen Tagesbefehl erlassen, ernstgenommen 
werden? Wie wollen Sie denn ernstgenommen 
werden als Chef eines Ressorts? Wie wollen 
sie denn ernstgenommen werden bei künfti­
gen Budgetverhandlungen, wo Sie sich einset­
zen müssen für mehr Geld, das Sie brauchen? 
- Sie wissen selber genau, daß Sie mehr als 
bisher brauchen. . 

Und diese Situation macht uns zusehends 
Sorge, Herr Bundesminister, Ihre Haltung, 
Ihre Situation, in der Sie sich befinden, im 
Hinblick auf die künftige Landesver­
teidigungspolitik in diesem Lande. Wie wollen 
Sie denn agieren, wie wollen Sie denn all 
diese Vorwürfe, die zu Recht erhoben 
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wurden, jetzt einfach wegwischen? Das ist die 
Sorge um die Landesverteidigungspolitik, die 
wir, glaube ich, berechtigterweise zum Aus­
druck bringen müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich schließe mit einem Vergleich; er fällt 
mir im Zusammenhang mit Ihrer Situation 
ein: Sie haben in Ihrer Rolle als Minister sehr 
gewagt gespielt. Wenn einer sehr gewagt 
spielt, besteht die Gefahr, daß er alles verliert. 
Wenn einer wirklich sehr gewagt etwa im 
Kasino spielt, alles verliert, seinen Besitz, 
auch seinen Kredit, und dann sagt: Und jetzt 
werde ich ein Millionenprojekt oder sonst 
etwas finanzieren!, wird er vor allem die 
Glaubwürdigkeit verloren haben. Und um 
diese Glaubwürdigkeit, Herr Bundesminister, 
geht es. Sie haben auch Ihre Glaubwürdigkeit 
und Ihren Kredit verloren. Sie haben es ver­
spielt. Einem anderen wird man die Glaub­
würdigkeit absprechen. Ihnen, glaube ich, 
auch, Herr Bundesminister. 

Wenn Sie ernst genommen werden wollen 
in Ihrem Bemühen - das ich Ihnen gar nicht 
absprechen will -, in Ihrer persönlichen Lau­
terkeit - Sie wollen sich einsetzen für die 
Landesverteidigung, für das Bundesheer -, 
wenn Sie ernst genommen werden wollen, 
dann müssen Sie sich Ihre Glaubwürdigkeit 
und Ihre Möglichkeit, überhaupt in der öster­
reichischen Landesverteidigung in Zukunft 
noch etwas auszuri~hten, überlegen. Und an 
dieser Glaubwürdigkeit, die meines Erach­
tens nicht vorhanden ist und die Sie auch 
nicht mehr zurückerobern können, an dieser 
Glaubwürdigkeit sollten Sie auch Ihre künfti­
gen Entscheidungen orientieren. (Beifall bei 
der ÖVP.) 17.50 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete 
Wanda Brunner. Ich erteile es ihr. 

17.50 

Abgeordnete Wanda Brunner (SPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Entsprechend . den 
Bestimmungen im § 6 des Wehrgesetzes 1978 
liegt dem Hohen Haus der Jahresbericht 1983 
der Beschwerdekommission in militärischen 
Angelegenheiten vor. Dem gegenständlichen 
Bericht ist zu entnehmen, daß die Beschwer­
dekommission im vergangenen Berichtsjahr 
in elf Sitzungen die anfallenden Beschwerden 
behandelte. Dabei war die personelle Zusam­
mensetzung der Kommission gleich wie im 
Jahre 1982. Sie bestand aus einem Vorsitzen­
den, der vom Nationalrat bestellt wurde, und 

fünf Vertretern der im Hauptausschuß des 
Nationalrats vertretenen politischen Parteien. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Dies erwähne ich deshalb so dezidiert, weil 
inzwischen ein mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommener Abänderungsantrag einge­
bracht worden ist, demzufolge sich die 
Zusammensetzung der Kommission geändert 
hat. Mein Vorredner, der Herr Abgeordnete 
Kraft, hat ja ebenfalls darauf hingewiesen. 
Von nun an werden sich drei vom Nationalrat 
bestellte Vorsitzende in der Amtsführung 
abwechseln. Die politischen Parteien werden 
im Verhältnis ihrer Mandatsstärke drei SPÖ­
und drei ÖVP-Mitglieder und für jeden von 
ihnen ein Ersatzmitglied nominieren. Das 
heißt also, daß die Kommission insgesamt aus 
18 Personen besteht. 

All dies wurde in Angleichung an die Volks­
anwaltschaft und die dort gesammelten positi­
ven Erfahrungen vorgenommen. Gestatten 
Sie mir, daß ich diese Ablöse in der Führung 
heute zum Anlaß nehme, dem Vorsitzenden 
der Beschwerdekommission, der 15 Jahre hin­
durch hervorragende Arbeit geleistet hat, für 
seine Objektivität und seine Unparteilichkeit, 
die ihn stets auszeichnete, herzlichsten Dank 
zu sagen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es kann nicht genug hervorgehoben und 
anerkannt und gewürdigt werden, daß die 
Kommission immer außer Parteienstreit war, 
daß alle Mitglieder ohne Ansehen des Ranges 
gleichwertig mitgearbeitet haben und sich 
frei von Profilierungssucht erwiesen haben. 
Denn trotz der Meisterung ihrer verantwor­
tungsvollen Aufgabe und der klaglosen 
Lösung von manchmal sicherlich schwierigen 
Problemen hat man von ihrer umfangreichen 
Arbeit nur dann Kenntnis erhalten, wenn ein­
mal im Jahr der Bericht vorgelegt wurde; nur 
dann sind sie in das Licht der Öffentlichkeit 
gekommen. Man kann sich daher nur wün­
schen, daß dieser Arbeitsstil und dieses aus­
gezeichnete Arbeitsklima auch von der neuen 
Kommission übernommen und in derselben 
Weise fortgesetzt wird. 

Wenn man den vorliegenden Bericht liest, 
dann muß man eigentlich zur Überzeugung 
kommen, daß sich unser Bundesheer in einer 
man könnte fast sagen beneidenswerten Lage 
befindet. Wenn nämlich von zirka 40000 Prä­
senzdienern und zirka 21 000 Heeresbeamten 
plus dem Bereitschaftsdienst nur ganze 
178 Personen Grund für eine Beschwerde fin­
den, dann hat meine vorangegangene Bemer­
kung sicherlich das Recht auf eine Bestäti­
gung. Dabei ist die Zahl der Beschwerden -
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auch das wurde vom Vorredner schon 
erwähnt - sogar rückläufig. Dies im Ver­
gleich mit dem Jahr vorher, welches mit 
245 Beschwerden dasteht. Sicherlich ist jede 
einzelne Beschwerde eine zuviel, wenn man 
sich aber nochmals die oben genannten Zah­
len aller Heeresangehörigen vor Augen. führt 
und wenn wir dann erfahren, daß von 41 zur 
Gänze berechtigten Beschwerden nicht mehr 
als 

25 auf fehlerhaftes Verhalten von Vorge­
setzten und Ranghöheren, 

5 auf Angelegenheiten des Dienstbetriebes 
und der Ausbildung, 

4 auf Personalangelegenheiten, 

5 auf Versorgungsangelegenheiten, 

2 auf Sonstiges entfielen, 

daß 59 Beschwerden keine Berechtigung 
zuerkannt werden konnte, 

4 Beschwerden von der Kommission 
zurückgewiesen wurden und dem Bundesmi­
nisterium für Landesverteidigung zur Über­
prüfung und weiteren Veranlassung übermit­
telt wurden, dann ist das sicherlich kein 
schlechtes Zeichen. 

Eine erfreuliche Tatsache ist die Rückläu­
figkeit der Beschwerden über Mängel in mili­
tärischen Unterkünften. Ich weiß schon, daß 
das immer wieder etwas ist, was vorgebracht 
wird, aber durch das großzügige Kasernen­
ausbauprogramm, mit dem der Bund übri­
gens auch der Bauwirtschaft sehr unter die 
Arme greift, wird das in nächster Zeit sicher­
lich immer besser werden, denn Investitionen 
in Kasernenbauten werden damit österreich­
weit veranlaßt. 

Das Ministerium folgert nämlich ganz rich­
tig, daß die Einstellung der Wehrpflichtigen 
zum Bundesheer positiver wird, wenn sie 
wohnliche Unterkünfte bekommen. Sicher 
werden an die Jungmänner heutzutage 
höhere Ansprüche gestellt als noch vor eini­
gen Jahren. Wer von zu Hause her mit einer 
Zentralheizung verwöhnt ist, der wird den 
Wert eines Kanonenofens sicher nur mehr 
mitleidig belächeln. - Gestatten Sie, meine 
Damen und Herren: Zimmer mit Bad ist 
natürlich auch bei der Errichtung der militäri­
schen Unterkünfte nicht eingeplant. 

Der von der Beschwerdekommission geäu­
ßerte Wunsch nach verstärkter psychologi-

scher Betreuung der Soldaten beweist, daß 
Beschwerden wegen unzureichender ärztli­
cher Betreuung sehr ernst genommen wer­
den. Die Sorge um die Gesundheit nimmt bei 
den Soldaten einen hohen Stellenwert ein. 
Für viele von ihnen ist die Reaktion von Vor­
gesetzten auf diese Sorge ein Prüfstein, wie 
weit der Mensch tatsächlich innerhalb des 
Heeres im Mittelpunkt steht. 

Aber auch hier hat das Verteidigungsmini­
sterium Initiativen angekündigt, die Korrek­
turen am derzeitigen Stand der medizini­
schen Betreuung bringen sollen. Der Gesund­
heitspolitik soll im Bereich der Landesvertei­
digung in Zukunft verstärkte Aufmerksam­
keit geschenkt werden. 

Hier müßte sich vor allem die Personal­
frage verbessern. Die truppenärztliche Ver­
sorgung wäre meines Erachtens ein geeigne­
tes Ventil für die oft zitierte Ärzteschwemme. 
Mit einer intensiven praxisorientierten Aus­
bildung der künftigen Truppenärzte könnte 
eine optimale effektive ärztliche Versorgung 
sichergestellt werden. 

Wie Sie sehen, sind die Beschwerden ziem­
lich vielfältig. Oft sind es Störungen im zwi­
schenmenschlichen Bereich oder im Ver­
trauensverhältnis zum Vorgesetzten oder 
auch Mißtrauen gegenüber der Bürokratie 
des Dienstweges. Man kann aber durchaus 
zur Überzeugung kommen, daß es richtig, ja 
sogar sehr richtig war, mittels Gesetzes einen 
direkten Beschwerdeweg zu einer - und das 
ist besonders wichtig - unabhängig agieren­
den Beschwerdekommission zu eröffnen. Die 
Beschwerden können unbefangener, offener 
und umfassender gebracht werden, wenn sie 
nicht nur an militärische Vorgesetzte gerich­
tet werden, weil die Vorkommnisse durch 
Zivilpersonen unparteiischer und vorurteilslo­
ser beurteilt werden können. 

Mit Befriedigung können wir feststellen, 
daß ein Vorkommnis wie der eklatante Fall 
des Offiziers, der heute schon beim Sicher­
heitsbericht ein paarmal zitiert wurde, der in 
sadistischer Art und Weise seine Zigarette auf 
der Hand eines Soldaten abgedämpft hat, ein­
zig dastehend ist. Wenn ein Vorgesetzter sich 
zu solchen Übergriffen auf Untergebene hin­
reißen läßt, dann hat das immer schwerwie­
gende Folgen und verursacht nachhaltige Stö­
rungen der Disziplin und der Ordnung. Auch 
wenn es nur wenige Fälle sind, diskreditieren 
sie doch das Bundesheer in den Augen der 
Öffentlichkeit und damit alle diejenigen, die 
täglich vorbildlich ihren Dienst verrichten. 
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Vorkommnisse dieser Art müssen mit aller 
gege benen Strenge geahndet werden, und 
einem eventuellen Einwand, daß es nur ein 
Fall sei, ist unbedingt zu begegnen: Jeder Fall 
von Mißhandlung ist sicherlich ein Fall zuviel! 
Gott sei Dank sind Fälle von Mißhandlungen 
und tätlichen Angriffen auf Untergebene in 
Richtung auf Null angesiedelt. Die allgemeine 
Respektierung der Grundrechte innerhalb 
des Bundesheeres kann als gesichert bezeich­
net werden. Gerade weil dem Menschen 
innerhalb des Bundesheeres noch mehr Auf­
merksamkeit gewidmet werden soll, muß die 
Wahrung seiner persönlichen Würde eine 
selbstverständliche Voraussetzung sein. 

Sachgerechte motivierende Menschenfüh­
rung gilt als Ziel der inneren Führung. Innere 
Führung aber ist eine Führungs- und Erzie­
hungsaufgabe, die oft - das muß uns klar 
sein, meine Damen und Herren - von sehr 
jungen Vorgesetzten praktiziert wird, die frü­
her, als dies in anderen Berufen möglich 
wäre, in solche Funktionen kommen. Daß 
daher Verstöße immer wieder vorkommen 
werden, wird leider nicht zu verhindern sein. 
Wichtig ist es aber vor allem, daß das Ziel der 
inneren Führung immer in Sichtweite bleibt, 
daß in der Truppe die Bereitschaft wachgehal­
ten wird, mit persönlichem Beispiel, mit fach­
lichem Können und sozialem Verständnis die­
ses Ziel zu erreichen; das erwähne ich mit 
besonderer Freude. 

Umfragen lassen erkennen, daß heute das 
Bundesheer vom Großteil der Bevölkerung 
als Teil der Gesamtgesellschaft akzeptiert 
wird und im besten Ansehen steht. Die Ent­
wicklung dieses Integrationsprozesses in 
unserem demokratischen Rechts- und Sozial­
staat war eminent wichtig, denn wir dürfen 
nicht vergessen, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren: Bedingt durch die stürmi­
schen geschichtlichEm Ereignisse der vergan­
genen Jahrzehnte bestanden teilweise, beson­
ders bei unseren älteren Landsleuten, noch 
überholte Vorstellungen vom Militär vergan­
gener Zeiten und vom sogenannten Schleifer. 
Das Bild vom österreichischen Soldaten 
neuer Prägung mußte im Bewußtsein der 
Bevölkerung erst langsam geformt und gefe­
stigt werden. Deshalb müssen wir alles dar an­
'setzen, damit dieser gute Eindruck und das 
gute Ansehen nicht durch einige wenige wie­
der zunichte gemacht wird. 

Abschließend möchte ich sagen: Die 
Beschwerdekommission in militärischen 
Angelegenheiten ist in den vergangenen J ah­
ren nicht nur zu einer festen Institution 
geworden, sondern auch zu einem weiteren 

Symbol der Rechtsstaatlichkeit und zu einem 
Beweis für die Verantwortung, die die Legis­
lative gegenüber der Exekutive wahrnimmt. 
Auch für den Soldaten ist dadurch deutlich 
geworden, daß alle Maßnahmen staatlichen 
Handeins der rechtlichen und - wo erforder­
lich - der richterlichen Nachprüfung unter­
worfen sind. Damit aber kann das Verständ-. 
nis des Soldaten für unsere Staats- und 
Rechtsordnung, das Vertrauen zur Demokra­
tie, aber auch zum Bundesheer wesentlich 
gefördert werden. Deshalb wird meine Frak­
tion diesen Bericht gern zur Kenntnis neh­
men. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 18.01 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Gugerbauer. Ich erteile es ihm. 

18.01 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Einmal 
im Jahr soll die parlamentarische Debatte 
über den Bericht der Beschwerdekommission 
aufzeigen, wo unsere Soldaten der Schuh 
drückt, was in der Armee nicht in Ordnung ist 
und wie das Bundesheer erkannte Mißstände 
abstellt. Diese Darstellung im Bericht der 
Beschwerdekommission wird vielfach mit 
konkreten Anregungen und Vorschlägen ver­
bunden. 

Wenn im Berichtsjahr 1983 die Zahl der ein­
gebrachten Beschwerden spürbar zurückge­
gangen ist, so darf uns dies mit einer gewis­
sen Genugtuung erfüllen. Ich finde es auch 
sehr positiv, daß eigentlich alle eingebrachten 
Beschwerden berücksichtigt worden sind, daß 
allen Beschwerden nachgegangen worden ist 
und daß sich auch der Bundesminister für 
Landesverteidigung persönlich dafür einge­
setzt hat. Das ist, Kollege Kraft, ein sehr posi­
tiver Aspekt, der auch nicht dadurch über­
spielt werden kann, daß die Österreichische 
Volkspartei selbst in dieser Debatte zu diesem 
Punkt krampfhaft versucht, einige Haare in 
der Suppe zu finden. 

Es soll natürlich nicht übersehen werden, 
daß es auch im Jahr 1983 einige sehr bedauer­
liche Verstöße gegen die Prinzipien der Men­
schenführung und der Sinnvermittlung in 
unserem Heer gegeben hat. Aber ich meine, 
daß das Bundesheer als der größte Arbeitge­
ber Österreichs den Vergleich mit anderen 
staatlichen oder gesellschaftlichen Einrich­
tungen nicht zu scheuen braucht. Gerade weil 
jeder noch so unbedeutend scheinenden Ver­
fehlung konsequent nachgegangen wird, ist 
dieser für 1983 vorliegende Bericht der 
Beschwerdekommission eine Visitenkarte des 
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österreichischen Bundesheeres, die sich wirk­
lich sehen lassen kann. 

Diesen hohen Standard in der Menschen­
führung zu halten, diesen Standard weiter 
auszubauen, ist aber nicht leicht. Die techni­
sche Entwicklung wie auch der Wandel unse­
res Verteidigungssystems in Richtung auf ein 
Milizsystem führen zu neuen Herausforde­
rungen in der Menschenführung. Die techni­
sche Entwicklung verlangt vom Kader viel­
fach technische Effizienz und organisatori­
sches Denken. Dabei können Aspekte der 
Menschenführung leicht in den Hintergrund 
geraten. Das Milizsystem versorgt das Bun­
desheer zwar mit ziviler Führungsqualität, 
aber nicht alle Milizkommandanten müssen 
auch im privaten Berufsleben vergleichbaren 
Anforderungen gerecht werden. 

Meine Vorrednerin hat zu Recht darauf hin­
gewiesen, daß es oft mit jungen Führungs­
kräften Probleme gibt. Das gilt natürlich im 
vermehrten Ausmaß für das Milizsystem, wo 
vielfach junge Kommandanten mit den Anfor­
derungen der Menschenführung noch nicht 
ganz fertig werden. Neben dem fachlichen 
Können, das ja immer vorhanden ist, braucht 
der militärische Vorgesetzte möglichst über­
zeugende menschliche Qualitäten. Die for­
male Beachtung der Rechte und Pflichten des 
einzelnen Soldaten reicht allein nicht aus. 
Gerade das Milizsystem verlangt ein persönli­
ches Vertrauensverhältnis zwischen dem Vor­
gesetzten und dem Untergebenen, der viel­
fach gleichaltrig, manchmal sogar älter als 
der Vorgesetzte ist. Das menschliche Klima 
ist daher wichtiger als funktionale Vollkom­
menheit. 

Wenn auch der Bericht der Beschwerde­
kommission von manchen als Stimmungsba­
rometer für die innere Führung im Bundes­
heer gewertet wird, so soll doch nicht überse­
hen werden, daß ein sehr wichtiger Bereich 
nicht erfaßt wird. Ich meine das, was sich als 
Unzufriedenheit betreffend das System der 
Einberufung zum Bundesheer akkumuliert, 
das, was wir alle in der verschiedensten Form 
und Intensität an Interventionen im Bundes­
heer zu bewältigen haben. Es gibt zwar im 
Bericht der Beschwerdekommission eine 
eigene Sachgruppe "Angelegenheiten der 
Ausbildung und des Dienstbetriebes" - zu 
diesem Sachbereich gehören auch Fragen der 
Einberufung, der Aufschiebung sowie der 
Entlassung von Präsenzdienern -, aber 
allein die Anzahl von 37 Beschwerden zeigt 
schon auf, daß damit die vielfach vorhandene 
Unzufriedenheit unter den Präsenzdienern 
nicht erfaßt wird. Ob berechtigt oder nicht, es 

gibt eine spürbare Unzufriedenheit mit dem 
System der Einberufung, die sich im wesentli­
chen auf vier Punkte bezieht: Es geht um den 
Zeitpunkt der individuellen Einberufung, um 
die Wahl der Garnisonen, um die Dauer des 
Präsenzdienstes - sechs Monate oder acht 
Monate - und generell um die Einberufung 
oder um die Befreiung davon. 

Bezüglich des Zeitpunktes der Einberufung 
ist gerade in letzter Zeit festzustellen, daß 
Jugendliche zunehmend Anträge an die 
Ergänzungskommanden stellen, frühzeitig 
einberufen zu werden. Es handelt sich dabei 
vielfach um beschäftigungslose Jugendliche, 
die vorzeitig einrücken oder auch gleich die 
acht Monate durchdienen wollen. Genau 
umgekehrt ist es bei den Studenten, die viel­
fach einen Aufschub ihrer Einberufung erwir­
ken wollen. 

Bei der Einberufung gibt es die größten 
Probleme im Bereich der Truppenübungen. 
Vielfach ist es das fehlende Verständnis der 
Privatwirtschaft für die jungen Soldaten, das 
dazu führt, daß bei den Truppenübungen eine 
sehr hohe Ausfallsquote zu beklagen ist. Es 
wäre, glaube ich, eine wichtige Aufgabe der 
Wirtschaftsvertretung, eine wichtige Aufgabe 
der Handelskammer, dieses Problem einmal 
aufzugreifen und bei den Gewerbetreibenden 
um Verständnis für die neuen Anforderungen 
des österreichischen Milizsystems zu werben, 
denn es kommt - so wie sich heute Truppen­
übungen darstellen - oft dazu, daß Einheiten 
nicht komplett aufgestellt werden können. Es 
ist oft einen Tag oder zwei Tage lang gar nicht 
bekannt, in welchem Ausmaß die Einberufe­
nen dem Einberufungsbefehl gefolgt sind, und 
es müssen dann vielfach Gruppen, ja Züge 
aufgelöst werden. Das führt nicht nur zu 
einem reduzierten Ausbildungswert, sondern 
der dadurch verursachte schwunglose Dienst­
betrieb demotiviert die Anwesenden, was 
letztlich dazu führt, daß auch die diesmal 
Anwesenden das nächste Mal einen Grund 
für eine Befreiung suchen. 

Es gibt aber auch eine weitverbreitete 
Unzufriedenheit - darüber darf man nicht 
hinwegsehen -, was die Wahl der Garniso­
nen betrifft. Wenn bei Einberufungsbefehlen 
für einen Jahrgang bis zu 80 Prozent der Ein­
berufenen Anträge stellen, zu einem anderen 
Zeitpunkt oder in eine andere Garnison einbe­
rufen zu werden, dann darf man diese Zei­
chen nicht übersehen. Wenn besonders im 
Bundesland Oberösterreich eine starke Ten­
denz in Richtung auf derartige Aufschubgesu­
che zu beobachten ist, muß dies damit begrün­
det werden, daß in Oberösterreich zwar ein 
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hohes Wehrpflichtigenaufkommen besteht, 
auf der anderen Seite aber zuwenig Kaser­
nen, zuwenig geeignete Garnisonen vorhan­
den sind. 

Ich möchte, Herr Bundesminister, Sie 
daher ersuchen, daß wir in aller Freude über 
den Rückgang der Beschwerden über qualita­
tive Mängel im Bereich der Unterkünfte nicht 
übersehen, . daß es ein quantitatives Kaser­
nenproblem gibt, zumindest was einige Bun­
desländer anlangt, daß einige Bundesländer, 
vor allen Dingen auch Oberösterreich, 
benachteiligt sind. 

Wir sehen dadurch eine Zunahme der 
Wehrdienstverweigerungen und wir sehen 
dadurch vor allen Dingen eine flutartige 
Zunahme von Anträgen auf Befreiung oder 
von Anträgen auf Überstellung in eine andere 
Garnison, und durch diese Vorkommnisse 
wird der Dienstbetrieb in den Ergänzungs­
kommanden ganz erheblich belastet. 

Ich möchte Sie. Herr Bundesminister, 
daher auch von dieser Stelle aus nochmals 
ersuchen, daß das bereits begonnene Ausbau­
programm für Kirchdorf fortgesetzt wird, daß 
aber auch mit allem Nachdruck geprüft wird, 
ob nicht doch die Möglichkeit besteht, in 
Oberösterreich auch noch eine weitere 
Kaserne zu errichten. Ich glaube, daß damit 
insgesamt dem Problem des Wehrpflichtigen­
aufkommens sehr stark entgegengekommen 
würde. Heute in der Fragestunde ist darüber 
ja einschneidend berichtet worden. 

Das Garnisonsproblem ist aber nicht nur 
für die Einberufungen wichtig, sondern ich 
meine auch, daß man es im Zusammenhang 
mit dem neuen Verteidigungssystem, mit dem 
System der raumgebundenen Verteidigung, 
betrachten muß. Die raumgebundene Land­
wehr verlangt, daß Soldaten in der Nähe ihres 
Wohnortes eingesetzt werden, wo sie mit den 
Örtlichkeiten vertraut sind, wo sie nur kurze 
Anreisewege haben. Ich meine, auch aus die­
sem Blickwinkel heraus wäre es durchaus 
sinnvoll, wenn zusätzliche Garnisonen dort 
errichtet würden, wo eben ein sehr hohes 
Wehrpflichtigenaufkommen besteht. 

Ein weiterer Punkt der Unzufriedenheit 
liegt offensichtlich darin, daß viele junge 
Österreicher wünschen, den Wehrdienst 
gleich in einem abzuleisten, also nicht sechs 
Monate und anschließend dann die Wiederho­
lungsübungen, sondern sofort acht Monate 
durchzudienen. 

der Truppenübungen den Soldaten sicher 
benachteiligt, benachteiligt gerade auch 
gegenüber dem Zivildiener, daß man aber 
dafür in der Öffentlichkeit werben muß. Daß 
man mehr werben muß, daß das Milizsystem 
eben nur dann leben kann, wenn es dieses 
System der Truppenübungen gibt. Das ist 
eine Informationsaufgabe, die, ich betone es 
nochmals, vor allen Dingen in der Wirtschaft 
geleistet werden muß. 

Es gibt dann auch noch die Frage der gene­
rellen Befreiung vom Wehrdienst, die im § 37 
des Wehrgesetzes geregelt und gelöst ist. Da 
gibt es ja eine rückläufige Tendenz, und im 
großen und ganzen kann das Bundesministe­
rium damit leben. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, gehe 
ich davon aus, daß die Anträge an die Ergän­
zungskommanden des Bundesheeres auf 
Befreiung vom Wehrdienst, auf Änderung des 
Garnisonsortes, auf Änderung des Einberu­
fungszeitpunktes mit als Stimmungsbarome­
ter für das österreichische Verteidigungssy­
stem gewertet werden sollen und daß man 
daher auch diese Anträge, auch die politi­
schen Interventionen, in die Diskussion über 
den Bericht der Beschwerdekommission ein­
schließen muß. Es gilt, die militärischen Inter­
essen im Rahmen des Milizsystems zu 
berücksichtigen, und es gilt, ein ordnungsge­
mäßes Prüfungsverfahren in den zuständigen 
Behörden und Kommanden durchzuführen, 
das alle gleichbehandelt und das niemanden 
benachteiligt. 

Hohes Haus! Der Bericht der Beschwerde­
kommission gibt ein Spiegelbild über den 
inneren Zustand des österreichischen Bun­
desheeres, wenn auch zeitlich verschoben, 
weil dieser Bericht über das Jahr 1983 refe­
riert und wir heute schon 1985 schreiben. Ich 
glaube nochmals, daß bei allen Mißständen, 
die hier dankenswerterweise aufgezeigt wor­
den sind, die Hoffnung besteht, daß Miß­
stände noch weiter zurückgedrängt werden, 
daß die Hoffnung besteht, daß die rückläufige 
Tendenz der Beschwerden anhält und daß das 
positive Bild des österreichischen Bundeshee­
res auch durch diesen Beschwerdebericht 
gestärkt wird. 

Ich möchte, Hohes Haus, abschließend dem 
langjährigen Vorsitzenden der Beschwerde­
kommission, Herrn Dr. Hackl, für seine sehr 
verdienstvolle Tätigkeit im Rahmen dieser 
Kommission danken. 

Ich will aber auch dem Herrn Bundesmini­
Ich muß darauf hinweisen, daß das System ster danken, der sich wirklich gerade im 
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Bereich der Beschwerden im Rahmen des 
Dienstbetriebes sehr dafür verwendet hat, 
daß diesen Beschwerden Rechnung getragen 
wird. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Alles in allem wird die Freiheitliche Partei 
diesem Bericht der Beschwerdekommission 
für das Jahr 1983 gerne die Zustimmung 
geben. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 18.16 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Koppensteiner. Ich erteile es ihm. 

18.16 

Abgeordneter Koppensteiner (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Hohes Haus! Kollege Dr. Gugerbauer 
hat den Bericht der Beschwerdekommission 
zu Recht als Spiegelbild über den Zustand des 
Bundesheeres bezeichnet. 187 Beschwerden 
wurden eingebracht. Bereinigt, das heißt, 
unter Ausscheidung jener Beschwerden, die 
den gleichen Beschwerdegrund betreffen, 
sind es 165 gegenüber 207 im Vorjahr. Sicher 
eine erfreuliche Bilanz. 

Wenn man die Beschwerdeninhalte beur­
teilt, so sind sie sicher zum Teil berechtigt, 
aber als wirklich gravierend würde ich die 
Beschwerde betrachten, die diesen Vorfall mit 
der Zigarette betrifft, und hier sind wir alle 
einer Meinung: Es sollte ein Einzelfall bleiben 
und darf nicht dazu führen, den Offiziers­
stand an sich in ein schlechtes Licht zu rük­
ken. 

Die Ursache für diese erfreulichen Bilanz 
ist verschiedenartig gelagert. 

Positiv zu beurteilen ist sicher einmal die 
Einstellung der jungen Österreicherinnen 
und Österreicher zum Bundesheer, wobei ich 
Österreicherinnen insofern gemeint habe, als 
auch unter den Damen unserer Bevölkerung 
eine durchaus positive Einstellung zum Bun­
desheer feststellbar ist. 

Positiv zu beurteilen sind sicher auch die 
Führungsqualitäten von Offizieren und Unter­
offizieren, denn derart wenige Beschwerden 
bei 60 000 Personen, die insgesamt betroffen 
sind, sind ein Minimum, das man an sich ver­
nachlässigen könnte. 

Was mich als Kärntner auch bei diesem 
geringen Prozentsatz natürlich freut, ist das 
Ost-West-Gefälle. Im Osten, im Wiener Raum, 
etwas mehr Beschwerden; vielleicht etwas 
kritischer oder - ich möchte es unter Anfüh­
rungszeichen sagen - vielleicht ein bißehen 

"zimperlicher". Ein bisseI weniger im Westen, 
und keine Beschwerden im Süden, also in 
Kärnten. 

Herr Bundesminister! Nutzen Sie diese 
gute Stimmung gegenüber dem Bundesheer 
und geben Sie etwa die Sperrtruppenschule 
nach Kärnten! 

Bezüglich der Unterbringung mag sicher 
die Gewöhnung eine gewisse Rolle spielen. 
Auch an Sachen, die einen nicht freuen, 
gewöhnt man sich, und wenn man dazu fest­
stellen muß, daß es, kärntnerisch ausge­
drückt, meistens "eh nix nutzt/<, resigniert 
man und beschwert sich nicht mehr. 

Das ist aber nicht richtig, denn wir sollten 
- und das ist eine Forderung, die die ÖVP 
schon seit Jahren aufgestellt hat - endlich 
ein Sanierungs- und Baukonzept entwickefn, 
wo man dezidiert festlegt, wann welche Maß­
nahme zu erfolgen hat. Ich halte nichts von 
einem Hochbaufonds, der, verbunden mit 
relativ hohem Verwaltungs aufwand , ja doch 
nur eine Verschleierung von Budgetziffern 
ist. Denn wenn der Bund Aufwände zu tätigen 
hat, soll er es über das Budget tun, und der 
Steuerzahler hat ein Recht darauf zu erfah­
ren, was mit seinem Geld geschieht. 

Für Kärnten -:- wieder einmal angemeldet 
-: Neubau der Kaserne in Völkermarkt. 
8 Millionen wurden für ein Grundstück aufge­
wendet, und wenn dieses brachliegt, ist es 
schlecht genutzt. 

Laudonkaserne in Klagenfurt. 

Bleiburg: Wirtschaftsgebäude, Küche; 
Anliegen, die wir immer urgieren, die berech­
tigt sind und die endlich verwirklicht werden 
sollten. 

Nun zu den Dingen, die nicht direkt im 
Bericht stehen; auch meine Vorredner sind 
auf derartige Dinge eingegangen. 

Wie glaubwürdig sind wir in der Landesver­
teidigung? Die Umfrageergebnisse - 80 Pro­
zent der Bevölkerung beurteilen die Sache 
positiv - sind gut und erfreulich. 

Aber mich würde folgendes interessieren: 
Wie viele glauben an eine wirksame Landes­
verteidigung, und wie werden wir im Ausland 
beurteilt? 

Ich habe Gelegenheit gehabt, mit Kollegen 
der anderen Fraktionen eine Woche lang mili­
tärische Einrichtungen im Ausland kennenzu-

489 
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lernen, mit wirklich maßgeblichen Fachleuten 
zu reden. Es wird sehr diplomatisch ausge­
drückt, wenn etwa unsere Nachbarn im Nor­
den meinen, Österreich könnte etwas mehr 
tun. 

In der Skala, die uns vorgelegt wurde, kön­
nen wir feststellen, daß an niedrigster Stelle 
der Vatikanstaat liegt, dann kommt Liechten­
stein, gemessen am Bruttosozialprodukt, und 
dann Österreich, und ärmere Länder wie Por­
tugal und die Türkei tun also wesentlich 
mehr. 

Auch der Präsenzdiener, der Soldat merkt, 
daß er im Ernstfall, den wir nicht wünschen, 
der aber nicht auszuschließen ist, mit untaug­
lichen Waffen und Geräten eine Aufgabe 
bewältigen muß, die seine Überlebenschancen 
gegenüber besser ausgerüsteten Soldaten 
anderer Mächte doch wesentlich beeinträchti­
gen. Unseren Leuten das anzutun, meine 
Damen und Herren, halte ich für verantwor­
tungslos. 

Unsere Mängel - wo liegen sie'! Im Bereich 
der Luftraumverteidigung - ich will jetzt 
keine Abfang- oder Überwachungsfliegerdis­
kussion auslösen - sollten Entscheidungen 
fallen. Man sollte klar überlegen, an den 
Steuerzahler denken, aber auch an die Effi­
zienz einer Investition, die doch mindestens 
zehn Jahre und länger diesen Teil abdecken 
soll. 

Die Panzerabwehr - das zeigen die Manö­
ver, die wir durchführen und an denen ich 
zum Teil teilgenommen habe - ist unbefrie­
digend. Die Sanitätseinrichtungen wurden 
bereits erwähnt. 

Ich halte es aus der Sicht der Landesvertei­
digung - und diese Ansicht müßte auch der 
Minister teilen - für unrichtig, wenn Panzer 
angeschafft werden, die wir derzeit nicht 
brauchen, und dafür andere wichtige Investi­
tionen zurückgestellt werden müssen. Ich 
glaube, hier kann sich der Minister nicht 
durchsetzen. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt: Betriebs­
klima wirtschaftlich formuliert. Hier gibt es 
Probleme, und es wurden schon einige ange­
führt. Ein Problem ist auch die Altersstruk­
tur. Es ist nicht einfach für einen 50jährigen 
oder älteren truppendiensttuenden Unteroffi­
zier, diese Übungen mit den 20jährigen mitzu­
machen. Da liegt eine Generation dazwi­
schen. 

Es wäre Aufgabe der Verantwortlichen und 

der Bundesregierung, dafür zu sorgen, daß 
Soldaten, Offiziere und Unteroffiziere die 
Möglichkeit haben, mit Erreichung eines 
gewissen Alters in andere Zweige des Staats­
dienstes überzutreten. Das ist auch eine For­
derung, die wir immer wieder erheben und 
die wir für absolut gerechtfertigt halten. 

Das Problem der Zeitsoldaten wurde heute 
in der Fragestunde schon angeschnitten. Hier 
gibt es zweierlei Recht. Der eine bekommt 
Überstunden, der andere nicht. Der eine ist 
abgesichert, der andere nicht, er lebt in Unsi­
cherheit. Es sollten Normen erstellt werden, 
die dem Zeitsoldaten klipp und klar sagen, 
womit er zu rechnen hat, wenn er bestimmte 
Dinge - dazu gehört natürlich die Qualifika­
tion - erfüllt. Das fehlt, und es müßte etwas 
geändert werden. 

Ein weiteres Problem stellen die Zivildiener 
dar. Hier besteht der Eindruck, daß der Prä­
senzdiener gegenüber dem Zivil diener 
benachteiligt ist. Das· Volksbegehren, das 
diesbezüglich läuft, ist ja nicht unbegründet, 
und die Beteiligung ist überraschend hoch. 
Ich meine, man müßte den Mut haben, auf 
diesem Gebiet legistische Maßnahmen zu set­
zen, die den Präsenzdienern das Gefühl 
geben, nicht benachteiligt zu sein. Das, meine 
Damen und Herren, wäre unsere Aufgabe als 
Parlamentarier. (Beifall bei der ÖVP.) 

Abschließend noch einige Worte zur geisti­
gen Landesverteidigung. Sie müßte in den 
Schulen beginnen, aber ich vermisse immer 
wieder, daß man einige Stunden dafür auf­
wendet, um den jungen Menschen zu sagen, 
warum wir die Landesverteidigung brauchen. 
Gerade im Jubiläumsjahr 1985 wäre es ange­
bracht, hier Schwerpunkte zu setzen. Das 
müßte von den Lehrern ausgehen. Wenn ein 
großer Teil - bitte, das ist keine Lehrerver­
dammung, aber es sind doch sehr viele und 
bundesländerweise verschieden - leiden­
schaftliche Zivildienstler sind oder sich gar in 
der Friedensbewegung, gegen die ich an sich 
nichts habe, wenn sie seriös betrieben wird, 
betätigen, dann wird es nicht sehr glaubwür­
dig sein, wenn diese Menschen in den Schu­
len jungen Leuten beibringen, warum wir 
eine Landesverteidigung brauchen. 

Mein Wunsch an die Medien lautet: auch 
mitzutun bei einer guten Sache für die Hei­
mat, für das Vaterland, wenn ich diesen Aus­
druck gebrauchen darf. 

Abschließend ein Wort an Sie, Herr Bundes­
minister: Sie haben eine große Aufgabe und 
Sie sollten alle Kraft dafür einsetzen, die 
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berechtigten Anliegen, so vielschichtig sie 
sind, bei Ihren Regierungskollegen durchzu­
setzen, gegen Ihre Kolleginnen und Kollegen, 
die gegenüber dem Bundesheer nicht immer 
so gut gesinnt sind, wie sie es gerne tun. Das 
wäre Ihre Aufgabe. Lassen Sie Fleißaufgaben, 
zu denen Sie niemand berufen hat und die 
ihnen selbst und uns allen und der Republik 
Österreich nur Ärger bereiten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 18.28 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster für Landesverteidigung. Ich erteile es 
ihm. 

18.28 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Frischenschlager: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
ebenfalls an die Spitze meiner Ausführungen 
den Dank an die - wenn ich so sagen darf -
alte Beschwerdekommission, die unter dem 
Vorsitz des Sektionschefs in Ruhe Dr. Hackl 
stand, setzen. Sie hat hervorragend gearbei­
tet. 

Ich möchte nun aber der neuen Beschwer­
dekommission, die unter neuen Rahmenbe­
dingungen ihre Arbeit begonnen hat, und dem 
neuen Vorsitzenden, Altabgeordneten Mandl 
- er wohnt ja dieser Sitzung bei -, für ihre 
wirklich sehr wichtige und verantwortungs­
volle Arbeit alles Gute wünschen. 

Ich gebe all den Rednern, die gemeint 
haben, daß diese Beschwerdekommission und 
ihre Arbeit eigentlich dem Bundesheer ein 
gutes Zeugnis ausstellen, recht. Ich glaube, 
daß es nicht nur darum geht, dem einzelnen 
Soldaten sozusagen zu seinem Recht zu ver­
helfen. Das ist sehr wichtig, aber es ist auch 
so, daß diese Beschwerdekommission, wenn 
sie relativ wenige Fälle zu bearbeiten hat, 
sich selbst auch das Zeugnis ausstellen kann, 
daß durch ihre präventive Wirkung nur rela­
tiv wenige "Fälle" entstehen, und das ist mei­
nes Erachtens der tiefere Sinn dieser Einrich­
tung. 

Wenn ich höre, daß die neue Beschwerde­
kommission - wenn ich so sagen darf - die 
Schraube noch mehr angezogen hat, dann 
muß ich sagen: Das ist nur zu begrüßen, auch 
wenn es für denjenigen, der kontrolliert wird, 
meistens nicht angenehm ist. Aber die Kon­
trolle ist notwendig, weil die Motivation unse­
rer Soldaten davon abhängt, daß sie bei ihrem 
Dienst menschlich behandelt werden, womit 
überhaupt erst der Zweck der Landesverteidi­
gung erfüllt werden kann. 

Es haben mehrere Abgeordnete davon 
gesprochen, es wäre vielleicht Resignation, 
daß die Einrichtung der Beschwerdekommis­
sion so wenig verwendet wird. Ich glaube, daß 
das nicht stimmt. Aus meinen Gesprächen vor 
allem mit Soldatenvertretern gewann ich den 
Eindruck, daß unsere jungen Mitbürger sehr 
selbstbewußt sind, daß sie um ihre Rechte im 
großen und ganzen genau Bescheid wissen 
und die Möglichkeiten auch nutzen. Das ist 
auch gut so. Daß vor allem, wie bereits in der 
Früh festgestellt werden konnte, durch die 
Belehrung der Soldatenvertreter ein Mehr an 
Rechtsdurchsetzung ermöglicht wird, ist ein 
Weg, wie wir ihn gehen müssen. 

Ich glaube nicht, daß wir von einem resi­
gnativen Zug sprechen können. Im Gegenteil: 
Unsere jungen Bürger sind selbstbewußt und 
verwenden derartige Einrichtungen. 

Die bauliche Situation war ein Schwer­
punkt bei den Wortmeldungen der Abgeord­
neten. Es ist dies, wenn ich so sagen darf, lei­
der eine altbekannte Geschichte. Sie haben ja 
schon gesehen, daß e~ einigen Abgeordneten 
sehr stark um Neubauten geht, anderen um 
Sanierungen. 

Es ist im baulichen Bereich in den letzten 
Jahren sicherlich viel geschehen. Bis nach 
und nach wirklich menschenwürdige Unter­
künfte eine Selbstverständlichkeit darstellen, 
bedarf es noch einiger Jahre. Ich weiß, daß 
das denjenigen Soldaten nichts bringt, die 
jetzt unter nahezu menschenunwürdigen Ver­
hältnissen hausen. Diese Mißstände gibt es 
noch. Wir haben ein Konzept, es wird syste­
matisch daran gearbeitet, diese Mißstände 
auszumerzen, aber es wird noch Jahre dau­
ern. 

Ich persönlich möchte noch einmal sagen, 
daß es mir im Prinzip wichtiger ist, beste­
hende Kasernen zu sanieren, bevor sehr viel 
Geld verschlingende Neubauten, neue Kaser­
nen, die aus vielen Gesichtspunkten auch not­
wendig sind und wo völlig zu Recht manche 
landespolitische Interessenslage gegeben ist, 
errichtet werden. Der Schwerpunkt muß die 
Sanierung sein, und Neubauten müssen dort 
erfolgen, wo gravierende Mißstände, wo men­
schenunwürdige Unterkünfte existieren. Sie 
müssen unter diesem Prätext angegangen 
werden. Wenn da und dort in Oberösterreich, 
in Kärnten oder in der Steiermark Neubau­
tenwünsche existieren, dann bitte ich diejeni­
gen Abgeordneten, die hinter diesen Dingen 
besonders her sind, dabei nicht das Sanie­
rungskonzept zu übersehen. 
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Die Frau Abgeordnete Brunner hat sich 
sehr intensiv mit der Frage der ärztlichen 
Versorgung und mit den Beschwerdefällen, 
die in diesen Themenbereich fallen, befaßt. 
Ich glaube, man sieht an der relativ geringen 
Zahl, daß es um die ärztliche Versorgung im 
Bundesheer nicht schlecht steht, und ich habe 
den Eindruck, daß die Beschwerdekommis­
sion in jenen Beschwerdefällen, in denen es 
um die ärztliche Versorgung geht, besonders 
genau ist. Das ist auch notwendig, denn wirk­
lich ein Einfallstor für Demotivation wäre 
natürlich eine schlechte medizinische Versor­
gung. 

Wir wissen aber, daß die gesamte Situation 
unserer Heeressanität Mängel aufweist, die 
in der Vergangenheit sehr stark dadurch 
begründet waren, daß es einen Mangel an 
Ärzten gab, beziehungsweise dadurch, daß es 
fast nur Ärzte gab, die zugleich andere ärztli­
che Berufe ausübten und dadurch de facto 
nur einen Teil ihrer Arbeitskraft der Heeres­
sanität widmen konnten. Das ist einer der 
wesentlichen Gründe, warum es Mißstände 
gibt. 

Wir werden sehr bemüht sein, die ärztliche 
Versorgung dadurch zu verbessern, daß wir 
möglichst viele Ärzte für das Heer gewinnen, 
die ihre berufliche Tätigkeit ausschließlich 
dem Bundesheer widmen. Das ist eine ganz 
wichtige Angelegenheit. 

Ich kann hier nur global sagen, daß im Ver­
teidigungsressort an der Erarbeitung eines 
neuen Sanitätskonzeptes sehr zielführend 
gearbeitet wird. Ich darf noch anfügen, daß es 
eine Fülle von Reserveoffizieren gibt, die 
Ärzte sind und die sich sehr, sehr intensiv 
konzeptiv betätigen, wofür ich sehr dankbar 
bin. 

Der Abgeordnete Gugerbauer hat auf die 
Frage der vielen Interventionen und Schwie­
rigkeiten bei der Einberufung hingewiesen. 
Er hat diesen wirklich katastrophalen 
Zustand aufgezeigt, daß es in manchen Berei­
chen kaum mehr einen Einzuberufenden gibt, 
der nicht mittels Intervention sozusagen 
steuert, wo er einrückt und wann er einrückt. 
Ich halte es für wichtig, daß stärker bekannt 
wird, daß die Beschwerdekommission auch 
für diese Dinge zuständig ist. Ich glaube, daß 
es wichtig ist, die Wehrpflichtigen darauf hin­
zuweisen, daß es Information, daß es Informa­
tionsmaterialien gibt. Ich hoffe, daß dann 
nicht nur die Zahl wirklicher Beschwerde­
fälle, die es dabei auch geben kann, zurück­
geht, sondern daß vor allem diese maßlose 
Flut an Interventionen um die Einberufung 

herum abnimmt, denn das ist sicherlich kein 
sehr guter Zustand. 

Insgesamt glaube ich, daß das Einberu­
fungssystem zu keinen gravierenden Män­
geln führt. Wir haben lokale Probleme; Ober­
österreich ist eines. Hier hängt das auch wie­
der damit zusammen, daß eben sehr viele 
Wehrpflichtige aus Oberösterreich oder zum 
Beispiel auch aus der Steiermark in andere 
Bundesländer einrücken müssen. Ich weiß, 
das hängt wieder mit den Neubauprogram­
men zusammen. Trotzdem meine ich: Es muß 
für einen jungen Staatsbürger auch zumutbar 
sein, daß er ein halbes Jahr oder etwas mehr 
als ein halbes Jahr seines Lebens in einem 
anderen Bundesland dient. Im großen und 
ganzen, soweit es unser Milizsystem betrifft, 
brauchen wir die örtliche Verankerung unse­
rer Wehrpflichtigen. Im Prinzip versuchen 
wir, die Soldaten nach Möglichkeit im Hei­
matbundesland dienen zu lassen. 

Der Abgeordnete Koppensteiner hat auf 
den einzigen wirklich gravierenden, unmen­
schlichen Tatbestand in diesem Beschwerde­
bericht hingewiesen. Ich nenne ihn kurz den 
"Zigarettenfall" . Ich darf das Hohe Haus 
informieren, daß der Betreffende, der diese 
Beschwerde ausgelöst hat, dem Bundesheer 
nicht mehr angehört. 

Zum Schluß darf ich noch einmal allen Mit­
gliedern der Beschwerdekommission, die 
diese Tätigkeit ja neben anderen Berufen aus­
üben, herzlich danken. 

Dem Abgeordneten Kraft, der sich so liebe­
voll der Frage beziehungsweise der Sorge 
angenommen hat, ob ich mich genug durch­
setzen könne, darf ich antworten: Ich werde 
mich besser durchsetzen, als es ihm als Abge­
ordneten lieb sein wird. (Abg. G r a f: Sind Sie 
sicher?) Ja. (Abg. G ra f: Nun, wir werden 
sehen!) - Ich danke. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 18.37 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Ermacora. Ich erteile es ihm. 

18.37 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Bundesminister für Landesverteidigung 
hat bei einem Bericht über die Beschwerde­
kommission noch nie so lange gesprochen 
und er hat auch noch nie so sachliche Antwor­
ten auf alle Fragestellungen gegeben wie 
heute. Das ist für mich psychologisch nicht 
ganz uninteressant. 
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Ich möchte darauf hinweisen: Über das 
Sanitätskonzept, von dem der Herr Minister 
spricht, wird schon jahrelang geredet, und wir 
verlangen schon jahrelang ein Kasernensa­
nierungsprogramm. Wir glauben, daß gerade 
jener Flughafen, der so viel Aufregung verur­
sacht hat, nämlich Graz-Thalerhof, noch 
immer nicht in dem Zustand ist, wie er für 
Soldaten menschenwürdig sein sollte, näm­
lich daß sie nicht 20 km zum Essen fahren 
müssen. Ich glaube, Herr Minister, das wäre 
zu bedenken gewesen. Ich hoffe, Sie haben 
das auch gesehen. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, Kraft hat 
es hervorgehoben: Wir sind auch für einen 
Wehrbeauftragten für das Bundesheer . Wir 
glauben, daß ein solcher Wehrbeauftragter 
durchaus an der Seite einer Beschwerdekom­
mission stehen könnte und die Fragen der 
Verteidigungspolitik auch dem Hohen Hause 
in entsprechender Weise darstellen sollte. 

Ich schließe mich selbstverständlich dem 
von mir schon einmal geäußerten Dank an 
Herrn Sektionschef a. D. Hackl an. Das wurde 
sehr wohl hervorgehoben. Selbstverständlich 
danken wir ihm für seine Arbeit. 

Ich teile übrigens auch alle Bemerkungen, 
die von Herrn Dr. Gugerbauer in bezug auf 
Beschwerden in der Ausbildung, in der Befol­
gung der Einberufungen zum Ausdruck 
gebracht wurden. Ich hätte dem Herrn Mini­
ster nicht besonders gedankt, es ist einfach 
seine Pflicht, hier zu reagieren und entspre­
chend zu handeln. Ich gehe nicht so weit zu 
sagen, es müsse dem Herrn Minister dafür 
gedankt werden, daß er die Empfehlungen 
aufnimmt. Das ist selbstverständlich, das ist 
ja seine Pflicht, meine Damen und Herren! 

Herr Minister! Ich möchte vier Beschwer­
den vortragen, die ich gegen Ihre Ressortfüh­
rung richte. 

Da ist zunächst die Frage nach der ständi­
gen Diskussion über die Umstrukturierung 
der administrativen Spitze des Heeres hervor­
zuheben. Herr Bundesminister! Sie haben, 
ohne ein Gesamtumgliederungskonzept in 
Augenschein genommen zu haben, Teilberei­
che schon umgegliedert und uns in einer 
Anfragebeantwortung gesagt, daß eine Kom­
mission die Wahrnehmung von Agenden 
überprüfen soll. Und schon haben sie umge­
gliedert! Sie haben in der Sache des Bauwe­
sens schon eine Entscheidung getroffen. Das 
ist so ähnlich wie in der Frage des Schulkon­
zepts. Ihnen war es ja gleich, ob Sie das Kon­
zept abwarten oder nicht. Sie hatten einfach 

Ihre Entscheidung getroffen, weil es Ihnen, 
um jetzt mit Ihrem Ausdruck zu sprechen, 
Wurscht ist. 

Ich möchte zweitens hervorheben - das ist 
eine Art Beschwerde -: Wir haben jetzt ein 
Jahr Störungsaktion im Karl-Marx-Hof. Wir 
haben heute vom Herrn Bundesminister für 
Justiz erfahren, daß die Personen von der 
Justizverwaltung beziehungsweise von der 
Strafrechtspflege ermittelt wurden, daß die 
entsprechenden "Vorbereitungen vorliegen, 
die Strafverfolgung im einzelnen aufzuneh­
men. Sie wissen, daß nach dem Strafgesetz 
Ihre Zustimmung notwendig ist. Welche wer­
den Sie geben? 

Ich möchte an dritter Stelle hervorheben: 
Sie haben einmal mehr auf dieses "Zigaret- -
tenproblem" , auf dieses "Zigarettenurteil" 
aufmerksam gemacht. Was haben Sie oder 
was hat der Armeekommandant unternom­
men, um solche Vorkommnisse abzustellen? 
Welche Aufsichtsrnaßnahmen ergreifen Sie, 
um solchen Mißständen entgegenzutreten? 
Und welchen Grunderlaß werden Sie auf 
Grund dieser Vorkommnisse herausgeben? 

Die letzte Frage, Herr Bundesminister -
auch eine Beschwerde -: Seit Ende des J ah­
res sind Sie rückständig in der Zumittlung 
des Berichtes Ihres Hauses beziehungsweise 
der Bundesregierung über den Zustand der 
militärischen Landesverteidigung. 

Hier gibt es einen Entschließungsantrag 
aller drei im Parlament vertretenen politi­
schen Parteien. Sie haben ihn uns zugesagt 
für das Ende des Jahres. Wir stehen heute am 
Ende des zweiten Monats des neuen Jahres! 
Sie haben uns beim letzten Landesverteidi­
gungsrat zugesagt, er werde Ende Januar 
kommen. Er ist bis heute nicht da. 

Herr Bundesminister! Das sind meine vier 
Beschwerden hinsichtlich Ihrer internen Res­
sortführung. Es gäbe noch viel mehr, ich habe 
diese vier ausgewählt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 18.42 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 111-55 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
ange nommen. 

3. Punkt: Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses betreffend den Bericht des Bun­
desministers für Landesverteidigung (111-56 
der Beilagen) über die Tätigkeit der UN-Kon­
tingente des österreichischen Bundesheeres 
im Jahre 1983 (431 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 3. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Bundesministers für Landesverteidigung 
über die Tätigkeit der UN-Kontingente des 
österreichischen Bundesheeres im Jahre 1983. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Lafer. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Lafer: Herr Präsident! Ich 
bringe den Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses betreffend den Bericht des Bun­
desministers für Landesverteidigung über die 
Tätigkeit der UN-Kontingente des österreichi­
schen Bundesheeres im Jahre 1983 (111-56 der 
Beilagen). 

Der vorliegende Bericht über die Auslands­
einsätze des österreichischen Bundesheeres 
während des Jahres 1983 im Rahmen der frie­
denserhaltenden Maßnahmen der Vereintem 
Nationen gibt eine kurze Darstellung über die 
Tätigkeit der Angehörigen des Bundesheeres 
bei der UN-Zypern-Aktion sowie im Rahmen 
der Aktionen der Vereinten Nationen im 
Nahen Osten bei der UN-Waffenstillstands­
Überwachungskommission und bei den UN­
Streitkräften in Syrien. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
am 25. Oktober 1984 in Verhandlung gezogen 
und nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Dr. Ermacora, Roppert und Koppensteiner 
sowie des Ausschußobmannes Abgeordneten 
Dr. Gugerbauer und des Bundesministers für 
Landesverteidigung Dr. Frischenschlager ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
den Bericht des Bundesministers für Landes­
verteidigung über die Tätigkeit der UN-Kon­
tingente des österreichischen Bundesheeres 
im Jahre 1983 (111-56 der Beilagen) zur Kennt­
nis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter für seine Ausfüh­
rungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Ettmayer. Ich erteile es ihm. 

18.45 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
österreichischen UN-Kontingente standen 
1983 so wie heute an drei sehr neuralgischen 
Punkten dieser Erde im Einsatz: auf Zypern, 
im Nahen Osten im Bereich der Waffenstill­
stands-Überwachungskommission und in 
Syrien. In Zypern war das österreichische 
Kontingent vor allem im türkisch besetzten 
Teil von Famagusta damit beauftragt, den 
Waffenstillstand zu überprüfen, und in Syrien 
ist es an der Truppentrennungszone zwischen 
Syrien und Israel an der Straße zwischen 
Damaskus und Kuneitra stationiert. 

Meine Damen und Herren! Dieser Einsatz 
dient der Erhaltung des Friedens und muß 
deshalb von uns allen begrüßt werden. Dieser 
Einsatz dient der Erhaltung des Friedens in 
Regionen, wo es schon seit Generationen 
Konflikte gibt, wo damit zu rechnen ist, daß 
diese Konflikte in nächster Zeit kaum aus der 
Welt geschafft werden, und wo eben alles 
getan werden muß, damit die bestehenden 
Konflikte nicht mit Waffengewalt ausgetra­
gen werden. Es muß alles getan werden, um 
sie gerade durch die Stationierung von inter­
nationalen Kontingenten abzuschwächen. 

Wir alle wissen, daß die Situation auf 
Zypern festgefahren ist. Seit der Abteilung 
des nördlichen Teils von Zypern haben 
Gespräche kaum zu irgendwelchen Ergebnis-
sen geführt. . 

Im Nahen Osten ist die Situation so, daß 
sich die Israelis erst jetzt aus Teilen des Süd­
libanons zurückziehen, daß andererseits von 
arabischer Seite Gespräche im Gange sind, 
um wieder Vorschläge zu unterbreiten, aber 
es muß doch damit gerechnet werden, daß die 
Konflikte länger andauern. 

Der österreichische UNO-Einsatz dient 
zweifello~ der Erhaltung des Friedens, und 
ich möchte dafür dem österreichischen Bun­
desheer und allen, die direkt am Einsatz 
beteiligt sind, meinen Dank aussprechen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 
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Dr. Ettmayer 

Meine Damen und Herren! Am Stichtag 
31. Dezember 1983 waren an den drei von mir 
erwähnten Stellen insgesamt 838 Mann im 
Einsatz. Die Gesamtsituation stellt sich so 
dar, daß Österreich 12 Prozent aller Truppen 
auf Zypern stellt und sogar 42 Prozent aller 
gesamten Bataillone im Nahen Osten, in 
Syrien. Ich glaube, daß bereits das die Bedeu­
tung der Teilnahme Österreichs zeigt. 

Was das Verhältnis zwischen Berufssolda­
ten und Reservisten betrifft, so ist es 1 : 3, und 
was meines Erachtens durchaus als erfreuli­
che Entwicklung angesehen werden kann, ist 
die Tatsache, daß der Anteil bei den Reserve­
offizieren von früher 20 Prozent auf 27 Pro­
zent angestiegen ist. 

Insgesamt waren bis zum Jahre 1983 
bereits 18451 österreichische Soldaten im 
Rahmen der Vereinten Nationen im Einsatz. 
Das zeigt sehr wohl, glaube ich, nicht nur das 
Engagement des Bundesheeres, sondern auch 
das Engagement der österreichischen Jugend 
und der österreichischen Offiziere für interna­
tionale Aufgaben. 

Meine Damen und Herren! Wir bekennen 
uns zur Friedenserhaltung im internationalen 
Rahmen. Ich möchte deshalb doch einige 
Worte zur Situation der Vereinten Nationen 
und zur AufgabensteIlung der Weltorganisa­
tion sagen. 

Die Gründungsväter der Vereinten Natio­
nen haben in der Charta einerseits die 
wesentlichen Aufgaben dieser Oraganisation 
und anderseits auch die entsprechende Orga­
nisationsstruktur dargelegt. Es sind dann 
neue Fragen, neue Problemstellungeri dazu­
gekommen, es sind Sonderorganisationen 
gegründet worden. Dadurch ist sicherlich eine 
neue Herausforderung entstanden. 

Das gravierende Problem, mit dem wir uns 
heute konfrontiert sehen, besteht wohl darin, 
daß auf der einen Seite Waffensysteme ent­
wickelt werden, ja entwickelt worden sind, die 
bereits die Technik des 21. Jahrhunderts weit 
vorwegnehmen, daß auf der anderen Seite 
aber die Mechanismen der Streitlösung, die 
Mechanismen der Konfliktregelung im 
wesentlichen den Stand des 19. Jahrhunderts 
nicht überschritten haben. 

Heute geht es darum, daß wir versuchen 
müssen, aus einer friedlosen Gesellschaft, aus 
einer vielfach unmenschlichen Gesellschaft 
eine menschliche und friedliche zu machen, 
und das müssen wir und das können wir nur 

mit einem entsprechenden Instrumentarium 
tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das System der Kriegsverhütung der Ver­
einten Nationen funktioniert leider nicht so, 
wie es ursprünglich konzipiert wurde, aber 
Erfolge in Krisengebieten sind sicherlich auf­
zuweisen, gerade in jenen Krisengebieten, wo 
bisher die Eskalation von Konflikten verhin­
dert wurde. Zu diesem System zählen sicher­
lich die Friedenstruppen, die Beobachter­
korps, eben jene Kontingente, an denen sich 
auch die österreichischen Soldaten beteiligen. 

Für einen Staat wie Österreich ist es wich­
tig, daß die Vereinten Nationen jenes interna­
tionale Forum sind, in dem wie in keinem 
anderen internationale Legitimität geschaf­
fen wird. Die Vereinten Nationen sind und 
müssen ein wesentliches Instrument der 
österreichischen Außenpolitik sein. 

Die Österreichische Volkspartei steht zu 
den in der Satzung der Vereinten Nationen 
festgelegten Grundsätzen. Wir stehen zu den 
Idealen, wie sie von den Vereinten Nationen 
verkündet wurden. Wir sind für eine aktive 
und engagierte Mitarbeit im Sinne unserer 
Neutralitätspolitik. 

Ich möchte diese Gelegenheit benützen, 
auch darauf hinzuweisen, daß die großen in 
Wien ansässigen internationalen Organisatio­
nen auf Initiative von Außenministern der 
Österreichischen Volkspartei nach Wien 
geholt wurden. 

Wie gesagt, die Schwierigkeit, vor der wir 
uns sehen, besteht darin, daß es heute neue 
Dimensionen der Unsicherheit, neue Möglich­
keiten für Konflikte gibt. Während die V~rein­
ten Nationen vor allem darauf ausgerichtet 
waren und sind, Konflikte zwischen Staaten 
zu regeln, finden wir jetzt immer mehr, daß es 
neue Möglichkeiten, neue Quellen für Kon­
flikte gibt, von der Energieversorgung bis 
zum Terrorismus, ja gerade innerstaatliche 
Spannungen, so wie es im Libanon oder auf 
Zypern der Fall ist. 

Wesentlich ist wohl, daß wir ein Klima 
schaffen, ein internationales Klima - und 
dazu können sicherlich auch die Einsätze der 
österreichischen UN-Kontingente beitragen 
-, das ermöglicht, daß Konflikte, daß 
Bewußtseinslagen, daß Einstellungen, die 
vielfach tief verwurzelt sind, überwunden 
werden; Einstellungen, die eben heute zu 
Konflikten führen, die zu Katastrophen füh­
ren können. 
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Es ist auch in der Vergangenheit gelungen, 
derartige Situationen zu überwinden. Ich 
denke etwa an Erzfeindschaften wie zwischen 
Frankreich und Deutschland. Aber leider muß 
man dazusagen, daß eben diese neuen Dimen­
sionen, diese neuen Möglichkeiten vielfach 
erst nach großen Konflikten, ja nach Kata­
strophen entstanden sind. Die Aufgabe, vor 
der wir heute stehen, besteht daher wohl 
darin, ein friedliches Klima, ja Frieden zu 
schaffen, bevor es zur Katastrophe kommt. 

Herr Bundesminister! Letztlich noch kurz 
ein Wort zu den finanziellen Verhältnissen. 
Im Berichtsjahr 1983 sind Österreich aus dem 
Einsatz im Bereich der Vereinten Nationen 
Mehrkosten von 83 Millionen Schilling ent­
standen. Im Bericht wird darauf hingewiesen, 
daß diese Mehrkosten vor allem auf die 
Bestellung von neuen Fahrzeugen zurückzu­
führen sind. 

Aber, Herr Bundesminister, was wir nicht 
tolerieren können, ist die Tatsache, daß die 
Schulden der Vereinten Nationen gegenüber 
Österreich nunmehr bereits bei über 274 Mil­
lionen Schilling liegen, was vor allem darauf 
zurückzuführen ist, daß der Einsatz unserer 
Truppen auf Zypern nur zu 44 Prozent von 
den Vereinten Nationen abgedeckt wird, der 
Einsatz der Truppen in Syrien zu 76 Prozent. 

Besonders besorgniserregend ist die Tatsa­
che, daß dieser Schuldenstand rasch steigt. 
Von 1977 bis 1983 ist der Schuldenstand um 
135 Prozent gestiegen. Ich kann Ihnen und 
dem Außenminister hier einen Vorwurf nicht 
ersparen: daß Sie nicht mit genügend Nach­
druck für die Eintreibung dieser Schulden 
eintreten. 

Der österreichische Beitrag an die Verein­
ten Nationen wird immer pünktlich bezahlt. 
Er beträgt 125 Millionen Schilling im Jahr. 
Ich glaube, es wäre doch eine Möglichkeit, 
daß einmal mit der österreichischen Beitrags­
zahlung etwas länger gewartet würde, um 
unsere Forderung nach Bezahlung der Schul­
den mit mehr Nachdruck zu versehen. 

Nochmals, meine Damen und Herren: Die 
Österreichische Volkspartei bekennt sich 
selbstverständlich zum Einsatz der Truppen 
des österreich ischen Bundesheers im Rah­
men der Vereinten Nationen zur Friedenssi­
cherung. Wir glauben aber auch, daß es not­
wendig wäre, von österreichischer Seite ver­
stärkt darauf hinzuweisen, daß die Vereinten 
Nationen mit ihren Mitteln sparsamer umge­
hen müssen. Vor allem müßte alles getan wer-

den, um die Schulden, die die anderen uns 
gegenüber haben, endlich einzutreiben. 

Wir leisten unsere Schuldigkeit. Wir leisten 
einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung des 
Friedens in Zypern und im Nahen Osten. Ich 
glaube, es ist wesentlich, daß es nicht nur ein 
österreichischer Beitrag ist, sondern daß alle 
daran mithelfen, daß das auch in Zukunft in 
dieser Form durchgeführt werden kann. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 18.57 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Roppert. Ich erteile es ihm. 

18.57 

Abgeordneter Roppert (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr PräsidenH Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Nach der 
Fragestunde des heutigen Tages, in der 
zumindest in Untertönen der Versuch ange­
klungen ist, das österreichische Bundesheer 
in die Nähe einer politischen Personaldiskus­
sion zu bringen, gibt uns dieser Tagesord­
nungspunkt die Möglichkeit, die Rolle des 
österreichischen Bundesheeres objektiv zu 
bewerten, und das nicht nur aus nationaler 
Sicht, sondern, wie das mein Vorredner auch 
sehr deutlich dargelegt hat, besonders aus 
internationaler Sicht. 

Ich möchte auf einen Umstand aufbauen, 
der gleichfalls von meinem Vorredner hier 
dargelegt worden ist, nämlich auf den 
Umstand, daß die Zusammensetzung unserer 
UN-Einheiten bezogen auf Berufssoldaten 
beziehungsweise auf Soldaten des Reserve­
standes 1: 3 zugunsten des Reservestandes 
lautet. 

Wenn man Gelegenheit hatte, so wie ich das 
persönlich voriges Jahr tun konnte, die UN­
Einheiten sowohl in Syrien als auch auf 
Zypern zu besuchen, und wenn man weiters 
Gelegenheit hatte, mit Kommandanten und 
Offizieren von anderen UN-Einheiten zu spre­
chen, und das Lob hörte, daß sich dieses öster­
reichische Bundesheer im UN-Einsatz mit 
allen anderen Einheiten messen kann und bei 
diesem Messen sowohl an Einsatz als auch an 
Erfolg positiv abschneidet, dann ist vor allem 
der Umstand hier hervorzustreichen, daß sich 
dieses Messen auch auf Berufsheere bezieht. 
Ich denke da vor allem an UN-Einheiten aus 
Kanada, die in Syrien eingesetzt sind. 

Meine Damen und Herren! So viel wird vom 
Frieden gesprochen, viele sagen das tagtäg­
lich und denken an Rüsten, und unser kleines 
Österreich, unser neutrales Österreich han-
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delt. Wir senden unsere UN-Einheiten, unsere 
mehr als 800 - so viele waren es 1983 - Offi­
ziere, Unteroffiziere und Mannschaften an 
neuralgische Punkte dieser Erde, und sie lei­
sten dort nicht nur für die Region, wo sie ein­
gesetzt sind, nicht nur für die Länder, in 
denen sie ihren Einsatz leisten, sondern dar­
über hinaus weltweit für unsere Erde Frie­
densdienste. Es gibt überall Gegenden, in die 
vor allem Soldaten aus Großmächten nicht 
hingehen können, weil sie durch die Mentali­
tät der Bewohner dieser Länder, aber auch 
durch die Interessensgegensätze, die dort 
herrschen, eine konfliktfreie Gegenüberstel­
lung nicht durchführen könnten. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Die 
Österreicher tun das! Wenn ich an unser Aus­
batt in Syrien denke, dann muß ich hier doch 
den Umstand erwähnen, daß die Österreicher 
einen Gebietsstreifen von etwa 30 km Länge 
und von durchschnittlich 5 km Breite, also 
insgesamt rund 162 km2 kontrollieren, und 
zwar in Fußpatrouillen, in Fahrzeugpatrouil­
len. Auch Nachtkontrollen, teilweise unter 
ungemein gefährlichen Umständen, werden 
durchgeführt. Ich möchte hier ausführen, daß 
diese Fußpatrouillen auf schmalen, minenge­
checkten Wegen stattfinden, und ein Schritt 
Abweichung könnte schweren persönlichen 
Schaden, wenn nicht gar Ärgeres bedeuten. 

Geschätzte Damen und Herren! Bei den 
UN-Einheiten besteht in der Regel Aufgaben­
teilung. Das Hauptquartier der polnischen 
Einheiten befindet sich gemeinsam mit dem 
Hauptquartier der österreichischen Einheiten 
im Camp FAOAUR. Wenn man weiß, daß die 
polnischen UN-Einheiten dafür verantwort­
lich sind und es ihre vornehmste Aufgabe ist, 
alle UN-Einheiten in Syrien mit Wasser zu 
versorgen, und wenn man weiß, daß die polni­
schen Einheiten vor allem im Bereich des 
Mont Hermon dazu nicht in der Lage sind und 
die Österreicher mit ihrem Fahrzeugpark ein­
springen müssen, dann wird verständlich, daß 
die Kilometerleistungen des österreichischen 
UN-Kontingents gegenüber dem vorjährigen 
Vergleichszeitraum neuerlich gestiegen sind, 
weil den Österreichern Aufgaben zufallen, die 
an sich nicht ihre ursprüngliche Tätigkeit 
wären. 

Immer wieder hört man: Es gibt beim öster­
reichischen Bundesheer so viele Freiwilligen­
meldungen zu diesen UN-Einheiten, weil 
damit ein bißchen Abenteurersinn verbunden 
ist. Geschätzte Damen und Herren! Wer gese­
hen hat, wie dort das Wetter, aber auch die 
Härte des Einsatzes, vor allem aber die mona­
telange Einsamkeit auf ganz kleinen Posten 

den Leuten zusetzen, dem, glaube ich, ist ver­
ständlich, daß die Abenteuerlust und der Sinn 
nach Abenteuern unter diesen Umständen 
verwehen. 

Oder wenn ich an Zypern denke: Auch hier 
hat mein Vorredner vor allem die Situation im 
Raum um Famagusta angeschnitten. Ich bitte 
zu bedenken, daß rund 230 000 Menschen auf 
Zypern ihre Heimat verloren haben, aus ihrer 
ursprünglichen, angestammten Gegend ver­
trieben worden sind, daß durch die Waffen­
stillstandslinie, die Green-line, Familien aus­
einandergerissen worden sind und daß neben 
den humanitären Aufgaben, die den österrei­
chischen Soldaten auf Zypern zukommen, 
noch ökonomische Probleme zu bewältigen 
sind, denn der überwiegende Teil der Strom­
versorgung des türkisch-zypriotischen Teiles 
erfolgt durch Anlagen, die sich im griechisch­
zypriotischen Abschnitt befinden, und 
genauso ist es bei der Wasserversorgung des 
türkisch-zypriotischen Teiles. Es bedarf unge­
mein viel Geschick, ungemein viel Diploma­
tie, um sich zum Beispiel durch Vorfälle, die 
in unseren Breiten belacht werden, nicht beir­
ren zu lassen und schwere Konflikte zu ver­
meiden. 

Zum Beispiel war ich Zeuge, als einem grie­
chisch-zypriotischen Hirten Teile seiner 
Schaf- und Ziegenherde über diese Green-line 
in den türkisch-zypriotischen Teil entkom­
men sind; eine Situation, die man bei uns mit 
einigen Sätzen klären könnte, über die man 
vielleicht lacht oder die man humorvoll findet, 
wenn man sagt: Das wird im Parlament am 
Rednerpult noch einmal erzählt. Ich darf- Sie 
darauf aufmerksam machen, daß das Miß­
trauen in diesen Bevölkerungsschichten, in 
diesen gegensätzlichen Bevölkerungsschich­
ten, so groß ist, daß erstens miteinander nicht 
gesprochen wird und zweitens derjenige Teil, 
der seine Ziegen und seine Schafe wieder 
zurückhaben will, eine Forderung an den Teil 
richten muß, in den sie ihm entlaufen sind, 
weil er Angst hat, daß sie ihm mit einer Seu­
che behaftet absichtlich wieder zurückgege­
ben werden. 

In solchen Situationen befinden sich öster­
reichische UN-Soldaten, und sie haben nicht 
die Möglichkeit, lange Rückfragen zu halten, 
lange diplomatische Vorgespräche zu führen. 
Sie müssen sofort entscheiden, wie sie sich in 
einer bestimmten Situation verhalten und ob 
dieses Verhalten richtig ist oder falsch. Die 
österreichischen UN-Soldaten werden dieser 
Aufgabe sehr, sehr gerecht. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich glaube, 
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man sollte all diese Umstände berücksichti­
gen, wenn man in Österreich über militäri­
sche Landesverteidigung spricht. Man sollte 
diese Umstände auch berücksichtigen, wenn 
man über die umfassende Landesverteidi­
gung in Österreich spricht, und man sollte das 
auch berücksichtigen, wenn in Österreich vor 
allem von der Jugend so gerne das Wort 
"soziale Verteidigung" in den Mund genom­
men wird. (Der Prä si den t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Es weiß zwar niemand korrekt, was soziale 
Verteidigung bedeutet, aber über den Wert 
der sozialen Verteidigung, geschätzte Damen 
und Herren, darf ich mit einem kurzen Bei-· 
spiel doch eine Aussage machen. 

Mein Vorredner hat Famagusta erwähnt, 
und ich darf ergänzen, daß südlich Famagu­
stas die ehemalige Touristikstadt, die Hoch­
burg der Touristik in Zypern, Varosha gele­
gen ist; eine Hotelstadt mit 40000 Einwoh­
nern und rund 20 000 Gästebetten. Wenn man 
vor zwölf Jahren von Zypern gesprochen hat, 
dann hat man in erster Linie an Varosha 
gedacht. Als 1974 die Türken eine militärische 
Intervention durchführten, befand sich in der 
Nähe von Varosha kein einziger türkischer 
Soldat. Man war auch nicht im Anmarsch auf 
Varosha. Ein türkisches Kriegsschiff hat auf 
Varosha einen einzigen Schuß abgegeben, 
und eine einzige Fliegerbombe hat Varosha 
getroffen, und die Folge war, daß 40 000 Men­
schen diese Stadt innerhalb von vier Stunden 
fluchtartig verlassen haben, und zwar unter 
Zurücklassung all ihrer Werte, und daß dieses 
Varosha heute als Geisterstadt vorhanden ist. 
Zwei österreichische UN-Posten versehen 
drinnen Dienst. Es ist nicht von den Türken 
besetzt, aber es spielt neuerlich bei den Ver­
handlungen eine große Rolle, die im Oktober 
vorigen Jahres doch wieder zwischen den bei­
den Bevölkerungsteilen in NewYork in Bewe­
gung geraten sind. 

Ich möchte hier von dieser Stelle aus, Herr 
Bundesminister, vor allem auf einen Umstand 
hinweisen, der für die österreichischen UN­
Einheiten von Bedeutung sein könnte. Sollte 
dieses Varosha aus türkischer Sicht als 
Faustpfand verwendet werden, um damit die 
internationale Öffnung des Flughafens in 
Nikosia auch für die Touristik des türkischen 
Teiles zu ermöglichen, sodaß eine ähnliche 
Situation in Famagusta, wie sie jetzt in Niko­
sia schon vorhanden ist, entstehen könnte, 
dann bitte ich darauf zu achten, daß diese 
Waffenstillstandslinie, diese ·Feuereinstel­
lungslinie, diese Green-line, sich auf keinen 
Fall so darstellt, wie sie sich uns jetzt in Niko-

sia bietet, nämlich daß das lediglich ein Strei­
fen von zwei, drei Metern ist, wo sich die 
feindlichen Bevölkerungsteile gegenüberste­
hen und möglicherweise die österreichischen 
UN-Einheiten dazwischen hineingehen sollen. 
Darauf, glaube ich, sollte man in Zukunft 
ganz besonders Rücksicht nehmen. 

Hohes Haus! Geschätzte Damen und Her­
ren! Die informierte Welt spendet den öster­
reichischen UN-Einheiten weltweit höchste 
Anerkennung. Es kommt dies zum Beispiel 
dadurch zum Ausdruck, daß der Oberbefehls­
haber auf Zypern ein österreichischer Gene­
ralmajor ist, nämlich Dipl.-Ing. Greindl. Es 
kommt dies dadurch zum Ausdruck, daß sich 
die Regierung in J ordanien bemüht, daß ein 
österreichischer Stabsoffizier, obwohl an sich 
seine Verpflichtungs zeit abgelaufen ist, in 
Amman in seiner Funktion verbleiben möge. 
Und es tritt dies, glaube ich, auch dadurch 
zutage, daß in Syrien von allen UN-Einheiten 
bei der Bevölkerung die österreichischen Sol­
daten den höchsten Stellenwert, fast möchte 
ich sagen, in einer gewissen Beliebtheitsskala 
einnehmen. 

Geschätzte Damen und Herren! Diese Aner­
kennung sollte heute mit Einstimmigkeit 
auch das österreichische Parlament den öster­
reichischen Soldaten zollen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Unsere 838 Soldaten, Diplomaten in Uni­
form, die ihren Auslandsdienst 1983 so vor­
bildlich versehen haben, verdienen dieses Lob 
und diese Würdigung, und ich darf schließen, 
indem ich festhalte, daß jeder Schuß und 
jeder akute Konflikt, den unsere UN-Soldaten 
verhindern können, uns allen zusammen 
einen Tag länger Frieden schenken. Meine 
Fraktion wird diesem Bericht gerne die 
Zustimmung erteilen. - Danke. (Beifall. bei 
SPÖ und FPÖ.) 19.10 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Gugerbauer. 

19.10 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Das Wiener N ahost­
treffen, das dieser Tage hier stattfindet, hat 
uns allen in Erinnerung gerufen, daß die 
peace keeping operations der österreichi­
schen UN-Kontingente nicht bloß rein organi­
satorische Abläufe sind. Es wird durch diese 
österreichischen UN-Kontingente ein unbe­
zahlbarer Dienst für den Frieden geleistet. 
Ich meine daher, daß es nicht nur ein bißchen 
kleinlich wäre, wenn man diese ganze Aktion 
nur unter dem Aspekt der Refinanzierung 
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betrachtet, sondern daß man damit auch der 
Leistung der österreichischen Soldaten nicht 
gerecht würde. 

Österreichs Bundesheer wird manchmal als 
Friedensarmee bezeichnet, weil es überzeu­
gend die Aufgabe wahrnimmt, den Frieden 
für unser Land zu sichern. Es wird gerade 
durch den Einsatz im Rahmen der Vereinten 
Nationen in den drei Gebieten einem Großteil 
der Jugend klargemacht, daß hier wirklich 
Friedensdienst geleistet wird. Ich glaube 
daher, der UN-Einsatz hat auch wesentlich 
dazu beigetragen, daß die Akzeptanz des 
österreichischen Bundesheeres größer wurde. 

Es gibt aber auch verschiedene andere Aus­
wirkungen, auf die man hier eingehen sollte. 
Ich möchte nicht die bloßen Fakten an sich 
hier nochmals replizieren, diese sind ja 
bereits von meinen beiden Vorrednern vorge­
tragen worden. Auch in der Würdigung sind' 
wir uns alle einig, daß der Friedensdienst 
unserer UN-Kontingente sehr wichtig ist. 

Aber Auswirkungen, die man nicht überse­
hen sollte, sind etwa im Bereich der Miliz 
abzulesen. Es ist ja kein Zufall, daß der neue 
Armeekommandant General Philipp einer ist, 
der nicht zuletzt durch die Schule des UN-Ein­
satzes gegangen ist und der sich vielleicht 
sogar seine Vorraussetzungen für den Posten 
des Armeekommandanten durch seinen 
erfolgreichen Einsatz im Nahen Osten geholt 
hat. Es ist heute auch festzustellen, daß sehr 
viele Soldaten und Kommandanten im 
Bereich der Milizarmee einen UN-Dienst 
geleistet haben; insgesamt - wir haben es 
gehört - schon über 18000. Das wirkt sich 
besonders bei den Reserveunteroffizieren 
sehr positiv aus, weil diese Unteroffiziere ein­
fach in einem ganz anderen Einsatz professio­
nelle Qualitäten erfahren haben. 

Ich möchte abschließend noch einen Aspekt 
einbringen, der, glaube ich, auch berücksich­
tigt werden müßte. Österreich ist ein Binnen­
land, und die internationalen Kontakte sind 
bei uns doch ziemlich reduziert. Der Einsatz 
vieler junger Österreicher im Bereich der 
UN-Kontingente ermöglicht es ihnen, über 
den bloßen Tourismus hinaus einmal ein biß­
chen Internationalität zu schnuppern. Es ist 
wichtig, daß man eine Fremdsprache lernen, 
beherrschen und anwenden muß. Ich glaube, 
daß das für die Entwicklung unseres Landes 
auch ein nicht zu vernachlässigender Aspekt 
ist. 

Wir sind alle stolz auf diesen Einsatz, und 
ich kann auch hier angeben, daß wir den 

Bericht über den Einsatz der UN-Kontingente 
gerne zustimmen werden. (Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 19.14 

Präsident: Nächster Redner: Abgeordneter 
Hofmann. 

19.14 

Abg. Hofmann (SPÖ): Herr Präsident! Herr 
Minister! Hohes Haus! Der alljährliche 
Bericht über die Tätigkeit unserer UNO-Kon­
tingente ist allein schon auf Grund der Tatsa­
che erfreulich, daß auch seitens der Opposi­
tion eine in diesem Haus derzeit eher seltene 
Einhelligkeit gegeben ist. Unsere tapferen 
UNO-Soldaten, glaube ich, verdienen sich 
auch dieses einhellige Lob des Hohen Hauses. 

Die trockenen Zahlen können den interna­
tional anerkannten Einsatzwillen - die Vor­
redner haben das ja schon betont - sicher­
lich nicht widerspiegeln, ob es sich nun um 
die Arbeit unserer UNO-Beobachter, um die 
Tätigkeit der österreichischen UNO-Soldaten 
auf Zypern oder um das besonders schwierige 
Aushalten unserer Soldaten im Golan han­
delt. 

Nicht nur, daß die österreichischen UNO­
Soldaten sowohl hinsichtlich ihrer Ausbil­
dung als auch hinsichtlich ihrer Moral als 
Vorbild gelten, stellt Österreich mit insgesamt 
838 Mann eines der größten UNO-Kontin­
gente. Jeder elfte UNO-Soldat ist Österrei­
cher. Bemerkenswert dabei ist das große 
Engagement von Reservisten, wie dies schon 
angeführt wurde, am österreichischen UNO­
Einsatz. Besonders erfreulich ist, daß im 
Berichtsjahr trotz der teilweise lebensgefähr­
lichen Einsätze bei unseren Soldaten kein ein­
ziges Todesopfer zu beklagen war. Auch das 
spricht für den hohen Ausbildungsstand unse­
res Bundesheeres. 

Der Friedensbeitrag, den Österreich durch 
sein UNO-Engagement leistet, wurde von den 
Vorrednern schon betont. Ich möchte den 
Bogen aber doch weiterspannen und einen 
Vergleich zur Situation unseres Landes bezie­
hungsweise in unserem Land ziehen. Es ist 
doch so, daß - ganz abgesehen von der not­
wendigen Erhaltung der Neutralität - Öster­
reich und sein Bundesheer ähnlich unseren 
UNO-Kontingenten im Nahen Osten im Gro­
ßen auch in Europa zwischen gigantischen 
feindlichen Machtblöcken einen Neutralisa­
tionseffekt und damit auch eine vielleicht 
nicht unwesentliche Friedensmission erfül­
len. 

Meine Damen und Herren! Das wird schon 
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allein durch die exponierte Lage des neutra­
len Österreich deutlich. Warum ich das aus­
führe? - Redner haben heute überschweng­
lieh von der Anerkennung des Bundesheeres 
in der Bevölkerung gesprochen. Aber bei aller 
Anerkennung der Tätigkeit unserer UNO­
Kontingente durch die österreichische Bevöl­
kerung bin ich doch in jüngster Zeit mehr und 
mehr skeptisch, was die tatsächliche Aner­
kennung des Bundesheeres anlangt, das vor 
allem zunehmend bei unseren jungen Men­
schen. Daran ändert auch nichts, daß sich die 
große Mehrheit der Österreicher zur bewaff­
neten Neutralität bekennt. 

Wenn Statistiken dazu anderes berichten, 
so wage ich diese ernstlich in Zweifel zu zie­
hen. Wer das nicht glaubt, braucht nur mit der 
Bevölkerung darüber zu diskutieren. Sicher 
ist das Bundesheer immer ein willkommener 
Helfer bei Katastropheneinsätzen und wird 
nicht ungern als Aufputz bei Veranstaltungen 
gesehen. Aber man darf nicht übersehen, daß 
dort mit eitler Freude auch meist das domi­
niert, was besonders von den jungen Men­
schen kritisch als Establishment bezeichnet 
wird. Wenn es aber auch nur um die gering­
sten Opfer für unser Heer geht, sieht die 
Sache". wie man immer wieder beobachten 
kann, ganz anders aus. Da wird gegen jede 
Art von Übungsplätzen mit Bürgerinitiativen 
zu Felde gezogen, da steigen ganze Regionen 
gegen Schießplätze auf die Barrikaden, nicht 
zu sprechen von den sich durch alle politi­
schen Lager ziehenden Aversionen gegen den 
Ankauf der Überwachungsflugzeuge. 

Als Ursache solcher Negativhaltungen sehe 
ich vor allem ein Versagen der politischen 
Ausbildung und des Wehrunterrichts, nicht 
zuletzt auch aus Eigenverschulden des Hee­
res selbst. Ich glaube, es wäre höchst an der 
Zeit, daß alte Hüte endlich in die Klamotten­
kiste kommen und neue Wege bei der Aufklä­
rung der Bevölkerung - insbesondere der 
Jugend - über Sinn, Notwendigkeit und 
Ernst unserer Landesverteidigung beschrit­
ten werden, und das vor allem vom Bundes­
heer selbst. 

Hohes Haus! Wie sieht es denn derzeit mit 
den Informationen über unsere Landesvertei­
digung tatsächlich aus? Ich habe mir erlaubt, 
mir in den Schulen, sowohl im Pflichtschulbe­
reich als auch in den diesbezüglich noch als 
viel sensibler einzustufenden höheren Schu­
len, selbst ein Bild zu machen. Da kommt 
überwiegend ein geschniegelter und gestrie­
gelter Informationsoffizier in die Klassen -
manchmal sucht man dazu extra noch einen 
Feschak aus -, der meist groß das österrei-

chisehe Heer mit sattsam bekanntem militäri­
schen Glanz und Gloria darstellt: Der David, 
der durchaus in der Lage ist, sozusagen jeden 
Goliath zu erlegen beziehungsweise zu fällen. 
Die Waffe wird da oft nicht als bitter ernstes 
tödliches Verteidigungsinstrument darge­
stellt, sondern eher sozusagen als liebliches 
SpielzeuRverniedlicht. 

Derartige Information ist nicht vielleicht 
eine Ausnahme an unseren Schulen, sie 
scheint leider vielmehr beim Auftritt von 
Informationsoffizieren viel zu oft die Regel zu 
sein. Die Sache hat dabei aber einen gewalti­
gen Haken. Unsere heute Gott sei Dank viel 
nüchterner und realistischer denkenden jun­
gen Menschen nehmen das den überdies päd­
agogisch oft völlig danebenstehenden militäri­
schen Aufklärern einfach nicht mehr ab. 
Dazu kommen oft noch kritische junge Leh­
rer, die während ihrer eigenen Ausbildung 
derartige Mut- und Heldenepen oft auch nicht 
in die richtige Kehle bekommen haben und 
die mit ihrer Negativhaltung beitragen, ein 
negatives Image des Heeres zu bilden. 

Meine Damen und Herren! Wer das nicht 
glauben will, der soll sich nach solch einem 
Wehrkundeunterricht einmal mit Schülern an 
höheren Schulen unterhalten, etwa über die 
Art, wie solche Offiziere manchmal von Leh­
rern und Schülern regelrecht auf die Schaufel 
genommen werden. Ich kann Ihnen sogar 
einen Fall aus meiner engeren Heimat bele­
gen, wo in einer Haupt- und polytechnischen 
Schule die blühende Militärverherrlichung 
eines Herrn Oberst der gesamten Lehrer­
schaft zu bunt wurde. Per einstimmigen Kon­
ferenzbeschluß wurde diesem Herrn Oberst . 
das weitere Betreten dieser Schule vom Lehr­
körper generell untersagt. 

Ich glaube, daß unsere Jugend überwälti­
gend zu unserer Landesverteidigung stehen 
würde, würde nur ehrlicher und nüchterner 
aufgeklärt. Ich werte es als Positivum, daß bei 
unseren jungen Menschen der "Zauber der 
Montur" nicht mehr besonders zieht, viel­
mehr klare und nüchterne Tatsachen, auch 
wenn sie bitterer Ernst sind, viel eher ange­
nommen werden. Daran hapert es aber beim 
Unterricht an allen Ecken und Enden. 

Wie wäre es denn, wenn vielleicht ein Infor­
mationsoffizier einmal anstatt in strahlender 
Uniform in einfachem Zivil als Aufklärer in 
unsere Schulen ginge, wenn er neben allen 
notwendigen Informationen über das Heer 
selbst nicht nur militärische Aspekte, sondern 
das gesamte Spektrum der umfassenden Lan­
desverteidigung ohne viel Pathos, aber mit 
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dem notwendigen Ernst darlegen würde? 
Dazu gehört sicher auch die Verquickung der 
österreichischen Situation mit der internatio­
nalen Lage, die im Falle von Krisen unter 
Umständen alles andere als erfreulich ist. 

Ich bin sicher, daß sich die ganze gegenwär­
tige Flugzeugdiskussion in Österreich hätte 
verhindern lassen, wenn auch diesbezüglich 
die neutralitätsrechtliche Situation auf brei­
ter Basis und mit den drohenden Konsequen­
zen etwa eines Freiraumes in der Luft zwi­
schen feindlichen Lagern in der Bevölkerung 
und bei den jungen Menschen bekannt wäre. 
Die Mehrheit der Bevölkerung weiß darüber 
nach wie vor zuwenig und steht dem Flug­
zeugkauf deswegen eher negativ gegenüber. 
Jahrelange Versäumnisse sind aber bei der 
Aufklärung nunmehr nicht im Schnellzugs­
tempo nachzuholen. 

Ich bin überzeugt davon, daß auch zur Frie­
densbewegung hin die Situation anders wäre. 
Ich glaube, daß viele diesbezüglich mit Recht 
engagierte junge Menschen es einsehen wür­
den, daß ungeachtet jeglicher Friedensbemü­
hungen die bittere Notwendigkeit eigener 
Verteidigungsbereitschaft akzeptiert würde, 
daß man sich in einer rundum von Waffen 
starrenden Welt nicht jeder Rückendeckung 
berauben darf. 

Hohes Haus! Meiner Meinung nach ist es 
also hoch an der Zeit, alte Hüte über Bord zu 
werfen und neue, realistischere Wege in 
bezug auf Aufklärung über den ernsten und 
nüchternen Status der Landesverteidigung 
und ihre Notwendigkeit zu beschreiten. Der 
Einsatz der österreichischen UNO-Soldaten 
wäre diesbezüglich sicher ein wertvoller Auf­
hänger, der von der Bevölkerung auf breiter 

Basis akzeptiert wird. Mit aufrichtigem Dank 
an alle unsere UNO-Soldaten gibt die SPÖ 
daher dem Tätigkeitsbericht gerne die 
Zustimmung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 19.24 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Schlußwort wird keines gewünscht. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht IH-56 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 128/ A und 
129/ A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 1139/J bis 1143/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Donnerstag, den 
21. Feber 1985, um 9 Uhr ein. 

Die Tagesordnung ist der im Saal verteilten 
schriftlichen Mitteilung zu entnehmen. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet werden. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 25 Minuten 
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